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Editorial 

Die Philosophie in Ostdeutschland ist seit 1989 nur verändert 
worden, es kömrnt drauf an, die Veränderung zu interpretieren. 
Deshalb mäandert seit Anfang 1996 eine diesbezügliche Debatte 
durch die bundesdeutsche Medienlandschaft. Ihren Ausgangspunkt 
nahm sie in Heft 1 / 1996 der Deutschen Zeitschrift für Philosophie, 

Berlin. Ulrich Johannes Schneider, in tribalistischer Perspektive 
westdeutsch einzuordnender Wissenschaftler an der Universität 
Leipzig, hatte nach Veränderungen in der Philosophie infolge des 
deutsch-deutschen Umbruchs gefragt. Er sah keine. Wie auch, der 

akademische Benieb must go on. 

Schneider kritisierte, daß die deutsche Universitätsphilosophie „aus 
einer Selbstverständlichkeit in die andere ... geraten (scheint), ohne 
daß eine nicht bloß lokale Diskussion darüber stattgefunden hätte." 
Daß die „Veränderung von den Philosophieprofessoren schweigend 
akzeptiert wurde", erweise sie alle, ,,in Ost und West, als gute 
Staatsbürger und disziplinierte Wissenschaftler. zu deren Wissen­
schaft es offenbar nicht mehr gehört, Probleme einer zwar friedli­
chen, aber radikalen Revolution aller Verhältnisse, gedanklich und 
im Hinblick auf das eigene Tun zu begleiten." 

Dazu brach sich in den Folgeausgaben der DZPh ein breiter Strom 
differenziert tiefsinniger Argumentationen Bahn. Flankierend 
wanderte die Diskussion in langwelliger Bewegung in die Welt. die 

Fran~furter Rundschau, die Zeit, und am 10. Februar 1997 hatte 
auch die F.A.Z. davon mitbekommen. liruner wieder als Autor dabei 

war Gun-tolf Herzberg. Doch auch in seinen Beiträgen fand sich eine 
verfolgenswerte Frage - und ausgerechnet die ist bislang nicht 
beantwortet worden: Was eigentlich wäre im umgekehrten Falle 
gewesen? Anders gesagt: Welche Situation gäbe es, wenn nicht die 
spätbürgerlichpostmodempoststrukturalistischneopragmatisch­
soziaJkonstru.ktivistische Philosophie, sondern der Historische und 
Dialektische Materialismus in der philosophischen Provinz übrigge­
blieben wäre? Folgendes vermutlich: 

Hans St., vonnals Parteihochschule „Karl Marx··, Berlin (DDR), 
besetzte in Frankfurt am Main eine Ordentliche Professttr für -
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kleine Umwidmung - Historischen Materialismus. Jürgen H. hätte 
an dessen Lehrstuhl, nach der Evaluierung als „entwickJungsfähig·', 

eine auf drei Jahre befristete Oberassistenz: wn sich für eine eventu­
elle DauersteUe (außerordentliche Dozentur) im Bereich „Kritik der 
bürgerlichen Soziologie" zu qualifizieren. Als messerscharfer 
Analytiker würde H. bei seinem ersten Auftritt vor dem Zentralen 
Rat für marxistisch-leninistische Philosophie in Berlin. Hauptstadt 
der vereinigten DDR, zutreffend bekennen., daß er, als ideologischer 
Exponent des alten Systems, Schuld auf sich geladen und nun die 
Konsequenzen zu tragen habe. Dies könne gar nicht anders sein. 
auch wenn er, das wenigstens noch zu erwähnen. einige Male 
versucht habe, das zerstörerische Wirken der Bourgeoisie in der 
ehemaligen BRD mit kritischen Anmerkungen ein wenig zu korrigie­
ren, ja, mitunter regelrecht zu torpedieren: wie letzthin noch mit 
seiner These vorn Verfassungspatriotismus, mit der er sich nicht nur 
Freunde gemacht habe. Denn die he1rschende Kapitalistenklasse 
hatte soeben beschlossen gehabt. ihr erkennbar in den letzten Zügen 
liegendes Regime durch die Mobilisierung eines nationalen Selbstbe­
wußtseins zu retten. - Indes, bei aller Einsicht in der Sache, im 
Pausengespräch mit, sagen wir mal, Hans-Peter K., den er als 
zugänglich kennengelernt hatte, rutschte es H. daru, zweifelsohne 
doch heraus: Irgendwie fühle er sich auch ein bißchen verdrängt, 
womit er freilich nichts gegen Genossen St. gesagt haben wolle, den 

er ja auch fiüher schon aus der Feme sehr zu schätzen wußte. K. 
nickte verständnisvoll und wüßte doch zugleich noch mehr. Hätte er 
nicht einige ungarische und polnische Kollegen zu Interventionen bei 
der ZK-Abteilung für Wissenschaft veranlaßt, dann wäre H. bereits 
seit einem Jahr zum Agitationstexter oder Betriebsökonomen 
wngeschult worden. So indes sind nur seine nicht mehr zeitgemäßen 

Werke auf die Deponie des Scbweigens entsorgt worden. 

Soweit diese Vorstellung, über deren Attraktivität sich streiten ließe. 
Man kann es aber auch bleiben lassen und sich vielleicht mit dem 
trösten, was unlängst die Autonomen Dialektiker, die universitätsphi­
losophische Gegenwartsbewältigung resümierend, gespriiht hatten: 
„Die spätbürgerliche Philosophie hat nicht gesiegt. Sie ist nur 
übriggeblieben." 

p.p. 
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THEMA 1: Akademische 
Medizin 

„Daher ist es selbstverständlich ... , daß der Geist 
der neuen Zeit auch den gesamten Ausbildungs­
gang der Medizinstudierenden erfaßt" 
Zum Neubeginn an der Medizinischen Fakultät 
der Berliner Universität 1 

Udo Schagen 
Berlin 

Einleitung und Literaturüberblick 

Die deutschen Ärzte hatten sich in stärke­
rem Maße als andere zum Nationalsozialis­
mus und seinen Zielen bekannt und an 
deren Durchsetzung mitgewirkt. Ein be­
sonderes Mißtrauen ihnen gegenüber von 

Seiten der Sowjetischen Militäradministration war daher zu erwarten. 
Wegen der katastrophalen Lage nach den heiligen Eroberungskämpfen in 
Berlin, aber auch in den weiteren von der Roten Annee besetzten 
Territorien mit ungezählten Verletzten und durch Hunger und Epidemien 
bedrohter Menschen waren die Militärs aber grade auf die Ärzte und die 
Zusammenarbeit mit ihnen angewiesen. Die aus diesem Zwiespalt er­
wachsende Politik, einerseits der Erlaß von besonderen „Richtlinien über 
die Reinigung der selbständigen Heilbernfe ... von nazistischen Ele­
menten·'2 und weiteren Anordnungen und andrerseits die Not, in den We­
sten abwandernde Ärzte und insbesondere auch medizinische Hoch­
schullehrer zu halten oder gar neu aus dem Westen zu gewinnen, führte 
zu widersprüchlichem administrativem Verhalten. Dies wird in zwei 
neueren Arbeiten eingehend diskutiert: 

Horst Spaar legte bereits zwei Teile einer Dokumentation zw· Ge­
schichte des Gesundheitswesens der DDR vor, die wesentlich auf den 
Dokun1enten von Militärverwaltung. Zentralverwaltung für das Gesund­
heitswesen, der Partei und der Regierung beruhen und anhand der jetzt 
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im Bundesarchiv zugänglichen Akten von Partei und Ministerien sowie 
anhand von Gesprächen m.it Zeitzeugen überprüft werden konnten; im 
ersten Teil werden auch frühere offizielle Positionen zum Umgang mit 
den als aktive Faschisten belasteten Ärzten in der Vor- und Frühge­
schichte der DDR insoweit richtig gestellt, als spatestens ab 1949 nur 
noch „leitende Stellen im öffentlichen Gesundheitswesen" für NSDAP­
Mitglieder gespent blieben 1. 

Im Zusammenhang mit der Frage „Wie stark war das Beharrungs­
vennögen der Professionen mit starken W urzelu im Bürgertum unter den 
Bedingungen der SBZ und der DDR?" bat Anna-Sabine Ernst für die 
Hochschullehrer der Medizin eine sehr gründliche und infonnative Stu­
die~ vorgelegt, aus der hervorgeht, daß Professoren auch als frühere 
NDSDAP-Mitglieder in großer Zabl Kliniks- und rnstitutsdirektoreu 
bleiben und werden konnten. Ergebnisse dieser Arbeit werden in diesem 
Heft mitgeteilt 5

• Auf der Ebene der Hochschullehrer gelingt der SED die 
Gewinnung von Einfluß auf die Fakultätalsganzerund auf die Studenten 
für lange Zeit am wenigsten. 

Auf dem Hintergrund dieser widerspruchsvollen Politik ist auch die 
Unmhe zu bewerten, die sich an den neuen Zulassungsvorschriften der 
Berliner Universität 6 nach ihrer Wiedereröffuung in besonderem Maß 
entzündete. Mit ihnen sollte gewährleistet werden, daß durch die Wie­
deraufnahme des Lehrbetriebes „hochqualifizierte Fachkräfte, die ge­
eignet sind, nach demokratischen Grundsätzen praktisch zu handeln," 
herausgebildet werden. Ehemaligen Mitgliedern der NSDAP und ver­
wandter Organisationen durften nach diesem SMAD-Befehl kein Studi­
enplatz gegeben werden 7. Für diese Arbeit am Rande sei bemerkt, daß 
dieser Befehl im übrigen auch ein Beispiel dafür gibt, wie verschiedene 
Übersetzungen des Otiginals, die kursierten, geeignet waren und sind, 
Verwirrung zu stiften. In der schon zitierten Fassung heißt es z.B. unter 
der Ziffer 7.: ,,Der Präsident der Deutschen Verwaltung für Volksbil­
dung hat .. vorzulegen: a) Eine Übersicht der Fachgebiete an jeder Fa­
kultät mit Angabe des Profils der auszubildenden (Hervorhebung durch 
Verf) Fachkräfte .. ". In einer anderen Übersetzung des gleichen Doku­
ments, die sich in den Akten der Abteilung Kultur lilld Erziehw1g des ZK 
der SED findet, heißt es an dieser SteUe ,, .. der zu emlassenden (Hervor­
hebung durch Verf.) Spezialisten .. " 8 Auf dieses Phänomen weist auch 
Fo1tz1k hin 9 

Die Zulassungskommissionen. die tagelang beraten mußten, hatten 
für jeden Bewerber nur wenige Minuten Zeit und orientierten sieb of­
fenbar der Einfachheit halber bezüglich der politischen Zuverlässigkeit 
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an Bescheinigungen anderer Behörden und Organisationen, etwa der 
Anerkennung als Opfer des Faschismus oder an der Mitgliedschaft in den 
zugelassenen Parteien. 10 

Zum Neubeginn an der Medizinischen Fakultät gibt es eine Reihe 
von Veröffentlichungen, auf deren wichtigste hier exemplarisch verwie­
sen sei. 

In der DDR ist die Nachkriegsgeschichte der Medizinischen Fakul­
tät am gründlichsten in einem eigenen Symposium an der Charite11 sowie 
in zahlreichen Arbeiten von Klaus Burmeister und Ruth lange-Pfautsch 
dargestellt worden 11. Nahezu aus aJ len Instituten und Kliniken lfogen gut 
dokumentierte Übersichten zum Wiederaufbau und den Leistungen der 
Mitarbeiter vor. Die gute Zusammenarbeit zwischen KPD, SED, der So­
wjetischen Militäradministration und sogenannten bürgerlich-humani­
stischen Kräften, die die angestrebte ,.antifaschistisch-demokratische 
Umgestaltung" des medizinischen Hochschul- und Gesundheitswesens 
stützten, ist Gegenstand zahlreicher Arbeiten. ,,Große Namen" werden 
immer wieder gefeiert: Schon Ulbricht hatte sich persönlich um die 
bekannten Chirurgen Erwin Gohrbandt und Ferdinand Sauerbruch be­
müht 1, 

Zum 2Sjährigen Bestehen der freien Universität Berlin (FlJB) 
1973 war vom damaligen ersten im Gefolge der Studentenbewegung und 
der anschließenden Hochschulrefonn gewählten Präsidenten eü1e Do­
kumentation zu ihrer eigenen Geschichte und Vorgeschichte und damit 
der Geschichte der Berliner Universität von 1945 bis 1948, in Auftrag ge­
geben worden. In ihr konnten alle erreichbaren Dokumente durch Sieg­
ward Lönnendonkerund Ti/man Fichter sorgfältig aufbereitet werden 14

• 

Zum vierzigjährigen Bestehen 1988 erfolgte eine analytische Erweite­
rung durch mehrere umfangreiche Arbeiten: Insbesondere in den (ge­
trennt) erfolgten Untersuchungen von Lönnendonker und Tent konnte 
wnfangreiches Aktenmaterial, insbesondere des amerikanischen Office 
ofMilitary Government (OMGUS) und zahlreicher weiterer hauptsäch­
lich amerikanischer QueUen ausgewertet werden. Auch die vor allem 
Studenten und Hochschullehrer der Medizin betreffenden Vorgänge an 
der Humboldt-Universität sind darin wiederholt Gegenstand der Bear­
beitung, weil Medizinstudenten zu den führenden Kritikern der Zustän­
de an der Humboldt-Universität gehörten und wesentlich die Gründung 
der FlJB betrieben hatten 15

. 

Nachdem beginnend mit dem Ende der siebziger Jahre der Kom­
plex Medizin/NS einer intensiven Aufarbeitung zugeführt werden konn­
te, ist jüngst auch das Schicksal der vertriebenen Ärzte und die Frage, In 
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warum sie nicht zurückkamen oder im Gegensatz zu dernoch im Oktober 
1945 erklärten Absicht der KPD und der SPD 16 nicht zuriickgeliolt 
ww-den, Gegenstand der Forschung geworden: lm Rahmen des Projekts 
„Exodus der Wissenschaften aus Berlin•' haben in erster Linie Michael 
Hubenstorf ood Peter Th. Walther eine Fülle von biographischem Ma­
terial, auch zur Nachkriegsgeschichte der Medizinischen Fakultät, vor­
gelegt 17

; dabei weisen sie auch auf die noch bestehenden Forschungslük­
ken bin, ordnen die Abläufe unter die politischen Rahmenbedingungen 
und können u.a. ,,Stalinismus" hier und „antikommunistische Kreuz­
zugsmentalität" dort auch dem Wiedereinstieg ehemaliger „Mitläufer" 
des NS zuschreiben. 

Zur Situation und Politisierung an der Medizinischen Fakultät 

ln den meisten wichtigen Lehr- und Forschungsfächern blieben nach 
Wiedereröffüung der Fakultät im F1iihjahr l946 die bisherigen Hoch­
schullehrer im Amt: der Chimrg Sauerbruch, die Gynäkologen Stöcke) 
und Kaufinann, der Pathologe Rössle, der Hals-, Nasen-, Ohrenarzt von 
Eicken, der Phannakologe Heubner, der Physiologische Chemiker Loh­
mann und der Anatom Stieve. Unter besonderem Schutz der Sowjeti­
schen Militärverwaltung standen die Chirurgen Sauerbruch tmd Gohr­
bandt (3. Lehrstuhl im Krankenhaus Moabit), weil diese einerseits schon 
vor dem Krieg über internationalen Ruf verfügten und daher den sowje­
tischen Ärzten als Autoritäten ihres Faches bekannt waren, und sie an­
drerseits schon in den ersten Nachk1iegswochen zu wichtigen Leitungs­
aufgaben im Gesundheitswesen herangezogen worden waren, bei denen 
sie sich bewährt hatten. Die Bündnispolitik der KPD brauchte glänzende 
Namen. Dies ging soweit, daß sie sich im bekannten Fall des Chirurgen 
Sauerbruch sogar dann noch schwer tat, seine Ablösung mitzutragen, als 
seine altersbedingt eingeschränkten operativen und erst recht seine Di­
rektionsfähigkeiten schon untragbar geworden waren. ig 

Die folgende Darstellung macht aus verschiedenen Blickwinkeln 
den Versuch, einen Eindrnck vom Einfluß der Regierungsstellen wie der 
KPD w,d der SED auf Medizinstudenten und Medizinische Fakultät zu 
geben und der Absicht, sie im Sinne der Partei zu beeinflussen. 

/. Einfluß von KPD und SED in den ersten Nachkriegsjahren auf 
die Medizinstudenten 

Aus heutiger Sicht stellt sich leicht der Eindruck ein, als sei der Einfluß 
der KPD und der SED unter den Studenten der Humboldt-Universität 
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gleich von Anfang sehr groß gewesen. Dafür spräche die vielbeklagte 
angebliche Zulassung von Studenten im wesentlichen nach ihrer politi­
schen Zuverlässigkeit und auch Berichte darüber, daß letztendliche 
Entscheidungen noch bei der Sowjetischen Militäradministration gele­
gen hätten. Dieser Frage soll zunächst durch Darstellung der Wahlergeb­
nisse zum Studentenrat der Universität aus der Sicht der SED nachge-
gangen werden: 19 

Verteilung der Mandate 1946/47 1947/48 

SED 4= 1-4% 3= 10% 
SPD 5 4 
LDP 2 1 
CDU 3 3 
Parteilose 14=50% 19=65% 

28 30 

Im Winter-Semester 46/47 (Wahltag 6. Februar 1947) waren 4.462 
Studenten wahlberechtigt, 468 davon waren Mitglieder der SED. Die 
WaWbeteiligw1g erreichte eine fli.r heutige Verhältnisse kaum mehr 
vorstellbare Höhe mit 79,4 und 76,4%! 

Im Aktenbestand der Abteilung Kultur und Erziehung des ZK der 
SED sind für die Medizin folgende Ergebnisse und folgende „Pa11eipo­
litische Einstufung der gewählten Kandidaten'' festgehalten:~' 
für die Vorkliniker 
2 Studentenrat SPD Hess, 0110 

Koehn, 
5 Fak11ltätsrat CDU Brost, Ulrich, HJ, NSD:·,tß 

CDU Ka11nling, Helga BDM 
parteilos Koper(sic!), Helmu1, .1y111µ. 111. SED 
11 G,esecke, H. HJ-reaktionär 
11 Vogel, Fr., deutschna11011ale E111stellung. 

Für die Kliniker sah das Ergebnis so aus: 
2 Studentenrat = parteilos Kew1tz, Helmut, HJ, 

" Petcrmann. Gerhard naz. Einstellung 
6 Fakultätsrat = parteilos Haller, Dorothea, BDM. NSDAP-
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Anwärter, 
Hohlfeld, Kart-J::rnst, Dt. Freischar 
Kewitz, Helm111, HJ, 
Krabs, Ursula, vor 33 SSB, 
Petennann, Gerhard 
Vie=ens, Axel, HJ. 21 
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In der SED wurde das Ergebnis folgendermaßen eingeschätzt: 
„Trotz der sozialen Umschichtung der Studentenscha.fl durch die 

vermehrte Zulassung von Arbeiter- und Bauernkindern zum Studium 1111d 
der teilweise durchgefiihrten Eingliederung der Vorstudienanstalten in die 
Universitäten, trotz des maßgeblichen Einflusses auf die Auswahl bei der 
Neuzulassung hat sich die Posllion der konsequent amifaschistisch und 
fortschrittlichen Kräfte an den Hochschulen nicht wesentlich versttirkt. An 
einigen Stellen erreichte die Anzahl der Stimmen fiir die SED-Kandidaten 
noch nicht einmal die Zahl un~erer Mitglieder in den entsprechenden 
Fakulttitsgruppen ''. n 

Auf dem Hintergrund der zitierten Wahlergebnisse ist der Ein­
schätzung auch aus heutiger Siebt wenig hinzuzufügen. Nichts spricht 
für einen auch nur einigermaßen flächendeckenden Einfluß der SED in 
der Studentenschaft. 

Die 1948 erfolgte Gründung der FU zog mit Sicherheit den Kern der 
aus Sicht der SED „unzuverlässigen" Studenten ab w1d hat die Mög­
lichkeiten, möglichst viele „antifaschistische und fortschrittliche" Kräf­
te bevorzugt zuzulassen, sicher verbesse11. Die soziale Zusammenset­
zung der Studenten, hier nur für die Medizin in Berlin wiedergegeben, 
hatte sich nach einer Aufstellw1g des Hochschulreferats der AbteiJung 
Parteischulung, Kultur und Erziehung im ZK der SED folgendennaßen, 
also aus ihrer Siebt mit Sicherheit unbefriedigend, entwickelt (Angaben 
in Prozent): 

Gesamt Arbe1- Bau- Selbst. Angesl freie Sonst. 
absolut ler cm Handw. Beamte Berufe 

Gcwerbelr. 

46/47 1.283 5,1 0,9 38.5 41,4 14,0 
47/48 1.422 7.7 1,1 19,4 48,t 23,4 ') 

Die als „vertraulich" gekennzeichnete „Diskussiongrw1dJage" vom Ja­
nuar 1949 trägt den programmatischen Titel: ,,Für eine verstärkte Förde­
rung des Arbeiter- und Bauernstudiums! "23 Die Gesamtstudentenzahlen 
an der Berliner Universität stellten sich wie folgt dru-24: 

1945/46 1946/47 1947/48 1948/49 1949/50 

3.234 4.312 5.965 7.250 6.642 

ln einer Sitzung über Hochschulfragen am 18.01.1949 beim ZK der SED 
mit Vertretern aller Parteihochschulgmppen 2~ wurde, wohl auf dem 
Hintergrund der unbefriedigenden Wahlergebnisse, über die längerfri-
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stig vorgesehene Ablösung der Studentenräte durch Betriebsgewerk­
schaftsleitungen (BGL) diskutiert, eine Position, die sieb aber zugunsten 
des Vorschlags einer „politischen Aufgabenwahrnehmung durch Stu­
dentenräte" nicht durchsetzte. Die folgenden Entwürfe zum Studenten­
statut, die Richtlinien zu den Wahlen, entsprechende Anordnungen, 
Anweisungen, Wahlordnungen, zuletzt die „Wahlordnung für die Stu­
dentenrats- und Fakultätsratswahlen im Wintersemester 1949/50" vom 
10.12.1949 des Ministeriums für Volksbildung der DDR, Hauptabtei­
lung Hochschulen Wld wissenschaftliche Einrichtungen,26 legen fest, 
daß die Wahlausschüsse aus V ertretem der Massenorganisationen (FDJ, 
FDGB, Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, Kultur­
bund zur demokratischen Erneuerung Deutschlands und dem Studiende­
kan) bestehen. Die Kandidaten werden auf MitgliederversammlW1gen 
der „demokratischen Massenorganisationen" nominiert, die FDJ ist 
Träger der Wahlen (ab WS 1949/50). Dadurch kann über die Kandida­
tenaufstellung das gewünschte Wahlergebnis gesteuert werden. Schon 
früher(undatiert, wahrscheinlich 1948) heißt es in einer „Stellungnallme 
des Sekretariats zu den Sn1dentenratswahlen": 

,.Entscheidend fiir den Ausgang der Wahl ist die Kandidatenaufstel­
lung. Da sich der zentrale Wahlausschuss, der die Kandidatenaufstellung 
leitet, in unseren Htinden befindet, kann das gesteckte Ziel bei guter 
Vorbereitung erreicht werden. "27 

Es läßt sich denken, daß nun dienächsten Wahlen im Frühjahr 1950 
durch die Parteigruppen besonders intensiv vorbereitet wurden. Der 
Verlauf schien, auch die Medizinische Fakultät betreffend, Anlaß für 
Zuversicht zu geben. So berichtete die SED-Betriebsgruppe: 28 

„Zur Versammlung anwesend 600, Versammlungsdauer 1-1-21.00 
Uhr. Hier gab es eine wirklich politische Auseinandersetzung mit den 
bürgerlichen Studenten. Unsere Genossen beherrschten durch ihre Offen­
sive bis zum Schluß die Versammlung. " 

Von 1.693 Studenten seien 246 im FDGB, 115 in der FDJ und 150 
SED-Mitglieder. 

Wie sieht nach all dem nun das Wahlergebnis 1950 aus? 
An der gesamten Berliner Universität werden nach Parteiangabe 

von 7.552 Wahlberechtigten 5.897=81,2% (vom Verf korrigiert: 78%) 
der Stimmen abgegeben. Zwar erhalten die SED-Kandidaten für den 
Studentenrat die absolute Mehrheit, aber 2.452 = 41,58% der Stimmen 
sind ungültig! In der Medizinischen Fakultät werden von 1.693 Wahlbe­
rechtigten 1.223 = 72,2% der Stimmen abgegeben, von denen aber sogar 
820 = 67% ungültig sind!29 An keiner anderen Hochschule der DDR, an 
der Berliner nur bei den Theologen und Veterinännedizinem, gab es 
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noch mehr ungültige Stimmzettel. Sie waren mit den unterschiedlichsten 
Aufschriften versehen, die in einem eigenen Bericht „Provokateu1ische 
Bemerkungen auf Stimmzetteln" über vier Seiten akribisch festgehalten 
wurden, bei den Medizinern u.a. mit „Mir ist es egal, macht was ihr 
wollt". ,,Keine Stimme Russenknechten''. ,,Kandidaten fast alle unbe­
kannt", ,,Wir wollen eine Universität, die in keiner Weise unter den to­
talitären Machenschaften eines keinesfalls demokratischen Prinzips 
steht, wie es der Bolschewismus vertritt. Meine Stimme gehört nicht den 
aufgestellten Kandidaten .. ,,). 

Im „Bericht über Studentenratswahlen" der SED-Betriebsgruppe 
vom 16.2.1950 beißt es aber dann doch: ,,Der Ausgang der Studenten­
ratswahlen hat den fortschrittlichen Kräften einen großen Erfolg ge­
bracht." Dies, obwohJ auf den Seiten vorher nach eingehender Analyse 
festgestellt wird, daß sogar die Spitzenkandidaten der FDJ-Vorschlags­
liste nur wenig mehr Stimmen als die Zahl vorhandener Paiteimitglieder 
erhielten. bei den Medizinern z.B. nur das l ,63fache, und der letzte (30.) 
gewählte Kandidat häufig erheblich weniger.31 

Dieser Umgang mit der Wirklichkeit, eine Niederlage, wie sie grö­
ßer kaum denkbar ist, als Erfolg festzuhalten, versetzt auch mich heute 
noch und immer wieder in Erstaunen. Mindestens in einer Hinsicht 
scheint diese in allen Medien hunderttausendfach vervielfältigte Selbst­
eü1schätzuog aber Erfolg gehabt zu haben: die „westliche" Literatur 
schon zu diesem Zeitraum ist häufig geprägt vom Begriff der ,.Sowjeti­
sierung" der Universitäten: selbst ein kiitischer und zmerlässiger Ana­
lytiker wie lönnendonker, dessen Material ebenfalls eher das Gegenteil 
hergibt, verwendet ihn als Kapitelüberschrifl.' 2 

2. Wer lehrte Medizm? 

Aus dem Mangel an qualifizierten, nicht durch den Nationalsozialismus 
belasteten Dozenten, einerseits und den großen Anstrengungen, berühm­
te Professoren an der Universität zu halten, ergab sich. daß sich die Lehr­
inhalte fast aller Fächer noch auf Jahre hinaus an klassischen Inhalten der 
„nur" naturwissenschaftlich orientierten Medizin und ai1 der klinischen 
Prax.is der Hochschulkliniken ausrichteten und nicht an dem, was mit dem 
weiter unten beschriebenen Studienplan beabsichtlgt war. Während ver­
sucht wurde, formal belastete und öffentlich durch ihre Nähe zum 
Nationalsozialismus diskreditierte Hochschullehrer aus den Ämtern zu 
nehmen, wurden klassisch konservativ denkende und handelnde Medizi­
ner nicht nur in ihren Ämtern belassen, sondern auch weiterhin hochge-
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ehrt. 1n der bereits zitierten Arbeit von A.-S. Ernst findet sich der wohl als 
gescheitert zu bezeichnende Versuch dargestellt, sich von vorher na­
tionalsozialistisch organisierten Hochschullehrern zu a·e1men. 

Bezüglich der Inhalte der wissenschaftlichen Arbeiten von zwei 
langjährig noch an der Berliner Universität lehrenden Professoren und 
ihre Verstrickung in Forschungsfragestellungen, die aus heutiger Sicht 
kiitisch bewertet werden müssen, sei hier nur auf andere exemplarische 
Arbeiten verwiesen. 

Erwin Gohrbaodt ( 1890-1965) berichtete 1943 im Zentralblatt für 
Chirurgie über die Unterkühlungsversuche Si&rrnund Raschers w1d Emst 
Holzlöbners im KZ Dachau. ohne sich kritisch mit dieser Art von Wis­
senschaft auseinanderzusetzen. Auch im Nachhinem findet sieb hierzu 

nichts von ihm. 
Hermann Stieve ( 1886-1952) hatte von mindestens 188 hingerich­

teten Frauen, die meisten aus dem Widerstand gegen den Nationalsozia­
lismus stammend, die Ovarien untersucht, ohne an der Herkunft seines 
,.Materials" Anstoß zu nehmen.' 3 Aber auch die Medizinstudenten der 
Nachk1iegszeit, viele sicher noch unter dem Eindruck der Fronterlebnis­
se stehend, fanden nichts dabei, wenn die meisten der Leichen, an denen 
sie ihre Anatomie-Übungen absolvierten, keine Köpfe hatten, da sie aus 
Hinrichtu11gen stammten; dies galt ebenso für die Delegationen sowje­
nscher Ärzte, die die Einrichtungen der deutschen Wissenschaft, auch 
die Anatomiesäle, an der Berliner Universität besuchten.3-1 

Wie sich indu-ekt die Haltung und der Duktus der in Lehrveranstal­
tungen vermittelten Werte und Ewstellungen solcher Hochschullehrer 
auf die EinstelJung zukünftiger Generationen von Ärzten vermittelt und 
diese beeinflußt hat, wäre ein Desiderat für zukünftig aozusteUende 
Untersuchungen. 

3. Der neue 5.'wd,enp/an für Medizin 

Was erwartete die Medizinstudenten in den ersten Jahren ihres Studiums 
inhaltlich? Wer legte den Studienplan fest? 

1m Januar 1946 erschien als Doppelheft 1 und 2 die erste Ausgabe 
des ersten Jahrgangs einer neuen Zeitschrift, der ersten medizinischen 
Fachzeitschrift überhaupt. Das Deutsche Gesundheitswesen, herausge­
geben von der Zentralverwaltung für das Gesundheitswesen in der 
sowjetischen Besatzungszone. Deo Aufruf zur Mitarbeit ,.Zu neuem 
Begumen''. unterschrieben für die Scluiftleitung: der von der SMAD ein­
gesetzte Präsidenten der ZentralverwaltUilg. Konitzer, den kommissari-
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sehen Präsident des ehemaligen Reichgesundheitsamts, Schopohl, der 
Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Zellphysiologie, Warburg, 
sowie die Professoren der Medizinischen Fakultät Lohmann lPhysiolo­
gie), G. v. Bergmann (Medizinische Klinik). Rössle (Pathologisches 
Institut), Stieve (anatomisches fnstinit), Kaufmann (Frauenklinik). Über 
„unsere neue Zeitschrift•' und ihre Aufgaben schreibt die Schriftleitung 
u.a.: 

.. Die bisherige analytische Medizin, der au/Grund ihrer Forschungs­
methoden so wichtige Einblicke und so fruchtbare Ergeb111ssefiir D10gnose 
und 171erapie aller Krankheiten zu verdanken stnd, wird nach wie l'Or die 
ihrer Bedeutung e111sµrechende S1el/ung einnehmen. Auf jeden Fall aber 
verlangt die Wandlung der Wissenschaft eine Anpassung des Lehrbetriehes 
und der wissenschaftlichen Ausbildung desjungen Mediziners. Die Aus­
weitung seiner Kenntnisse auf allgemeine Vorgänge und 
Probleme des Lebens, deruntrennbareZusammenhangseine!>Beru­
.fes mit anderen nicht medizinischen W1ssensgeble1en muß in dem Sll1dien­
plan zum Ausdruck kommen. Es 1st eine möglichst universelle Ausbildunf!, 
anzustreben und dabei gleichzeitig auf eine andere Geisteshaltung 
h111z11arbei1en, welche die Ärzteschaft vor einer ähnlichen allgemeinen 
Desorientierung bewahrt, wie sie sich in den letzten zwöljJahren entwickelt 
halle. Auch dazu soll diese Zeitschrift bei/ragen. 

... in schändlicher und tml'eranrwonlicher Werse hat der Nationalso­
zialismu.1· auch die Wissenschaft zum Werkzeug seiner verbrecherischen 
Geisteshal1tmg und seiner verbrecherischen Ziele gemacht. Dabei hat er 
leider auch die Unterstii1z11ng oder die stillschwergende Duldung großer 
Teile der hzteschaft gefimden. " (Hervorhebungen im Original) 31 

Noch im Jahre 1946 waren Carl Kaufmann einem Ruf nach Mar­
burg und Gustav von Bergmann einem Ruf nach München gefolgt; 
trotzdem war die Medizinische Fakultät selbst nach dem Urteil der ve­
hementesten Kritiker der hochschulpolitischen Lage ,.der Zahl nach und 
qualitativ ausgezeichnet besetzt"; so „Der Tagesspiegel'', der durch sei­
ne Veröffentlichungen wesentlich die Gründung der Freien Universität 
gegen die Linden-Universität W1terstützte, noch in seinem Artikel ,,Uni­
versitas oder Parteiliocbschule?" am 8. November 194 7.36 

„Derneue Studienplan für Mediziner" wurde bereits am 13. 0 1. 1946 
durch ein Referat auf der 4. Tagung der Landes- und Provinzialgesund­
heitsämter der sowjetischen Besatzungszone öffentlich vorgestellt und 
am 28. Februar 1946 vom Referenten veröffentlicht37. Wer war der Refe­
rent und Autor? 

Fritz von Bergmann stammte aus einer für die Berliner Medizin 
bedeutenden und über die Grenzen Deutschlands berühmten Famj)je_ 
Sein Vater war der schon erwähnte !J1ternist Gustav von Bergmann. Er 
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selbst war während des Krieges als Assistent in der Pharmakologie 
Wolfgang Heubners tätig und hatte sieb mit der Familie nach der Zer­
störung des Instituts durch Bomben auf sein Gut östlich von Berlin 
zurückgezogen. Dort machten ihn die vonückenden Sowjets, nicht zu­
letzt beeindrnckt durch das Porträt seines Großvaters, des Chirurgen 
Ernst von Bergmanninrussischer Offizierswli form, die er als beratender 
Chirurg der russischen Donauarmee im russ1sch-türkischen Krieg 1877 
getragen hatte, zunächst zum Bürgenueister von Neubrück 18 und emp­
fahlen ihn dann als Abteilungsleiter in die neu aufgebaute Deutsche Zen­
tralverwaltung für das Gesundheitswesen in der sowjetischen Besat­
zungszone39 . ln dieser Eigenschaft nun arbeitete er ,.im Einvernehmen 
n:ut den Mitgliedern der medizinischen Fakultät und der Zentralverwal­
tung für Volksbildung··, dort mit deren Stellvertretendem Leiter, dem 
bald wieder zum Professor der Inneren Medizin ernannten Theodor 
Brugscli, den neuen St11dienplan aus, der von der sowjetischen Militär­
verwaltung für alle sechs Universitäten ihrer Zone für verbind! ich erklärt 
wurde:IO 

Neben der selbstverständlichen Eliminierung von Fächern w1d 
Inhalten wie der Rassenlehre und Wehrmedizin enthielt dieser Studien­
plan folgende Neuemngen: Die bis dahin (und an den westdeutschen 
Universitäten noch bis in die siebziger Jahre) getrennt tuiterrichteten 
Fächer Zoologie und Botanik wurden durch Biologie ersetzt. Neu hinzu­
kommen sollten obligatorische Vorlesungen über ,.geisteswissenschaft­
liche Fächer, ... in der Hauptsache ... Gebiete der Philosophie, der Psy­
chologie und der Kulturgeschichte", die nach dem 5 Semester auch ge­
prü A. wurden. ,,Sehr stark zur Geltung" sollten „den Ärzten bisher wenig 
bekannte Fächer" kommerL wie „die soziale Hygiene, die soziale Patho­
logie und die Sozialmedizin". Diese Fächer wurden u.a. mit der Bedeu­
tung der Umwelt für den Menschen begründet, ,,dessen Bedingungen im 
wesentlichen von seiner sozialen Lage abhängen", daher erscheine „es 
selbstverständlich, daß Diagnose, Therapie und Prognose der Krankhei­
ten ohne Berücksichtigtmg der sozialen VerhäJtnisse Stückwerk bleiben, 
tmd daß der Arzt, der die soziale Umwelt nicht in Betracht zieht, die 
Wirklichkeit vernachlässigt:' ,,Das menschliche Versagen vieler Ärzte 
in den letzten Jahren, vor allem auch beim Kriegsende, beruhte - neben 
der Fehlerhafügkeit ihrer ethischen und politischen Auffassw1gen -
grade auf dem Mangel an Verständnis fiir die sozialen Fragen." Auch die 
,,fünfstündige Vorlesung über Sozialhygiene mit Praxis in der Gesund­
heitsfürsorge·' und eine „zweistündige Vorlesung über Berufskrankhei­
ten und Gewerbehygiene", die hier begründet und im einzelnen dann 
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auch in der wenig später veröffentlichten „Prüfungsordnung für Medi­
ziner" 41 aufgenommen wurden, finden sich für die westdeutschen Uni­
versitäten erst in der Approbationsordnung von 1970. 

Der westdeutschen Diskussion im. Gefolge der Studentenbewe­
gung um die Reformierung des Medizinstudiums waren diese Dokwnen­
te nicht bekannt. Um so erstaunlicher sind fast gleichlautende Forderun­
gen an die Inhalte solcher Studienfacher, die aus der Abgeschlossenheit 
der Ausbildung (Schlagwort „Hochschule als Elfenbeintunu") von der 
sozialen Wirklichkeit erwachsen warenY Es ist hier nicht der Ort. die 
möglicherweise aucb diesen Intentionen nicht entsprechende Umset­
zung dieser Forderungen und Vorschriften in den folgenden Jahren dar­
zustellen. Für die Frage der Situation in den Semestern unmittelbar nach 
dem Krieg kommt es mir darauf an, den breiten Konsens aufzuzeigen, 
der hinter diesen Forderungen stand. Fritz von Bergmann kann, wie die 
meisten der Autoren dieses Studienplans, mit Sicherheit nicht den mit 
der SED sympathisierenden Kräften zugerechnet werden; an der Vorbe­
reitung der gegen die „alte" Universität erfolgten G1iindung der Freien 
Universität Berlin als Sekretär des vorbereitenden Ausschusses bereits 
im Sommer 1948 wesentlich beteiligt. übernahm er dort das spätere Amt 
des Kurators, des höchsten Verwaltungsbeamten. Aus diesem Amt 
schied er erst 1969 aus Protest gegen das neue Refonn-Universitätsge­
setz aus43

. Die Erläuterung des Studienplans von l 946 hatte er noch 
eingeleitet u.a. mit den Worten: 

„ Wir befinden uns hellle an einem e11/scheidende11 Wendepunkt in der 
Geschichte unseres Volkes, und diese Wandlung, deren Umfang wir e1:r1 zu 
ahnen beginnen, kann mchl ohne Einfluß auf den Werdegang des jungen 
Arz1es sem. D(lher ist es selbsn1ers1ändlicl1, daß die Eröffnung der Umver­
s1tälen und damit der medizinischen Faku/1ä1e11 davon abhängig gemach! 
wurde, daß der Geisl der neuen Zeit auch den gesamren Ausbildungsgang 
der Medizinsflldierenden er.faß! 1111d ihn den gleichen Zielen enlgegenfiihl'I, 
die wir fiir das ganze Volk erhoffen: Sinngemäße, produkrive Arbeit im 
Dienste alfer. "44 

Fazit 

Ziel dieses Beitrags konnte nur sein, einen ersten Überblick zu geben 
über die Si111ation. die am Beginn des Neuaufbaus aller Medizinischen 
Fakultäten stand. Wie die Ärzte insgesamt, hatten sie sieb mehr oder 
weniger. aber meist doch begeistert, auf die Anforderungen des Natio­
nalsozialismus an die Wissenschaft und die Haltung der Ärzteschaft ein­
gelassen. Vieles von dem, was heute an der Charite und anderen Fa-
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kultäten der Sowjetischen Besatzungszone als Vorläufer einer Verein­
nahmung durch die SED erscheinen mag, konnte in den ersten Nach­
kriegsjahren mit einem breiten Konsens aller politischen und sozialen 
Grnppen auch in der Wissenschaft rechnen, zumindest bei denen, die 
nicht auch 1946 noch mehr oder weniger versteckt nationalsozialisti­
schem oder faschistischem Gedankengut nachhingen. 

Udo Sc:hagen. Dr. med, i:,f seil /986 Leiter der l·orsch11ngss1el/e 
l.eilgeschich1e 1111 J11sti1111jlir Geschicl11e der Medi=i11 

de, Fri:ien U11iversi1ct1 Berlin 
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Doppelstaatsbürger von Partei und Fach? 
Das soziale und politische Profil der DDR­
Medizinprofessoren in den 50er Jahren 

Anna-Sabine Ernst Nacbder.,Wende"gerietauchdie(Hoch-
Berlin scbul-)Medizin der DDR unter Druck: 

Sensationsmeldungen übereinen politisch 
gesteuerten Mißbrauch ärztlicher Fwi.k­
tionen gegenüber Patienten ließen be­
fürchten, daß nun abetmals eine „Medi-

zin ohne Menschlichkeit" (Mitscberlich) zu Tage befördert würde. 
Zugleich machte das Scblagwott „Entprofessionalis1erung" die Runde: 
Der Berufsumbau infolge des nach ,,sozialistischem" Muster reorgani­
sierten Hochschul- und Gesundheitssystems habe zu einem Verlust der 
professionellen Standards und damit zu einer allgemeinen „Dequalifi­
zierung·' der Mediziner geführt, wovon auch zahlreiche ,.Parteibuchkar­
rieren" von Wissenschaft.lern Zeugnis ablegten. Kaum einer dieser 
Vorwürfe erwies sich als haltbar. was freilich nicht verhinderte, daß es 
an Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtw1gen zu 
zahlreichen Entlassungen kam. Die davon Betroffenen fühlten sieb an 
die Situation an den Hochschulen nach 1933 erinnert. 1 Ein historischer 
Vergleich, der frei lieh ebenso wenig trägt wie die vorangegangenen De­
nunziationen. [m Unterschied zu 1933 handelte es sich diesmal über­
wiegend wn sogenannte Bedarfskündigungen aufgrWJd finanz- und 
struktw-politischer Neuerungen; höchstens 10% der Entlassungen waren 
im engeren Sinnepolitisch, d.b. mit prominenter SED-Tätigkeit (,,Staats­
nähe") oder Zuarbeit für das MfS begründet, wobei übrigens das Enga­
gement in einer der „Blockparteien" nicht disk1iminierend wirkte.2 

Unabhä.11!:,rig vom Realitätsgehalt der jeweiligen Argumente geben 
diese Debatten Anlaß, einen Blick auf eine dritte hochschulpolitische 
Zäsur, auf die von 1945. zu werfen. Lmd danach zu fragen, wie sich die 
„politische Säubenmg" und der anschließende Umbau der Hochschule 
auf das soziale und politische Profil sowie auf die Karrieremuster der 
Hochschullehrer 1m Fach Mediziu auswirkte. Im Mittelpunkt stehen 
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dabei die Lehrstuhlinhaber. bei denen auf eine wnfassende statistische 
Erhebung zurückgegriffen werden kann.3 

Entgegen der gängigen DDR-Lesart initiierte die Entnazifizierung an 
den ostdeutschen medizinischen Fakultäten keinen breit angelegten 
Austausch der alten Bildungselite, obwohl sich bis 1945 nahezu Drei­
viertel aller medizinischen Hochschullehrer fonnaJ der NS-Partei ange­
schlossen hatten. Stattdessen fungierte die Entnazifizierung hier ebenso 
wie bei den außerhalb der Hochschulen tätigen Praklikem als eine An 
,,Kontinuitätsscbleuse" (Nietbammer). Als Staatsangestellte waren be­
lastete Professoren in großer Zahl amtsenthoben und damit aus der Lehre 
entfernt worden, so daß die Fakultäten erheblich schrumpften. SMAD 
und deutsche Gesundheitsfunktionäre waren sich indes darin einig, daß 
politische Prinzipientreue hinter der Lösung der dramatischen gesund­
heitlichen Nachkriegsprobleme zurückzutreten habe. Wenn sie sich 
nicht in ihre private Niederlassung zurückzogen, wurden viele der Ent­
lassenen sogleich auf der Basis sogena1mter Notdienstverträge in den 
Universitätskliniken befristetet weiterbeschäfugt. Diese Arbeitsverhält­
nisse muteten zum Teil grotesk an, wenn zum Beispiel der ehemalige 
Ordinarius als Assistent in „seiner" alten Klinik tätig wurde. Trotz allem 
war dies eine strategisch günstige Position für den Wiedereinstieg in die 
Hochschullaufbahn, die sich in dem Maße eröffnete, in dem die Entna­
zifizierungsbestimmungen gelockert bzw. suspendiert wurden. Nach­
weisliche „Mitläufer'' unter den Medizinordinarien kehrten bereits im 
Laufe des Jahres 194 7 in ihre Ämter zurück. Bei den übrigen dauerte die 
„Karenzzeit" in der Regel bis 1949, wobei die Neuberufung oft mit 
einem Wechsel des Hochschulorts verbunden war. Der anfänglich dra­
matischePersonalver/uststand mithin in keinem Verhältnis zum langfri­
stigen Personalaustausch. Denn zum endgültigen Abbruch ihrer 
Hochschullaufbabn dürfte die Entnazifizierung bei weniger als 15% der 
Medizinprofessoren geführt haben, womit der politisch induzierte Eli­
tenwechsel geringer ausgefallen wäre als nach 1933.~ 

Die sukzessive Reintegration NS-belasteter Wissenschaftler ist 
auch ein Gmnd dafür, weshalb der Anteil ehemaliger NSDAP-Mitglie­
der uuter den Medizinordinarien bis 1961 nich.t wie erwanet stetig fällt, 
sondern zwischen 1947 und 1952 von rund 32,9% auf 42.9% ansteigt. 
Der Höhepunkt ist erst 1957 (50,4%) überschritten, wofür freilich nicht 
mehr die Rückkehr vonnals Entlassener verantwortlich ist, als viehnehr 
die Tatsache, daß .in den 50er Jahren die Generation nachrückt. die ihre 
Laufbahn während des NS begonnen hatte und, wenn nicht aus politi-
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scher Überzeugung, so doch als eine die Karriere flankierende Maßnab­
me häu:fig iJJ derNSDAPorganisie1twar. Die aufgrund ihres Alters nicht 
oder gering NS-Belasteten kamen erst seit den 60er Jalu·en auf Lehrstüh­
le. Spätestens seit 1949 spielte die NS-Vergangenheit bei Berufungen 
obnehin überhaupt keine Rolle mehr. 

Immerhin war jene erste Generation der Ordinarien. die bei Wie­
dereröffuung der Universitäten wichtige Weichenstellungen vornahm,' 
deutlich von der Entnazifizierung geprägt: Bei den politisch unbelaste­
ten Wissenschaftlern, die 1946 für ein Hochschulamt zur Verfügung 
standen, handelte es sich entweder um nach 1933 aus politischen Grün­
den oder aufgrund ihres Alters Entlassene bzw. freiwillig aus dem Amt 
Geschiedene, die nun rehabilitiert bzw. reaktiviert wurden. wie z.B. Karl 
Bonhoeffer oder Theodor Brugsch. Eine weitere Gruppe hatte bis l 945 
kontinuierlich gelehrt, war 1933 jedoch bereits soweit etabliert gewesen, 
daß sich ein Paneibeitritt für sie erübrigt hatte, wie es beispielsweise bei 
dem durchaus mit dem NS sympathisierenden deutsch-nationalen Wal­
ter Stoeckel der Fall war. Remigranten, die, wie es die SMAD wollte, in 
einem Akt demonstrativer Wiedergutmachung auf einen Lehrstuhl ka­
men, sind unter den Medizinern kaum zu finden; der 1948 in Leipzig 
berufene Felix Boenheim blieb eine Ausnahme. Hohe hochschuJ- und 
wi ssenscha ftspol i tische lnnovati onsbereitschaft war von diesem zwangs­
läufig stark überalterten Personenkreis kawn zu erwanen. Das Durch­
schnittsalter der 1947 Amtierenden lag bei knapp 61 Jahren. rund ein 
Siebtel war über 70 Jahre alt. wobei die Emeriti, die tatsächlich noch 
einen G uttei I der Lehre bestritten, garni cht mitgerechnet wurden, so daß 
man hier geradezu von einer gerontokratischen Dominanz sprechen 
könnte. 

Ein Großteil dieser ersten Nachkriegsgeneration schied in der 
Regel altersbedingt jedoch schon bis 1951 /52 wieder aus der Hochschu­
le aus, w1d in der zweiten Hälfte der 50er Jahre verjüngte sich der 
Lehrkörper infolge größerer Personalumschichtungen und Neuberu­
fungen deutlich. Wie veränderte sich dabei nun das soziale und politi­
sche Profil der Mediziuordinruien? Schlug sich die jetzt von der Panei­
und Staatsführung propagierte Gegenprivilegierung nieder? Rückten 
die Nachkommen der neuen „führenden Klasse" und „treue Genossen" 
in die Rä11ge der Lehrstuhlinhaber ei.11? Welche Effekte zeitigte die 
Frauenförderung? 

Daß sich die soziale Schichtung der Professorenschaft schon in der 
frühen DDR zugunsten ehemals bildungsfemer Scbichteu merklich 
verändern würde, war angesichts der langen Ausbildungswege kawn zu 
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erwarten. Die einzigen beiden Arbeitersöhne im Sample. Herbert Par­
nitzke (Psychiatrie) und Josef Pichtoka (Physiologie), verdanken ihren 
Einstieg in die akademische Karriere der Weimarer Begabtenförderung 
bzw. deren Fortfühnmg im NS und genossen ihrer Herkunft wegen in 
der DDR offenbar keine benifüchen Privilegien. Zwar verschiebt sieb 
das Soz.ialprofil der Hochschulmediziner bis zum Mauerbau zugunsten 
der Nachkommen aus dem ,.neuen Miuelstand", deren Anteil von 
15,9% auf 25,2% steigt, wohingegen Besitz- und Bildungsbürger an 
Terrain verlieren. 6 Dies ist jedoch nicht der DDR-Bildungspolitik 
geschuldet, sondern vielmehr ein Langzeiteffekt der sozialen Öfföung 
der Hochschulen in der Weimarer Republik, die nun gewissermaßen als 
eine „demographische Welle·' auch die Lehrstühle erreichte. Ohnehin 
hatte das bürgerliche Rekrutierungsmonopol der HochschuJ lehrerschaft 
schon in den 30er Jahren zugunsten kleinbürgerlicher Schichten zu 
bröckeln begonnen. 1 Anders als in dem einst sozial elitärsten Fach Jura, 
in dem schon 1954 rund ein Viertel aller Professoren aus Arbeiter- und 
Bauernfamilien stammten. 8 sollte die Politik der sozialen Gegenprivi­
legierung i.11 der Medizin erst im Zuge des Generationswechsels durch­
schlagen, als die ersten Absolventen von DDR-Hochschulen in den 
späten 60er Jahren auf Lehrstühle kamen. 

Während man davon ausgehen kann, daß das Potential hinreichend 
vorgebildeter Anwärter auf eine Hochscbullaufbalu, aus Arbeiter und 
Bauernkreisen in der DDR tatsächlich ausgeschöpfi wurde, kann der 
weiterhin geringe Anteil von Frauen nur auf einem fortdauernden direk­
ten oder indirekten Ausschlußverfahren beruJ1en. Denn gerade im Arzt­
bemf hatten die Frauen seit der Jahrhundertwende schnell Fuß gefaßt, 
und auch im NS war der Prozeß der Feminisienmg der Profession 
praktisch nichl gestoppt worden. 1946 waren 17% aller Ärzte in der SBZ 
weiblichen Geschlechts, an den Universitätkliniken stellten sie 1950 
immerhin 19% aller Assistenzärzte. Allein, bis 1961 waren insgesamt 
nur vier Frauen auf einen Lehrstuhl berufen worden. was einem Anteil 
von 1,5% entspricht. Eine weitere, Elfriede Paul, hatte es zu einer 
Professur mit vollem Lehrau flrag gebracht, wobei einzig ihr, die bereits 
seit den 20er Jahren ,,Genossin" war und das aus ideologischen Gründen 
als besonders föderungswürdig erachtete Fach Sozialhygiene vertrat, bei 
ihrer Karriere eine gezielte Unterstützung von Staat und Partei zuteil 
geworden war. AufLeitungspositionen außerhalb der Universität waren 
die Ärztinnen im übrigen gleichern1aße11 unterrepräsentiert. Die traditio­
nelle geschlechtsspezifische Arbeitsteilung innerhalb der Profession, 
derzufolge sich beispielsweise männliche Klinikärzte besser Raum für 
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ihre Forschung zu schaffen vennochten w1d Routinearbeiten auf ilire 
Kolleginnen abwälzten, sollte auch langfristig erhalten bleiben - was 
dann vortrefflich mit den innerfamiliä.ren Verhältnissen harmonierte. 
1989 waren ganze 5% aller Professoren. also nicht nw· der Ordinarien, 
weiblichen Geschlechts. 

Nicht nur in sozialer, sondern auch in parteipolitischer Hinsicht 
erwiesen sich die Mediziner als ausgesprochen strukturkonservativ. 
Eine dem NS vergleichbare „Parteiärzteschaft•• hat sich weder bei den 
Praktikern noch bei den Hochschullehren entwickelt. Die überwiegende 
Mehrheit zog sich nach 1945 auf die Rolle des politisch indifferenten 
Humanisten zurück. Es war dies eine Rolle, die ihnen die SED bereitwil­
lig zugestand. Mit dem ,,Humanismus" war eine offene, von beiden Sei­
ten inhaltlich verschieden gefiillte „Zauberfonnel" 9 gefunden. auf deren 
Basis das Bündnis zwischen SED und „alter Intelligenz•· funktionieren 
konnte. Einerseits dem Bestreben der Staatsführung entgegenkommend, 
die „bürgerliche'' lntelligenz als politisch neutralisierte Funktionselite 
zu integrieren, forderte andererseits der Humanismus als„ Weltanschau­
ung·' den Wissenschaftlern nicht mehr Bekenntnis zu den Staatszielen 
der DDR ab, als ihre selbstgewählte Rolle des ,.Unpolitischen·' zuJieß. 
Nicht nur aktuelle und künftige politische Verhaltenszumutungen konn­
ten auf ctiese Weise zurückgewiesen werden. Als „Humanist'' anerkannt, 
waren die konservativen Professoren auch von der Bewältigung ihrer 
„braunen" Vergangeubeit weitgehend entlastet. Indem sie sich zum 
politisch indifferenten Fachmann stilisierten, ,,konnten sie heute unter 
dem kommunistischen Regime wirken, obwohl sie gestern noch den 
Nationalsozialisten gedient hatten". Insofern ist der „unpolitische Hu­
manismus·' der Mediziner das Pendant zwn ,.apolitischen Teclmizis­
mus" der Naturwissenschaftler. 10 

freilich schließt jene Selbststilisierung als „Humanist" nicht aus, 
daß einige dieser parteilosen Professoren als absolut staatstreu galten. 
lneodor Bmgsch und Helmut Kraatz sind beispielsweise zu dieser Gmp­
pe zurechnen. Sie bekannten sich öffentlicl1 zur Politik der DDR, vor­
zugsweise in Fragen der „Friedenspolitik'', und lobten die großzügige 
Wissenschaftsfördenmg. Ihre Loyalität fand jedoch da eine Grenze, wo 
die Hochschul- und Wissenschaftsautonomie bedroht war. So weigerte 
sich Brugsch beispielsweise, die deutsche Teihmg auf der Ebene der 
Medizinisch-Wissenschaftlichen Gesellschaften nachzuvollziehen und 
„nationale" DDR-Vereinigungen zu griinden: Als es darwn ging, zwecks 
Propagierung der Pawlowschen Lehre ein eigenes Institut zu gründen, 
venneldete K.raatz in seiner Eigenschaft: als Dekan, daß hierfür weder 
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Bedarf noch Mittel vorhanden seien. Der Typus des „parteilosen Bol­
schewiken" scheint in der Medizin indes ebenso selten gewesen zu sein 
wie der des „demokratischen SoziaJisten", wie ihn etwa in der Philo­
sophie Ernst Bloch verkörperte. Dieser Eindruck mag jedoch durch die 
zwn Teil einseitige Quelleruage mitbedingt sein. Differenzierungen dro­
hen gerade dann verloren zu gehen, wenn man sich auf SED-Akten be­
schränken muß, weil man dann womöglich dem dichotornisch verzerrten 
Perzeptionsmuster der führenden Staatspartei selbst aufsitzt. die alle „Nicht­
SED-Kräfte" kw-z.erhand aJs „bürgerliche Kräfte•• zu klassifizieren pflegte. 

Die SED-Mitglieder waren unter den Medizinprofessoren jeden­
falls eine nomine!Je Minderheit, unter den bis 1961 amtierenden Ordina­
rien waren es gerade einmal 13%, also deutlich weniger als im Durch­
schnitt der Fächer, wo bereits Mitte der 50er Jahre knapp 30%, bei den 
Staats-, Rechts- und Gesellschaftswissenschaftlern sogar über70% aller 
Professoren über ein SED-Parteibuch verfügten. Die Angaben über die 
Zal1l der „Blockflöten" sind quellenbedingt äußerst unzuverlässig. 11 

Laut eigener statistischer Erhebung waren 3.4% bei der LDP oder der 
CDU eingeschrieben, wobei die Zahl in Wirklichkeit aber höher gewesen 
sein dürfte. Ein Instrukteur der Berliner SED-Zentrale will bei den 
Hallenser Medizinern J 957 sogar 21 % den Blockparteien angehörende 
Professoren ermittelt haben. 

Von den Genossen unter den Medizinordinarien hatten 44,3% der 
NSDAP angehört, was in etwa dem Durchschnitt des Samples entspricht, 
dagegen hatte sich vor 1945 nur rund ein Viertel von ihnen einer 
kommunistischen oder sozialdemokratischen Partei angeschlossen oder 
zumindest engere Kontakte zum kommunistischen Widerstand gehabt. 
Der überwiegende Teil jener ,,doppelten Genossen'· trat bereits in den 
ersten Nachkriegsjahren der SED bzw. der SPD oder KPD bei. Ob sie 
diesen Schritt aus innerer Überzeugung oder aus rein opportunistischen 
Gründen taten, sei dahingestellt. Um den im Rahmen der politischen 
Säubemng geforderten Gesinnungswandel zu dokumentieren, konnte 
sich ein „rotes" Parteibuch unmittelbar nach 1945 durchaus als vorteil­
haft erweisen. Als sich abzeichnete, daß die Ende der 40er Jahre 
konsolidierte Macht im Staate womöglich auch längerfristig nicht die 
Macht an den medizinischen FakuJtäten einschloß, nutzen einige karrie­
rebewußte Ordinarien, wie etwa der stark NS-belastete Leipziger Kiefer­
chirurg Erwin Reichenbach, eine der „Umtauschaktionen", wn sieb ihres 
SED-Parteibuchs Anfang der 50er Jahre auf dezente Weise wieder zu 
entledigen. nachdem der Wiedereinstieg in die Hochschule schon ge­
glückt war - Reichenbach hatte man nach Halle berufen. 
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Anders als in sozialer Hinsteht zeigte sich auch die nachwachsende 
Generation (partei-)politisch als intransigent. Gerade einmal 13,8% der 
Assistenten an den Universitätskliniken gehörten 1954 der SED an, bis 
1965 waren es übrigens nicht viel mehr geworden ( 16, 1 %).'2 Darin 
spiegelten sich auch realistische Karriereaussichten, denn ein sicheres 
Ticket für die flotte akademische Karriere war das SED-Parteibuch 
mitnichten. Während im relativ dichten Netz von Studiengruppen, FDJ­
und SED-Organisationen auch an den medizinischen Fakultäten aktive 
Genossen herangezogen werden konnten. verwandelten sich diese. kaum 
daß sie ins klinische Studium eingetreten waren, häufig in „neutrale 
Kräfte" - so klagten jedenfalls die leitenden SED-Funktionäre. Völlig 
,,verloren'' waren dann jene. die sich für eine wissenschaftliche Lauf­
bahn entschieden, brach bei ihnen doch zuweilen eine „Habilitationspsy­
chose" 13 aus, dergestalt, daß sie. mit starrem Blick auf ihren in der Regel 
politisch konservativen Chef, jegliches gesellschaftspolitische Engage­
ment verweigerten. 

Was waren die Ursachen? Die traditionellen Fakultätsstrukturen 
waren von den Refonnen weitgehend unangetastet geblieben, was insbe­
sondere die starke Steilung der Ordinarien betraf Zwar konnten Berufun­
gen nur mit Zustimmung des MinisteriLUns bzw. des Staatssekretariats 
erfolgen, umgekehrt blieb aber der ministerielle Oktroy von der Uni­
versität nicht akzeptierter Kandidaten zumindest in der Medizin die Aus­
nahrne, mußte man hier doch.auf die Personalknappheit und die drohende 
Abwanderung weiterer Wissenschaftler Rücksicht nehmen. Bis in die 
späten 50er Jahre pflegten die ostdeutschen Fakultäten ihre Vakanzen und 
Kandidaten übrigens über die deutsch-deutsche Staatsgrenze hinweg 
auszuloben und zu verhandeln. War die Berufung also Ergebnis eines 
komplizierten Aushandlungsprozesses mit Instanzen \,Oll Staat und zu­
nehmend auch der Partei. so blieb doch die Habilitation eine exklusiv 
fukultätsinteme Angelegenheit, auch wenn sienichtmehrautomatischmit 
der venia legendi verbunden war.1

• Im Gegensatz zu vielen anderen 
Fächern wurde die Habilitation als Zugangsvoraussetzung für den Hoch­
schullehrerbemf nicht suspendiert. 15 Ohne die Habilitation in der Regel 
e1Teichbarwar die Leitung eines Instituts oder eine Wahmehmungsprofes­
sLU·, ein Lehrstuhl aber nur in Ausnahmefällen. Diejenigen, die „ohne 
Habi.litation,gleichsarn als Rebabi litation", wie es derGreifswalder Psych­
iatrie-Ordinarius Hanns Schwarz prägnant formulierte, auf einen Lehr­
stuhl kamen, wurden überwiegend in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
berufen. Zudem handelte es sich dabei dann häufig wn das eher rand­
ständige Fach der Sozialhygiene - wo dann allerdings auch die „Ge-
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nossen" überrepräsentiert waren. Von diesen wenigen Ausnahmen abge­
sehen, mußte sich weiterhin jeder Kandidat vor jener exklusiven diszipli­
nären Gemeinschaft der Fakultät auf seine Leistung überprüfen lassen -
mit oder ohne Parteibuch. Auf diese Weise suchte sich die Medizin auch 
gezielt gegen Quereinsteiger aus der Praxis abzuschotten. 

Gerade die Mediziner unter den Habilitanden waren in besonderem 
Maße von ihren Ordinarien abhängig. Um die festgefügten Binnenstruk­
turen der Fakultäten aufzubrechen und damit ihrem Einfluß zugänghch 
zu machen, war die SED bestrebt, dieses traditionell enge, ,,patriarcha­
lische" 16 Lehrer-Schüler-Verhältnis zu lockern. Die zu diesem Zweck 
als Altemati ve zur Assistenz konzipierte Aspirantur, bei der das Staats­
sekretariat die Kandidaten mit auswählte, Betreuer zuordnete und so­
wohl finanzielle als auch inhaltliche Unterstützm1g organisierte, ent­
puppte sich Ln der Medizin indes als völlig wirkungslos. Die Promotions­
aspirantur konnte sowieso keine Rolle spielen, da bei den Medizinern ctie 
Dissertation praktisch mit dem Staatsexamen ineins fiel. Für die Habili­
tanden wogen die mit der Aspirantur verbundenen zusätzlichen Ver­
pfüchtungen in Russisch und Gewi den vermeintlichen Vorteil des 
Stipendiums nicht auf, da die Mectiziner in diesem Stadium ihrer Ausbil­
dung als Fachärzte bereist gut verdienten. Wer sich nicht aus G1ii.nden 
der Parteidisziplin verpflichtet sah, mied die Aspirantur. Während sich 
eine Arbeit über eine mittelalterliche Lautverschiebung notfalls allein 
w1ter Zuhilfenahme von öffentlich zugänglichen Bibliotheksbeständen 
verfassen ließ, waren für die Mediziner - wie für die meisten anderen 
Naturwissenschaftler - Laborplätze oder der Zugang zum „Patienten­
gut" respektive dessen Daten unabdingbar. Und darüber verfügte aus­
schließlich der Klinik- bzw. Institutsdirektor, in der Regel zugleich 
Irthaber des zugehörigen Lehrstuhls. Auf seine Gunst war auch der 
Aspirant angewiesen, was dann erklärt, warum sich gerade in dieseu 
Fächern schnell das für Assistenten typische Lehrer-Schüler-Verhältnis 
reproduzie1te. Eben dies war der Nährboden, auf dem die „Habilitations­
psychosen" gediehen. Mitchell Ashs Diktun1, wonach dje Autonomie 
der Wissenschaft in der frühen DDR ebenso wie in der Bundesrepublik 
vor allem „als Hausmacht der lnstitutsdirektoreu verstanden und gelebt 
worden ist" 17

, findet in der Medizin eine glänzende Besrätigw-ig. 
Unter diesen Bedingungen konnte eine SED-Mitgliedsbuch einer 

Karriere eher hinderlich als förderlich sem, zLm1indest solange es an den 
Fakultäten eine konservative Mehrheit gab bzw. die Genossen, wie es in 
einem resignierten Bericht des Staatssekretariats für Hochschulwesen 
von 1953 heißt, die Regeln der „Fakultätsdiplomatie'' nicht beherrschten 
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und ihr tatsäcW i eher Einfluß deshalb noch geringer war, als aufgrund der 
nominellen parteipolitischen Kräfteverhältnisse zu erwarten gewesen 
wäre.18 Aber auch die Prutei selbst konterkaiierte ilire eigenen Bemü­
hungen, Genossen an den medizinischen Fakultäten zu plazieren, indem 
sie dje wenigen qualifizierten Wissenschaftler aus ihren Reihen als 
Multifunktionäre im (hochschul-)politischen Alltagsgeschäft verschliß 
und damit dem von den „Bi.irgerljchen" mit Vorliebe vorgebrachten 
(Schein-)A.rgumeut, wonach es SED-Bewerbern an wissenschaftlicher 
Qualifikation mangle, erneut Vorsclmb leistete. ,,Der Bürgerliche hat 
keine gesellschaftliche Arbeit, er ist orientiert", brachte der Dresdner 
Gynäkologie-Ordinarius Nobert Ganse, zugleich Mitglied im Zentral­
vorstand der Gewerkschaft Gesundheitswesen, der Akademie-Parteilei­
tung sowie Abgeordneter von Volkskammer und Dresdner Bezirkstages, 
das Dilemma seiner Genossen auf den Punkt. 19 

Karrieren, die, wie etwa in den Gesellschaftswissenschaften, ,,di­
rekt aus dem Propagandaapparat der SED in einen Professorensessel 
mündeten" 20 , waren wegen der fachlichen Stai1dards in der Medizin w1-
denkbar. Wer fachlich ausgewiesen, d.h. habilitiert war. dem boten sich 
im bistonschen Vergleich außerordentlich gute Aufstiegsmöglichkei­
ten: Knapp sieben Jahre hatten die zwischen 1958 und 1961 erstmals auf 
einen Lehrstuhl Bernfenen seit ihrer Habilitation warten müssen. Das 
waren Karriereaussichten, die eine ganze Reihe im Westen blockjerter 
Anwärter veranlaßte. ctie DDR als akademisches Sprungbrett zu benut­
zen - wn dann möglichst bald dem Ruf an eine bundesrepublikanische 
Universität zu folgen. Dabei waren die Anwartschaftszeiten auf einen 
Lehrstuhl bei SED-Mitgliedern nicht signifikant kürzer als bei Parteilo­
sen, selbst dann nicht, wenn man den Vergleich auf die nach 1945 
Habilitierten eingrenzt. Daß ausgerechnet der Senkrechtstarter unter deu 
Mediz:inordinai1en. der 1925 geborene und 1957 auf den Magdeburger 
Lehrstuhl für Pharrnakologie bemfenen Hanjürgen Matthies, ein SED­
Aktivist und Zuträger des MfS war, widerlegt diesen alJgemeioen Be­
fi.md durchaus nicht. 21 Ohne seine überdurchschnittliche Qualifikation 
als Wissenschaftler, die, wie es etwa im Gutachten seines liberal-bürger­
lichen Kollegen Adolf-Henning Frucht~ beißt, ,,wissenschaftliche und 
organisatorische Fähigkeiten verbürgt". wäre dieser akademjscbe Auf­
stieg auch w1ter DDR-Bedingungen wohl nicht zu schaffen gewesen. 

Wenn schon nicht die soziale Herkunft oder eine Paiteimitglied­
schaft die Karrieren jener „Schnelläufer" charakterisiert, fällt als ge­
meinsames Merkmal auf, daß sie, gemessen an der personellen Größe 
der Fachrichtungen. überproportfonaJ in den ,.kleinen" Fächer vertreten 
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sind, wie Pharmakologie, Gerichtsmedizin, Ophthalmologie und Rönt­
genologie. Sie kamen aus Teildisziplinen, für die es an den Universitäten 
und Akademien maximaJ je einen Lehrstuhl gab. Ordinarien „großer•' 
Fächer wie der Chirurgie oder der Gynäkologie sind nicht darunter. 
Weniger die „Parteibuchkarriere" als vielmehr die „Doppelstaatsbürger­
schaft von Partei und Fach" 23 dürfte mjthin die Bedingungen und 
Möglichkeiten der Hochschulmediziner in der DDR angemessen cha­
rakterisieren. Erst rue sich wechselseitig verstärkende Wirkung von 
politischer Protektion, wissenschaftlicher Qualifikation und den spezifi­
schen personeUen Gegebenheiten in den einzelnen Fachgebieten, d:ie 
gerade in „kleinen" Fächern günstig waren, erhöhte die Erfolgschancen 
in relevantem Maß. 

Indes weisen die Berufsverläufe einiger SED-Ordinarien noch eine 
andere Besonderheit auf, d:ie in hohem Maße von den spezifischen 
ostdeutschen Verhältnissen geprägt war und die es deshalb in der Bun­
desrepublik kaum gegeben haben dürfte. Gemeint ist rucht etwa der Stu­
dien- oder ForschungsaufenthaJt in der Sowjetunion, den die SED als 
neuen Standard fachlicher und politischer Kompetenz zu etablieren 
trachtete. Denn rue Mediziner zeichneten sjch durch ,.völlige UdSSR­
Abstinenz" aus.'.l,I Gemeint sind vielmehr jene Meruziner, die in den er­
sten Nachkriegsjahren zunächst in der Gesundheitsadministration lei­
tend tätig waren und erst über diesen „Umweg" die Hochschullautbahn 
einschlugen, wie etwa Kurt Winter (SoziaJhygiene), Alexander Mette 
(Geschichte der Medizin) und Georg Pietruschka (Augenheilktmde). 
oder nach einem „klassischen" Einstieg in die Hochschullaufbahn par­
allel zu ihren Lehrämtern mehr als bloß beratende Funktionen in der 
staat-lichen Gesundheits- oder HochschulverwaJtung inne hatten, wie 
Dietfried Müller-Hegemann (Psychiatrie) oder Hansjürgen Matthies. 
Für ruese als politisch zuverlässig geltenden Mediziner waren die univer­
sitären und die admjnistrativen Laufbahnen mithin durch einen relativ 
ho-hen Grad wechselseitiger Durchlässigkeit gekennzeichnet. Ob es 
dabei tatsächlich um ein DDR-spezifisches KruTieremuster handelt, 
müßte freilich an Vergleichsstudien überprüft werden. Mindestens ebenso 
lohnend wie der Vergleich mit der Bundesrepublik wäre der mit dem NS. 

Sucht man nach Spezifika der Mediziner, die ihre vergleichsweise 
hohe Stabilität sicherte und eine „Entprofessionalisierung•' und „Dequa­
lifizierung·' - sowohl der innerhalb als auch der außerhalb der Hoch­
schulen tätigen - verhinderte. so treten vor allem drei Merkmale hervor: 
Ein wesentlicher Faktor war zunächst der gesamtdeutsche medizinische 
Arbeitsmarkt, auf dem die in Ost- und Westdeutschland erworbenen 
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Qualifikationen - übrigens bis 1989 - als gleichwertig gehru1delt 
wurden. Innerhalb der DDR war die Nachfrage hoch, die Zahl der Be­
werber aus dem Westen jedoch gering, und auch aus den osteuropäi­
schen „Bruderstaaten·' war ausreichendes Personal nicht zu gewinnen. 
Eine Ausbildung im Schnellgang nach Art der ,,Neulehrer" oder„ Volks­
richter'' schied aufgrund der komplexen Qualifikationsanforderungen 
von vornherein aus. Zugleich stand den ostdeutschen Meruzinem der 
bundesrepublikarusche Stellenmarkt offen. Dies bedeutete eine perma­
nente Drohung für dje Regierung, die zu Rücksichtnahmen und Konzes­
sionen zwang. 

Von besonderer Bedeutung war außerdem das Institut der Klinik. 
Über eine Sozialisationsinstanz mit vergleichbarer Prägekraft verfügte • 
mit Ausnahme der Theologen - offenbar keine ru1dere akademische 
Berufsgruppe. Aufgrund ihrer völlig auf dje Spitze ausgerichteten Füh­
rungsstruktur war sie gegenüber externer politischer Steuerung weitge· 
hend abgeschottet und - machttecluusch gesprochen - nm über rue 
Schlüsselpositionen der Direktoren zu erobem. Das Klinikreglement 
verfestigte auch die Abhängigkeitsbeziehung zwischen Ordinarien und 
dem wissenschaftlichen Nachwuchs. Mithin verdankt sich die ver­
gleichsweise hohe Resistenz der Mediziner gegenüber extemen politi­
schen Interventionen nicht aUein einer ungebrochen liberalen Grundhal­
ttmg, wie dje Profession in jüngerer Zeit für sich zu reklamieren sucht. 
sondem auch ihrem - außerhalb und innerhalb der Hochschulen -
trarutionell autoritären Milieu.:is 

Als dritte Komponente wäre schließlich die Medikalisierung zu 
nennen. Jener für alle modernen lndustriegesellschaften typische Prozeß 
wurde in der DDR erneut vorangetrieben. Denn im Zuge von ausgedehn­
ter Prävention und Prophylaxe gerieten wiederum neue Lebensbereiche 
in den Zuständigkeits- und Kontrollbereich der Medizin. Indem er sich 
für Erhalt und WiederherstelJuog von Gesundheit verantwortlich er­
klärte. hatte der SED-Staat seinem eigenen diktatorischen Transfonna­
tionsanspruch gerade hier Grenzen gesetzt. Unter rueser Maßgabe mach· 
te rue AufrechterhaJtung gewisser Standards der medizinischen Versor­
gung nämlich ein zentrales Element der Herrschaftslegitimation aus. 

Anna-Sabine Er11.11. Dr. rer. !>OC •. hat 1111/äng~t ""' einer Arbeit 
;um n,ema dieses Arrike!.~ an der Phil. Fak. III der 

H1m1ho/dt-U11/l'ersität =11 Ber/111 promoviert 
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Anmerkungen: 

1 Vgl. hierzu die in hochsch11/e 0.1·1 4/1993, S.7-42. dokumentierte Debane, 

2 Vgl. Mitchell G Ash , Gesch1chtsw1ssenschaf1. GeschichtsJ..ullur und der 
ostdeutsche His1onkerslreit. erscheint in emcm der n/lchsten Hefte \'On ne­
schichre und Gesellschaft. 

1 Es handelt sich dabei um eme sogenannte Totalerhebung für sämtliche 
,:wischen 1947 und 1961 an Universi1aten und Medi7inischen Akademien der 
SBZIDDR lehrenden Ordinarien (262 Personen). für die sowohl anhand \'On 
Nachschlagewerken. Lebensläufen m Disscrtallonen als auch , on Archn -
material (z.B NSDAP-Karte, im Berlm Document Center. Akten des Reichser­
ziehungsministeriums, des Ministeriums für Volksbildung b,m des Staals­
scJ..retariats für Hochschulwesen, Personalakten in Uni\ crsitätsarchi, en so" ie 
der Gauck-Behörde) Daten 1ur sozialen Herkunft ebenso wie zu ihrer Berufs­
biographie und zu ihrem politischen Eogagemen1 erminelt und statistisch 
ausgc\\ ertet wurden Die Ergebnisse sind ausführlich dokumentiert in meiner 
gerade veröffentlichten Studie· . .Die beste Prophylaxe 1s1 der So,:ialtsmus-­
Ärzte und mcdiLinische Hochschullehrer in der SBZ/DDR 1945-1961. Mün­
ster/Ne\\ York (Waxmann-Verlag) 1997 

• Genaue Daten für den Austausch in der Med1zm nach 1933 liegen nicht ror 
Lm Durchschnill der Fächer geht man in der Forschung, on 15 bis 20% aus Da 
in der Med12.1n einerseits der .. Privatdozcntenstau-- besonders dramatisch und 
der Anteil j üdischcr Wissenschaftler Uberdurchschniltl ich gewesen war. dürfte 
auch die Entlassungsquote entsprechend höher gelegen haben 

5 Vgl. hierzu auch den Beitrag ,on Udo Schagen zum Neubegmn an der Berliner 
Uni,ersiläl in diesem Heft. 

Der Anteil der Bes11,:bürger gehl von 11.6 auf 3,4% Lurüd. .. derJemge der 
Bildungsbürger~ on 46,6, auf 18. 7. Der sogenannte alle M111els1and ,, ächsl, on 
26. 1 auf 25.2%. Arbeiter und Bauern tauchen mit 1. 7% überhaupt erstmals 
1961 in der Starist11,, auf. 

7 Auch hier handelte es sich nich1 um die Aus\\ 1rkung einer gezielten .. affirma-
1i ,·e actton„ unlerpri, ilegierter Schichten. sondern ume1nen SeJ..undärcffel,,t der 
sich aus dem Umstand erklärt. daß Untcrsch.Jchlsangchönge überdurchschnilt­
lich im NS engagiert waren und in ihrer Eigenschaft als Pg gefördert wurden. 
Let,,:teres war allerdings auch nur in den Anfangsjahren des Regimes gegeben. 
Vgl hierLu Richard Zneimer: The Na/1s and the professors. Social Ongm. 
Professional Mobil11y Md Poht1cal lm·olvment of the Franl,,furt Uni, ersity 
Facul1y 1933-1939. in: Journal o/Social Hrs10ry, 1978. No 1. S 145-158 

• Vgl. hier,:u Ralph Jessen. Elitenwechsel und uni rersitares Milieu Hochschul­
lehrer m der SBZ/DDR 1945-1961. Vortrag auf dem Historiker1ag 1996 Ln 
München. erscheint demnächst als Aufsatz m Gc.vcluchte und Gesellschaft 

9 So die Charakterisierung von Wolfgang Engler demzufolge der Humanismus 
auch im Verhältnis von Staat und K1 rche .. die Zauberformel (\\ ar). unter der die 
kämpfenden Parteien eme An Waffenstillstand ~ere1nbanen-- Vgl. Wolfgang 
Engler· Verstrickung ms Diesseits?. in D1eZe1t Nr. 49. '.!.12.1994. Stefan Wolle 
charaltensiene den von der SED zu propagandistischen Zwecken hcrausge-
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stellten Typus des Humamsmus treffend als .. Goldschnilt-Humarusmus." Vgl. 
Vortrag Stefan Wolle auf dem Historikertag in München 19.9.1996 

1" Vgl Jessen. Elitenwechsel. a.a 0 
11 Im GegensalL wr den NSDAP-M1tgl1edschaflen. die im Berlin Documcnl 
Center mit sehr hoher Zuverlässigkeit nachprüfbar sind. ist die Quellenlage bei 
den SED-Mi1gltedschaflen \\ esentlich schlechter, da die ehemalige Mitglieder­
kartei angeblicb m der „Wende„ vernichtet \\llrde, Gän,:lich unbefncd1gend 1s1 
sie für die Blockparteien, da deren Archivalien nicht bei der dem Bundesarchiv 
unterstehenden S1irtung Parteien und Massenorganisa11onen. sondern bei den 
je,\eiltgen ,~estdeutschen Schwesterparteien lagern und dort weitaus schv,erer 
✓ugängl1ch s111d. Hmzu J..omml. daß sich offenbar auch die SED semeu.eiL 
keinen systematischen Überblick über die M11gliedschaf! ,·011 Hochschullehrern 
in den Blockparteien verschaffte 
11 Vgl. Ralph Jessen Professoren 1m SoLialismus. Aspekte des Struktumandels 
der Hochschullehrerschaft in der Ulbncht-Ära. in Hartmut Kaelblel Jürgen 
Kocka/ Hartmut Zwahr: Sozialgeschichte der DDR. S1u11gar1 1994. S. 241 ff. 

13 Protokoll der Medizrnerkonfcrenz beim ZK. 28./29 1.1955. S I Oll . SAPMO­
BA DY 30 lV '.!/19/39 
14 Wie schon im NS blieb die Habili1a11011 von der Lehrbefugnis abgekoppelt, 
\\Omil sich der Staat einen ✓.usat,dichen Einfluß auf die Rekrutierung des 
Lehrpersonals gesichert halle. Vgl. hier Lu Ralph Jessen· Vom Ordinanus zum 
so,:ialist1schen Professor Die NeuJ..onslruJ..tion des Hochschullehreberufs in 
der SBZIDDR 1945-196'.I. in. ders/ Richard Sessel (Hg.) Die Grenzen der 
D1k,a1ur. Göllmgen 1996. 76-107. 

is Während l 96~ JC nach Dis✓.iplin nur zwischen 25% und 76% aller Professoren 
eine Habili1a1ion vorzuweisen hauen." aren es bei den Med1✓1nem 96, 9%. Noch 
gravierender waren die Unterschiede bei den Dozenten. Hier halle im Durch­
schnitl aller Fakultäten nur ein starkes Drittel habil1tien. bei den Medizinern 
aber 99.2% Vgl Jessen. Professoren im So11al1smus. a a O. S 242 
16 Wie die Abteilung Wissenschaft analysierte. vermochten die Ordmanen 
aufgrund ihrer .. starken. oft patriarchalischen Autorität„ ihre konseffaltve 
Haltung Mi1arbe1tcrn und dem gesamten Klinikapparat aufzuprägen Vgl Abtlg 
Wiss .. Vorlage für das Sekretariat des ZK ,·om 19.9.1957. S.5. SAP MO-BA DY 
30 [V '.!/ 19/58. 

17 Vgl M1tchell G Ash • W1ssenschaf1. Poltlll und Modernität m der DDR. 
Ansätze LU einer Neubetrachtung, in: Kröner. Hans-Petcr/Toellner, Ronald/ 
Weisemann. Karin (Hg.). 1996: Wissenschaft und Pol11ik Genetik und Human­
genetik 1949-1989. Dokumentation zum Arbcitss~·mposium in Munster 1 ~ -
18.3 1995. Münster/Hamburg. S. l 7ff 

" Benchl StHSW an 1-lager vom 17.2.1953. BA DR3-2 23 
10 Die Genossen unter den Wissenschaftlern .. sind die ärmsten von allen. nicht 
finanziell. sondern sie sind überlas tel mit gesellscbaftheher Arbei 1. .. Die Partei 
verfährt so. daß man sagt Der Mann ist gut. den 1.ann man rumschicken Es gehl 
nich1. wenn man an einer" 1ssenschaftlichcn Arbeit sit7t. alle fünf Minuten nach 
Berlin muß. um irgendeine Frage zu beanl\\0rten Jeder bürgerliche Mensch 
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ist uns in diesem Punkte überlegen. Ich komme kaum noch dazu. eine \\ 1ssen­
schafthche Arbeit zu lesen." Zit.n. Protol..oll der Mediziner Konferenz beim ZK 
in Leip.lig. 28./29.1.1955. SAPMO-BA DY 30 IV 2/19/39, BI. 30/2. 

~0 Jessen. Vom Ordinarius zum so,:iaJ1stischen Professor. a.a.O. S.97 
21 Vgl. BStU, ZA AIM 259/69. 
22 Gutachten vom 29.J 1968, BStU. ZA AIM 259/69. 
21 Zum Begriff des ,,Doppelstaatsbürgers von Partei und Fach„ vgl. Györg~ 
Konrad/ Ivan s,.elenyi· Die lntellige1v: auf dem Weg zur Klassenmacht, Franl..­
furt/M .. S. 55 
2• Vgl. Ralph Jessen, Professoren im So.i:ialismus. a.a.O .. 238ff. 

zs Vgl hier,u auch Jessen. Elitenwechsel, a.a.O. 
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Konservative Bastion an den Hochschulen? 
Die SED und die medizinischen Fakultäten/ 
Medizinisch~n Akademien in der DDR1 

Klaus-Dieter Müller 
Dresden 

l. Einleitung 

"Vor uns steht eine Festung. Der Name 
dieser Festung /SI die Wissenschaft mit 
ihren unzt:ihligen Wissenszweigen. Diese 
Festung mi,ssen wir 11111 jeden Preis neh-

men. Diese Festung 11111.ß die Jugend nehmen, wenn sie den Wunsch hat, der 
Erbauer des neuen Lehens w sein, wenn sie den Wunsch har, in der Tat die 
Ahlös1111g der alten Garde zu sein. "2 

Mit diesen Worten hat Josef Stalin Anfang der 30er Jahre auf einer 
Konferenz die Hochschul- und Intelligenzpolitik der jungen Sowjetuni­
on beschrieben. Damit wurde auch an die Hochschulen herangetragen, 
die Wissenschaft in den Dienst der Partei zu stellen und als wichtigstes 
dazu die entsprechenden vertrauenswürdigen Kader auszuwählen bzw. 
heranzubilden. Die Hochschulen sollten dem totalitären Staat unterwor­
fen werden. 

Zwanzig Jahre später zeichnete sich in der DDR eine ähnliche 
Entwicklung ab.3 Ab 1950, also bereits kurz nach Gründung der DDR, 
nahmen die Resolutionen und Bemühw1gen zu, die Hochschulen auch in 
der DDR unter Parteikontrolle zu stellen. Sie sollten wie andere Bereiche 
der Gesellschaft auch ihren Beitrag zum Erfolg des sozialistischen Auf­
baus leisten. Zwei Funktionen waren dabei von besonderer Bedeutw1g: 
erstens die wissenschaftlichen Ergebnisse der Forschw1g in den Dienst 
der soziaJistischen Gesellschaft zu stellen und zweitens die notwendigen 
Kader - Studenten - auszubilden, die für diese neue Gesellschaft erfor­
derlich waren, damit aus ihnen diejenigen hervorgingen, die wiederum 
an den Hochschulen selbst als neue Kader wirken und langfristig die 
alten, etwas vereinfacht bürgerlich genannten, ersetzen sollten. 

Das Programm zur Umgestaltung der Hochschulen - in der DDR­
HochschuJgeschichtsschreibung II. Hochschulreform genannt- bestimmte 
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ab 1950/51 clie Hochschul- und Intelligenzpolitik der SED. Es verstärkte 
jedoch nur einen Trend, der sich in der SBZ bereits seit 1945 abzeichnete 
w1d den man kurzgefaßt als Sowjetisierung bezeichnen könnte. ln meh­
reren Anläufen wurden entscheidende Schritte untemommen, w_n die 
bürgerlich dominierten Hochschulen und damit auch die medizinischen 
Fakultäten• in sozialistische Hochschulen bzw. Fakultäten umzuwandeln. 
Etappen in dieser Entwickltmg waren die I. Hochschulrefonn 1945/46, 
clie ll. Reform 1951/52 und die 111. Reform 1966-1969. 

Genau wie clie anderen Refonnen in der SBZ oftmals auf- letztlich 
vergeblichen - Widerstand stießen. so sahen sich auch die Hochschulen 
bereits ab Wiedereröffuung 1945/46 in einen langandauemden Abwehr­
kampf mit der von der SED behen-schten Kultusbürokratie verwickelt. 
Angesichts der traditionellen Ausrichtung der SBZ-Universitäten mit 
ihrer bewußten OrientierW1g am Modell der Weimarer Republik konnte 
clie SED nicht von Zustimmung ausgehen, insbesondere nicht an den 
natmwissenscbaftlich-technischen und medizinischen Fakultäten. 5 Ins­
besondere clie medizinischen Fakultäten erwiesen sich lange Zeit als 
"Horte der Reaktion'"_ wie in SED-Papieren bzw. Zeinmgsartikeln clie 
Beharnmgskräfte an den Hochschulen genannt wurden. 

Wie erfolgreich clie medizinischen Fakultäten diesem stalinisti­
schen Sturm widerstehen konnten, soll im folgenden näher beleuchtet 
werden. Daß dies nicht nur eine akademische Frage ist. zeigen clie auch 
politischen Auseinandersetzungen lll11 die Abwicklung von Fachberei­
chen, Fakultäten m1d Personen nach <ler Wiedervereinigung. Waren die 
medizinischen Fakultäten besser auf die neue Situation nach 1990 vor­
bereitet als andere? Die Ausführungen vieler ehemaliger Medizinstu­
denten. viele Materialien und das postulie1te Selbstverständnis der Me­
cliziner selbst legen den Schluß nal1e, daß die medizinischen Fakultäten 
in der DDR etwas Besonderes waren. daß gerade sie besonders starke 
Türme in der Gesamtfestung Wissenschaft waren, die nur schwer zu 
stür-men waren. Wurden sie jemals ganz gestünnt? 

rr. Die SED und die medizinischen Fakultäten 

Kurz nach Kriegsende öffueten bereits im Herbst 1945 die ersten Uni­
versitäten, bis zum Frühjahr 1946 konnten alle wieder den Lehrbetrieb 
aufnehmen. Bauljche Emeuenmg tmd Entnazifizierung des Lehrkörpers 
waren dabei die entscheidenden Fragen. Unter den Medizinern war der 
Anteil der NSDAP-Mitglieder besonders hoch gewesen. 6 Die Besat­
zungsmacht tmd die SED hatten aber keine andere Möglichkeit, als mit 
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diesem Lehrkörper zu arbeiten, genauso wie im Westen. Schwer belaste­
te Professoren sow1.e in NS-Fächern wie Rassenhygiene Beschäftigte 
wurden zwar schnell entlassen. Eine rigorose Entnazifizierung war aber 
nicht möglich, da anders als bei Juristen Wld Lehrern - Volksjuristen, 
Neulehrer - ein Volksarzt oder Neuarzt mit einer nur wenige Monate 
dauernden Ausbildw1g nicht möglich war. Andererseits spielte die poli­
tische Vergangenl1eit bei denjenigen Hochschullehrer fast keine Rolle, 
welche für clie SED Wld SMAD iuteressant waren. Die Weiterbeschäf­
tigung auch von schwer belasteten Professoren bereitete keine Schwie­
rigkeiten. 7 Diese dui·chaus nicht konsequente Entnazifiziemng rettete 
viele im Hochschulwesen tätige Mediziner vor strafrechtlicher Verant­
wortung w1d EntlassW1g. es rettete aber auch vielen Patienten das Leben 
angesichts eifriger v.a. Wlterer Funktionäre, die rigoros entnazifizieren 
wollten. 

Die widerwillige Anpassung an die Wirklichkeit, bei der eine kon­
sequente Umgestaltw1g des Hochschulwesens noch nicht möglich war, 
bedeutete natürlich nicht, daß von der SED das Ziel aus den Augen ver­
loren Wlll"de. Im Mai 1947 berieten die Dentsche Zentralverwaltung für 
Volksbildung und die Deutsche Zentralverwaltung für GesW1dbeitswe­
sen auf einer gemeinsamen Tagung über clie bisherigen Ergebnisse ihrer 
Hochschulpobtik. Die Autonomie der Hochschulen, so heißt es do1t, ha­
be Bankrott gemacht.~ Einerseits seien clie medizinischen Fakultäten clie 
reaktionärsten an aJlen Universitäten, andererseits hätten sie eine große 
Bedeutwig für die weitere Verwirklichung der Gesundheits-, Hoch­
schul- Wld Bündnispolitik. Der Arzt, so Paul Wandel, damals Prädident 
der Zentral ve1waltung für Volksbildung, sei neben dem Lehrer der wich­
tigste Intellektuelle. 

Da man geZWlmgeo war, mit "altem"' Personal vorerst weiterzuar­
beiten, erfolgten Versuche zur Umgestalttmg des Hochschulwesens auf 
anderem Wege: durch ein neues, die Autonomie einschränkendes Hoch­
schulstatut. neue fast rein ideologisch ausgerichtete FakuJtäten (Ge­
wifa), neue die bürgerlichen Schichten diskriminierende Zulassungsbe­
stimmungen. Gegen aJle diese Bestrebungen - nicht zu Unrecht ve1mu­
tete man vonseiten der Universitäten auch politische Motive dahinter­
gab es Widerstand und Selbstbehauptm1gswillen: die Universität konnte 
diesen Prozess verzögern, aber nicht ganz verhindern. Die Medizini­
schen Fakultäten unterschieden sich in dieser Zeit nicht wesentlich von 
anderen. Ende 1949 waren clie Hochschulen. v.a. die mecliziuischen und 
naturwissenschaftlich-technischen Fakultäten, inuner noch aJs bürgerl i­
che, im SED-Verständnis konservative anzusehen. 
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Auch die Maßnahmen der sog. n. Hochschulreform ließen den 
Fakultäten faktisch noch viele traditioueUe Behauptungsmöglichkeiten, 
wenn auch der SED immer mehr Einflußmöglichkeiten eröflnet wurden. 
Es gab noch traditione!Je Berufungsverfahren, Wechsel von Ost nach 
West und wngekehrt, einen Austausch über Publikationen und wissen­
schaftliche Kongresse, insbesondere in den medizinischen Bereichen. 

1n den K1isenjahren der DDR 1952/53. 1955 lllld J 956 flammten an 
vielen Hochschulen Proteste auf. l 952/53 weigerten sich nicht nur ein­
zelne Studenten, dem politischen Druck nachzugeben: dem geforderten 
Austritt aus den Studentengemeinden und der geforderten Bereitschafts­
erkJärung, in die neue Kasernierte Volkspolizei einzutreten. Hwiderte 
von Studenten. unter ilmen viele Mediziner, wurden entweder relegiert 
oder zwnindest ve1wamt. Diese Maßnahmen ww·den erst nach dem 17. 
Juni l 953 rückgängig gemacht, aJs die SED eine gewisse Liberalisierung 
in Aussicht stellte. 

1955 protestierten die Studenten - unterstützt vom Lehrkörper der 
Universität Greifswald - gegen die faktische Umwandlung der medizi­
nischen Fakultät in eine militärmedizinische Sektion. Auf den Protest­
streik im März J 955 reagierte die SED tnit Massenverhaftungen; meh­
rere hundert Studenten mußten z.T. mehrere Tage mit z.T. sehr harten 
Behandlungen in Polizeigewahrsam verbringen. Unter ihnen wurden 
schließlich mehrere Studenten zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. 9 

Die Wellen der Entstalinisienmg, die Chruschtschow mit seiner 
Geheimrede vom März 1956 ausgelöst hatte, erfaßten auch die DDR­
Hochschulen. Im Prinzip wurde nicht weniger aJs die Rückgängigma­
chung der ll. Hochschulrefonn und damitimplizitauch der HegemoniaJ­
bestrebungen der SED gefordert. Zentren dieser Bewegung waren die 
Universitäten Berlin tmd Leipzig, wobei sich wiederum Medizinstuden­
ten in vorderster Linie engagierten. Nach der Niederschlagung des Un­
garn-Aufstandes durch die Sowjets begann ab 1957 in aJlen Universitä­
ten der Kampf gegen alle sog. Abweichler innerhalb der SED wie auch 
gegen aUe Bestrebm1gen, die auf LiberaJi sierung gerichtet waren_ tu 

Waren dies nur Einzelaktionen gewesen, nicht typisch für die 
Gesamtheit der Hocbschulangehörigen? Welche Haltung nahm die 
Mehrzahl der Studenten ein? 

Aus einigen MateriaJien des Zentralen Parteiarchivs der SED las­
sen sich die politischen Stimmungen an den Hochschulen gut erfassen. 
Zu den wichtigen Materialien gehört ein Bericht über eine Parteiaktiv­
tagung der Medizinischen Fakultät BerJinam 25.2. und4.3. l954' 1

• Aus­
gebend vom typischen Primat der Politik gegenüber der Wissenschaft 

42 hochschulc ost 2/1997 

wurden als wichtigste Kritikpunkte genannt: 
- Mangelhafte Verknüpfung von fachlicher lllld gesellschaftlicher Ar­
beit, 
- Mangel an ''Studentenpolitik "(Kaderpol itik) "Erziehungsarbeit ist die 
w1cht-igste Aufgabe der Professoren, Dozenten usw.", 
- MangelndesKlassenbewußtsein der SED-Mitglieder "Wieviele, schät­
zen wir, sind gegen uns? Wieviel Schwankende, auf wieviel können wir 
uns verlassen?, 
- Wenig Verlaß selbst auf ABF-Sn1denten, 
- Von etwa 2000 Medizinstudenten nur etwa :wo wirkliche FDJler. 

1n einem Bericht über die Situation der Parteiarbeit an allen Hoch­
schulen, über die im Dezember 1954 gesprochen wurde, zeigte sich ein 
ähnliches Bild auch an anderen Fakultäten.'2 In HaJle träten die Genos­
sen nicht in Erscheinung, in Jena sei die Leitung nicht über die Meinung 
der Studenten infonniert, an den neuen medizinischen Akademien gäbe 
es kaum Parteigruppen. AUerdings lautet auch ein Fazit: "Auf Grund der 
regen Bautätigkeit sind die ProfessoreD zufrieden und stehen positiv zur 
Regierung." 13 

In Rostock und GreifswaJd war die Lage kaum anders. Nur Leipzig 
wurde poslliv herausgehoben. Der Bericht beklagt den mangelnde Be­
such von ML-VeranstaJtungen in Gegensatz zu den Veranstaltungen der 
Evangelischen Studentengemeinden: ·•zu ihren Vorträgen sind die Hör­
säle brechend voll.'' 

Dieses für die SED nicht erfreuliche Ergebnis konnte von einer 
Partei, die für sich die Hegemonialstellung in allen Bereichen der Ge­
sellschaft beanspmchte, nicht einfach hingenommen werden. Bemühun­
gen um größere Einflußnahme waren daher in den nächsten Jahren zu 
verzeichnen, zeitigten jedoch wenig konkrete Erfolge. ln einem Memo­
randum der ZK-Abteilung Gesundheitspolitik von 1957, aJs sich die 
Partei nach der Clu11schtschowschen Entstalinisieruug und dem Un­
garn-Aufstand wieder gefestigt hatte, wird die - aus Sicht der SED -
wenig erfreuliche Lage geschildert. 1

' Die Liste der Klagen ist lang: 
fehlgeschlagenen Enmaztlizierung, gesamtdeutsche Berufungspolitik, 
Mutlosigkeit der ·'Genossen Professoren", feblgescWagene Bemfungs­
politik an den neugegründeten med. Akademien. Fazit: "Bisher gelang es 
jedoch noch an keiner Fakultät oder Akademie, die Führung der Partei 
sicherzustellen." 

Eine Analyse des pol itiscben Bewußtseins der verschiedenen Grup­
pen zeigte kein besseres Bild. Die Professoren seien insgesamt abwar­
tend zur Politik der DDR. nicht wenige sähen Westdeutschland als ihren 
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polinschen und wissenschaftlichen Standort an. Die Mehrzahl sei Nazi 
gewesen W1d hätte sich nach 1945 in einen unpolitischen Standort 
gerettet. Einige seien als reaktionär einzuschätzen. 

Insgesamt verstünden die Professoren die Politik der DDR insbe­
sondere deren Wiedervereinjgungspolitik nicht. 

"Bei der starken, oft patriarchalischen Autorität der Profe.,.rnren 

strahlt diese Haltung auf breite Teile der Mitarbeiter aus und macht die 
Medizmischen Fak11l1äten teils zu scheinhar neutralen und unpolitischen 
F:inrichlungen, teils ,n bestimmten S,rnationen auch =11 Stiilzpunklen des 
Feindes, da ein rich1iges Verhältnis zur Arbeiterklasse nicht vorhanden 

ist. ·• 
Der Bericht nennt dann einige Beispiele für widerstehendes Ver­

halten Die Berliner Fakultät hatte sich geweigert, dem Göttinger Appell 
zum Verzicht auf Atomwaffen beizutreten. auf einem Pham1akologen­
Kongreß konnte z.B. "die zersetzende Ideologie des lmperiahsmus" 
vertreten werden - vennutlich ist damü die bessere Qualität und Quan­
tität westlicher Medikamente gemeint-, wobei nur ein Genosse prote-

stierte. 
Auch die Aufgabenstellung des sozialistischen Gesundheitswesen 

sei nicht erkannt. Man wehre sich dagegen, erfahrene Praktiker
1
' in die 

Hochschule aufzunehmen und unterstütze die prophylaktische Tätigkeit 
im staatlichen Gesundheitswesen völlig unzureichend. Das Ziel der Aus­
bildung sähen viele noch im Ideal des freipraktizierenden A,Ltes. 

Die Lage unter dem wissenschaftlichen Nachwuchs wird ähnlich 
desolat geschildert. Nur 13% des wissenschaftlichen Nachwuchses 
gehörte der SED an. Die Auswahl des Nachwuchses lag fast gänzlich in 
der Hand der jeweiligen Lehrstuhlinhaber. Erst 1958 wurde eine neue 
Assistentenordung eingeführt, die der Partei ein wichtiges Mitsprache­
recht durch die Prorektoren für wissenschaftlichen Nachwi1chs bei der 
Besetzung sicherte. lm selben Jahr kam es zum flutartigen Anstieg der 

Republikflucht. 
Kritisch ist auch die Situation tmter der Studentenschaft einzu-

schätzen. Einern Anteil von 50% Studenten aus Arbeiter- und Bauern­
kreisen stehe ein Anteil von 25-30% Studenten aus Intelligenzschichten 
oder von Einzelvertragsinhabern 16 gegenüber. Gerade diese Gruppe be­
stimme das Bild der Studentenschaft. Da sie finanziell über das Eltern­
haus abgesichert wäre, klag! der Berichterstatter. könne sie ohne gesell­
schaftliche Verpflichtungen und Stipendiun1 studieren, und so sei ''ein 
di szi pliuarisches Vorgehen'' - über S tipendi enen tzug z.B. - kaum mög-

1 ich. 
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Das Niveau der Ausbildung wird im Bericht als gut gekennzeich­
net. Aber: '·Trotz eines guten Niveaus gibt es an den Medizinischen Fa­
kultäten und Akademien noch keine Ausbildung von sozialistischen 
Ärzten. Das Medizinstudium entspricht im wesentlichen der Tradition i.n 
Deutschland." Die neuen Studienfächer wie Pawlowsche Physiologie. 
Sozial- tmd Arbeitshygiene würden nur wenig akzeptiert. 11 

Die relativ staatsferne, unabhängige Position der medizinischen 
Fakultäten wurde Ende der 50er Jahre immer prekärer. Die Universitäts­
parteileitung der Universität Leipzig z.B. preschte J 958 mit einem Plan 
zur sozialistischen Umgestaltung der Universität vor. Die dritte 1-Ioch­
schulkoaferenz der SED 1958 verlangte von allen Professoren und 
Lehrkräften, jederzeit öffentlich und in der Lehre für den Sozialismus 
einzutreten. Der Einfluß bei der Auswahl von Assistenten nahm ab, die 
Partei bestimmte immer mehr mit. Westreisen bedw-ften nach dem 
Paßgesetz von 1957 der Genehmjgung, letztere wurde nun oft verwei­
gert. Wer sich darüber hinwegsetzte. konnte als Republikflüchtling be­
straft werden. Solange allerdings die Grenze nach Westberlin noch offen 
war, konnte sich die Partei nicht allein auf Zwang verlassen. Die 
Ärztekommuuiques von l958 und 1960 waren der Versuch, der medizi­
nischen Intelligenz eine Perspektive in der DDR zu versprechen. 

IH. Die medizinischen Fakultäten nach dem Mauerbau 

Mit dem Mauerbau endete diese relativ liberale Phase. Das sozialistische 
Experiment. das bis dahin nicht unter "idealen Laborbedingungen" hatte 
stattfinden können, war nun als ein geschlossenes Experiment möglich 
und konnte in die Tat umgesetzt werden. Der Druck auf die Professoren 
und Studenten nahm zu. Eine erste Welle der Repression traf diejenigen, 
die die "Friedenstat" des Mauerbaus nicht als eine solche öffentlich wer­
ten wollten. Insbesondere Studenten wurden zu einem kleinen Teil ver­
haftet, viele Hundert wurden republikweit exmatrikuliert. Der Einfluß 
der Partei, die Einmischung in die bisher immer noch relativ unabhängi­
gen Fakultäten wurde immer größer. Das Drohpotential eines Wechsels 
nach Westdeutschland war erschöpft. Reisen wurden jetzt, außer nach 
einem langwierigen Genehmigungsverfal1ren für Reisekader, nahezu 
unmöghch. Jeder Arzt hatte sich jetzt mehr oder minder mit dem System 
zu arrangieren. 

Organisierter Protest wie gegen das Importverbot bei westlichen 
A.meimitteln 1961 oder die Weigerung, Solidaritätsadressen für den 
Einmarsch der Warschauer-Pakt-Staaten in die CSSR zu unterzeichnen, 
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gab es immer seltener. Maßregelungen -von der Absetzung über West­
reiseverbot bis zu Haft- waren die Antworten des Staates. 18 

Von vielen Professoren wurde auch die sog. III. Hochschulreform 
vehement abgelehnt. Neben den allgemeinen Zielen der Forschtmgskon­
zentration und bedenklichen Ausrichtung der Hochschulforschung fast 
ausschließlich an den Bedürfnissen der Lndustrie verfolgte sie das Ziel, 
die restlichen traditionellen Strukturen zu zerschlagen. Einhellig abge­
lehnt - hier waren sich auch die SED-Mitglieder einig- wurde auch die 
Einführung des Diplom-Mediziners, die aber nicht verhindert werden 

konnte. 
Überwiegend, sowohl von Professoren wie auch von Studenten, 

wurde eine langsame ·'SEDisierung" der Sektionen konstal1ert. Neue, in 
der DDR aufgewachsene Professoren kamen hinzu, die Alten wurden 
verstärkt emeritiert. Dieser allmähliche Prozeß führte schließlich dazu, 
daß 1989 u1 der Regel mehr als 80% aller Lehrstuhlinhaber das Partei­
buch der SED besaßen. Nur wenige vennochten noch, nur aufgrund ihres 
fachlichen Könnens eine solche Position erreichen. Insbesondere nahm 
auch die Zahl der Inoffiziellen Mitarbeiter für die Stasi zu.19 

Nichtanpassung an staatliche Forderungen bedeutete dabei kein 
existenzbedrohendes Risiko mehr, sondern "nur" der Karriereverzicht 
oder das Ausweichen ins staatliche Gesundheitsheitswesen. Im politi­
schen Konfliktfall konnten die "Organe" allerdings immer ihre "Instru­
mente" zeigen und damit potentiell gefährlich bleiben. Die staatliche Re­
aktion reichten von Sippenhaftung, Entlassung, Degradierung, Stasi­
Überwachung und Hafi bis zu Entführung und Mordversuchen. Ande­
rerseits behielten Ärzte bis zum Ende der DDR als Berufsgruppe eine -
re-lativ - starke Stellung. Das Gesw1dheitswesen war und blieb das 
Aushängeschild der DDR. 

In einem System, das insgesamt auf Unterwerfung und möglichst 
lückenlose Kontrolle angelegt war, blieben für einzelne aber inuner wie­
der Freiräume, Inseln im Meer der Kontrolle. Es ning sowohl von dem 
Geschick des einzelnen Arztes oder Professors wie auch von dem Ge­
wicht das er für die Medizin in der DDR hatte, ab. inwieweit Freiräume 
vorha~den waren. Manche Institutsdirektoren vermochten weiterhln -
wie Prof. Stubbe für die Genetik - einen weiten Schatten zu werfen, in 
dessen Bereich die Mitarbeiter weitgehend von Parteiansprüchen abge­
schirmt waren, d.h. sie konnten durchaus Schutz gewähren. Fast alle 
Studenten schätzen für die Spätphase der DDR die Professoren als weit­
gehend anpasserisch ein. Sie agierten nicht offen gegen den Staat oder 
gegen staatliche Maßnahmen. Diese allgemeine Einschätzw1g bedeutet 
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aber keine Abwertung des Studiums in der DDR. Insgesamt wurde das 
Studium als "fachlich" orientiert empfunden. Der Abstand im Ausbil­
dungsniveau war nicht gravierend im Vergleich zum Westen: die günsti­
gen Professoren-Studenten-Relationen wtu-den und werden im Gegen­
teil als besonderer Vorzug der Ausbildung in der DDR aufgefaßt. 
Trotzdem spielte die Politisierung auch in der Medizinausbildung eine 
Rolle. der niemand ganz entgelten konnte. 

Was trotzdem an Handlungsoptionen übrig blieb, hat ein Klinikdi­
rek-tor 1993 so umrissen: 

"Ich würde meinen. daß der wesentliche Punkt der Widers1a11dsbil­
d11ng darin bestand, daß der Arzl ver.rnch1 hat, die Manipulierbarkeit seines 
Berufes, seiner Muarbeiler, aber insbesondere der Patienten, möglicl~t 
weit fern zu hallen. Das Sy~tem warJa darauf angelegt, und das war auch 
das Wesen von Partei und Staatssicherheit gewesen, Wohlverhalten heran­
zuziehen und die eigenen Ziele durchzusetzen. Und demgegenüber haben 
die Arzte in vielen wesentlichen Be-reichen 1·ersucht, Freiräume zu halten 
oder zu schaffen, wenn es notwendig war. Erstmal 11m ihre eigene Berufs­
am//bung zu gewährleisten, bis zur Sicherstellung der ärztlichen Schwei­
gepflicht usw. Zweitens aber auch, 11111 dem Palumlen eine besllnögliche 
liehandhmg angedeihen zu lassen, d.h. daß der Arzt in schwierigen Situa­
tionen versucht hat. Schutz zu geben. Wir haben Bescheinigungen geschrie­
ben fiir Medikamente und ftir alle möglichen Sachen. " 

So seien Patienten ein schlimmerer Krankheitszustand zwecks 
Frühinvalid.isierung als wirklich gegeben bescheini&rtworden, wn Reise­
möglichkeiten in den Westen zu eröffuen. 

Er schätzt diese Art des beruflichen Verhaltens als richtige Antwort 
in einem diktatorischen System ein. Das sei angemessen, wn ''langfristig 
einen Widerstand aufzubauen ... Es war ja nicht die Aufgabe, auf den 
Marktplatz zu gehen und zu sagen, das ist ein 'Scheißladen' hier .... 
Solche Differenzierungen von Zustimmw1g über Neutralität und Gleich­
gültigkeit bis zur aggressiven Opposition ... waren durchaus erkennbar." 
Viele Hochschullehrer hätten allerdings ilu·e Chancen zur Resistenz 
nicht genügend genutzt. Offene Kritik wäre angesichts der Bedrohung 
unangemessen gewesen. 

"Es fwlle doch ketnen Sinn, bei dem rölhg e11viesenen Zugriff sowohl 
der Besatzungsmacht als auch der eigenen Slreitkräfle als auch in zuneh­
menden Maße der Staatssicherheit, emen frontalen Angriff zu einem Zei1-
p1mkt zu machen, wo man noch eine Verantwortung und Handlu11gsfre1he11 
für cbe nächste Generation harte und auch die Aufgaben weitergeben 

muß1e. Diese schwierige Gefange11ensit11ation 1st es, daß hier aus dem Land 
kemer richtig ram konnte, und man;a auch vvrsätzltch hier bleiben wol/1e, 
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um diese Sache zu einem t:nde ;11 bringen. Darm kam es darauf an, die 

geeigneten Formen des Widerstandes a11sz11b,/den. " 
Er sei zwar in späteren Jahren "diplomatischer" geworden. hätte 

seine grundsätzlich kritische Haltung aber beibehalten, wie auch in 
seinen Stasi-Akten nachlesbar sei. 

Zwei kurze Stellw1gnahmen mögen zum Schluß die Ambivalenz 
des Problems illustrieren, als Arzt in einer Diktatur- die zumindest po­
tentiell totalitär° war- 211 wirken. In einer DDR-offiziösen Publikation 

heißt es: 
"Bei der Mehrheit der Professoren ll'Or aber trotz aller politischen 

Z11riickhalt1111g erkennbar, daß sie sich den Realitt11en und Ergebnissen der 

Politik unserer Partei 111ch1 verschließen konnten. Auf dieser Basis fanden 

wir schließlid1 gemeinsame S1andp11nk1e, im sozial- 1111d ges11ndheitspoli-

11schen Anliegen sowie im Kampf 11111 die Sicherung des Friedens." 

Die führende Rolle der Partei sei seit vielen Jahren realisien, so ZK­
Abteilungsleiter Seidel. Facharztrichtung Psychiatrie. weiter. 21 Die An­
passwig an die Realitäten - die die SED oftmals schon als Zustimmung 
auffaßte, konnte sogar so weit gehen, daß an sich regimekritische 
Professoren ihren talentierten Assistenten und Oberassistenten rieten, in 

die SED einzutreten: 
"/985 5tand meine Emeruierung an. Ich sprach 11111 zwei hab1h11erten 

und sehr versierten Obertlrz1e11, deren !Tntwicklung von Politkarrieristen 

behindert wurde. Zur Bewahrung der Q11al1täl des är:llichen Arbeitens riet 

ich ihnen, sich nicht von links iiberholen 211 lassen, sondern seihst in die 

SED einzutreten. Diese ultima ra1io in damals anssichtsloser f,age wurde 

gliicklicherweise bald gegenstandslos. Heule lehren beide als Professo­

ren. "12 

Die von Seidel oben zitierte partielle Interessenidentität zwischen 
Ärzten und der SED darf aber nicht zu der Annahme führen, daß ins­
gesamt von der Gesamtbevölkerung wie auch von der Ärzteschaft das 
DDR-System mit einer breiten Zustimmung getragen worden wäre. Al­
lein die anhaltende Flucht- und ab Mitte der 70er Jahre Ausreisebewe­
gung sprechen eine deutliche Sprache. 

lV. Fazit 

Wenn man das Thema dieser Überlegungen noch einmal aufüimmt, so 
kann auf der als gesichert gelten: 
1) Medizinische Fakultäten w1d Akademien waren bis Ende der 50er 
Jahre im SED-Sinne konservative Bastionen. 
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2) Trotz neuer Zulassungspolitik blieb das Studium auch voo Studenten­
seite her in dieser Zeit weitgehend tradilionell geprägt. 
3) Erst der Mauerbau und neue DDR-Absolventen, d.h. vollständig im 
Sozialismus aufgewachsene Studenten, führte11 langsam zu einer Ände­
nmg, deren Trend bis Ende der 80er Jahre anhielt. 
4) Trotz dieses allgemeinen Trends konnte in einzelnen Kliniken immer 
ein gewisser politischer Freiraum erhaJteu werden. Die Chancen dazu 
hingen oft vom Mut der entsprechenden Chefs sowie den lokalen 
Gegebenheiten ab. 

Ausbildungsziel bzw. Vergleichsgröße für die Lehre bildete bis 
zum Schluß das vielstrapazierte "Weltniveau'', welches zumindest theo­
retisch erreichbar blieb. Politisch unterschieden sieb die medizinischen 
Fakultäten auch in deu 70er und 80er Jahren immer noch deutlich von 
den geisteswissenschaftlichen. lnsgesamt brauchen sich, was Ausbil­
dung und Erziehung der Medizinst11denten angeht, die medizinischen 
Fakultäten ihre Arbeit in der DDR nicht verstecken; sie können ihr Erbe 
zu einem guten Teil in das gesamtdeutsche Hochschul- und Gesund­
heitswesen einbringen. 

Kla11s-Die1er Miiller. !Jr. phil .. ist Bere1chsfei1er Widers/a11d1forscf11111g am 
Ha1111ah-Al'endt-lns11t11t fiir l'ota/itar1smu:,forsch1111g Dresde11 

Anmerkungen: 

1 Gckilrttc Fassung eines Vonrages. den der Verfasser am 17 3 199510 Münster 
gehalten hat. Der 1·01lständige Vortrag 11ird un1er gle1ehnamigem Titel publiziert 
In' Wissenschafl und Politil-Genellk und Humangenet1!.. m der DDR l 9.t9-l 989, 
Monster 1997 

~ Siehe Egon Ern 10 Müller/Marianne Müller .. stürmt die Festung Wissenschaft. 
Berlin-West 1953. S. 9 

' Aus der riel fältigen L11eratur zur Geschichte und Entwicklung des Hochschul-
11 esens der DDR siehe Müller/Müller. Anm 2. Für die Zeit bis Mille der 60er 
Jahre siehe Ernst Richert. ··so„ialistische Uni, ersirnr· Die Hochschulpolitik der 
SED. Aus Sicht der Studenten siehe Waldemar Krönig/Klaus-Dieter Müller. 
Anpassung- Widerstand - Verfolgung Hochschule und Studenten in SBZ und 
DDR 19-tS-1961. 1'.öln 199.t, als Überblick ,.ur Entwicklung des Hochschul­
wesens \On 1945 bis 1961 hier Kapitel 2 Dort auch die 1\ ichligste Literatur 1-un1 
Hochschulwesen 

• Damit un1crsch1edcn sie sich lange Zeil. mindestens bis zur oben genannten ll 
Hochschulreform, 111cht substantiell Ion den II estdeu1schen Hochschulen Erst 
11111 der JII. Hochschulreform 1969 \\urden die letZlen Reste der alten Hoch­
schulstruktur beseitigt und sogena11ntc SeL1ioncn gebildet Zur Hochschulent-
1\icl..lung 1n Westdeutschland siehe aus der Sicht der damals Studierenden Wal-

hochschulc ost 211997 49 



demar Krönig/K.laus-Dieler Müller. Nachkriegs-Semester_ Studium in Kriegs­
und Nachkriegszeit, Stuttgart 1990. 
' Bei den folgenden Ausführungen zur Geschichte der Mcdi1.:inischen Fakultäten 
handelt es sich um vorläufige Ergebnisse. Eine genauere statistische Auswertung 
einer Befragungen zur politischen Rolle der Ärzte in der SBZ/ DDR sowie eine 
Analyse des Archivmaterials steht noch aus. Zur Quellengrundlage siehe Klaus­
Dieter MülJer, Zwischen Hippok-rates und Lenin. Gespräche mit ost- und west­
deutschen Ärzten über ihre Zeit in der SBZ/DDR. Köln 1994. sowie der-selbe. 
Zwischen Anpassung und Widerstand. in: De111sche Studien 120/1993 und 12 II 
1994. 

6 Siehe hierzu Michael Kater. Doctors undcr Hitler.. Chapel Hill und London 
l 989. Die Kontroverse um die Notwendigkeit und Durchführungspraxis der 
Entnazifizierung kann hier nicht geführt werden. 

7 Siebe hierzu Wilhelm Weiß, Das Gesundheitswesen in der Sowjetischen Be­
satzungszone. f. Textteil. Bonn 1957. S. 83. 

R Siehe Akademie für Ärztliche Fortbildung (Hg.), 40 Jahre SED - die Ge­
sundheilspolitik der SED in der Übergangsperiode. Berlin (Ost) 1987. S. 136. 

9 Siehe Waldcmar Krönig/Klaus-Dieter Müller, Der Greifswaldcr Mediziner­
streik, in: Dewschland Archiv 5/1994, 

10 Siehe Krönig/Müller. Anpassung. Kap. 5, 

11 SAPMO-BArch IV 2/19/81. 

12 SAPMO-BArch IV 2/19/81. 

13 Dieser Satz zeigt in nuce die Krux der La1elligcnzpolitik der SED. Wo In­
vestitionen für die Wissenschaft getätigt wurden. vrnren auch bürgerliche Pro­
fessoren durchaus bereit. im Rahmen ihrer Wissenschaft für die DDR 7U arbei­
ten, Daß sie damit --positiv zur Regierung·· stehen, entsprang nur dem Wunsch­
denken der SED. 

14 Zur politisch-ideologischen Entwicklung der medizinischen Fakultäten und 
Akademien vom 19.9.1957. SAPMO-BArch IV 2/19/58. 

15 Gemeint sind damil v.a parteitreue Ärzte. die zumeist ohne die notwendigen 
akademischen Voraussct1.:ungen auf Lehrstühle berufen werden sollten und ge­
gen die sich die Fakultäten wehrten. 

16 Einzelverträge gehörten zum Instrumentarium der SED, um einzelnen Wissen­
schaftlern oder wichtigen Intelligenzlern ein erhöhtes Einkommen sowie andere 
Privilegien - ,:,8. eia frei z.u wählendes Studienfach für die Kinder- z.u sichern. 
um diese Spezialisten letztlich in der DDR zu halten. 

17 Was hier in internen Parteiberichten geschildert wird. findet seine Bestätigung 
lil Yielen Zuschriften 1.u unseren Projekten. Diese Beobachtungen werden auch 
bestätigt durch autobiographische Aussagen„ die in den 80er Jahren in der DDR 
veröffentlicht 1vurden. Darin schildern Ärzte und hauptamtlichePaneimitarbeiter 
ihre Schwierigkeilen bei der Umsetzung der SED-Beschlüsse. 

18 Siehe hierzu z..B, Armin Mitter/Stefan Wolle, Untergang auf Raten. Unbckann-
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te Kapitel der DDR-Geschichte. München 1993, Kap. IV: Das Jahr 1968: Die 
DDR und der Prager Frühling. 
10 

Der Anteil der IM u11ter Ärzten liegt signifikant höher als im Vergleich zur 
Gesamtbevölkerung. Wenn man die in Halle z.B. veröffentlichten Stasi listen als 
Bezugsrahmen nimmt. so dürfte in Universitätsstädten der Anteil bei mehr als 2% 
aller 101 Hochschuldienst tätigen Ärzte liegen. Gesamtübersichten für die ganze 
DDR gibt es bisher noch nicht. 
20 ~ dieser Stelle se( nur auf die Pläne der Stasi zur Masseninlrnftierung von als 
poltllsch unzuverlässig angesehenen Bürgern im Konfliktfall verwiesen. diejct,1:t 
'on der Gauck-Behörde der Öffentlichkeit vorgelegt wurden. 
21 

Karl _se_idel u.a. (Hg.). Im Dienst am Menschen. Erinnerungen ru1 den Aufbau 
des soz1al1st1schen Gesundheitswesens. Berlin (Ost), S. 47. 

u Prof. Gerhard KJumbies. ehemaliger Direktorder U□i-PolikliniUena, in einem 
Vortrag 111 Göttingen am 21 6. l 99 I. 
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Pflichtassistenz, Klinisches Praktikum 
und Ärztemangel in der DDR 

Gero Bühler Die är.ctliche Ausbildung stand in der 
Leipzig DDR mit zwei Problemkreisen in Ver­

bindung: 1. dem Mangel an ärztlichem 
Personal und 2. der w1genügenden Be­
fähigung der Absolventen für die ärztli­
che Praxis. Im folgenden sollen beide 

Momente näher dargestel1t werden. Dabei bleibt die Beschreibung an 
dieser Stelle auf einen Abschnitt der ärztlichen Ausbildung beschränkt: 
Die Übergangsphase zwischen Ausbildung und Weiterbildung. 

1949-1961 entstandderÄrztemangel v.a.durchden Weggangvon 
Ärzten in den Westen. Der Ausgleich wurde durch eine Erhöhung der 
lmmatrikulationszahlen und eine Deregulierung und Verkürzung der 
Pflichtassistenz versucht. 1961-1968 mußten die entstandenen Verluste 
ausgeglichen und der gestiegene Bedarf in der Grundbetreuung gedeckt 
werden. Dafür wurde das 6. Stud1enjalu· hin zu ganztägigen Praktika 
umorientiert, so daß die Pflichtassistenz entfallen konnte. 1969 galt es. 
neben den sonstigen bestehenden Anforderungen den Bedarf an wissen­
schaftlichem Nachwuchs zu decken. Das Studium wurde auf 5 Jahre 
verkürzt. Lücken in der Grundbetreuung zu schJießen und dabei die 
Allgemeinmedizin zu stärken, rückte im Zeitraum 1976 - 1989 in den 
Blickpunkt. So wurde zur Verbesserung der praktischen Anteile der 
Ausbildung das 6. Studienjahr als Klinisches Prak-tikum eingeführt. 

Die Übergangsphase zwischen Aus- und Weiterbildung hatte im 
Berichtszeitraum zwei Formen. die Pflichtassistenz und das Klinische 
Praktikwn. Kurz seien beide definiert. Die Pflichtassistenz sch.loß sich 
an das Studium an und war notwendig, wn die Approbation zu erhalten. 
Voraussetzung war die bestandene ärztliche Prüfung. Während der 
Pfüchtassistenz hatte "sich der Arzt auf die selbständige Ausübung der 
HeilJ...'UJl.st durch Vertiefung und Fortbildung seiner Kenntnisse und 
Fähigkeiten vorzubereiten." (Deutsche Wi11schaftskommission 1949) 
Das Klinische Praktikwn war Bestandteil des Studiums und im letzten 
(sechsten) Studienjahr angesiedelt. Die Studierenden befanden sich 
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ganztags auf Station und übten die ihnen "übertragenen äJ~• • h r ·gk · Ll.l!C en 
at1 '. e1ten unter fachärztlicher Anleitung, Aufsicht und Kontrolle" aus. 

(Mimsten-at 1977) 

1949 - 1961: Abwanderung in den Westen 

Der Ärztemangel beg.leitete von Anbeginn an das Gesundheitswesen der 
DDR und hatte bereits von 1945 bis 1949 die SBZ begleitet. Diesen ver­
suchte man durch folgende Maßnahmen zu beseitigen: 
1. die Erhöhung der Immatrikulationszahlen 
2. dieVerkürzu11g der Studienzeiten und • 
3. die Erhöhung der Disponibilität nach dem Studium. 
Im folgenden werden die drei Punkte in die Betrachtungen einbezogen. 

. Ende 1949 wolJte man noch keine Schritte ein.leiten, um Mangelsi­
tuat~onen zu beseitigen, da geglaubt wurde, daß westdeutsche arbeitslo­
se_ Arzte nach der Herstellung der Einheit zur Verfügung stünden. 
(Lmser 1950) Doch begannen schon in dieser Zeit, Ärzte die DDR zu 
:erlassen. Es wird vennutet. daß insgesamt 20.000 Ärzte und Zahnärzte 
JID Laufe der Jahre in die BRD gingen, ob als "Republikflüchtlinge'' oder 
ab 1978 verstarkt legal als Ausreisende, im Zeitraum 1955 _ J 961 allein 
etwa 560_0. Das betrafin großem Maße den ambulanten Bereich. So sank 
der Anteil der Allgemeimnedizinervon 50% im Jahre 1948 auf 30% im 
Jahr~ 1958. _Von einzelnen Kreisen wird aus den 50er Jahren beiichtet. 
daß 1n best1111mten Gebieten überhaupt keine Fachärzte mehr tätig 
waren. (Spaar 1994) 

.. Die Gründe für den Gang in den Westen ware11 vielfältig. Bei den 
Arzten war~n es u.a. DiskriminieTW1gen wie die Bebü1derung des Zu­
gangs der Kinder zu Oberschule und Studium. der fehlende Zugang zm 
L~ter~tw·und zu Kongressen im Westen sowie weitere Restriktionen die 
vielem ~edrängn.is und schließlich dazu brachten, die DDR zu verlas~en. 
(Vgl. MuJJer 1994) Diese Entwicklung beschäftigte in den 50er Jahren 
meii:fa_ch das ZK der SED sowie dessen Sekretruiat und Politbüro. 
(Polttburo des ZK der SED 1951, 195 Ia. ZK der SED 1952) 

Im Zug~ ~~r dabei gefaßten Beschlüsse kam auch den "Angehöri­
gen der me~21ruschen lutefügenz" die Möglichkeit der Einzelverträge 
zugute. '?le1cbze1t1g veranlaßte das Sekretariat des ZK J 952 eine Kam­
pagne, Arzte aus Westdeutschland zu werben. die jedoch fehlschlug 
(Interessengemeinschaft 1996. 29) • • 

, 1958 - 1960 verabschiedete das Politbüro wieder drei Kommuni­
ques zur Lage der medizinischen IntelJigenz, da sich die Situation kei-
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neswegs entspannt hatte. (Politbüro des ZK der SED 1958. 1959. 1960) 
Dabei wmde 1958 und 1960 betont, daß die DDR im Unterschied zur 
BRD alle Möglichkeiten böte, den humanistischen Aufgaben eines 
Arztes nachzukommen, und dem widmeten sich nach Einschätzung des 
Politbüros ein Großteil der Ärzte in aufopferungsvoller Weise. Die 
Bundesrepublik wurde der Abwerbung beschuldigt. 1958 schlug das 
Politbüro vor, gezielt den wissenschaftlichen Nachwuchs zu fördern, 
den Zugang zu westdeutscher Fachliteratur sowie Reisemöglichkeiten 
zu Kongressen in der BRD zu verbessern. Den Ärzten sollte bevorzugt 
beim Kauf von PKW geholfen und deren Kinder eher an Oberschulen 
und Universitäten zugelassen werden. Unter Leitung von Kurt Hager 
wurde eine Ärztekommission gegründet, die einen Perspektivplan zur 
Entwicklung der medizinischen Wissenschaften und des Gesundheits­
wesens entwickeln sollte (Ständige Kommission 1959). Dieser wurde 
1959 im Politbüro diskutiert und auf der Weimarer Gesundheitskonfe­
renz 1960 verabschiedet. (Gesundheit 1960) 

Der Perspektivplan benannte Mängel bei v.a. der Ausstattung der 
Kreiskrankenhäuser mit Ärzten der Fachrichtungen lnnere Medizin, 
Chirurgie, Pädiatrie, Gynäkologie/Geburtshilfe und Psychiatrie. Das 
waren alJe Fachgebiete, die im allgemeinen entsprechend der Kranken­
hausrahmenordnung in Kreiskrankenhäusern vorgehalten wurden. Bis 
1965 sollten 11.000 Medizi.nstudierende die Hochschulen verlassen und 
die Facharztweiterbildtmg beginnen. Das Studium sollte an den Erfor­
dernissen der Allgemeinmedizin, besonders der für die Landbevölke­
rung ausgerichtet werden. Die Fortführung der Pflichtassistenz ,vw·de 
gefordert. 

Da alle Bemühungen gegen die "Republikflucht" der Ärzte nicht 
griffen, beriet das Po Li tbüro 1960 Schritte, die das bisherige gesundhei ts­
poLitische Konzept der SED modifizierten. So wurden die Bedingungen 
für Niedergelassene erleichtert und die Möglichkeit zur Gründung eines 
"Bundes deutscher Ärzte, Zahnärzte w1d Apotheker" geboten. Ein 
Gründungsaufruf wurde noch veröffentlicht. jedoch nach dem Mauer­
bau nicht mehr weiterve,folgl. (Spaar 1994) Die Gewerkschaft Gesund­
heit blieb weiterhin für die Ärzte zuständig. 

Nach dem Mauerbau kamen bezüglich des Ärztemangels andere 
Faktoren zum Tragen. Wie ernst der Gang von Ärzten in den Westenge­
nommen wurde, zeigt sich auch später darin, daß noch Ende der 70er 
Jahre dieses Problem als Ausdruck der '"Klassenauseinandersetzungen 
mit dem Imperialismus mit schmerzlichen Folgen" reflektie,t wurde. 
(He1ing 1979, Niemann. Wiezorek 1980) 
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In den 50er Jahren wurde mit folgenden Schritten versucht die 
Ausbildung des ärztlichen Nachwuchses zu forcieren: • 

Im Jahre 1954 kam es zur Gründung der Medizinischen Akademien 
in Erfurt, Magdebw·g tmd Dresden. (Ministerium für Oestmdheit 1954) 
Die Studierendenzahl sowie deren Anhebung wurden schon vor der 
Gründung der Akademien festgeschrieben. (Ministerrat 1954) Dje Me­
dizinischen Akademien bildeten vorerst nur im Rahmen des klinischen 
Studiwns aus. Die Vorklinik absolvierten die Studierenden an den 
Universitätsfakultäten. Mit dem Studienjahr 1961/62 begann das vorkli­
nische Studium in Magdeburg. (Niemann, Wiezorek 1980a) Für Dresden 
u~d Er~ sah man vor. in den 80er Jahren die vorklinische Aus-bildung 
emzunchten. (Hering 1979) Zur Umsetzung gelangte das jedoch erst 
nach 1989. 1n Erfwt nur kurzzeitig, da diese Akademie 1993 ab­
gewickelt wurde. 

Um auch außerhalb der Hochschulkapazitäten der DDR auszubil­
den. wurden Studierende ab Anfang der 50er Jahre in die Sowjetunion 
und 1959 - l 96 l für das vorklinische Studium in die Tschechoslowakei 
nach Ungarn, Rwnänien und Bulgarien delegiert. (Spaar 1994) ' 

Gleichzeitig hob man in den Jahren 1959- 1962 die Neuzulassun­
gen von etwa 1800 auf etwa 2100 (1962) bis etwa 2500 (1959) an.' 

. Das füh,te zu Studienreformbemühungen, um bei den gestiegenen 
Stud1erendenzaWen eine qualifizie1te Ausbildung gewährleisten zu kön­
nen. (Neubert 1962, Winter 1963. Frunder 1965) 

Gleichfalls in den 50er Jalrren versuchte man die Disponibilität der 
Absolventen selbst zu verbessern. Stand doch immer als Ziel derVerbes­
senmg des Medizinstudiums die Absicht im Vordergrund, die Absolven­
ten schneller in der beruflichen Praxis einsetzen zu können. Um dabei 
tatsächlich entstehende Defizite zu beseitigen, verpflichtete man die 
Absolventen, die ersten drei Jahre an ihnen vennittelten Arbeitsplätzen 
tätig zu werden. (MinistetTat l 955) Diese Verpflichtung galt mit Hilfe 
nachfolgender Verordnungen bis 1989/90. 

Bevor die Absolventen freizügig im Sinne der ·'Lenkung'· einge­
setzt werden konnten, mußten sie die Pflichtassistenz absolvieren. Erst 
dann erhielten sie die Approbation zur ärztlichen Tätigkeit. 1949 hatte 
die Pflichtassistenzzwei Jahre gedauen. (Deutsche Wutschaftskommis­
sion 1949) Davon waren miodestens 14 Monate an einer stationären 
dafür ausgewiesenen Einrichtung und mindestens sechs Monate in eine; 
P_oliklin.i~ oder Betriebspoliklinik abzuleisten. Für die Ausbildung in 
emer stationären Einrichtung schrieb ein Katalog die zu durchlaufenden 
Fächern samt der dafür vorgesehenen Zeiträwne vor. 1952 wurde die in 
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einem Kranken.haus zu absolvierende Zeit auf ein Jahr -.erkürzt. (Mini­
sterrat 1952) Die obligate sechsmonatige Tätigkeit in einer Polik:li~k 
oder Betriebspoliklinik et1tfiel zugunsten einer zwölfmonatigen TätJ.g­
keit in einer Einrichtung des staatlichen Gesundheitswesens, die zum 
Schwerpunkt und für jeden Pflichtassistenten einzeln best~mmt wurde. 
Mit der Dritten Durchführnngsbestünmung zur Approbattonsordnung 
1955 verkürzte sich die Pflichtassistenz auf zwölf Monate. (Ministeriwn 
für Gesundheitswesen 1955) Diese Maßnahmen erhöhten die Disponi­
bilität entsprechend den Anforderungen und Mangelsituationen im 

Gesundheitswesen. 

1961 _ 1968: ProftJicrung des 6. Studienjahrs zur praktischen 

Ausbildung 

Am 13. August L961 kam es zwn Mauerbau. In den offiziellen Verlaut­
barungen wurde auch im Bereich des Gesundheitswesens und der 
Hochschulen davon gesprochen, daß nun ungestört von den "Provoka­
tionen und Störmanövern aus dem Westen der Aufbau des Sozialismus 
fortgesetzt werden" könnte. (Heiing 1961) Der Ärztemangel bestand 
jedoch nach wie vor w1d drängte zusammen mit dem un~enügen<l~n 
Praxisbezug des Studiums zu den folgenden Refonnbemuhlmgen 11n 

Medizinstudium.~ Dabei standen das 6. Studienjahr ( 11. und 12. Seme-
ster) und die POichtassistenz auch im Blickpunkt . 

Mit dem sogenannten Berliner Plan des Jahres _1962 _wl'.rden_ dte 
praktischen Anteile im Studiwu erhöht und die t-:1öghchke_1t diskutiert, 
dadurch eine schnellere Einsetzbarkeit der Studierenden 1m Beruf zu 
erreichen. Obwohl der Wissenschaftliche Beirat Medizin beim Staatsse­
kretariat für das Hoch- und Fachschulwesen die Prinzipien des Berliner 
Plans bestätigte, bestand er auf der Fortführung der Pflichtassistenz. 

(Neubert 1962, Wissenschaftl. Beirat 1963) . 
Auf seiner Sitzung vom 28 Mai l 964 beschloß der W1ssenschaft­

licbe Beirat einen neuen Rahmenplan, der auch auf das 11. und 12. Se­
mester einging. (Wissenschaft). Beirat 1964) In den letzten beiden 
klinischen Semestern schiieb der Beirat ganztägige Praktika der lMe­
reo Medizin (16 Wochen), Chirurgie (10 Wochen), Pädiatiie und 
Geburtshilfe/Gynäkologje fest, wobei parallel Kolloquien und Leh:"'e~­
anstaltungen in der Poliklinik, Differentialdiagnostik und_ Phystkall­
scben Therapie stattfinden sollten. Bei der Umsetzung d1ese_s Plans 
wurden verschiedene Wege gegangen. (Medizinische Akadelllle Mag-

debw-g, Senat 1966) 
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Am 21. und 22. März 1966 veranstaltete die Magdebm·ger Medizi­
nische Akademie das V. Symposion. auf dem die Elemente des Plans dis­
kutiert wurden. (SED-Hochschulparteileitw1g 1966) Die Magdeburger 
Akademie hatte Rotationssysteme durch die einzelnen Stationen bzw. 
Gebiete der einzelnen Fächer gebildet, so daß Blöcke von 2 - 3 Wochen 
Dauer entstanden. Dabei wurde auch von Erfahrungen aus dem skandi­
navischen wid angloameiikanischen Raum ausgegangen. (Recheuber­
ger l 966) Zum Teil fanden die Blöcke in sich eine Struktur aus Vorlesw1-
gen, Visiten, Labortätigkeit. Seminare. Patientenaufuahmen mit Ana­
mnese. Status sowie Diagnostik- und TherapievorschJag. 3 Zur Auswer­
tung der dabei gemachten Erfahrw1gen regte das Staatssekretruiat für das 
Hoch- und Fachschulwesen clie Durchführung eines Symposions im 
Jal1re 1967 in Rostock an." 

In Gefolge des V. Symposions über Lehre und Erziehung 1966 in 
Magdeburg legte der Wissenscbaftlicbe Beirat Empfeblungen zw· Ge­
stalnmg des 6. Studienjahrs vor, die mit der "Anweisung Nr 5/66 des Staats­
sekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen über die Durchföhnmg des 
6. Studienjahrs an den Medizinischen Akademien Wld Meclizinischen 
Fakultäten. Vom 15. Mai J 966" verpflichtend wurden. (Wissenschaft). 
Beirat 1965, Staatssekt·. fd. Hoch- und Fachschulwesen 1966) Entscbei­
dende Neuerung war die Einbeziehung von ganztägiger Tätigkeit im 
stationären Bereich, womit Elemente der Pflichtassistenz übernommen 
und diese selbst durch die Siebente Durchfühnmgsbestimmung zur 
Approbationsordnung von 1966 abgeschafft wurde. (Ministerrat 1966) 

Die Anweisung sah vier Ausbildungsabschnitte, or: je mindestens 
10 Wochen Innere Medizin llll<l Chirurgie. mindestens 6 Wochen Päd­
iatrie sowie Gynäkologie und Gebwtshilfe sowie je vier Wochen Walll­
famulatur und Ferien. Dabei sollte einerseits die Ausbildung der Praxis 
nahekommen, andererseits genügend Zeit zwn Selbststudium gewährt 
werden. Die Betreuung erfolgte durch Lehrassistenten. Parallel besuch­
ten die Studierenden Lehrveranstaltungen, deren Um fang 6 Stunden pro 
Woche nicht überschreiten sollte. Am Ende des 6. Studienjahrs fanden 
Prüfungen in den absolvierten Fächern der ganztäglichen Tätigkeit statt, 
die möglichst als Komplexprüfung mit mehreren Fachvertretem gestal­
tet werden sollte. Der Praxisteil der Prüfüngen stand jeweils am Ende der 
einzelnen Abschnitte. 

Um die Erfahrungen bei der Umgestaltung des Stucliums ün 6. Stu­
dienjalrr auszuwerten, fand an1 J 3. und 14. Oktober 1967 ü1 Rostock das 
Vl Symposion zu Fragen der Studienreform statt. (Universität Rostock 
1968) Die Querschnittsvorlesungen wurden an den emzelnen Hochscbu-
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len unterschiedlich beurteilt. Dabei gab es einen Zusammenhang zwi­
schen der Qualität der Vorlesung und dem Willen der Hoc~schulle~er 
zur Kooperation; wo er fehlte, kam es zu schlechten Ergebrussen. N_1cht 
bewährt hatte sich, die Vorlesungen über die Semester zu verteilen. 
Gleichfalls mußte davon abgerückt werden. den Stationswechsel inner­
halb der Fächer unter drei Wochen zu halten. Eher konnten die Srudie­
renden mehr lernen, wenn sie auf einer Allgemeinstation eingeteilt ~er 
ihnen spezielle Verfahren seperat demonstriert wurden, statt zu rott~­
ren.s Von Studierenden wurde darauf aufmerksam gemacht, daß s,e 
intensivere Anleitung durch die Lehrassistenten benötigten.~ Vom Sym­
posion wurde dem Wissenschaft.liehen Beirat u.a. empfohlen_ die Quer­
schnittsvorlesungen zu einem theoretischen Block zusammenzufasse~ 
und für die klinischen Fächer verbindliche Lehrprogramme auszuarbet-

ten.7 

1969: Fünfjähriges Studium 

Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre schien sich die Lage bezügl_ich des 
Ärztemangels entspannt zu haben, rückte 11un als Aufgabe für die ~us­
bildung die Heranbildung "wissenschaftlicher Ka?er"' in den Bli~k­
punkt. (Böhme 1970) 1969 wurde mit dem ·'Ausbildungs- und Eme­
hungsprogrrumn für das Studium der Medizin in ~er DDR" das 6. 
Studienjahr abgeschafft. (Ministerium für Gesun~e11 1 ~69~ .. . 

lm Vorfeld hatte es eine Diskussion gegeben, m der elll fünfjahnges 
Studiwn empfohlen worden war. In der publizistJschen Öff~ntli~h_keit 
hatten diesen Vorschlag Studierende unterbreitet, die in den Jewe1hgen 
FDJ-Leitungen tätig waren. (Niemann 1969, RühJe 1969) Sie behaupte­
ten, daß bei einer organisatorischen und inhaltlichen Straffung des Stu­
diums auf das 6. StudienjaJu· verzichtet werden könnte. 

Die praktischen Anteile des Studiums erfuhren jedoch keine Erwei­
terung. Stattdessen ging man in dieser Position ~urück. Wruu:end 1962-
1965 ein Verhältnis von Vorlesungen e111erse1ts und Senunaren w~d 
Praktika andererseits von 1 : 1 angestrebt wurden ist, bezog man nun tn 

die prak'tischen Aoteile die Bemfspraktika (u.a. Famulaturen) rechne­
iisch mit ein. (Neubert 1962, Winter 1963, Frunder 1965, Seidel 1969) 

1976 - 1989: Grundbetreuung und Klinisches Praktikum 

Im Jahre 1975 erreichte der erste Jahrgang jener Medizinstudierenden 
das Staatsexamen, die nach dem Ausbildungs- und Erziehungspr?­
gramm von 1969 und dem Studienplan zur "Durchfühnmg des Ausbil-

58 hochschule osl 2/1997 

dungs- und Erziehungsprogramms für das Medizinstudium in der DDR" 
von 1972 ihr Studium absolviert hatten. (Ministerium für Gesundheits­
wesen 1969, Studienplan 1972) Der seit langer Zeit existierende Ärzte­
mangel war weiterhin gravierend. Zwei Jahre zuvor, l 973, hatten Polit­
büro, Ministen-at und FDGB für das Gesundheitswesen unter anderem 
beschlossen. die Fachgebiete Allgemeinmedizin W1d Pädiatrie auszu­
bauen, damit jeder Bürger einen "Arzt des Vertrauens" wählen könnte. 
Parallel dazu solJten spürbare Verbesserungen bei der fachärztlichen 
ambulanten Versorgung erreicht werden. Das angestrebte Patienten­
Ärzte-Verhältnis betrug 500-520 : 1. (Politbüro des ZK der SED 1973) 

Zur Auswertung der Studienpläne von 1969 und l 972 luden das 
Ministeritun für Hoch- und Fachschulwesen und der Wissenschaftliche 
Beirat zu einem Symposion über das Medizin- und Stomatologiestudiwn 
vom 13./14. März 1975 an den Bereich Medizin/Charite der Hwnboldt­
Universitär in Berlin ei11. (Sönnichsen 1975) Auf dem Symposion ww-de 
von studentischer Seite festgestellt, daß zu wenig Fertigkeiten erlernten 
wurden. (Reinke J 975) Winter, Rektor der Akademie für ärztliche 
Fo1tbildung, mahnte mil Blick auf die Facharztweiterbildung an, die 
VoUapprobation nicht bereits nach fünf Jahren zu vergeben. Im ersten 
Jahr nach der Approbation wäre die Verantworttmg falsch hoch, so daß 
die Weiterbildung zu oberflächlich begönne und gerade zu Beginn der 
ärztlichen Tätigkeit erlernte Fehler lange anhielten. (Winter 1975) Maß­
geblich war die Meinung, daß durch das 6. StudienJah:t· die Approbations­
fä.higkeit e1Teicht werden könnte. (Seidel, Loechel 1976) 

Zum 1. September 1976 ww·de der "'Studienplan für die Grundstu­
dienrichtung Medizin zur Ausbildung a11 Universitäten Lmd Hochschu­
len der DDR" eingeführt. (Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 
1976) Er stellte nicht, wie zunächst beabsichtigt war, eine Präzisierung 
dar, sondern enthielt Änderungen., die ihn als neuen Studienplan kenn­
zeichneten. 1n das Verhältnis theoretischer und praktischer Anteile 
bezog man nun gar das einjährige Krankenpflegepraktikum vor dem 
Studium auf Seite der praktischen Anteile ein, in dem nicht ärztliche, 
sondern pflegerische Kenntnisse und Fertigkeiten erworben wurden. 
(Böhme 1975) Das Studium wurde wieder auf G Jahre verlängert. lm 6. 
Studienjahr fand das Klinische Praktikum statt, während dessen die 
Studierenden den Status eines Pflichtassistenten inne hatten und je vier 
Monate Innere Medizin und Chirw·gie sowie 2 ½ Monate in einem 
Wahlfach ableisteten. Den Abschluß des 6. Studienjahrs bildete ein ln­
terdisziplinäres Kolloquiwn. Während des Klinischen Praktikwns wur­
den die Studierenden in dem Kreis eingesetzt, in dem sie ihre daran 
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anschließende Weiterbildung zum Facharzt aufnahmen, und erhielten 
den Status Pflichtassistent, um selbständig aber unter Anleitung zu 
arbeiten. (Hering 1975) So führte die Pflichtassistenz an die Verantwor­
tung des Arztes beran. (Mecklinger 1975) Durch die Tätigkeit im Kreis 
der künftigen Arbeitsstelle erreichte man gleichzeitig, daß die Absolven­
ten nicht dem Gesundheitswesen verloren gingen. sondern in den Kran­
kenhäusern eingesetzt werdeukonnten. Dabei wurden sie von Begillll an 
für die Beteiligung an Diensten eingeplant. (Blankenburg u.a. 1977) Für 
die Ausbildw1g lag ein Programm vor. das jedoch außer der Beschrei­
bung ·'Tätigkeit unter Anleitung" keine Hinweise auf personelle Konse­
quenzen für die Ausbildw1g in den Krankenhäusern enthielt. (Minister­
rat 1976) Zusätzliche Stellen für die Ben·euw1g der Studierenden wurden 

nicht geschaffen. 
Bei der Auswertung des Klinischen Praktikums wurde festgestellt, 

daß sich die Konzeption bewälute,jedoch Probleme v.a. bei der Betreu­
ung und Anleitung der Studierenden auftraten. (Schüler. Schulz 1979) 
Au.feiner Kreisärztekonferenz 1977 konnte Gesundheitsmiruster Meck­
linger daraufhinweisen. daß die Ziele für die Allgemeinmedizin und die 
Pädiatrie erreicht wären. (N.N. l 977) Er nannte auch 7.000 Pflichtassi­
stenten, die im Zeitraum 1976 bis 1980 zur Verfügung stünden. Trotz­
dem ginge es weiterhin um den Ausbau des stationären und ambulanten 
Sektors bei besonderer Beachtung der Krankenhäuser. Personel 1 müßten 
die chirurgisch-operativen Fachgebiete gestärkt werden. wn Dispropor­
tionen abzubauen. Trotz der Belastungen der Außenwirtschaft und neuer 
Probleme infolge der Verschärfung der "Ausernandersetzungen zwi­
schen Imperialismus und Sozialismus" müßten die eingeschlagenen 
Wege weitergegangen werden. Es galt die Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik als objektives Erfordernis. Was das bedeutete. wird deut­
lich, wenn es hieß, daß trotz mehr zur Verfügung stehender Ressourcen 
nicht die Lösung aller dringlichen Aufgaben der mediziniscben Versor­
gung zufriedenstellend möglich wäre. (Hering 1979) Spaar teilt mit. daß 
"es i.n den Jahren 197 J - l 973 zu einer Häufung der Republikflucht bei 
Ärzten aus operativen Fachgebieten" kam. die kritische Engpässe bei der 
medizinischen Versorgtmg zur Folge hatte. (Spaar 1994) 

Mit dem "Studienplan für die Gnmdstudieurichtung Medizin zur 
Ausbildung an Universitäten und Medizinischen Akademien der DDR" 
(Ministerium f Hoch- und Fachschulwesen 1982) aus dem Jahre 1982 
kam es zu einigen Änderungen gegenüber des Studienplanes von l976, 
jedoch nicht für das 6. Studienjahr. 

Um den Erfahrungen zum klinischen Teil des Studiums (3. - 5. 
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Studienjahr) nach dem Studienplan von 1976 auszuwerten, veranstaltete 
das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 1984 eine Wissen­
schaftlich-methodische Konferenz Medizin. (Ministerium f. Hoch- und 
FacJ1schulwesen J 984) Auf ihr ging Mecklinger aLLf aktuelle Probleme 
des Gesundheitswesens ein. (MeckJinger 1984) Sprach er 1977 davon, 
einen guten Stand auf dem Gebiet der Allgemeinmedizin erreicht zu 
haben, ging es nun um die Sicherung der Versorgung vor allem in den 
Großstädten und Ballungsgebieten. (N.N. 1977) Die Allgemeinmedizin 
sollte gestärkt und das Hausarztprinzip breiter angewandt werden. Das 
sollte beim StudiLUn Beachtung finden, doch kam es zu keinen Konse­
quenzen bei der Studiengestaltung. Stattdessen wollten die Verantwort­
lichen wahrscheinlich vorerst keine Änderungen. Es galt noch immer die 
Losung von der Stabilität und Kontinuität der Studienpläne. (Sö1michsen 
1984, Ygl. Böhme 1975) 

In der gleichen Zeit kam ein weiterer Indikator für den Ärztemangel 
hinzu. Dte Verant\vortlichen mahnten nun stets. daß die Lenkung der 
Absolventen entsprechend der vorhandenen Planzahlen eingehalten 
werden müßte. (Jänisch 1979. Niemann 1980; Heyme 198 l, Jürgs 1982, 
1985) Sie nannten dabei die Bezirke Cottbus, Leipzig. Karl-Marx-Stadt 
w1d Halle, wo die Engpässe besonders deutlich wurden. Dort sollten die 
Absolventen arbeiten, "wo die Luft nicht so fiisch (war) wie im Thürin­
ger Wald oder an der Ostseeküste." (Hering 1979) 

1987 beschäftigten sich Politbüro LIDd Ministe1rnt wiederum 1nit 
der Lage der Allgemeinmedizin. (Ministerrat l987) Die Allgemeinmedi­
zin sollte zur Trägerin der hausärztlichen Betreuung ausgebaut werden 
und bis L995 die Hälfte der ambulant tätigen Ärzte stellen. Das Mi,uste­
rium für Hoch- und Fachschulwesen bekam den Auftrag, ab 1988 Än­
derungen im Studium vorzunehmen, die der forcierten Entwicklung der 
Allgemeinmedizin dienen sollte. Nun begann sich der Wissenschaftliche 
Beirat Medizin beim Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen wieder 
m.it der Refonnierung des Medizinstudi wns zu beschäftigen. Als Schwer­
punkte für eine Neugestaltung des Medizinstudiwns sah der Beirat die 
Ausrichtung auf die medizinischen Grundversorgung. eine gezielte 
Förderung berufsethischer und kommunikativer Kompetenzen und dar­
aus folgend die Notwendigkeit einer praxis- und patientenorientierten 
Ausbildw1g. Das beinhaltete auch eine Stärklmg der Allgemeinmedizin 
und der Geriatrie. (Schmidt 1989) Für das 6. Studjeujal1r wollte der 
Beirat höhere Anforderungen anlegen, da er erwartete, daß durch die an­
gestrebte Reform eine bessere prak-tische Ausbildtmg zustande käme. 
(David, Müller 1989) 
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Eine Reform des Medizinstudiums kam durch die Revolution des 
Herbstes 1989 und des folgenden Einigungsprozesses rucht mehr ab­
schließend zustande. Die Ergebnisse seiner Beratungen faßte der Wis­
senschaftliche Beirat Medizin im April 1990 als Thesen zur Neugestal­
tung des Medizin- und Stomatologiestudiums zusammen, die auch auf 
dem Medizinischen Fakultätentag vorgestellt wurden. (Wissenschaft!. 

Beirat 1990) 
Mithilfe von Verä11derungen am Medizinstudium gelang es, aufdas 

Problem des Ärztemangels und der Disproportionen im Gesundheitswe­
sen der DDR Einfluß auszuüben. Zur Problemlösung führten sie jedoch 
nicht. da weitere Faktoren und sich ändernde Bedingungen auf das 
Gesundheitswesen einwirkten. 

Die praktischen Anteile der ärztlichen Ausbildung wurden im 
Laufe der Jahre ständig verbessert. Trotzdem blieb die Kritik am Pra­
xismangel inm1anent. Hier spielen zum einen die Wirksamkeit der 
unternommenen Schritte auch in ihrer Umsetzung, zum anderen die sich 
ändernden Erfordernisse an die Absolventen und damit an das Studium 
eine Rolle, wie z.B. die Orientierw1g auf die Anforderungen der Grund­

versorgung sichtbar macht. 

Gero B,ihler studierte Med,:;i11 und promoviert am Karl-S11dhvff-lnsti1111 
fi1r Geschichte der Medi:1111111d Na111n1·1sse11schaften 

der Universitäl leip;ig 

Anmerkungen: 

1 Nach Forschungsstelle Zeitgeschichte FU Berlin in. Spaar 1994. 

Vgl. die Diskussionsbeiträge Spcoker. Kohler, Schüt7 in Gesundhe/1 1960 

3 Vgl. Beiträge von Bernoth. Rechenbach, Usbecl... Dutz w1d Nißler in· SED­
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• Vgl. Beitrag Schüler in. ebd. 
5 Vgl Kacdmg: Einleitungsrefera1.1n Universität Rostock 1968 

• Vgl. Beiträge Ruhle. G und Rupprecht, H. m: ebd. 

' Emprehlungen der Hauptredaktion des 6 Nationalen Symposion ✓U Fragen der 
Reform des Medi1fostudrn1ns an den Wissenschaftlichen Beirat des Ministeriums 
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Anmerkungen zur Psychiatrie 
in der DDR 

Sonja Süß 
Berlin 

Zusammenfassung 

Wie kein anderes medizinisches Fach 
wird die Psychiatrie 1 von denherrschen­
den gesellschaftspolitischen Verhältnis­
sen beeinflußt. Die Entwicklung der Psy­
chiatrie in den beiden deutschen Nach-

kriegsstaaten hatte nicht nur dieselben Wurzeln, sondern verlief auch 
nach J 945 - trotz der Einbindung in gegensätzliche politische Systeme -
noch bis ungefähr 1975 parallel. 1990 jedoch, als die DDR am Ende war, 
wurden nicht nur erhebt iche Entwicklungsrückstände und Defizite in der 
psychiatrisch-psychotherapeutischen Versorgung der ostdeu_tschen ~e­
völkerung festgestellt, sondem auch der Vorww-ferhoben, die Psychia­
trie der DDR habe sich nach sowjetischem Muster zur Unterdrückw1g 
politischer Opponenten mißbrauchen lassen. Dieser Verdacht hat _sich 
als unzutreffend erwiesen. Obwohl die DDR ein sowjetischer Satel11ten­
staat war und es an Versuchen ideologischer Indoktrination und politi­
scher Reglementierung nicht gefehlt bat, funktioruerte das soziale Sub­
system der Psychiatrie in der DDR bis zum Schluß nach seinen immanen­
ten Regeln. Eine Erklärung dafür wird in der persistierenden Bezogen­
heit sowohl der Bevölkerung, als auch der psychiatrischen Fachvertreter 
und selbst der politisch Verantwortlichen auf die professionellen Stan­
dards und das Menschenrechtsverständnis der westlichen Welt im Rah­
men der deutsch-deutschen Sondersituation gesehen. 

Umgang mit der NS-Vergangenheit 

Die Situation der deutschen Psychiatrie war am Kriegsende im Mai 1945 
in allen Besatzungszoneu dieselbe: hinter ihr lag die Ermordung von 
mehr als 200 000 Kranken, ein in der Weltgeschichte beispielloses Ver­
brechen. In den Jahren 1940 und 194 l waren mehr als 70 000 überwie-
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gend deutsche Psychiatrie-Patienten in Gas-Tötw1gsanstalten und wäh­
rend der gesamten Zeit des zweiten Weltkrieges eine nicht genau be­
kannte Vielzahl psychisch oder körperlich kranker Bürger Deutsch­
lands. Polens und der Sowjetunion auf andere Weise umgebracht wor­
den. _Der von den Nationalsozialisten euphem.istisch als ,,Euthanasie" 
bezeichnete Massenmord an wehrlosen Patienten bleibt für die deutsche 
Psychiatrie eine furchtbare Hypothek. 2 

In beiden deutschen Republiken war der Umgang mit dem NS­
Krankenmord lange Zeit vom Verschweigen und einer für die Familien 
der Ennordeten und für die Überlebenden grausamen Nicht-Anerken­
nung der Opfer als zu Unrecht Verfolgte gekennzeichnet. 

Eine _kritische Aufarbe1nmg dieses verdrängten Kapitels der eige­
nen Gescluchte begann - abgesehen von einigen, noch von den AJlüerten 
geförderten Publikationen der ersten Nachkriegsjahre - in beiden deut­
schen Sta~ten erst i~ den siebziger Jahren~ und zog erst in den achtziger 
Jahren großere Kreise. In der DDR wurden durch das Engagement der 
Professoren Achim Thom und Helmut F. Späte vor aUem Medizin- und 
andere interessie1te Studenten und Ärzte zur Beschäftigung mit dem 
TI1ema angeregt", während in der Bundesrepublik vor allem die Bücher 
des Journalisten Ernst Klee w1d des Psychiatrie-Professors Klaus Dör­
ner eine breitere Öffentlichkeit erreichten.' 

Entwicklung der deutschen Psychiatrie nach 1945 

Für deutsche Psychiatrie-Patienten waren die Schatten der gerade erst 
vorübergegangenen mörderischen Vergangenheit besonders nach der 
Katastrophe der NS-Krankenmordaktion eine ängstigende und schwer 
zu verkraftende Belastung zusätzlich zu ihren Krankheiten6, zumal die 
Psychiatrie in der Regel in denselben Gebäuden und zmn großen Teil mit 
demselben Personal wie vor 1945 vonstatten ging, auch wenn dort nach 
1945 nicht mehr gemordet wurde. 

Die Bemühungen der Psychiater drehten sich in den ersten Jalrren 
nach dem Krieg in allen Besatzungszonen Deutschlands um eine Reor­
ganisation der psychia11ischen Versorgung. Viele der früheren Heil- und 
Pflegeanstalten wurden seit der Deportation il1rer Insassen als Lazarette 
oder ~denvei tig zweckentfremdet und es fehlte an Betten für die infolge 
der Knegs- und Nachkriegswirren. sozialen Entwurzelung, Mangeler­
nälu·ung und vielfältiger Traumatisierungen schnell wieder wachsende 
Zahl psychiatriscb versorgungsbedürftiger Menscben. 

Sieht man sich die psychiatrischen Fachzeitschriften aus den fünf 
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ziger Jahren an, so findet man darin die großen Unterschiede zwischen 
dem sowjetischen und dem westlichen System vielfach widergespiegelt. 
Die SED versuchte im Rahmen ihres Kampfes um die reale Dw·chset­
zung ihrer nominalen Macht in allen gesellschaftlichen Bereichen der 
DDR auch die Mediziner ideologisch zu indokt1inieren. Das äußerte sich 
beispielsweise in einer grotesken Überbewertw1g der Lehren Pawlows. 
Die Praxis der psychiatrischen Versorgungjedoch blieb in ganz Deutsch­
land gekennzeichnet vom alten Stil der Anstaltsverwahrung psychisch 
Kranker. In der zentralistisch dirigierten DDR lag dem die ideologische 
Doktrin einer ausschließlich gesellschaftlichen Detenuiuiertheit des 
Menschen zugrunde, der zufolge die Existenz psychischer Krankheiten, 
von Alkoholismus oder Suizidtendenzen als bloße Relikte der kapitali­
stiscJ1en Ausbeuterordnung angesehen wurden, um die man sieb nicht 
sorgen brauche, da sie mit der Vervollkommnung des Sozialismus von 
allein verschwinden würden. Auf der anderen Seite bewirkte das Lei­
stungsdikat des westdeutschen Wirtschaftsww1ders eine fortgesetzte 
Ausgrenzung von sozialen Randgruppen, die nicht als industrielle Ar­
beitskräfte verfügbar waren. So verschieden die Ursachen. waren die ge­
sundheitspolitischen Konsequenzen hüben wie drüben dieselben. siebe­
standen in einer sträflichen Vernachlässigung der Probleme psychisch 
Kranker und der Psychiatrie. 

Auch negative Vorurte1 le großer Teile der deutschen Bevölkerung 
gegenüber psychisch Kranken waren (und sind bis heute) in Ost und 
West gleichermaßen ausgeprägt. Einer aktuellen Studie zufolge hängen 
Unterschiede in der Bewertung psychisch Kranker eher vom Alter Lmd 
vom Bildungsgrad der Deutschen als von ihrem Wohnort ab, wobei sich 
die Toleranz der Befragten mit zunehmenden Alrer als geringer und mit 
zunehmenden Bildungsgrad als größer erwies. 7 lnsgesamt war und ist es 
die negative Vorurteilshaltung vieler Menschen, die soziale Ausgren­
zw1gsprozesse befördert bzw. umgekehrt Versuche zur Integration und 
gemeindenahen Versorgung psychisch Kranken behinden. 

Anfang der sechziger Jahre gingen von einzelnen Psychiatern m der 
DDR Initiativen zu einer gnmdlegenden Verbessernng der unbefriedi­
genden Situation psychisch Kranker aus. lm Mai 1963 organisierten 
engagierte Fachvertreter im sächsischen Rodewisch ein internationales 
Symposiwn, dessen programmatische Ergebnisse in 10 Thesen zur ,.Re­
habilitation psychisch akut und chronisch Kranker" und 8 TI1esen über 
die „Grundsätze moderner psychiatrischer Arbeitstherapie" zusammen­
gefaßt wurden. 8 Die „Rodewischer Thesen·' beeinhal ten konkrete F orde­
rungen nach einer umfassenden Refonn, zu denen die Öffnung der ge-
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scblossenen Anstalten, die Ablösw1g des Prinzips der sichernden Ver­
wahrwlg durch das einer heilenden Fürsorge, die Minimierung von Vor­
urteilen, Ausgrenzung und Zwangsmaßnahmen gegenüber psychisch 
Kranken, die Koordinierung der Arbeit von Hochschulnervenkliniken 
und Facb.krankenhäusem und die Einrichtung ambulanter Dispansaires 
gehörten. Professor Ehrig Lange, einer der Väter der Rodewischer 
ll1esen, bilanzie1ie 15 Jallre später: ,,Vieles wurde erreicht, ebenso vie­
les ist noch zu tun„ und neue Notwendigkeiten kommen hi.Jizu.''9 

Am Ende der DDR mußte festgestellt werden. daß die psychiatri­
schen „Refonnbemühungen zwar in verschiedenen Bereichen, vor allem 
in der ambulru1te11 Versorgung und der beruflichen Rehabilitation be­
wahrenswerte Problemlösungen hervorbrachten, im Hinblick auf eine 
allgemeine Verbesserung der Situation der psychisch Kranken jedoch 
eher bescheiden waren". 10 Der desolate bauliche Zustand der stationären 
EinrichtLmgen, ihre krasse personelle Unterbesetzung, ihre mangelhafte 
sanitäre und sonstige Ausstattung zeugten von einer verantwortungslo­
sen Vernachlässigung des Fachgebietes Psychiatrie, die das unterste 
Ende der Rangskala des insgesamt verarmten Gesundheitswesens der 
DDR bildete. Eine Arbeitsgruppe des Bundesgesundheitsministers stell­
te 1991 in einer Bestandsaufnahme der ostdeutschen Psychiatrie „viele 
Defizite und zum Teil katastrophale w1d menschenunwürdige Verhält­
nisse" in der Patientenbetreuung fest. 11 

Das entsprach bis in die Wortwahl der Diagnose, die rund zwei 
Jahrzehnte zuvor der westdeutschen Psychiatrie gestellt worden war. In 
der Bundesrepublik hatten Ende der sechziger Jahre. im Zusrunmenhang 
mit den Studentenunruhen und der dabei thematisierten ,,Randgruppen­
problematik'·. psychiatrierefom1erische Überlegungen von der fachin­
temen auf die gesundheitspolitische Ebene übergegriffen. 1971 be­
schloß der Deutsche Bw1destag, eine Enquete über die Lage der Psych­
iatrie erstelJen zu lassen. Der 1973 vorgelegte Zwischenbericht der 
Sachverständigen gipfelte in der Feststellw1g, ,,daß eine sehr große An­
zahl psychisch Kranker und Bebindeiter in den stationären Einrichtun­
gen unter elenden, z.T. menschenunwürdig zu bezeichnenden Umstän­
den leben müssen". 12 Die 197 5 fertiggestellte Psychiatrie-Enquete 13 lei­
tete einen Refonnprozeß ein, der die alte Verwahr-Psychiatrie in Rich­
tung einer bedarfsgerecbteugemeindenahen Versorgung psychisch Kran­
ker umgestaltete und der bis heule noch nicht abgeschlossen ist. 

Daß die Psychianie-Refonn in der Bundesrepublik relativ e1folg­
reich war, während die in der DDR sogar zehn Jahre früher programma­
tisch fonmilierten Forderungen zum großen Teil unerfüllt blieben, lag 
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nicht nur an der ökonomischen Schwäche, sondern auch an Fehlern des 
politischen Systems der DDR. Als solche sind vor allem der Mangel an 
Öffentlichkeit, die als kritisches Korrektiv gesellschaftlicher Fehlent­
wickhmgen unverzichtbar ist, und die auf Machterhalt, Ordnung und Si­
cherheit beschränkte Orientierung der herrschenden Politbürokratie zu 
nennen, die auf psychiatrische Bemühungen um Neuerungen mißtrau­
isch ablehnend reagierte und kraft ihrer zentralistischen Gewalt Ent­
wicklungen blockierte, unterdrückte oder zumindest erschwerte und ver­
zögerte. 

Ein typisches Beispiel für die zwiespältigen Reak"tionen der DDR­
Staats-und Paiteiführung auf von Psychiatem ausgehende Versuche, die 
Situation der psychisch Kranken zu verbessern, ist die halbherzig-zö­
gerliche Zulassw1g von lnitiativen zur Bekämpfüng des Alkoholismus. 
Einerseits tabuisierten die Verantwortlichen das wachsende gesell­
schaftlicheProblem eines chronischen Alkohol mißbrauchs in der Bevöl­
kerung, weil dies dem Ideal der sozialistischen Lebensweise wider­
sprach. Andererseits nahmen mit stetig steigendem Alkoholkonsum da­
durch bedingte Folgekrankheiten und volkswirtschaftliche Schäden mit 
der Zeit so drängende Ausmaße an, daß es einigen engagierten Suchtthe­
rapeuten gelang, erst spezielle Kliniken für Alkoholkranke in psychiatri­
schen Krankenhäusern einzwichten, später ein ambulantes Netz aus Be­
treuungs- und Beratungsstellen zu schaffen und schließlich sogar die be­
sonders mißtrauisch beobachteten Formen von Selbsthilfe abstinenter 
Alkoholiker sowie Fortbildungs- und Aufklärungsveranstaltungen zu 
organisieren. In den achtziger Jalrren, die Erik Winter als „Phase der Öff­
nung'' bezeichnet, dw-ften Fragen des Alkoholismus dann auch in der 
medizinisch-wissenschaftlichen und allgemeinen Publizistik explizit 
behandelt werden. 1~ 

Ähnliche Widerstände und Mißtrauen waren von Ärzten und Psy­
chologen in der DDR bei der Einführung und Verbreitung der Psycho­
therapie 15, beim Aufbau von Ben·euungsstellen für Suizidgefährdete 16 

und bei vielen anderen Neuerungsversuchen zur Verbesserw1g der Pa­
tientenbetreuung zu überwinden. Die oft zähen Kämpfe gingen unter­
schiedJicb aus. Endeten sie in nicht wenigen Fällen mit Resignation und 
dem Verlassen der DDR durch die vorher reformbemühten Ärzte, stell­
ten sich unter glücklicheren Umständen, bei mehr Frustrationstoleranz 
und Beharrungsvermögen andernorts mitunter zumindest Teilerfolge 
ein. So entstanden große regionale Qualitätsunterschiede innerhalb der 
DDR-Psychiatrie. 

Die Arbeitsgruppe des Bundesgesundheitsministers steUte 1991 
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dazu fest, daß „die psychiatrische Versorgung in der ehemaligen DDR 
[ ... ] trotz zentralstaatlicher Organisation in allen ihren Bereichen in ho­
hem Maße von den örtlichen Bedingungen, den jewei I s verfügbaren bau­
lichen und sonstigen Mitteln und vor allem von Einsatzbereitschaft, 
Engageme11t. Durchsetzungsfähigkeit und Interessenlage der vor Ort tä­
tigen Personen abhängig [ war], wobei hier die zentralistische Struktur 
insofern durchschlug, als hier gemeinhin die Person des (ärztlichen) Di­
rek'iors bzw. seiner maßgeblichen Parn1er in der staatlichen und Paitei­
bürokratie ausschlaggebend war. "17 

Die Qualitätspalette der psychiatrischen Patientenbetreuung reich­
te von bemerkenswerten Etfolgen struktureller Refonnen wie in Leip­
zig 18 bis hin zwn Negativ-Extrem der Psychiatrie in Waldheim. 

Politischer Psychiatrie-Mißbrauch a la Sowjetunion? 

Die Entdeckung der skandalösen Verhältnisse in der Waldheimer lnsti­
tution brachte 1990 die gesamte Psychiatrie der DDR in den Verdacht. 
mit dem Staatssicherheitsdienst zur Unterdrückung kritischer Geister 
kooperiert zu haben. Den Auftakt zu diesem dann in Variationen kolpor­
tierten Vorwurf gab die Meldung einer deutschen lllustrie1ten über 
,,Psycbofolter" an Patienten, die „gefangen in der Stasiklinik" 19 Wald­
heim in Sachsen gewesen seien. Unter der Überschrift „Wo die Stasi 
foltern ließ"' bescluieb die Jownalistin Uta König. was „hinter den Mau­
ern der Nervenklinik Waldheim geschah": 

,,Bisher war es im Ostblock nur aus der Sowjetunion und Rumänien 
bekannt: Oppositionelle, poht1sch Unbequeme verschwanden in psychia­
trischen Ans1alten. Der STERN entdeckte: Der Staam·icherheitsdie11s1 ließ 
DDR-Bürger, die er mundtot machen 11nd erpressen wollte, in der Nerven­
klinik Waldheim einsperren. "10 

Anfang der siebziger Jalrre waren Infonnationen durch den eiser­
nen Verhang in die westliche Welt gednrngen, daß in der Sowjerunion 
politische Kritiker, die nicht psychisch krank waren, von Psychiatem als 
psychisch krank diagnostiziert, daraufhin zwangsweise und unbefristet 
in spezielle psychiatrische Krankenhäuser eingewiesen und dort gegen 
ilu-en erklärten Willen jahrelang festgehalten und inhuman behandelt 
wurden. Durch wiederholte Meldungen ähnlicher Fälle, übereinstim­
mende Berichte von Emigranten aus der Sowjetuniou und nicht zuletzt 
die Sammlung der Informationen durch die politisch neutrale Men­
schenrechtsorganisation Amnesty lntemational21 hatte sich im Westen 
allmählich die Erkenntnis durchgesetzt, daß sich in der Sowjetunion ein 
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regelrechtes System politischen Psychiatriemißbrauchs zur Unterdrük­
kung Andersdenkender etabliert hatte. :!1 Dies hatte sich nicht etwa wäh­
rend Stalins Terror entwickelt, der mehrere Millionen Menschenleben 
auslöschte, sondern erst während des politischen „Tauwetters" nach 
1956, gewissermaßen als eine der verfeinerten Varianten politischer 
Repression. Bis Ende der achtziger Jahre wurden von Amnesty interna­
tional mehrere hW1dert Betroffene registriert, die genaue Zahl der Opfer 
ist bis heute unbekannt geblieben. Die typische Diagnose. mit der po­
litisch aufö1üpfiges Verhalten zurzwangsbehandlungsbedürftigen Krank­
heit umdefiniert wurde, lautete „schleichende Schizophren.je", deren 
emziges „Symptom" beispielsweise ein „Refonnwahn'' und ein entspre­
chend „psychopathisches" Verhalten sein konnte. Diese auf den führen­
den Moskauer Psychiatrie-Professor Andrej Wladimirowitsch Snesch­
newskij ( 1904-1987) zurückgehende Diagnose23 war außerhalb der So­

wjetunion unbekannt. 
Die Annahme, daß das System des sowjetischen Psychiatriemill­

brauchs im gesamten Ostblock etabliert worden sei, war aufgmnd der 
bekannten Hegemonie der Sowjetunion naheliegend, hat sich jedoch für 
die DDR als unzutreffend erwiesen. Zu dieser Feststellung kamen über­
einstimmend eine Reihe von Sachverständigeokommjssionen, die mit 

der Untersuchung des Vorwurfs beauftragt wurden. 
Eine Erklämng dieses eklatanten Unterschiedes zur sowjetischen 

Praxis könnte sein, daß die DDR eine „elegantere" Lösung hatte. sich 
ihrer politischen Opponenten zu entledigen: sie konnte unbequeme 
Kritiker in die Bundesrepublik abschieben und dafür auch noch beträcht­
liche Geldsummen kassieren. Die deutsch-deutsche Sondersituation mit 
ihrer engen geographischen Nachbarschaft und den vielfältigen Bezie­
hungen zueinander baute jedoch noch andere Hinderrusse auf, die der 
Möglichkeit eines Psychiatriemißbrauchs nach sowjetischem Muster 
entgegeuwirkten. Zum einen beobachtete die westliche Seite genau, was 
in der DDR geschah, und stellte ,·or allem durch das in der DDR fast 
überall zu empfangene Westfernsehen doch eine F onu öffentlicher Kon­
trolle her. Zum anderen blieb d1e psychiatrische Lehre in der DDR stets 

am Westen orientie11.2'1 

Mit der Waldheimer Psychiatne befaßten sich im Maj-Juni 1990 
eine Kommission des letzten DDR-Gesundheitsministers, dann von Juli 
bis September 1990 ein parlamentarischer Sonderausschuß der letzten 
Volkskammer der DDR und schließlich in den Jahren J 993-94 eine vom 
sächsischen SoziaJminjster eingesetzte Kommjssion aus sächsischen 
Landtagsabgeordneten und hinzugezogenen Expe1ten. Sie alle stellten 
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fest. daß es sich bei der Waldheimer Psychiatrie zwar nicht um eine 
.,Stasi-Folterklinik" gehandelt hat,jedoch um ein extrem vemachlässig­
tes geschlossenes Krankenhaus. in dem psychisch kranke Straftäter 
zusammen mit anderen chronisch psycbjsch Kranken und geistig Behin­
denen untergebracht waren. Das antitherapeutische Klima in dieser 
Einrichtung, Mißhandlungen und menschenunwürdige BehandJung von 
Patienten durch das Pflegepersonal, medizinisch nicht zu rechtfertigen­
de Eingnffe, die der Chefarzt an mehreren Patienten vornehmen ließ, 
sowie die politischen Zusammenhänge einiger Zwangseinweisungen 
habe ich an anderer Stelle beschrieben.2.' Eine zweite Schlangengrube 
vom Kaliber der Waldbeimer Anstalt hat es, trotz miserabler Betreu­
ungsbedingungen in vielen psychiatrischen Einrichtw1gen insbesondere 
für chronisch psychisch Kranke und geistig Behinderte, m der DDR nicht 
gegeben. 

Die Ost-Berliner Psychiatrie wurde 1990 von einer Kommission 
des Magistrats und dann noch einmal von 1993 bis 1995 von einer 
Kommission des Senats untersucht, etwa zeitgleich arbeitete eine Psych­
iatrie-Untersuchungskommission im Land Brandenburg. In den Jahren 
zuvor hatten bereits ü1 Sachsen-Anllalt und 111i.iringen Untersuchungs­
gremien ihre Arbeit ohne Anl1altspunkte fi.ir einen politischen Miß­
brauch der Psycruattie zu DDR-Zeiten beendet. Eine besonders gründ­
lich arbeitende sächsische Kommission verfaßt zur Zeit noch ihren 
Abschlußbericht. 

Während aUe Kommjssionen einen politischen Psycbiatriemiß­
brauch sowJetischen Typs in der DDR verneinen, beschreiben sie andere 
der politischen Diktatur geschuldete Unregelmäßigkeiten. 

Das betrifft zum einen das Vorgehen gegen Psychiatrie-Patienten 
anläßlich sogenannter politischer Höhepunkte, vor denen über den 
Ven'l'altungsdjenstweg (Gestmdheitsminister - Bezirksärzte - Kreisärz­
te) die Weisung an psychiatrische Krankenhäuser erging. ,,unsichere" 
Patienten in dem jeweils bezeichneten Zeitraum weder zu entlassen noch 
zu beurlauben. Darüber hinaus gab es immer mal wieder Versuche von 
Ordnungs- und Sicherheitskräften. psychjsch oder Alkohol-Kranke, die 
sich sozial störend verhielten, zur psychiatrischen Aufnahme zu bringen. 
Da das Gesetz über die Einweisung in stationäre Einrichtungen für 
psychisch Kranke vom 11. Juni 1968 neben dem Vorliegen einer psy­
chischen oder Sucht-Krankheit als Bedingllllg auch eine krankheitsbe­
dingte Gefährdung von Leben oder Gestwdheit vorschrieb. konnten 
solche Versuche in der Regel von den Psychiatern im Krankenhaus als 
ungesetzlich zurückgewiesen werden. Es gibt jedoch eine schwer schätz-
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bare Zahl von Fällen, in denen dies nicht geschah. Kranke beispielsweise 
für die Dauer einer politischen Großveranstaltung gegen ihren Willen in 
der Psychiatrie festgehalten wurden26 und beute wegen dieses Unrechts 
rehabilitiert werden. 

Nach dem ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 27 rehabilitiert 
werden auch Menschen, die nur wegen gewaltfreier politischer Tatbe­
stände in der DDR strafverfolgt, im Rahmen eines politischen Verfah­
rens gerichtspsycbiatrisch begutachtet und bei Feststellung verminder­
ter oder aufgehobener Zurechmmgsfähigkeit forensisch-psychiatrisch 
untergebracht wurden. Die fiühere gerichtliche Unterbringungsentschei­
dung wird dann als rechtsstaatswidrig aufgehoben, wenn der oder die Be­
n·effende ohne die politische Strafverfolgung in der DDR nicht psychia­
trisch untergebracht worden wäre. Die Rehabilitienmgsentscheidung 
sagt also nichts darüber aus, ob die im gerichtspsychiatriscben Gutach­
ten festgestellte psychische Krankheit oder krankheitswertige Stönmg 
richtig oder falsch war. Die in den neuen Bundes] ändern tätigen Rehabil­
tierungsrichter berichten übereinstimmend, daß der Anteil der Anträge 
auf Rehabilitierung gemäß Paragraph 2 ,.Rechtsstaatswidrige Einwei­
sung in eine psychiatrische Anstalt" unter einem Prozent aller Anträge 
wegen rechtsstaatswidriger Strafverfolgung in der DDR gelegen habe. 
Psychiatrie-Einweisungen „zum Zwecke politischer Verfolgung" wären 
nicht festzustellen gewesen, alle Rehabilitierungen gemäß§ 2 StrRehaG 
seien erfolgt. weil die damaligen Einweisungen „zu anderen sachfrem­
den Zwecken" als der medizinischen Heilung der Krru1ken erfolgt seien. 
Die Hin-tergrund bei der F onnulierung des Gesetzestextes sei die ,.Sorge 
um die Opfer bei gleichzeitig geringem Kenntnisstand über Art und Um­
fang dessen, was als Mißbrauch der Psychianie bezeichnet ww-de"28

, 

gewesen. 
Ungeachtet der grundsätzlichen F eststel Jung, daß es psychiatrische 

Falschetikettierungen psychisch Gesunder als psychisch Kranke, um sie 
psychiatrisch zwangszubehandeln w1d auf diese Weise als politische 
Opponenten auszuschalten, in der DDR nicht gegeben hat, verhielten 
sich Psychiater im forensischen Bereich gegenüber politischen Häftlin­
gen in der DDR sehr unterschiedlich. 29 

Die Rolle des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS) hinsichtlich 
der Psychiatrie in der DDR habe ich in eii1er demnächst erscheinenden 
Mongraphie beschrieben. 30 An dieser Stelle sei nur angemerkt, daß 
schätzungsweise drei Prozent der Ärzte in der DDR inoffiziell mit dem 
Staatssicherheitsdienst zusammenarbeiteten. Die Hauptaufgabe der in­
offiziellen Mitarbeiter (IM) bestand in der Überwachung der ärztlichen 
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Kollegen als einer oogeblichen ,,Zielgruppe des Gegners". 31 Etwa ein 
Drittel der IM-Ärzte haben gegenüber dem Staatssicherheitsdienst ihre 
ärztliche Schweigepflicht verletzt, indem sie über Patienten berichteten. 
Desbalb mußten sich in den vergangenen Jahren mehrere Ärzte vor 
Gericht verootworten. 

Sot/ja Si!ß, Dr. med., Fachär=lifl fiir Neurologie und Psychiatrie, ist w1sse11-
sch,?ftliche Mitarbeirerin der Abt. Bildung und rorsch1111g 

beim B1111desbem,jlrag1en.fiir die Umerlagen des S1aats­
sicherhei1sdiem;fes der ehemalige11 DDR 

Anmerkungen: 

1 
Als ärztliches Fachgebiet umfaßt die Psychiatrie alle Maßnahmen und fn­

stitulionen. die der Erkennung. der nichtopera1iven Behandlung, der Prävenuon. 
der Rehabilitation und der Begutachtw1g von Menschen mit psychischen Kranl,.­
he11en oder Störungen dienen 

' Vgl. Klaus Dömer. Christiane Haerlin. Veronika Rau. Renate Sehemus und 
Arnd Schwend) • Der Krieg gegen die psychisch Kranken. Nach ,.Holocaust": 
Erl,.ennen - Trauern - Begegnen Gewidmet den im . .Dritten Reich·' getöteten 
psychisch. geistig und lörpcrlich behinderten ßürgem und ihren Familien. Frank­
furt/M. und Bonn 1989 
3 

Das erste Werk in der DDR stammte von dem Juris1en Friedrich Karl Kaul. 
Nazimordaktion T -L Berlin 1973; in der BRD schrieb der Psychiater Klaus 
Dörner in einem Buch zu .,Diagnosen m der Psychiatrie'· ein Kapitel über .,Na­
tionalsozialismus und Lebensvernichtung", Franlfurt/M. 1975. 

• Den Auftakt gaben in der DDR Helmut F. Späte und Achim Thom. Psychiatrie 
1.m Faschismus - Bilanz der historischen Analyse. in: Zeirsclmji fiir die gesamre 
Hygiene 26 (1980) Heft 8. 
5 

Die erste. auf uni fassenden Arch1 vstudien beruhende Arbeit , on Ernst Klee 
war: .. Euthanasie„ un NS-Staat. .Die Vernichtung lcbenswnverten Lebens--. 
Frankfurt/M 1983. 

" Vgl. Die Schilderung einer Betroffenen - Elvira Manthev. geb. Hempel: Die 
Hempelsche Das Schicksal eines deutschen Kindes, das 1940 vor der Gaskam­
mer umb.ehren durfte. Lübeck J 994. 
7 

Vgl M.C. Angermeycr und H. MaLSchinger Aurn irhmgen der Reform der 
psychiatrischen Versorgung m den neuen Ländern der Bundesrepublil,. Deutsch­
land auf die Einstellung der Be\ölkerung zur Psychiatrie und zu psvchisch 
Kranl,.en. Baden-Baden 1995. Dieselben: So7ialc Distanz der Bevölkc(ung ge­
genüber psychisch Kranken. in. Ges11nd/1e11swesen 58 ( 1996) Sonderheft 1. S. 18-
24. 

1 RodewischcrThesen. abgedruckt IJl der Zeilschrifißir die Gesamte Hygiene 11 
(1965) 61-65. 
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9 Ehrig Lange: Die Rodewischer Thesen 1963 • Vermächtnis und 
Verpflichtung, Bekenntnis und Veiwirklicbw1g, in: Psychiatrie, Neuro­
logie und medizinische Psychologie 31 ( 1979) 385-392. 
10 Vgl. Gutachten vom 30 5. 1991 zur Lage der Psychiatrie in der ehemaligen 
DDR - Bestandsaufnahme und Empfehlungen - im Auftrag des Bundesministers 
für Gesundheit, S. 1-201 hier 4. 
11 Ebenda. 
1~ Zitiert nach Manfred Bauer und Renale Engfer: Anmerkungen zur Lage der 
Psychiattiein der BRD, S. 219-244 in: Dieselben und Jörg Rap pi (Hg ): Psychiatrie­
refonn in Europa, Bonn 199 l. 
13 Bcrich1 über die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland -Zur 
psychiatrischen und psycnotherapeutisch/psycbosomatiscben Versorgung der 
Bevölkerung (Psychiatrie-Enquete), Bundestags-Drucksache 7 /4200 ( t 975). 
14 Vgl. Erik Winter: Alkoholismus im SoLialismus der Deutschen Demokrati­
schen Republik - Versuch eines Rückblicks. in. Such1 37 (1991) 71-85. 

i; Vgl. Rosemarie Srein: Eine subversi veDiszi plin -Zur Lage der Psychotherapie 
und der Medizinischen Psychologie in der DDR. in: psychomed2 (] 990) 2, 74-76. 
Jürgen Ott: Die Lage der Psychotherapie in der DDR. Ein kritischer Rückblicb.. 
Vortrag im Rahmen eines Symposiums „Rückblick auf die Psychiatrie der DDR-­
beim Kongreß der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie. Psy-cbotherapie und 
Nervenheilkunde in Düsseldorf 1996 
16 Vgl. Werner Felber: Suizid und Öffentlichkeit im Wandel - Psychiatrische 
Impressionen nach der Wende, S. 98-105 in. Otto Bach und Werner Felber (Hg.). 
Psychiatria Dresdensis, Band 26 der Schri~enreihe der Medizinischen Akademie 
Dresden, 1992. 
17 Bestandsaufnahme DDR-Psychiatrie vom 30 5. 1991 
18 Vgl. Klaus Weise: Die Psychiatrie-Reform in der DDR - am Beispiel der 
sektorisierten Betreuung eines Leipziger Stadtbezirkes, S. 59-87 m: Manfred 
Bauer, RenateEngfer und Jörg Rapp! (Hg.). Psychiatrie-Reform in Europa, Bonn 
1991 

1" Dreiteilige Serie im Srern, 26. April, 3, Mai und 10. Mai 1990 

Y> Stern Heft 18 vom 26. 4. 1990, S. 26. 

' 1 Vgl. Gedruckte Jahresberichte von Amnesty International aus den siebLiger und 
achtziger Jahren. 

~ Vgl. Sidney Bloch nnd Peter Reddaway (Hg.). Dissident oder geisteskrank? 
Mißbrauch der Psychiatrie in der SowJetunion, München und Zürich 1978. 

23 Vgl. Andre Koppers: A biographical dicttonary on the political abuse of 
psychiatry in the USS R. Amsterdam 1990. 
24 ln den Psychiatrie-Vorlesungen an DDR-Hochschulen wurde nicht seltenem­
pfohlen, sich westdeutsche Lehrbücher zu besorgen, in den Klinikbibliotheken 
wurden zumindest der Nervenar=t und die Fortsi;hrifle der Neurologie Psychia­
trie, meist noch einige andere westdeutsche Penodika gehalten, die Buchbespre­
chungen in der einzigen DDR-Fachzeitschrift Psycbiatne. Neurologie und me-
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d1zm1sche Psychologie befaßten sich überwiegend mit westlichen Werken, usw 
usf. 

2
~ Sonja Schröter: Waldheim. Politischer Mißbrauch der Psychiatrie in der DDR 

und der schw1enge Versuch der Aufarbeitung. in: Mabuse (Zeitschrift im Ge­
sundheitswesen) Nr. 68 (1990) 22-27. und Dieselbe ... Das Krankhafte eindäm­
men·· Hirnoperationen und Kastrationen in einer psychiatrischen Klinik. in: 
Mabuse Nr. 69 (1990) 54-55. 
26 Eine Überblick über die Bestimmungen des DDR Einweisungsgesetzes. ein­
schließlich der ihm zugrundeliegenden Vorstellungen und einer mit Beispielen 
belegten Auflistung der typischen Fehler bei seiner Anwendung findet sich bei 
Klaus Rüdiger 0110: Das Recht als Instrument zur Förderung der sozialen In­
tegration. S. 150-165 in: Achim Thom und Erich Wulff (Hg.)· Psychiatrie im 
Wandel. Erfahrw1gen und Perspektiven in Ost und West. Bonn 1990. 
27 Gesetz über die Rehabilitierung und Entschädig1mg rechtsstaatswidriger 
Straf~ erfolgungsmaßnahmen im Beitrit1sgebiet (StrafrechUiches Rehabilitic­
rungsgesetz - StRebaG) vom 29 10. 1992, Bundesgesetzblatt I S. 1814 ff. 

'
1 Wolfgang Pfister: Kommentar LU§ 2 StrRehaG. S. 1-25 hier 3--4 Teil B l O Ab­

scbnirt I in· Wolfgang Pfister und Wolfgang Mütze (Hg.): Rehabil11ierungsrecht. 
Kommentar . München 1994. Des,~eiteren Deutsche Richterakademie. Tagung 
1 om l. bis 5 November 1994 m Wustrau. 

" Vgl. Sonja Süß: Die Rolle der Ps) chiatrie bei politischer Haft in der DDR, S. 
23-14, in: Stefan Priebe. Doris Denis und Michael Bauer (Hg.). Eingesperrt und 
nie mehr frei. PS) chisches Leiden nach politischer Haft in der DDR. Darmstadt 
1996. 

'(' Sonja Süß: Politisch mißbraucht? DDR-Psychiatrie im Spiegel der Unterlagen 
des Ministeriums für Staatssicherheit (Arbeitstitel), erscheint voraussichtlich im 
Herbst 1997 im Ch. L111ks Verlag Berlin. 
31 Vgl. Gespräch Ion Adelbert Reif mit Sonja Süß: "Operatil'e Psychologie" und 
das Interesse für die .,medizinische lntelligenz··.111: Universiras 50 ( 1995) Heft 5. 
S. 494-506. 
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Die Akademie für 
Ärztliche Fortbildung der DDR 
Ihr Werden, ihr Wirken und ihr Ende 

Bodo Mros & 
Günter Jäschke 
Berlin 

Die Akademie für Ärztliche Fortbil­
dung in Berlin-Lichtenberg am Nöld­
nerplatz wurde nicht selten und nicht 
zu Unrecht als "unitäre" Bildungsein-
richtung bezeichnet. Sie besaß einer­
seits mit dem Promotions- und Habili­

tationsrecht (für Medizin), dem Recht zur Verleihung der facultas 
docendi (venia legendi), der Durchführung (postgradualer) abgeschlos­
sener Studiengänge, der Einbindung in die zentralen Forschungsvorha­
ben über Medizin und Gesundheitswesen und nicht zuletzt einem Lehr­
körper aus vom Minister für das Hoch- und Fachschulwesen berufenen 
Ordentlichen und Außerordentlichen Professoren, Honorarprofessoren 
sowie Hochschul- und Honorardozenten Attribute einer Hochschule. 
ohne aber jemals in den Rang einer "ordentlichen Hochschule" erhoben 
worden zu sein wie etwa die Universität für Ärztliche Fortbildung in 
Budapest. Dazu fehlten ihr das Studiwn der Medizin und die entspre­
chenden Studenten. So wurde sie im Statut und anderen DokWTienten als 
"Einrichtung mit Hochschulcharakter'' bezeichnet. Sie nahm anderer­
seits Aufgaben wahr. die in einem Teil der ehemals sozialistischen und 
auch anderen Ländern staatlichen Stellen (z, B. den Gesundheitsministe­
rien). in Ländern mit einer ärztlichen Selbstve1waJtung den Ärztekam­
mern vorbehalten waren: die Mitwirktmg an normativen Regelungen für 
die Weiterbildung und lebenslange, berufsbegleitende Fmtbildung so­
wie die Abnahme von Prüfungen unterschiedlichster Bezeichnung für 
die Anerkennung als Facharzt/ Fachzahnarzt/ Fachapotheker/ Fachwis­
senschaftlerin der Medizin oder als Subspezialist sowie als Nachweis für 
die Absolvierung verschiedener Studienfonnen. Die Aufzählung der 
Aufgaben verdeutlicht, daß der traditionell beibehaltene Name "Akade-
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mie für Ärztliche F01tbi]dung" zu eng gefaßt war, weil stets neben der 
Fortbildung auch die Weiterbildung und hier zunehmend die Weiterbil­
dung aller im GeSillldheitswesen tätigen Akademiker dazu gehörten. 
Dafür standen ihr zahlreiche beratende Gremien, wie z.B. zentrale Fach­
kommissionen, zur Seite. Sie war weiterhin die Leiteinrichtung für die 
praktische Durchführung der Weiter- und Fortbildung mit Anleitungs-, 
Koordiniemngs- und Kontrollbefugnissen, wie sie auch von den Akade­
mien bzw. Zentralinstituten für ärztliche Weiterbildung in den ehemals 
sozialistischen Ländern wahrgenommen wurden. Zur ErfüJJung dieser 
Aufgabe waren ihr in unterschiedlicher Zeitfolge Außenstellen, Weiter­
bildungskliniken und Fortbildw1gszentren (z.B. an den Bezirkskranken­
häusern) zugeordnet, letztere aber nicht direkt unterstellt. Die von ihren 
Anfängen an bestehende Aufgabe der Heranbildung von Amtsärzten/ 
Kreisärzten, Gewerbeärzten, Kreishygieneärzten weist auf Parallelen zu 
den Akademien für Öffentliches Gesundheitswesen und Akademien für 
Sozialmedizin in der Bundesrepublik Deutschland hin. 

Mit den Akademien für Ärztliche Fortbildung bei den Ärztekam­
mern schJießl ich besteht außer der Namensgleichheit lediglich die Ge­
meinsamkeit, daß in eigener Regie Lehrgänge und Einzelveranstaltun­
gen zur Weiter- und Fo11bildung durchgeführt wurden. 

Wie es zu dieser Aufgabenfülle mit im Zeitlauf wechselnder 
Gewichtung kam. die aus heutiger Sicht unter dem Aspekt der Gewalten­
teilung nicht unbedenklich erscheint, soll a11J1and eines kurzen Exkurses 
in die Geschichte der Akademie belegt werden. 

Die Vorläufer der Akademie 

Mit dem Befehl Nr. 78 vom 28. April 1948 legte der Oberste Chef der 
Sowjetischen Mili täradmütistration in Deutschland (SMAD) die Errich­
nu,g eines ZentraliJ1stitutes für Sozial- und Gewerbehygiene fest. 1 Bei 
der Vorbereitung dieser Maßnahme stützte sich die sowjetische Besat­
zungsmacht auf den Rat deutscher Mediziner, da.runter Maxim Zetkin, 
Ernst Holstein, Hermarm Redetzk-y und Erwin Marcusson.2 Als Standort 
für das Institut wurde das frühere Kaiserin-Auguste-Viktoria-Kranken­
haus gewählt. Hier war Zetkin 191 l als Assistenzarzt tätig gewesen; 
1924/25 kam es au diesem Krankenhaus zur Bildung der ersten Abtei­
lung für Bemfskrankheiten in Deutschland durch den bekannten Ar­
beitsmediziner Baader, an dessen Seite Holstein wirkte.3 Im o.g. Befehl 
wurde verlangt, daß der Direktor des lnstitutes und dessen Stellvertreter 
dem Rektor einer Universität und die Abteilungsleiter den Direktoren 

hochschule ost 2/1997 81 



eines lnstitutes gleichzusetzen sind. Außerdem wurde befohlen, einen 
wissenschaftlichen Senat zu bilden, dem das Recht der Verleihung 
wissenschaftlicher Titel und Grade zusteht. Bei den Aufgaben stand die 
Aus- und Fortbildung von Amtsärzten, Gewerbeärzten und in der Sozi­
alversicherung tätigen Ärzten ganz im Vordergrund, wn den großen 
Nachholebedarf an internationalen wissenschaftlichen Erkenntnissen zu 
befriedigen.• Dabei stützten sich die lnitiatoren auf gute Traditionen der 
deut-schen Ärzteschaft, insbesondere in Berlin. Erinnert sei an die 
verdienstvollen Bemühungen Ernst v. Bergmanns und an das 1906 aro 
Robert-Koch-Platz in Berlin errichtete Kaiserin-Friedrich-Haus als Zen­
trum der ärztlichen Fortbildung, ebenso an den Berliner Dozentenverein 
mit Theodor Brugsch an der SpitzeY Bald jedoch stellte sich heraus, daß 
auf sämtlichen Gebieten der Medizin ein außerordentlich großes Bedilif­
nis nach ärztlicher Fortbildung bestand, dem Rechmmg gen·agen werden 
mußte. 

Ein Beschluß des Ministerrates vom 8. Juli 1954 leitete in der ärzt­
lichen Aus-, Weiter- und Fortbildung eine neue Etappe ein.7 Es wurden 
danach drei Medizinische Akademien (Dresden, Erfi.ut. Magdeburg) 
aufgebaut und das Zentralinstitut für Sozial- und Gewerbehygiene hatte 
sich ab 1954 zu einer Akademie für Sozialhygiene, Arbeitshygiene und 
ärztliche Fortbildung zu entwickeln. Die systematische, nach einem vom 
Ministerium für Gesundheitswesen jährlich herauszugebenden Pro­
gramm gestaltete Weiter- und Fortbildw1g aller Ärzte, Zalmärzte und 
Apotheker rückte in den Vordergrund. Auch die künftigen Forschungs­
aufgaben wurden benannt und gefordert, daß der Gesundheitsminister 
eine neue Facharztordnung (Weiterbildungsordnung) herauszugeben 
hat, die 1955 erschien. 8 Die Bildung der Akademie wurde zum 10. 
Dezember 1954 angeordnet, wobei sie den Hochschulen gleich-und dem 
Ministerium für Gesundheitswesen unterstellt wurde. Der ehemalige 
Direktor des Zentralinstituts, Prof. Redetzky, wurde zum Rektor 1md 
Prof Holstein zum Prorektor ernannt. 9 Die offizielle Eröffuung der 
Akademie vollzog der Minister für Gesundheitswesen, Luitpold Steidle 
(CDU), am 24. September 1955. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Akade­
mie mit etwa 450 Mitarbeitern folgende Struktur: 
- Klinik und Poliklirnk für Berufskrankheiten 
- Institut für Sozialhygiene 
- Institut für Arbeitshygiene Berlin-Lichtenberg 
- Institut für Arbeitshygiene Jena 
- Institut für Arbeitsphysiologie 
- Institut für Organisation des Gesundheitsschutzes 
- Arztliche Fortbildung. 
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l 
Neukouzipiert wurde ein Jahreskongreß für ärztliche Fortbildung, 

der erstmals 1957 stattfand. 10 Bereits 1957 fanden 63 Fortbildungslehr­
gänge mit 6590 Teilnehmern statt. 11 Der 1958 fertiggestellte Internats­
bau am Nöldnerplatz verbesserte die Arbeits-, Lern- und Aufenthaltsbe­
dingungen wesentlich, bis das Gebäude mehr und mehr zu einem Büro­
n-akt für die dort ansässigen Institute umfunktioniert wurde. 

Die Akademie als selbständige Einrichtung 

Im Gefolge der Weimarer Gesw1dheitskonferenz 196012 änderte sich die 
Struktur der Akademie. die vom J. Juli 1961 an1

~·
14 vier selbständige 

Institute aufwies: 
- Deutsche Akademie für Ärztliche Fortbildung mit Lehrstühlen für die 
wichtigsten ärztlichen Fachgebiete 
- Deutsches Zentralmstitut für Arbeitsmedizrn 
- Institut für Sozialhygiene 
- Institut für Planung w1d Orgamsation des Gesundhensschutzes. 

Diese Struktur kam der ärztlichen Fortbildung sehr zugute und das 
histo1isch gewachsene Konglomerat an verschiedenen Strukturen konn­
te ·•entwirrt'' werden. Bereits am 24. Juni 1961 konstituierte sich der 
Senat mit zunächst 19 LehJstühleu. Das 1963 vom Minister für Gesund­
heitswesen erlassene Statut bestimmte die Akademie als nachgeordnete 
Einrichtung des Ministeriums und forderte: " ... unter Wahrung und 
Nutzbarmachung der humanistischen Ulld materialistischen Traditionen 
der deutschen Medizin eine systematische Fortbildung der Angehörigen 
der medizinischen lntelligenz und der anderen im Ges1mdheitswesen 
tätigen Hochschulkader .. ". 1' Der Minister (Max Sefrin, CDU) legte 
fest, die Voraussetzungen zur Durchführung obligatorischer Lehrgänge 
für alle Facharztkandidaten ab 1965 zu schaffen. 16 Bereits 1964 konnten 
57 Lehrgänge der Akademie von 8182 Teilnehmern besucht werden, was 
auf eine zunehmende Akzeptanz seitens der Ärzte, Zabnärzte und Apo­
theker hinwies. 1964 konnte unter N utzuog der Bibi iothekskapazität der 
Akademie die Zentrale Leitstelle für medizinische lnfonnation und 
Dokumentation des Ministeriums geschaffen werden. 

Die 1D diesen Jahren wachsende Aufgabenfülle kormte nur durch 
eine beispielhafte Zusammenarbeit mit den medizinischen Fakultäten 
und Medizinischen Akademien, den medizinisch-wissenschaftlichen 
Gesellschaften und vielen Gesundheitseinrichtungen in der Praxis be­
wältigt werden. 

1970 wurde die Akademie erneut mit dem Institut für Planung und 
Organisation des Gesundheitsschutzes und dem lnstitut für Sozialbygie-
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ne vereinigt 17 Außerdem wurden auf der Gnmdlage einer Rechtsvor­
schrift des Ministers für Hoch- und Fachschulwesen Sektionen als 
wesentliche Strukturelemente einer Hochschule auch an der Akademie 
gebildet 18 und im Statut von 1971 auch bei der Bezeicl~mmg der Einrich­
tung eine Änderung vorgenommen: Von hier ab hetßt sie nun bts zu 
ihrem Ende "Akademie für Ärztliche Fortbildung der DDR". Diese 
Namensänderung von "Deutscheis ... '' zu " ... der DDR" hatten im 
übrigen auch alle anderen DDR-Institutionen zu vollziehen. 19 Die Hin­
tergründe für die erneute Zusammenlegung der Institutionen si~1d nicht 
bekannt. Es ist aber zu vennuten, daß der seil 1967 als Rektortänge Prof. 
Kurt Winter als Sozialhygieniker daran interessiert war, wieder stärker 
sozialhygienische Aspekte im Repertoire der Akademie verankert ~u 
wissen. Als Kämpfer in den Inter-Brigaden des Spanfachen Bürgerkne­
ges ( 1936-1939) hatte er genügenden politischen Einfluß, seine Ziele 
auch durchsetzen zu können. Nun sah die Struktur folgendermaßen aus: 

- Leitung (Rektor, Sekretariat) 
- Sektion T· Philosophie und Wissenschaftstheorie in der Medizin 
- SeJ...1:ion II Leitung, Planung, Ökonorrue 
- Sektion Ul· Sozialhygiene 
- Sektion 1 V. Gesundheitsslat1sllk 
- Direktorat für Weiterbildung 
- Informationsstelle mit Bibliothek 
-Abteilung Militärmedizin (ab 1974) 

Die Aufgaben in der Weiter- und Fortbildung wurden in dieser 
Periode durch Auswertung zweier Nationaler Symposien zum Weiterbil­
dungssystem, Verabschiedung einer neuen Weiterbildungsordnung für 
Ärzte und Zalmärzte ( 1974) und Einführung eines zweijährigen Zu­
satzstudiums ( J 972) für Kreisärzte und ÄrztJjche Direktoren intensi­
viert. Allerdings warf die o.g. Struktur schon kurze Zeit später viele Fra­
gen nach der Zweckmäßigkeit auf. Schon mit Wirkung vom 1 Januar 
1976 kam es zur Ausgliederung des Instituts für Sozialhygiene tmd 
Organisation des Gesundheitsschutzes (ISOG) aus dem Akademiever­
band. Die Sektion l wurde in Sektion Marxismus-Leninismus umbe­
nannt. lm Ral1men dieser Struktur wurde bis nun Ende der Akademie 
J 991 eine umfangreiche Arbeit geleistet. Diese konnte nur mit einem Di­
rektorat für Weiterbildung koordiniert und bestritten werden. So ww·de 
dieses Direktorat zum personell stärksten Strukturelement der Akade­
mie aufgebaut und übte in der Folgezeit einen wesentlichen Einfluß auf 
alle Entscheidungen aus. Die von der Akademie zu erfüllenden Aufga­

ben waren im wesentlichen: 
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- Angebot von ca. 250 Lehrgängen/Jahr, die zuletzt von mehr als 12.000 
Teilnehmern besucht wurden; 
- Aufbau eines Fo1tbiJdungssystems für alle Fachärzte und Fachzahn­
ärzte ab 1974: zuletzt bestand die Möglichkeit. an 18 Fortbildungszen­
tren mit ca. 1 LO Kliniken und Instituten an Gruppenl10spitatiooen 
teilnehmen zu können; 
- Weiterbildw1g ausländischer Ärzte; Vorbereitw1g von DDR-Ärzten 
für einen Einsatz in Entwicklungsländern; Unterstützung von DDR-Ab­
solventen, die il1r Medizin- bzw. Stomatologiestudium in sozialistischen 
Ländern beendet hatten: 
-von 1971 bis L 99 l konnten 3850 Promotionen erfolgreich abgeschlos­
sen werden; 
-Einführung der Subspezialisierungsordnuog 1974, der Fachapotheker­
Weiterbildung 1974 1md des postgradualen Studiums für naturwissen­
schaftliche und technische Hochschulkader sowie Psychologen und So­
ziologen, die im GSW tätig waren, ab 1981; 
- Herstellung von Lehr- und Lernmitteln, u.a. Medizin.filmen und Refe­
rentemnaterial für die MIL-Weiterbildung dezentral an den Bezirksaka­
dem:ien des GSW durch die Sektion Marxismus-Leninismus; 
- Lehrgangsangebote zu juristischen, ökonomisch-betriebswirtschaftli­
chen. militännedizinischen, pädagogisch-methodischen und ethisch­
philosophischen Aspekten; 
- Herausgabe der "Zeitschrift fiir ärztliche Fo1tbildung" und der Schrif­
tenreihe ·'Medizin und Gesellschaft"; 
- Weitere Qual i:fizierung der Vorbereitung von Ärzten auf leitende Auf­
gaben; 
- Forschungsaufgaben auf medizinischem, miJitännedizinischem. sozi­
alhygienischem. pädagogisch-metl10disch-psychologischem undgesell­
scha.ftswissenschaftlichem Gebiet, vorwiegend im Rahmen der ange­
wandten Forschung. 

Allein zur Bewältigung der Aufgaben in der Weiterbildung zum 
Facharzt/Fachzahnarzt - immerhin befanden sich ab den 70er Jahren 
ständig 6.000 Ärzte und 2.000 Zahnärzte in einer 4-5jährigen Weiterbil­
dung und waren in deu36 zentralen Fachkommissionen an der Akademie 
und den Bezirksfachkommissionen 1988 insgesamt L.008 ausgewiesene 
Wissenschaftler und Praktiker ehrenamtlich tätig, darunter 256 aus den 
medizinischen Hochschulen. Sie prüften nicht nur zum Abschluß die 
Kandidaten, sondern kontrollierten auch die Weiterbildungseinrichtung 
und den Ablauf der Qualifizierung zum Facharzt bzw. Fachzahnarzt. Ein 
am l. Januar 1989 in Kraft gesetztes Statu121> trug diesem Aufgabenspek-
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tnun in präziser Form Rechnung. Auch die Leitungsstruktur veränderte 
sich damit Von nun an gab es neben dem Rektor und dem Prorektor zwei 
weitere Prorektoren sowie vier Direktoren bestimmter Leitungsberei­
che. Erwähnenswert ist noch die 1988 erfolgte Bestätigung der Akade­
mie als Collaborating Centre der WHO. 

Die Akademie für Ärztliche Fortbildung der DDR 
im Spannungsfeld zwischen Politik und Medizin 

Da die Akademie in erster Linie als Bildungseiruichtung verstanden 
wtrrde, erhielt sie die pauschale Aufgabe, an der Bildung und Erziehung 
sozialistischer Persönlichkeiten mitzuwirken. Das wurde iu der Regel 
vom Lelu·körper zur Kenntnis genommen, ohne daß sich daraus wesent­
liche Konsequenzen ergaben. denn die Diskrepanz zwischen dieser 
Aufgabe und den Möglichkeiten der Realisierung war zu offensichtlich. 
Das änderte sieb erst im Gefolge des Gesetzes über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem {1965) und der m. Hochschulrefonn 
(1969), wo auch über die Schaffung entsprechender Strukturen an der 
Akademie diese Aufgabe personell unterstützt wurde. lmmerhin ist es 
aus heutiger Sicht erstaunlich, daß die ärztliche Weiter- und Fortbildung 
erst 1967 -also 16 Jahre nach Einführung des M/L-Grundlagenstudi ums 
für alle Studenten - entsprechend der Facharztordnung mit dieser 
Aufgabe konfrontiert wurde. Es sollte sieb um eine Ergänzung und 
Vertiefung der im Studium erworbenen gesellschaftswissenschaftlichen 
Kenntnisse handeln. Es vergingen aber nochmals l O Jahre, bevor dies als 
Pflichtaufgabe 1977 eingeführt wurde. Viele Ärzte/ Zahnärzte in Wei­
terbildung zum Facharzt/Fachzahnarzt sal1en es jedoch als zusätzliche 
Belastung und Ideologisierung an und reagierten mit Aversionen. 

Mit der Herausbildung der Sektion Marxismus-Leninismus 1976 
bekam dieses Element der Akademie immer mehr Gewicht, sowohl per­
sonell als auch durch den Ausbau der "medizirrrelevanten gesellscbafts­
wissenschaftlichen Forschung". Treibende Kraft hierfür war die Abtei­
lung Gesw1dheitspolitik beim ZK der SED. Sie nutzte im wesentlichen 
zwei Wege. um ihre Vorstellungen an der Akademie durchzusetzen: zum 
einen durch "Anleitung" des Gesundheitsministers und seiner leitenden 
Mitarbeiter in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der SED, die dann die 
''Anregunge11" in ihre Aufgabenstellungen auföahmen und an die Akade­
mie weiterreichten, zum anderen durch direkte Einflußnahme eines Mit­
arbeiters der ZK-Abteilung auf die SED-Mitglieder an der Akademie. (ln 
den 80er Jahren gehörten etwa 30% der hauptamtlichen Mitarbeiter der 
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Akademie der SED an). Kontaktpersonen waren in erster Linie der 
Direktor für Weiterbildung, der als früherer Mitarbeiter dieser ZK-Ab­
teilung gewissennaßen deren verlängerter At111 an der Akademie war, 
dazu kamen der jeweilige ehrenamtliche Parteisekretär der SED-Grund­
organisation sowie der Rektor selbst, letzterer gewöhnlich auf"höherer 
Ebene''. Da der Lehrkörper ab 1985 zu melu· als 90% aus Honorarprofes­
soren und -dozenten bestand, die ihr Arbeitsrechtsverhältnis an Bezirks­
krankenhäusern und verschiedenen lnstituten außerhalb der Akademie 
hatten, bestand auf diese kein Einfluß über die beschriebene politische 
Anleitungslinie. Nach unvollständigen Kenntnissen der Autoren gehör­
ten von den 206 Honorarprofessoren und -dozenten sowie Lehrbeauftrag­
ten (Stand: 1.2.1986) ca. 60% der SED, 15% anderen Parteien an, etwa 
25% waren parteilos. 

Daß auch die von den Autoren geleiteten Arbeitsbereiche in die 
ideologische Aufgabenstellung eingebunden waren, ist unbestritten. 
Ungeachtet dieser Gängelei aufideologischem Gebiet ist korrekterweise 
anzumerken, daß in fruchtbaren Diskussionen mit Mitarbeitern der ZK­
Abteilw,g wie auch des Ministeriw11S für Gesundheitswesen (an diesen 
Institutionen führte kein Weg vorbei!) viele Regelungen konzipie11 und 
ausgestaltet wurden, die sieb auch heute noch als sehr positiv bewerten 
lassen, wenngleich sie im Gesundheitswesen der Bundesrepublik Deutsch­
land - ebenso wie an der Akademie sei bst- keinen Platz mehr gefunden 
haben: 

- die Abschaffung der Teilung der Ä1zteschaH: in die zwei Klassen 
"Fachärzte" w1d "Nichtfachärzte" durch die Einführung des Rechts (und 
der indirel..-ten Pflicht) für jeden Arzt, im Anschluß an das Studiwn eine 
Weiterbildung zum Facharzt aufzunehmen. Dazu war es notwendig, den 
Facharzt für Allgemeinmedizin sowje Fachärzte für eine Reibe theore­
tischer Fachrichtungen einzuführen und relativ großzügige arbeitsrecht­
liche Regelungen zu erlassen; 

- die Einführnng des Fachzalmarztes und des Fachapothekers; 
- die Etablierung eines postgradualen Studiums für im Gesundheitswe-
sen tätige naturwissenschaftliche und technische Hochschulkader ein­
schließlich der Psychologen und Soziologen mit dem Abschluß eines 
Fachwissenschaftlers in der Medizin; 
- die Einräwnung des Rechts für jeden Facharzt/ Fachzahnarzt, im 
Verlaufe von jeweils 5 Jahren sich 3 Wochen durch Teilnahme an einer 
Gruppenhospitation an einem F ortbildm1gszentrum oder in einer ande­
ren geeigneten Einrichtung weiterzubilden, ebenfalls untersetzt dw-ch 
günstige arbeitsrechtliche Regelw1gen; 
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- die strikte Trennung der ärztlichen Weiter- und Fortbildung vo11 der 
lnteressenlage der phannazeutischen und medizintechnischen Industrie. 

Wenn insbesondere 1990 und 1991 die Akademie gelegentlich als 
"'rote Kaderschmiede des Gesundheitswesens" bezeichnet wurde, so 
stellt dies nach Überzeugung der Autoren eine Überschätzung der 
Wirkung der Akademie dar. Den dortigen Qualifizierungsmaßnabrnen 
unterzogen sich nur Akademiker, also charakterlich bereits gereifte 
Persönlichkeiten. Wer eine positive Einstellung zur DDR hatte, erhielt 
sicherlich einige wenige zusätzliche Argumente vermittelt. Wer dagegen 
negativ eingestellt war, konnte kaum "umgedreht" werden, auch wenn in 
einigen Rechenschaftsberichten der Akademie schönfärberisch eine 
größere Wirkung benannt wurde. Daß der Ruf der Akademie deutlich 
besser war als dieses erwähnte Etikett, belegt - zur Überraschung der 
Autoren - auch eine Befragung von Ärzten mit einer überwiegend 
negativen Einstellung zur DDR. ?i Durchgängig ist dort zu lesen, daß es 
als eine Ehre galt, als Professor, Dozent oder Mitglied einer Zentralen 
Fachkommission berufen zu werden. Das korrespondiert durchaus da­
mit, daß sich nicht wenige habilitierte Ärzte der DDR bescheiden oder 
auch nachdrücklich für eine Bemfung an die Akademie empfahlen. 
finanzielle Erwägungen dürften dabei nicht im Vordergrund gestanden 
haben: Als Honorar wurden maximal l.500 M pro Jahr (bei Vorlage 
eines Leistungsnachweises) gezahlt. 

[m Hinblick auf die Berufung von Professoren und Dozenten be­
fand sich die Akademie in besonderem Maße im Spannungsfeld ver­
schiedener Interessenlagen - zum einen galt es, ei neu nach den Analysen 
der Akademie bestehenden Bedarf an Lehrkräften nach Fachgebieten 
und geographischen Gesichtspunkten (Bedarf von Fortbildw1gszentren 
in allen DDR-Bezirken) zu befriedigen, zum anderen gab es erhebliche 
sachfremde Einflüsse auf Berufungen bzw. Nichtberufungen: 
- um u.a. habilitierte Oberärzte von Universitätskliniken für Chefarzt­
fimktionen an Bezirkskrankenliäusem zu gewinnen. ww-de denen nicht 
selten von maßgeblichen Stellen außerhalb der Akademie versprochen. 
sie würden zum Professor an der Akademie berufen. Dies war der Aka­
demie häufig gar nicht bekannt, wodurch es zu grotesken Kontroversen 
kam, bei denen sich in der Regel z.B. die 1. Sekretäre der SED-Be­
zirksleitungen durchsetzten; 
- Berufender warnicht der Minister für Gesundheitswesen (er besaß das 
Vorschlagsrecht), sondern der Minister für Hoch- und Fachschulwesen, 
und dieser mußte - völlig zu Recht- Prnportionen zu den Universitäten 

wahren. 
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So ist zu resümieren.. daß unter Beachtung einer sehr flexiblen 
Struktur des Lehrkörpers - zumindest in den 80er Jahren - etwa die 
Hälfte der Berufw1gen den VorscJ1lägen der Akademie entsprach, die üb­
rigen Berufungen ihr diktiert wurden. Daß unter diesen Urnständen auch 
mancher Kandidat, der sich Hoffinmg auf e1De Berufung gemacht hatte 
und unbe1i.icksichrigt blieb. darüber mehr als verärge1t war, ist nachvoll­
ziehbar. 

Das Ende der Akademie für Ärztliche Fortbildung der DDR 

Im Herbst 1989 änderte sich am Lehrgangsbetrieb noch nichts Wesentli­
ches. Im Frühjahr 1990 konnten gemeinsam mit der Akademie für 
Öffentliches Gesundheitswesen Düsseldorf Kurzlehrgänge zw11 Thema 
"Das öffentliche Gesundheitswesen der Bundesrepublik Deutschland" 
durchgeführt werden. Unter Hinzuziehung der Akademie für das öffent­
hcbe Gesundheitswesen im Bayerischen Staatsministerium des Innern 
und der Düsseldorfer Akademie folgten weitere Qualifizierungslehrgän­
ge für Ärzte im öffentlichen Gesw1dheitsdienst in den neuen Ländern, 
die im Dezember 1990 endeten. Etwa 1 .000 Teilnehmer hatten sie bis 
dahin besucht und weitere Lehrgänge waren für 1991 geplant. Diese 
fanden auch statt, jedoch bereits ohne die Akade1nie in Berlin. Sie war 
offensichtlicl1 überflüssig geworden. 

Eine Hoffnung auf Erhalt der Akadetnie knüpfte sich an ein Stra­
tegiepapier des ·'Runden Tisches-Arbeitsgruppe Bildung'' vom 1. März 
1990. Darin empfahl eine ThesedieEntwicklungeiner Akademie/Hoch­
schule des öffentlichen Gesundheitswesens. 23 Das Ländereinführungs­
gesetz und der Aufbau der Ärztekanm,em boten aber im föderalen Sy­
stem der Bundesrepublik keinen Platz mehr für eine ehemals zentrali­
stisch wirkende Akademie. Weitere Pläne wie etwa die Etablierung einer 
·'Public-Health-Scbool'· oder einer wenigstens kleinen Akademie für 
Ärztliche Fortbildung fanden keine Unterstützung. Vielfältige Bemü­
hungen des Rektors zur Rettung der Akademie blieben-da offenbar kei.n 
politisches Interesse bestand - ohne Erfolg. Am 3.1. 1991 erhielten alle 
Mitarbeiter von der Senatsverwaltung für Gesundheit die Mitteilung, 
daß die Akademie mit diesem Datum nach den Regelungen des Eini­
gungsvertrages abgewickelt sei und nun nach einer sogenannten Warte­
schleife von maximal 9 Monaten Dauer das Arbeitsverhältnis endet.23 

Die meisten älteren wissenschaftlichen Mitarbeiter, Dozenten und Pro­
fessoren gerieten in die verdeckte Arbeitslosigkeit (Vorruhestand, Al­
tersübergang). andere wurden durch AB-Maßnahmen aufgefangen oder 
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begannen eine Umschulung. Ln den Aufgabenbereichen der ärztlichen 
Weiter- und Fortbildung, z.B. bei den Ärztekammern, verblieben nur 
wenigenichtärztliche Mitarbeiter. Alle drei Gebäudekomplexe der Aka­
demie gingen der Ärzteschaft verloren. Das Hauptgebäude am Nöldner­
platz ist heute Sitz der Eigenunfallversicherung. Die Außenstelle in 
Ziegenhals ging an den Alteigentümer zurück, der diesen am See ge­
legenen Komplex sofort für 3,2 Mio DM an einen Lnvestor verkaufte. 
Geschehen ist seitdem nichts und das Gebäude verfüllt. Der erst 1983 
fertiggestellte Lehr- und Internatskomplex Rhinstraße (Baukosten: 12 
MIO M) ist beute ein Aussiedlerheim. Seminan·äwne und Küchentrakt 
sind gespent und hinterlassen einen trostlosen Eindmck. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden. daß an der Akademie 
für Ärztliche Fortbildung eine große Gemeinschaftsarbeit für die ärztli­
che Weiter- und Fortbildung geleistet wurde. Nicht alle Aufgaben konn­
ten hier beschrieben werden. Politische Einflüsse, die sieb auf die Arbeit 
an der Akademie auswirkten, konnten angedeutet werden. 

Ein Urteil über das Wirken der Akademie dürfte letztlich denen 
vorbehalten bleiben, die dort eine Qualifizierung erlebten oder. wie in 
Ziegenhals, Bildung und Entspannu11g gut miteinander verbinden konn­
ten. Die dabei in .Jahrzehnten gesammelteu Erfahrungen waren es wert, 
hier kurz dargestellt zu werden. 

Bodo Mros. Prof Dr. sc. Med., 0. Profes~or.fiir HNO-Heilk1111de, war =11-
!et:1 Abt.-Leiter "Öjfemliches Ges1111dheitswese11 '' an der Akademie .fiir 
Är:tliche Fortbi/d1111g der DDR Giinler Jäschke. Prof Dr. med. habil.. 
O. Professor fiir Katastrophenmedi:i11IS0:ialhygie11e, war Abl.-Leiter, 

ab 1982 ehrenamtl. Prorektor, Mär:-Sept. /990 /. Prorektor ebendort 

Anme1·kungen: 
1 DokurnentensammJung: Befehle der So\\jetischen Militäradministration in 
Deutschland zum Gesundheits- und Soziah,csen Veröffentlichungen des 
Koordinierungsrates der medizinisch-wissenschaftlichen Gesellschaften der DDR. 
Sclmftenreihe 2, Berlin 1976, S. 180-182 
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Das Institut für Hygiene 
des Kindes- und Jugendalters 
Seine Entwicklung, seine Aufgaben, seine "Abwicklung" 

Gerda Niebsch Die Entstehung des am 31. Dezember 
Fredersdorf/Berlin 1990 "abgewickelten" Instituts für Hy­

giene des Kindes- und Jugendalters 
(IHKJ) in Berlin geht in die fünfziger 
Jahre zunick. Schon 1956 gab es am 
lnstitut für Sozialhygiene der Berliner 
Humboldt-Universität eine AbteilW1g 

gleichen Namens. Eva Sclunidt-Kolmer gründete diese AbteilWlg und 
etablierte damit dieses Fachgebiet in der Medizin (Becker u.a. l994). llir 
Arbeitsgegenstand ww·de die Erforschung der Wechselwirkung zwi­
schen Gesundheit und Entwicklung dieser Altersgruppe und ihres jewei­
ligen Lebens- und Erziehungsumfeldes (Schmidt-Kolmer 1987). 

Mit sechs fest angestellten Mitarbeiterinnen begannen die umfang­
reichen wissenschaftlichen Arbeiten. Einbezogen wurden ferner Ärztin­
nen, die in Kinderpolikliniken und Mütterberatungsstellen, in Krippen, 
Kindergärten und Schulen arbeiteten, sowie Krippenerzieherinnen und 
Fürsorgerinnen. Bedingt durch die gesellschaftlichen Verändemngen 
mußten u.a. folgende Fragen beantwortet werden: 
- Welchen Einfluß hat die durch die zunehmende Bemfstätigkeit der 
Frauen - Voraussetzung für deren Gleicl1berechtigung in der Gesell­
schaft - notwendige außerhäusliche Betreuung der Kinder auf ihre Ge­
sundheit und Entwicklung? 
- Wie müssen die materielJen, personellen und hygienischen Umweltbe­
dingungen in den Betreuungseinrichtungen beschaffen sein? 
- Welche spezifische Ausbildung soll das Betretmgspersonal erfahren? 
- Wie muß die Zusammenarbeit mit den Eltern gestaltet werden? 

Generell fehlten auch wissenschaftlich fundierte Aussagen zur 
Eut-wicklung von gesunden Kleinkindern in der Gemeinschaft Gleich-
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altriger. Zalilreiche in Dissertabonen, Monografien und Publikationen 
niedergelegte Forschungsergebnisse brachten in den folgenden Jahren 
erste Antworten und wiesen auf weitere Probleme hin (Schmidt-Kolmer 
1958, 1960, 1963, Niebsch J 959, v. Botlnner-Grosch j 960, Schmidt­
Kolmer. Neubert KiehL Schorr 1964, Ockel 1965). Die Fülle und 
Dringlichkeit der Aufgaben bei der medizinischen Betreuung und der 
Gesunderhaltnng der Kinder und Jugendlieben erforderte erweiterte 
Forschungskapazitäten. Dem konnte im Rahmen der Humboldt-Univer­
sität nicht Rechnung getragen werden. So entstand nut Beginn des Jahres 
1966 nach langen Diskussionen mit dem Ministerium für Gesw1dheits­
wesen, dem Hauptnutzer der bisherigen Arbeitsergebni ssse, die Zentral­
stelle für Hygiene des Kindes- und Jugendalters beim Ministerium für 
Gesundheitswesen, die J 973 in ein Institut umgewandelt ww·de, hn 
Statut des IHKJ wurde das lnstitut1 als wissenschaftliche Einrichtung 
sowie Leiteinrichtung zur Sicherung der Grundfragen auf dem Gebiet 
der gesunden, allseitigen Entwicklung der Kinder in Ktippen und Hei­
men bestimmt. Dazu gehörte die hygienische Gestaltung der Lebens­
und Erziehungsbedingungen der Kinder in Einrichtungen der gesell­
schaftlichen Erziehung. 

Zu den Aufgaben des Instituts gehörte es im einzelnen, Grw1dsätze 
zu erarbeiten, die Gesw1dheit w1d Leistungsfähigkeit der Kinder ge­
währleisteten w1d ihre allseitige Entwicklung förderten. Nonnative 
mußten für die hygienische Gestaltung der Lebensbedingungen und des 
pädagogischen Prozesses sowie für eine rationelle und effektive Arbeit 
in den Kinderkrippen geschaffen werden. Projekte der auftraggebunde­
nen Forschung waren zu übernehmen und zu koordinieren an For­
schungsaufgaben anderer wissenschaftlicher Institutionen wa; mitzuar­
beiten. Des weiteren galt es, sich an der Aus- und Weiterbildung von Ärz­
ten, mittleren medizinischen Fachkräften und anderen in Kindereinrich­
t~ugen Tätigen zu beteüigen. Eingeschlossen war die Mitwirkung bei der 
Uberleitung in frage kommender wissenschaftlicher Ergebnisse in die 
Praxis der Einrichnmgen des Gesundheits- und Sozialwesens sowie der 
Volksbildung. 

Zur Leitung und Arbeitsweise legte das Statut fest, daß das Institut 
eng mit den zuständigen Hauptabteilungen des Gesundheitsministeri­
ums, mit zentralen örlJichen Einrichtungen w1d Instituten anderer Berei­
che, mit wissenschaftlichen Gesellschaften und gesellschaftlichen Orga­
nisationen zusammenarbeitet. 

Die Zahl der Mitarbeiter des Instituts stieg von sechs im Jahre 1956 
auf 16 im Jahre l 966 LUld machte im Jahre 1990 46 aus. Ihre berul:liche 
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Qualifikation sicherte ein weitgehend interdisziplinäres Arbeiten. So 
verfügte das IHKJ über new1 Ärzte unterschiedlicher Fachrichtungen 
(Pädiater, Sozialhygieniker und Hygieniker) und über sieben Psycholo­
gen unterschiedlichen Profils (Klinische, pädagogische bzw. Arbeits­
psychologie). H.inzu kamen zwölf Pädagogen mit altersspezi:fiscbem 
Profil (Kleinkind- bzw. Medizinpädagogen, Lehrer) und drei Naturwis­
senschaftler (Physiker, Mathematiker, Diplomingenieur). Alle Wissen­
schaftler hatten umfangreiche praktische und theoretische Erfahrungen. 
Schließlich gehö1ten zum Institut zehn mittlere medizinische Fachkräfte 
(Krippenerzieberinnen, Fürsorgerinnen, Horterzieherinnen, Kindergält­
ne1in, Physiotherapeutin, medizinisch-technische Assistentin) und fünf 
teclmische Mitarbeiterinnen. 

Dieses breite fachliche Spektrum. ennöglicbte die Erfüllung um­
fangreicher Aufgaben in Lehre und Forschw1g sowie die Mitwirkung bei 
administrativen Aufträgen. Dem Institut kamen dabei die Stabilität des 
Mitarbeiterkerns und dessen Qualifikation zugute. Zu Buche schlugen 
nicht weniger die weiter bestehenden Verbindungen der Spezialisten zu 
ihrer Mutterwissenschaft und die enge Verknüpfung der Arbeit mit den 
in der Praxis tätigen Medizinern, Pädagogen, Psychologen und Fürsor­
gerinnen. Als außerordentlich nützlich erwies sich die Zusammenarbeit 
mit Kinderkliniken, Hygieneinstituten, entsprechenden Einrichtungen 
an Universitäten Wld medizinischen Akademien, mit Kinderkrippen und 
KindergäJten. Schulen und Horten. 

Schließlich muß die Kooperation mit medizinisch-wissenschaftli­
chen Gesellschaften (Grosch 1994) sowie die Verbindung mit der Aka­
demie für ärztliche Fortbildung genannt werden. In Zusammenarbeit mit 
der Akademie wurden Lehrgänge für Krippenärzte(Grosch 1983; Schnee­
weiß, Niebsch, Grosch 199 J ), für Hygieneärzte und für Kreisärzte sowie 
für die funktionsbezogene Qualifizierung der Jugendärzte veranstaltet, 
Vorlesungen an Universitäten und medizinischen Akademien absol­
viert, und es wurde an medizinischen Fachschulen gelehrt. 

Die anstehenden Aufgaben wurden von der epidemiologischen 
Situation der Kinderbevölkerung2 und den gesellschaftlichen Bedürfujs­
sen (u.a. Schaffung von Kindereinrichtungen, Aufuabmealter der Kinder 
in Krippen) abgeleitet und in Fünfjahresplänen fixiert, die auch Schritte 
für die Überführung in die Praxis festlegten. Im jährlichen Arbeitsplan 
der Einrichtung wurde zwischen Forschung und Lehre sowie Mjtwir­
kung bei administrativen Tätigkeiten unterschieden, wobei zwischen 40 
und 50 Prozent der Arbeitszeit für die angewandte Forschung vorgese­
hen waren. 
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Das Institut betrieb seit 1969 JJ.icht nur eigene Forschungen, son­
dern fW1gierte als Trägereinrichtung für das Forschungsprojekt ·'Ge­
sundheitsschutz im Kindes- und Jugendalter". Es war üblich daß das 
Ministerimn für Gesundheitswesen entsprechende Institute mi~ solchen 
Projekten beauftragte, um die zum Teil knappen Ressourcen der DDR 
effektiv zu bündeln. So beteiligten sieb an dem Forschungsprojekt neben 
den Mitarbeitern des I.HKJ die entsprechenden "Nachauftragnehmer". 
Das waren Kollegen, die in Universitäten, Medizinischen Akademien, 
Hochschulen und Kinderkliniken, in Hygieneinstituteu, Krippen, Kin­
dergätten und Schulen sowie in Beratungsstellen des Kinder- und Ju­
gendgesundheitsschutzes (öffentlicher Dienst) arbeiteten. (Vgl. Niebsch, 
Kahl, Grubarek 1990). Somit beteiligten sich etwa 150 Wissenschaftler 
und Praktiker an diesem Projekt mit dem gemeinsamen Ziel der "Erfor­
schung der Wechselwirkung zwischen Gesundheitszustand, Entwick­
lungsstand und den Lebensbedingungen von Vorschulkindern Schü­
lern, Schulabgängern, Lehrlingen und jungen Facharbeitern".~ Grun­
de genommen ging es dabei um vier TI1emenkomplexe: 
l. Gesundheitszustand und Entwicklungsstand von Kindern im Alter bis 
zu drei Jahren, einschließlich pädagogischer und hygienischer Fragestel­
lungen. Beteiligte Einrichtungen waren die Sektion Pädagogik der Hum­
boldt-Universität und Bezirkshygiene-lnstitute, die Akademie der Päd­
agogischen Wissenschaften, Kinderkrippen in allen Bezirken der DDR 
ferner die Sektion Psychologie der Universität Leipzig. ' 
2. infektanfälligkeit im frühen Kindesalter. Hier arbeiteten Kinderklini­
ken der Medizinischen Akademien in Magdebw·g, Erfurt und Dresden 
sowie die Kinderkrankenhäuser Lindenhofund Friedrichshain i.n Berlin 
mit. 

3. Gesundheitszustand und Entwicklungsstand von Vorschul- und Schul­
kinden~. Hieran beteiligten sich Abteilungen des Kinder- und Jugendge­
sundbe1tsschutzes (öffentlicher Gesundheitsdienst) in Aschersleben 
Leipzig, Erfurt und Berlin, die Akademie der Pädagogischen Wissen~ 
schaften, die Pädagogische Hochschule Potsdam/Bereich Sportmedizin, 
das Institut für Arbeitsmedizin der Medizinischen Akademie Magde­
burg so':'ie das Bezirkskabinett für Gesundheitserziehung Leipzig. 
4. Entwicklungsanthropologie. Federführend war das Institut für An­
thropologie der Humboldt-Universität. Es arbeitete zusammen mit dem 
Institut für Sozialhygiene der Medizinischen Akademie Erfu11, den Kin­
derkliniken der Bezirkskrankenhäuser Cottbus Wld Rostock sowie der 
Abteilung Kinder- und Jugendgesundheitsschutz (öffontlicher Gesund­
heitsdienst) in Görlitz. 
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Die Diskussion der zu bearbeitenden Aufgaben wurde entsprechend 
ihrem Inhalt mit den Bearbeitern der entsprechenden Themenkomplexe 
diskutiert. Nach diesen Beratungen in den vier Themenkomplexen erfolg­
te im WissenschaftJichen Rat des Forschungsprojektes die Bestätigung. 
llim gehörten neben Wissenschaftlern Pral-..1:ikerunterschiedJicber Berufe 
sowie Vetireter medizinisch-wissenschaftlicher Ge-sellschaften an. Ein­
geschlossen waren u.a. Mitarbeiter des Instituts für Jugendforschung 
Leipz.ig und des Instituts für Gesuncfüeitserziehung des Hygiene-Muse­
ums Dresden. Danach kom1ten die Ergebnisse dem Ministerium für Ge­
sundheitswesen zur Bestätigung eingereicht werden. Forschungsaufga­
ben. die als besonders wicbtig angesehen wurden, mußten im Rat für me­
dizinische Wissenschaft des Gesundheitsministers verteidigt werden. 
Aufjährlichen Forschungstagungen - die erste fand im Dezember 1970, 
die letzte im Dezember 1990 statt - ww·den die Ergebnisse von den Bear­
beitern vorgestellt Wldmit interessierten Teilnelunem (jeweils etwa 120) 
in Plenar- oder Themenberatw1gend diskutiert. (Vgl. Sch.mjdt-Kolmer 
1971 ; Lorenz, Passauer 1984; Boßdo1f L 991 ). 

ln dem Projekt "Gesundheitsschutz im Kindes- und Jugendalter" 
wurde überwiegend angewandte Forschung betrieben. Die notwenruge 
Grundlagenforschung beispielsweise auf dem Gebiet der Physiologie im 
Entwicklungsalter konnte weder im eigenen Institut noch durch Koope­
rationsvereinbarungen mit physiologischen Instituten (z.B. in Leipzig) 
erreicht werden. Der Anteil der klinisch-pädiatrischen Kapazitäten er­
höhte sich in der 80er Jahren und lnlg zu grwJdlegendem Erkenntniszu­
wachs besonders auf dem Gebiet der Infektanfä.lligkeit im Kindesalter 
bei. Trotz dieser Bemühungen um ein Miteinander von klinisch-pädia­
trischen und propbylakt:isch-epidemjologisch orientierten Forschungs­
kapazitäten war die Akzeptanz bei Vertretern rein klinischer, labororien­
tierter expe1imentieUer Forschung nicht immer vorhanden. Auch bljeb 
die Zusammenarbeit mit anderen das Kindesalter betreffenden For­
schungsprojekten (z.B. Neonatologie oder Defektives Kind) verbesse­
rungswürdig. 

Konflikte zwischen dem lnstitut und dem Gesundheitsministerium 
blieben nicht aus. Die Vielzahl von mirusteriellen Haupt- und Fachabtei­
lungen, darw1ter für Forschung, für Mutter und Kind, für Hygiene, für 
Krippen und Heime etc., mit denen das Institut aufgrund seiner interdis­
ziplinären Forschung zu tun hatte, füluie zwar letztendlich zu prakti­
schen Ergebmssen. erforderte aber oft einen großen Koordiniemngsauf­
wand. Leidtragender war dabei nicht selten die Forschung, die zugunsten 
von administrativen Aufgabenzurückgestellt werden mußte. Doch machte 
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die in der Regel sachkundige Besetzung der Haupt- undFacbabteilungen 
Lnit erfaJu-enen Medizinern oder auch Pädagogen eine über die Jahre ge­
wachsene Zusa1mnenarbeit zugunsten der Gesundheit und Entwicklw1g 
der Kinder und Jugendlichen in den meisten Fällen möglich. Aber es 
blieb nicht aus. daß eine Umsetzung von Forschungsergebnissen in die 
Praxis storniert wurde, beispielsweise das Verfahren zu Entwicklungs­
kontrolle in Kinderkrippen (Zwiener 1994). Erhebliche Diskussionen 
gab es auch zur Betreuung der Kinder in Kinderkrippen. Kinderkrippen 
waren 1965 aJs unterste Stufe des Bildungsweges der Kinder festge­
schrieben worden. Eine ministerie!le Zuordnung der Betreuungseinrich­
tungen der Kin der unter drei Jallfen ZULU Ministerium für Volksbildung 
erfolgte nicht. Die Spezifik der Gesw1dheit und Entwicklung im Säug­
lings- und Kleinkindalter ließ es richtig erscheinen. mehr medizinisch­
hygiemsche un.d pflegerische Aspekte als pädagogische bei der Betreu­
ung der Kinder und bei der Ausbildung der Krippenerzieber zu berück­
sichtigen. Daraus resultierten Konflikte mit K.Jeinkindpädagogen, Psy­
chologen und Medizinern über Betreuungsinhalte und Formen, die nicht 
immer gelöst wurden. (Vgl. Weigl 1991) 

Besonders aufwendig gestaltete sich die Zusammenarbeit mit dem 
Ministe1ium für Volksbildung und der Akademie der Pädagogischen 
Wissenschaften. Dies schloß jedoch mcht aus, daß gemeinsame For­
scblltlgsvorbaben verwirklicht werden konnten und bis heute Bestand 
haben. (Vgl. Scbmidt-Kohner 1970; Newnann 1988: Günther, Kahl, 
Seidel, Woltschkow L986 und 1989) Oft war diese schwierige zentrale 
Koordinienmgjedoch der einzig möghche Weg, w11 einen schwerpunkt­
orient:ierten Einsatz der knapp bemessenen mate1iellen und personellen 
Mittel sowohl in Forschung als auch bei der ÜberfüJmmg in die Praxis 
zu bewerkstelligen. Sie schloß aber eine Forschung direkt vor Ort ohne 
Zuordnung zu einem zentralen Forscb1mgsprojek't nicht aus. 

Alle Forschungen des rHKJ waren dem Ziel untergeordnet, die 
Gesundheit der Kinder, vor allem ihre körperliche und geistige Lei­
stungsfiihigkeit zu fördern, dazu clie hygienischen Bedingungen in den 
Kindereinrichtungen zu verbessern und die rechtzeitige Erkennung und 
Betreuung von gesundheits- und sozialgefährdeten Kindern zu sichern. 
Dazu gehörten Unternuchungen in Kjndergärten und Schulen, beispiels­
weise zur Belastung und Belastbarkeit der Schüler im Untenicht (Ockel 
1972). zur Gesundheitsfördenmg in Kindergälteu, Schulen UJ1d Horten 
(Bittmann, Badtke und Sotzko 1987), zur Früherfassung, Diagnostik w1d 
Betreuung auffülliger Vorschul- und Schulkinder. Auch hier war die Dis­
kussion der Ergebnisse 1nit dem Yolksbildungs11llfilsterium w1d der A.ka-
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demie der Pädagogischen Wissenschaften und die gemeinsame Suche 
nach Wegen zur praktischen Umsetzung mühsam und konfüktgeladen. 
Sie führte aber in einigen Bereichen zu durchaus vernünftigen Resulta­
ten. So entstand zum Beispiel ein Arbeitsmaterial für Direktoren zur Ge­
sundheitserziehung und zur Hygiene des pädagogischen Prozesses an 
den Oberschulen, welches gemeinsam vom Ministerium für Volksbil­
dung und Ministerium für Gesundheitswesen 1977 herausgegeben wur­

de. 
Auf jährlichen Forschungstagungen wurde der Bearbeitungsstand 

einzelner Themen bilanziert tmd über die Überführung praxisreifer 
Programme bzw. über Empfehlungen für unterschiedliche Nutzer bera­
ten. Da die Teilnehmer dieser Beratungen aus verschiedenen Wissen­
schaftsbereichen sowie aus dem Gesundheitswesen und dem Schulwe­
sen kamen, war dieses Grenuun1 geradezu dafür prädestiniert, auf Ver­
änderungen in der Praxis Einfluß zu nehmen und weitere Aufgaben für 
die nächsten Planungsrunden zu fom1ulieren. Jede Forschungsaufgabe 
war somit auf ihre praktische Umsetzung gerichtet. Alle dazu notwendi­
gen Schritte - Rechtsvorschriften, Lehr- und Qualifizierungsveransta1-
tungen, Lehrpläne etc. - wurden in zeitlicher Abfolge fixiert. Die wis­
senschaftliche Begleitung der Praxisüberführung war damit gegeben, 
wenn sich dies mitunter auch als langwierig w1d schwierig envies. Viel­
fach galt es, Vorurteile zu überwinden, personelle und technische Ver­
änderungen zu erstreiten. 

Die Forschungsarbeit des IHKJ, die mit Lehr- und Publikationstä­
tigkeit (mehr als tausend Publikationen in Form von Lehrbüchern, 
Schriftenreilien und Artikeln, 170 Doktorarbeiten zur Promotion A, 
zehn zur Promotion 8-Habilitation und zahlreiche Diplomarbeiten) 
gekoppelt war, wurde 1990 einer kritischen und sorgfältigen Analyse 
unterzogen. Es ging darum, das Institut mit seinen Aufgaben und Ergeb­
nissen vorzustellen und Vorschläge für seine weitere Arbeit unter den 
neuen gesellschaftlichen Bedingungen zu w,terbreiten. So entstand im 
Juni 1990 ein Material mit dem Titel "Über die Aufgaben und die Tä­
tigkeit des Instituts für Hygiene des Kindes- und Jugendalters". Einbe­
zogen waren dabei neue Forschungsergebnisse. die einschlägigen Erfah­
rungen der Mitarbeiter w1d Ergebnisse der intemallonalen Verbindun­
gen des Instituts. Letztere pflegte es mfr mit Instituten in Moskau. Sofia, 
Bratislava, Prag w1d Budapest über Jalrrzehnte zur Krippenproblematik. 
zu hygienischen Fragen in Schulen und zur Erfassung und Bewertung des 
Gesundheitszustandes Wld Entwicklungsstaudes von Kindern und Ju­

gendlichen. 
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Das lHKJ war ein Urukat in Deutschland. Seine interdjsziplinäre 
Arbeitsweise und die Ausrichtung auf die Früherfassung auffalliger Kin­
der, die Gesundheitsförderung in den Einrichtungen der Tagesbetreu­
uug, in Schulen und in den Familien ließen es als geeignet erscheinen, als 
eine Abteilung z.B. des damaligen Bw1desgesundbeitsamtes (BGA) 
oder des Instituts für Sozialmedizin des BGA - also generell unter dem 
Dach des damaligen Ministeriums für Jugend, Familie, Frauen w1d Ge­
s1mdheit - einen Platz zu finden. Dieses Konzept wurde in verschie­
denen Kommissionen und mit Institutsdirektoren beraten. Die Wissen­
schaftlichkeit, die Einmaligkeit, die Bedeutw1g und die Notwendigkeit 
der Arbeiten wurden generell bestätigt. Eine Übernalune als zentrale 
Einrichtung ww·de jedoch abgelehnt mit Begründungen wie Gesundheit 
sei "Ländersache", und ein Bwidesland allein könne sich so ein Institut 
nicht leisten. Selbst die ül-ier Jahrzehnte gewonnenen Erkenntnisse zur 
Betreuung von Kindern bis zu drei Jahren iu Kindereinrichtungen blie­
ben so unbe1iicksichtigt. Auch eine 1990 fertiggesteUte umfangreiche 
Studie über 10.000 Krippenkinder konnte an keine Institution zur Bear­
beitung übergeben werden. Der ehemalige Leiter der Außenstelle des 
IHKJ in Leipzig bemüht sich jetzt als Rentner um die Auswertung dieses 
von ihm geleiteten Forschw1gsgegenstandes. Eine Dissertation w1d 
mehrere Publikationen wurden von ihm und anderen erarbeitet (Zwiener 
u.a 1994, Zwiener-Kumpf 1996). Auch das für die Praxis der Kinder­
und Schulärzte vorbereitete Programm für die kontinuierliche medizini­
sche Betreuung der Kinder und .Jugendlieben von O bis 18 Jahren -
Standardprogramm - konnte nicht übergeben werden (Jährig u.a. 1990 ). 

Begründet aus der Sorge um die Gesundheit und Entwicklung der 
Kinder und .Jugendlichen wurde auch versucht, u.a. der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung und dem Deutschen Jugendinstitut Mün­
chen Arbeitskonzepte zu unterbreiten. In Diskussionen mit den Direkto­
ren dieser Einrichtungen fanden sie zwar Akzeptanz, aber alle Bemühun­
gen um eine Übernahme scheiterten. Ganze drei Mitarbeiter des IHKJ 
wurden vom Institut für Sozialmedizin des Bwidesgesundheitsamtes 
ohne Mitnahme einer Arbeitsaufgabe übernommen. 

Im Oktober 1990 gründeten drei Mitarbeiter der klein.kind-pädago­
gischen Abteilung des Instituts das „Berliner Institut für Klein.kindpäd­
agogik und familienbegleitende Kinderbetreuung (B1K) e. V." Es arbei­
tet als freier Träger von Kindertagesstätten, als Bildungsträger und 
Träger für Forschw1gsprojekte. (Vgl. Weber u.a. 1991) 

Seit 1992 bemühen sich ehemalige Mitarbeiter des Instituts und des 
Ministeriwns für Gesundheitswesen, die Geschichte des Gesundheits-
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schutzes für Mut1er und Kind kritisch zu bewerten und aufzuarbeiten. 
Eine Publikation zu dieser Thematik. ''Gesundheitsschutz für Mutter 
und Kind - Beitrag zur Gescruchte des Gesundheitswesens der DDR" 
(Bek-ker u.a. 1995), wurde im Rahmen der Interessengemeinschaft 
Medizin und Gesellschaft herausgegeben. Sieben Jahre nach der ·'Ab­
wicklung" des lnstituts zeigt sich, daß gerade die 1990 erarbeiten 
Konzepte zur Gesunderhaltung und zur Gesundheitsfördenmg von l(jn­
dem und Jugend.liehen beonders in Zeiten geseUschaftlicher Umbrüche 
mit ihren Einflüssen bis in die Familien hinein mehr denn je Gültigkeit 

haben. 

Gerda Nieb~ch. Prof Dr. sc. med., Fachär=ti11 .fiir Sn=ialhyglene, 
war 11011 /983 bis 1990 Direktorin des l11s1i1111~.fi1r 

Hygiene des K111des-1111d Jugendalters 

Anmerkungen: 
1 Verjugungen und Milfcihmgen dc.1 Mi11is1crwm .fiir CJcrnndhe1h,wcsen Nr.4/ 
[973 

~ Vgl Boßdorf. Grosch und N1ebsch in /Jas G11.rn11dheim1·csc11 der DJJR. 1967-
1990 
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Außeruniversitäre Forschung 
Zwischenbilanz am Beispiel des 
Forschungsstandortes Berlin-Buch 

Marion Bimmler „ Wissenschaft und Forschung bilden 
Berlin auch 1111 vereinten Deut.\chland wichtige 

Gnmdlagen .fiir Staat und Gesellschaft. 
Der notwendigen Erneuerung 1·on Wis­
senschaft und Forschung unter Erhal­
tung leistu11gsfäl11ger Einrichtungen in 

dem m Arlikel 3 genannten Gebiet dient eine Beg11tacl,11111g l'0/1 ö.ffent-
1,ch getragenen Ei11nchtu11gen durch den Wissenschaftsrat, die bis zum 
31. Dezember 1991 abgeschlossen sein wird, wobei einzelne Ergebnisse 
schon 1•orher schrillwe,se umgesetzt werden sollen. " (Einigungsvertrag 
Art. 38 Abs. l)DieSchließw1gder Akademien wurde für den 31. 12. 1991 
festgelegt. 

Bundesforschungsminister Heinz Riesenhuber erteilte dem Wis­
senschaftsrat, unter Leitung von Professor Dieter Simon, den Auftrag, 
die Institute der Akademien (60 Institute, 24.000 Beschäftigte) zu 
begutachten. Ohne Zweifel war dieser Rat mit der Begutachtung völlig 
überfordert. Innerhalb weniger Monate eine solche Vielzahl von Einrich­
tungen zu überprüfen, ist ein in der europäischen Wissenschaftsge­
schichte einmaliges Vorhaben gewesen und selbst bei bestem Willen 
nicht zu bewältigen. Nach westlichen Kriterien sollte die Forschung Ost 
begutachtet werden, insbesondere nach dem Anteil der Publikationen in 
führenden Fachzeitschriften, nach dem Citationsindex bzw. nach der 
Anzahl der angemeldeten und erteilten Patente. 

Obwohl eine Analyse mit solch groben Kriterien als sehr problema­
tisch erschien, waren die Gutachter und Begutachteten über die Ergeb­
nisse erstaunt. Denn es ergab sich ein durchaus positives Bild von der 
Leistungsfähigkeit der DDR-Forscher. Trotz der Publikationshemmnis­
se in westlichen Fachzeitschriften weist die Datenbank Sciences Citati­
ons Index, die vor allem westliche Publikationsorgane erfaßt, für den 
Zeitrawn von 1974 bis 1990 nur doppelt so viele Publikationen pro For­
scher West im Vergleich zu Forscher Ost aus. Hierbei ist zu berücksich-
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tigen, daß die Ausgaben pro Forscher West aucb doppelt so hoch waren 
wie im Osten. Erstaunl ich war die Beachtung der Veröffentlichw1geo aus 
der damaligen DDR. Trotz der oft miserablenArbeitsbedingungen im SED­
Staat wurden die westdeutschen Publikationen nur doppelt so oft zitiert 
wie jene ihrer ostdeutschen Kollegen. (Harry Maier, Die Zeil, 7 .6.91) 

Die Forscher komlten sich aber im Evaluienmgsgeschehen kaum 
über die positive Darstellung ihrer Arbeit durch die Wissenschaftsanaly­
tiker freuen. Die Mehrzahl der forscher empfand die Begutachtung als 
Tribunal. in dem iu wenigen St1.u1den über ihre Zukunft entschieden 
wurde. 

1n einer engagierten Rede versuchte Dieter Simon wn Verständnis 
zu werben. Fairerweise wandte er sich gegen Versuche. die praktizierte 
Beu11eilung als selbstverständliche westliche Praxis hinzustellen. Den 
wesentlichen Unterschied der Be1,•1.1tachtung in den alten und neuen 
Bundesländern beschrieb er durchaus treffend. Im Westen endet die 
Evaluierung mindestens mit einem gemeinsamen Essen, in den neuen 
Bundesländern hingegen steht die Existenz von Tausenden von Mitar­
beitern auf dem Spiel. He□- Situ011 lebte damals in der Gewißheit, 
Schlimmeres verhindert zu haben. Es mag so sein. doch für die betroffe­
nen Forscher und ihre Mitarbeiter mit ihren ungewissen Zukunftsaus­
sichten ist das ein schwacher Trost. Vage Ankündigungen. daß etwa die 
Hälfte überno1mnen werde. schafften weder ein Klima des Vertrnuens 
noch der Kreativität. 

Die etwa fönfzehnköpfige Arbeitsgmppe ,.Biowissenschaften und 
Medizin" des Wissenschaftsrates machte sich am 8. Oktober 1990 auf 
den Weg nach Buch zu den drei Zentralinstituten für Herz-Kreislauffor­
schung, Krebsforschung m1d Molek'Ularbiologie. Die Erwartungen hier 
waren gedämpft, aber nicht pessimistisch. Die schnelle Gangart der 
Prüfer, statistisch nahmen sie sieb pro Mitarbeiter ca. 1-2 Minuten Zeit, 
erklärte man damit. daß es sich wn Strukturbewe1tungen handle. Manch 
einer lernte seinen Begutachter gar nicht kem1en. was zwar verwunderte, 
aber nicht dramatisch erschien, weil direkte wissenschaftliche Leistung 
offenbar nicht beurteilt werden sollte. 

Am 25. Januar 1991 verteilte der Wissenschaftsrat sein Gutachten 
über die Bucher Forschungsein.iichtungen auf einer öffentlichen Presse­
konferenz. Das Gutachten hatte einen Umfang von 25 Seiten, auf denen 
knapp und gnadenlos abgewickelt wurde. Es hatte aJso eine wissenschaft­
liche Begutachtung gegeben. Aus Zeitgründen war sie aber nicht beson­
ders rosig ausgefallen. 

Mehr eingeprägt hatte sieb bei den Helfern des Forschtmgsmini-
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sters aber das Sucher lnstinrtsgelände, und ein Immobilienmakler hätte 
es nicht besser anpreisen können, denn Anerkennw1g fand die ver­
gleichsweise gute Ausstattung der Institute. die in einem weitläufigen 
campusähnlicben Parkgelände in Berlin-Buch angesiedelt waren. Die 
günstigen lokalen Voraussetzungen waren es wohl. die den Wissen­
schaftsrat zu der Empfehlung bewogen haben, hier ein Zentrum für 
biologische und medizinische Forschung, das Max-Delb1ück-Centnm1 
für Molekulare Medizin, mit den Schwerpunkten Hypertonie. Kardiolo­
gie, Genetik Onkologie, Zellbiologie und Neurobiologie, zur Gründung 
zu empfehlen. 

Ein Griindungskomitee wurde bem.fen und erschien am 15. Mai 
1991 in Buch. Eine Möglichkeit der Mitwirkung bei der Neugründung 
wurde vorn Giündungskomitee für Bucher nicht gesehen. Das Grün­
dungskomitee erarbeite nur Empfehlungen und eine Grobkonzeption. 
Detailfragen würde der zukünftige Direktor klären. Aber bei der Neu­
gründung bestünde ja schließlich die Chance einer Bewerbw1g. Laufende 
Projekte hätten eine Chance itn zu.künftigen Zentrwn. 

lntensiven Bemühungen der damaligen Personalvertretung war es 
zu verdanken, daß im August 1991 das damalige BMFT für die Bucher 
Forschungseinrichtung zusätzlich 125 sogenannte KW-Steilen bewillig­
te. Bedauerlicherweise wurde d.iese Zusage zum 1.1.1992 zurückgenom­
men und dafür wie in weiteren 9 lnstituten mit lebenswissenschaftljchen 
Fragestellungen ein degressiv angelegter Verstärkungsfonds, der am 
31.12.1996 ersatzlos ausüef, eingeführt. Über diesen Fonds wurden 
überwiegend ostdeutsche Wissenscbaftleri1me11, Wissenschaftler und 
technische Angestellte finanziert. 

Die Aufteihmg der institutionell geförderten Stellen in der neuen 
außeruniversitären deutschen Forschungslandschaft nun Jahresbeginn 
1992 zeigt die Tabelle auf der nächsten Seite. 

Die von Bundesforschungsminister Riesenhuber, den W issenscbafts­
ministem der neuen Bundesländer und dem Berliner Wissenschaftssena­
tor im September 1991 unterzeichneten Grundsätze zur Personalauswahl 
sollten den Mitarbeitern im Osten helfen. angemessene Einstellungs­
möglichkeiten zu erhalten. Aus diesem Grund wurde eine Durchmi­
schung mit 10% Wissenschaftlern aus den alten Bundesländern festge­
schrieben. Leitungspositionen sollten national und international ausge­
schrieben werden. Die Vertreter der Gründungsgremien bekamen den 
Auftrag, darauf zu achten, daß keine gravierenden Abweichungen von 
diesen Empfehlungen erfolgen. Zu diesen Grundsätzen gab das dama-
1 ige BMFT am 30. Oktober 1991 noch eine Empfehlung für die 
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Max-Planck- Großforsch.- Fraunhofer ,,Blaue Liste'·-
Gesellschaft Einrichtung Gesellschaft Einrichtungen 
MPG GFE FhG BL 

Alt-Bundes-
länder 

Einrichtungen: 60 13 37 47 

Beschäftigte: 8.800 21.000 6.600 6.000 

Neu-Bundes-
läoder 

Einrichtungen: 2 3 9 30 

29 Arbeits- 9 Außen- 13 Außen-
gruppen stellen stellen 

Beschäftigte: 800 1.600 1.000 4.500 

anhaltende Aufbau im abgesicherte unzureichende 
Stagnation Osten folgt Erweiterung Absicherung 

Abbau im 
Westen 

Quelle: Erhebung der Arbeitsgemeinschaft der Betriebs- und Personalräte außer-
universitärer Forschungseinrichtungen 1991 

Vergaben von befiisteten und unbefristeten Anstellungsverträgen mit 
folgendem Inhalt heraus: 

„ Entsprechend den Empfehlungen des Wissenschaftsrats soll in 
den neu zu gründenden Forschungseinrichtungen ein hoher Anleil der 
Arbeitsverhältnisse .fur wissenschaftliche Mitarbeiter zeitlich befristet 
werden, um den Qualitätsstandard und die internationale Konkurrenz­
fähigkeit der Forschung in den neuen Bundesländern zu erhalten und 
weiter auszubauen. Die Befristung von Arbeitsverhältnissen ist damit 
notwendiger und elementarer Bestandteil einer auf Innovationsfähig­
keit und Flexibilität ausgerichlelen Forschungspolitik. 

Art und Umfang der zeitlichen Befristungen von Arbeitsverhällnis­
sen müssen bei aller Anerkennung der.forschungspolitischen Bedeutung 
dieses Instruments andererseits auch am Kriterium ,/er Sozütlverträg­
lichkeit ausgerichtet sein. 
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Befristungen sollten sich deshalb im Rahmen derfolgenden Vorga­
ben halten: 

1. Art und Umfang der Befristungen sollten sich an dem bisher im 
alte1t Bundesgebiet üblichen orientieren. 

2. Die Befristungspraxis muß anhand eines durchschaubaren Per­
sonalkonzepts erfolgen. 

3. Befristete Arbeitsverhältnisse sollten grundsätzlich nur mit sol­
chen Arbeitnehmern abgeschlossen werden, deren Tätigkeit 'innovati­
onsrelevant' ist. 

4. Arbeitsverhältnisse mit Arbeitnehmern, die älter als 46 Jahre 
sind, sollten grundsätzlich unbefristet geschlossen werden. " 

Diese Grundsätze wurden weder bei der Anzahl von Wissenschaft­
lern aus den alten Bundesländern noch bei der Vergabe von permanenten 
Arbeitsplätzen eingehalten. Vergeben wurde für die Nichteinhaltung das 
Bundesverdienstkreuz 1. Klasse für die angebliche Integration der ost­
deutschen Wissenschaftler in die gesamtdeutsche Forschungslandschaft 
in den neuen Bundesländern. 

Die Anzahl der befristeten Arbeitsplätze bewegt sich in einer 
Vielzahl der neuen Forschungseinrichtungen zwischen 50 - 90%; je nach 
der Attraktivität der Region. Im Max-Delbrück-Centrum liegt der Anteil 
der Zeitverträge bei 88% für wissenschaftliches Personal. Mit dieser Art 
der Vertragsgestaltung wurde die Sozialstaatlichkeit und die Sozialpart­
nerschaft, wie sie in der alten Bundesrepublik bestand, für die neuen 
Bundesländern außer Kraft gesetzt. Durch die Befristung von Verträgen 
werden eine Reihe von bisher in diesem Land existierenden Gesetzen, 
wie z.B. das Kündigungsschutzgesetz, für die Beschäftigten im Osten 
unwirksam. Für den Arbeitgeber entfällt die Pflicht, den „betriebsbe­
dingten" Wegfall des konkreten Arbeitsplatzes des betroffenen Mitar­
beiters nachweisen zu müssen, eine schwierige Sozialauswahl muß er 
nicht mehr vornehmen. Einsprüche der Personalvertretung können nicht 
geltend gemacht werden. Ähnlich sieht es bei den anderen Schutzgeset­
zen der Arbeitnehmer aus. Langfristige Forschung fällt aus diesem 
Grund kurzfiistiger Personalpolitik zum Opfer. 

Dabei weiß man heute bereits, daß die Befristung der Mitarbeiter die 
Innovationsfähigkeit der Forschung nicht begünstigt, sondern die Kon­
tinuität von Forschungsthemen hemmt Unsinnig erscheint die Befri­
stung des akademischen Mittelbaus und der technischen Kräfte, solange 
die Führungskräfte in beamteten Positionen verharren und sich vehe­
ment gegen eine Entfristung ihrer Mitarbeiter wehren. 

Die Gründungskonzepte der neu gegründeten Forschungseinrich-
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tunoen sehen in der Regel nur eine geringe Grundausstattung mit Plan­
steifen vor. Ln einigen Fällen muß aber die gleiche Personenzahl wie auf 
HaushaJtsteUen über Drittmittel aquiriert werden. (MDC 350 Haushalt-
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stellen, 250 Dritt­
mittelstellen). Ge­
gen eine Begutach­
tung von For­
schungsthemen gibt 
es keine Einwände. 
Einwände gibt es 
nur dagegen, daß 
für eine derart vor­
rangige und erheb­
liche Einwerbung 
von Personalstellen 
bisher keine Regu­
larien etabliert wur­
den, die ein solches 
Konzept reaUsier­
bar machen. Gäbe 
es diese Regulari­
en, wären Zeitver­
träge akzeptabel. 
Das Hochschulrah­
mengesetz wurde 
am 3. Oktober 1993 
eingeführt, die Son­
derregelung des 
BAT§ SR2y wur­
de für den Osten 
verwehrt. Dieser 
Tatbestand führt 5 
Jahre nach Neu­
gründung der hoch­
schulfreien Institu­
te dazu, daß die 
1992 überpropor­
tional geschlosse­
nen Zeitverträge 
zum Jahresende 
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1996 in den meisten Fällen enden. Beschäftigte mit erfolgreicher Dritt­
mitteleinwerbung, die damit zu einer erheblichen Sekundärbeschäfti­
gung beitragen, können, wegen der Möglichkeit einer Dauerbindung an 
ihre Einrichtung, dort ebenfalls nicht verbleiben. Eine Möglichkeit von 
weiteren Befristungen ist nicht gegeben. Das Hauptproblem der jetzigen 
Situation ist, daß Wissenschaftler und technische Angestellte wenig 
Chancen bekommen, einen ihrem Können und ihrer Ausbildung entspre­
chenden sozial angemessenen sicheren Arbeitsplatz zu finden. 

Der Zwang zur Mobilität ist weniger die Fürsorge für den Betroffe­
nen, sondern dient vor allem der Mobilität des Unternehmens. Die 
Geschäftsführungen sehen Zeitverträge aJs bequemen Ersatz fllr die 
Personalplanung an, die Politiker versprechen sich davon eine einfache 
Lösung vieler Probleme der Forschungseinrichtungen, und das ist fatal. 
Denn das Engagement für die Arbeit ist neben anderen Faktoren davon 
geprägt, ob eine längere Perspektive besteht, in dem Arbeitsfeld tätig zu 
bleiben. Neue Ideen und Methoden können in der Arbeit erst entwickelt 
werden, wenn Einblick und Überblick vorhanden sind. Unerfahrenheit 
und damit verbundene Unsicherheit erschweren die Innovation. Die 
Spitzenqualität der Forschung verlangt auch Spitzenkräfte. Der Öffent­
liche Dienst verfügt nicht über die finanziellen Mittel, mit hohem 
Einkommen zu locken, aber die fiilher gepriesene Sicherheit des Arbeits­
platzes als Äquivalent existiert für Menschen mit Zeitverträgen nicht. 
Durch Zeitverträge entsteht letztendlich weniger statt mehr Flexibilität. 
Bei der Arbeit in zeitlich befristeten Positionen und Verträgen ist die 
Tätigkeit in der Regel eng an die methodischen Anforderungen des 
Projektes gebunden. Hohe Spezialisierung mit eng umgrenzten Ein­
satzmöglichkeiten sind die Folge. Der Besuch von Fortbildungsveran­
staltungen wird seltener in Betracht gezogen und oft nur dann unterstützt, 
wenn direkter Nutzen für das Projekt zu erwarten ist. Der eigentliche 
Sinn, zusätzliche Qualifikation zu erwerben, auch vielseitiger einsetzbar 
zu sein, wird dann kaum noch erfüllt. Hohe Fluktuation durch kurzfristige 
Verträge führt außerdem zu zusätzlicher Belastung des verbleibenden 
Personals. Die Einarbeitung neuer Mitarbeiter muß zusätzlich zur oder 
auf Kosten der anstehenden „normalen" Arbeitszeit geleistet werden. 
Wertvolles „know how" geht immer wieder verloren und muß neu 
erarbeitet werden . 

Die genannten Tatsachen machen deutlich, daß viele Probleme der 
„Gründerzeit" nicht oder unbefriedigend gelöst wurden. Aber die Zeit 
drängte, und so wurden die außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
ungeachtet aller Unzulänglichkeiten in der Regel zum 1.1 .. 1992 gegrün-
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det. Die folgenden Personalstatistiken zeigen die Forschungsstandorte 
Berlin-Buch und Berlin-Adlershof mit ihren Personalentwicklungen. 
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Mox•Oelbnkk-Centrum für Molekulare MedlZln (MDC) Daten und Fakten 1995 
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17 Berufungszusagen erlrielten Bewerber aus den alten Bundesländern 
und 4 Berufungen ergingen an ehemalige Bucher Wissenschaftler. Da­
durch erfolgte eine weitgehende inhaltliche Neuorientierung. 

Die Abbildungen belegen, daß der 1992 bereits ohne soziale Abfe­
derung vollzogene Personalabbau in der außeruniversitären Forschung 
weiter anhält und insbesondere zum Jahresende 1996, aber auch danach, 
zu einer weiteren Freisetzung von wissenschaftlichen Beschäftigten 
führt. 

Die von der DFG für den Bereich der l O lebenswissenschaftlichen 
Einrichtungen mit Verstärkungsfonds für Wissenschaftler angebotene 
Möglichkeit, zukünftig in einem Projektantrag die eigene Stelle einzu­
werben, konnte dieser eingetretenden Situation nicht entgegensteuem. 
Die Förderrichtlinien der DFG machten die Antragstellung durch einen 
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sogenannten Paten notwendig. Die Folge daraus ist für einen Wissen­
schaftler, der seine eigene Stelle eingeworben hat, ein Privatarbeitsver­
trag mit dem pro forma antragstellenden Paten. Die eigenständige Dritt­
mitteleinwerbung ist somit nicht mehr möglich. Die Vertragsdauer 
beläuft sich in der Regel auf2 Jahre. Die Vergütung richtet sich nach dem 
BAT-Ost und bedeutet z.B. im Berliner Raum, in dem bereits eine Ver-
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gütung von 100 % wirksam ist, daß bei der Bewilligung einer Th-Ver­
gütung damit eine vergleichbare Berliner Vergütung von weniger als 
BAT Ila erreicht wird. 

Die schlechte personelle Situation im hochschulfreien Bereich 
wird durch die Tatsache des ebenfalls erheblich reduzierten Personals an 

den Universitäten und Hochschulen verstärkt. 

Stellen- und Personalabbau an den ostdeutschen Hochschulen (ohne 
Hochschulmedizin) 

Personalgruppe Bestand Bestand Verlust Verlust 
1989 1993 in% 

Professoren 
und Dozenten 7.325 6.400 925 12,3 
Mittelbau 24.400 10.200 14.200 58,2 
Nichtwiss. Personal 34.750 17.050 17.700 50,9 
Gesamt 65.700 44.650 32.050 48,8 

Quelle: Meyer, Hansgünter/Mehlis, Charles, Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozial Forschung 

Der Personalumbau an den Hochschulen mußte zwangsläufig zum 
Scheitern des Wissenschaftler-t'ntegrations-Programms (WIP) füh­
ren. Für die Ende 1996 noch 1.441 Beschäftigten in diesem Pro­
gramm, davon 56 am Standort Berlin-Buch, haben der Bund und die 
Länder bisher 600 Mio. DM aufgewendet. Ohne eine wirkliche Inte­
grationschance war das Programm 1992 gestartet worden, in den 
Glauben, daß die Mitarbeiter aus den ehemaligen Akademieinstituten 
die Grundlagenforschung an den Hochschulen verstärken sollen. Die 
Festlegung wurde getroffen, ohne den eigentlichen Sachstand vor Ort 
geprüft zu haben. Die Tatsache, daß nur wenige von den einst 2.000 
Beschäftigten in diesem Programm eine wirkliche Integration ge­
schafft haben, läßt die Beurteilung zu, daß das WIP-Programm ge­
scheitert ist. Es ist hauptsächlich durch die radikalen Sparmaßnah­
men, die den Hochschulen immer wieder auferlegt wurden, staatlich 

untergraben wurden. 
Die Etablierung des HSP III (Hochschulsonderprogramm), das u.a. 

100 Mio DM innerhalb von 4 Jahren für innovative Forschung zur 
Verfügung stellt und mit diesem Betrag besonders die WIPianer fördern 
will, ist wesentlich zu gering ausgestattet und wird maximal ein Fünftel 
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bis ein Viertel der bisher über dieses Programm Geförderten vor der 
Arbeitslosigkeit bewahren. Allerdings ist auch bei diesen die Weiterbe­
schäftigung mit erheblichen Einkommenseinbußen verbunden. 

Der Berliner Wissenschaftssenator Peter Radunski hat in einem 
Rundschreiben die Berliner Universitäten vor dem Abschluß von Ar­
beitsverträgen mit WIPianern, die mehr als 2 Jahre Laufzeit haben, 
wegen der daraus resultierenden möglichen arbeitsrechtlichen Konse­
quenzen, gewarnt. Gleichzeitig wies er an, die Eingruppierung für wis­
senschaftliches Personal nicht oberhalb von BAT Ila vorzunehmen und 
Fallgruppen zu wählen, die einen möglichen Bewährungsaufstieg aus­
schließen. Mit einer derartigen Anweisung wird das bestehende geltende 
Tarifrecht bewußt unterlaufen. 

Insgesamt muß damit gerechnet werden, daß in den neuen Bundes­
ländern einschließlich Berlin zum Jahresende 1996 bzw. im 1. Quartal 
1997 eine Reduzierung von ca. 6.000 Arbeitsplätzen in Forschung und 
Entwicklung, an Universitäten, Hochschulen und außeruniversitären 
Instituten, davon allein in Berlin 2.000, stattfindet. Betroffen sind davon 
überwiegend ostdeutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. 

Bis zum Jahresende 1996 förderte der Bund im außeruniversitären 
Bereich, einschließlich WIP, ca. 10.500 Stellen. Der von der Bundesre­
gierung pauschal beschlossene Stellenabbau im Öffentlichen Dienst gilt 
auch in den Forschungseinrichtungen Ost. Mußten bisher jährlich 1,5% 
der Planstellen eingespart werden, so werden es ab 1998 2% jährlich 
sein. Der mangelnde Mut zur Ungleichverteilung führt die 1992 neu 
gegründeten Forschungseinrichtungen in Exzistenzschwierigkeiten. Im 
Gegensatz zu bestehenden Forschungseinrichtungen der alten Bundes­
länder wurden in den neuen Ländern die Bund-Länder-finanzierten 
Haushaltsteilen gering bemessen. Die eigentliche personelle Zielgröße 
erreichen diese Institute nur durch eine überdurchschnittliche Einwer­
bung von Personalstellen über Drittmittelanträge. 

Am MDC müssen jährlich, wie bereits beschrieben, über dieses 
Prozedere 250 Beschäftigungspositionen eingeworben werden. Bei ei­
ner weiteren Reduzierung von Haushaltstellen für wissenschaftliche 
Mitarbeiter dürften die in den Gründungskonzepten festgelegten Perso­
nalgrößen nicht mehr erreichbar werden. Gleichzeitig erschweren unzu­
reichende arbeitsrechtliche Regularien, die ein Verbleiben von mehr als 
5 Jahren in einer Institution unmöglich machen, diese Vorgaben. 

In den neuen Bundesländern zeichnet sich noch kaum eine Stabili­
sierung des Konjunkturgeschehens ab, die Situation auf dem Arbeits­
markt bleibt damit unverändert schwierig. Der Transformationsprozeß 
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zur Neugestaltung der Wissenschaft, des Aufbaus eines leistungsfähigen 
klein- und mittelständischen Gewerbes und einer funktionsfähigen Indu­
strie wird wesentlich länger dauern als erwartet. Einer weiteren Personal­
reduzierung im F- und E-Bereich muß deshalb auf das Entschiedenste 
widersprochen werden. Gegenwärtig besteht bereits ein erhebliches 
Defizit bei der Beschäftigung in Forschung und Entwicklung zwischen 
den alten und neuen Bundesländern. So waren 1995 1,18 Beschäftigte 
pro 1.000 Einwohner in Forschung und Entwicklung in den neuen 
Bundesländern, im Gegensatz zu 4,33 in den alten Bundesländern, 
beschäftigt. Mit diesen Werten liegt die Bundesrepublik Deutschland 
schon heute hinter den Durchschnittswerten der Europäischen Union. 

Anzahl der Wissenschaftler und Ingenieure pro 1.000 Einwohner 

EU USA Japan 

4,7 7,4 8,0 

Israel 

3,8 

Mittel- u. osteuropäische 
Länder 

2,2 

Quelle: Europäische Kommission, GD XII ( 1994); Unesco WorldScience Report 
1995 

Von der bisher erfolgten Vernichtung von Forschungs- und Entwick­
lungsarbeitsplätzen im Osten waren ostdeutsche Wissenschaftlerinnen 
besonders betroffen. In den Jahren 1992-1994 nutzten sie verstärkt die 
Möglichkeit, ihre wissenschaftliche Tätigkeit in ABM fortzusetzen. In 
Berlin-Buch fanden 70% der in ABM beschäftigten Wissenschaftler 
anschließend eine Weiterbeschäftigung. Das Bundesforschungsministe­
rium bezuschußte diese Maßnahmen mit 25%. Bedauerlicherweise wur­
de diese zusätzliche Förderung zum 31.12.1994 eingestellt. Die Folge 
daraus ist, daß die Arbeitsämter AB-Maßnahmen im Wissenschaftsbe­
reich nicht mehr bewilligen. 

Statistische Angaben über die Beschäftigungssituation von ost­
deutschen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind vom BMBF 
nicht zu erhalten. Offenbar gibt es keine oder nur unzureichende Thera­
pieansätze für das eingetretene Dilemma, so daß die Erhebung einer 
Diagnose nicht sinnvoll erscheint. 1990 hatte man eine Therapie, näm­
lich die Schließung der drei Akademien und die Reduzierung des akade­
mischen Mittelbaus an den Universitäten und Hochschulen. Aus diesem 
Grund erschien damals eine umfassende Diagnose nicht sinnvoll. 

Die Festlegungen des Artikels 38 des Einigungsvertrages wurde 
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somit nicht_ konsequent eingehalten. Unberücksichtigt blieb die Tatsa­
che, daß die ü~~r Jahrzehnte auch im Osten Deutschlands gepflegte 
~orschungstradit:ton ausschließlich auf der Leistung der Wissenschaftle­
nnnen und Wissenschaftler im Osten basierte. 

Marion Bimmler, Dipl. -Ing. .fiir med. Labortechnik, ist freigestellte 
Perso11alratsvorsi1=ende am Max-Delbrück-Cemrum.fiir 

molekulare Medizin Berlin-Buch 
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Risiken und Nebenwirkungen 
Die Erneuerung der ostdeutschen 
Hochschulmedizin nach 1989 

Peer Pasternack 
Leipzig 

Am 5. Oktober 1989 übennittelten 
die „Studenten des 4. Studienjahres 
am Bereich Medizin'' derKarl-Marx-
Universität Leipzig dem Rektor ei­
nen ,.Stellungnahme·' überschriebe­
nen Brief: 

, .... zu einer µolirischen Loesung beda,j es Moeglichkeiten der oe..fje11tlich~n 
MeimmgsausJerungen Juer alle brteiligte11 Se1te11, 11111Jas~e11de !11forma11one11 

11eber die Ereignisse der let::te11 Zeit, Tolera11:: 1111d ehe Bere,t~c~aft aller 
::u::uhoeren. Der blosse Emsat:: vo11 Poh::eigewalt und die Krrm111ahs1eru11gder 
Demonstranten in den Medien smd keme Loes,mg .• ,011dem haben die Lage 
l'erschaerft. Olme Demokrat1sier1111g des oeffentbchen Lebens, dru he1ssf Dialog 
mil allen Blirgem aiif emer neuen /1,ene, wird e'.11e Ges1111d11ng 1111d e'.11 
Fortschritt 1111seres so::ialistischen Staates nicht moegl1ch se111. Zu beidem }toll~'' 
wir als Medd11swdeme11 beitragen."' . . 

Dieser Brief verdient herausgehoben zu werden. Er tst eme v~_n nur 
zwei für die Leipziger Universität nachweisbaren schriftlichen Auße­
rungen2 (der Weg vom Mündlichen zum Schliftlichen be~eutete zu­
gleich den Schritt vom ggf. nur durch Zeugen zt~ belegenden hin zum_ ggf. 
problemlos beweisbaren [Straf-]Tatbestand) emer Gruppe ~on ~n.'.ver­
sitätsangehörigen {,.Zusammenrottung"!) innerhalb der U111vers1t~t (m 
der es ansonsten recht mhig zuging) aus den Tagen vor der entscheiden­
den Montagsdemonstration am 9. Oktober l989 (danac~ wurde ~s an der 
Uni lebendiger). Da von Studierenden verfaßt_-hätte dieser _Bnef unter 
gewöhnlichen DDR-Bedingungen unweigerlich wtd werugstens zur 

Zwangsexmatrikulation geführt. 
In Berlin markierten Medizinstudierende am 1 1. Oktober 1989 den 

Ausgangspunkt einer Entwicklw1g, welche_ die _Humbol~t-Universität 
öffentlich wahrnehmbar in den gesellschaftltch sich vollz1ehe_nden ~m­
bruch plazierte. An diesem Tag hatte vor der Mensa Nord,_ un Fre1~n, 
eine studentische Protestversammlung stattgefunden. Sie nchtete steh 
gegen den Polizeieinsatz gegen Demonst~·anten an1 7. und 8. O~~ober, al­
so im Umfeld der offiziellen Feierlichkeiten zwn 40. DDR-Gmndungs-
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jahrestag: 3 „Der Ton ist noch sehr vorsichtig, niemaJJd wird direkt an­
gegriffen., niemand direkt verantwortlich gemacht, es überwiegen die 
vorsichtig kritisierenden Para-Phrasen. Die Angst, offen zu reden, ist 
nach wie vor gegenwärtig.'· (Sieber/Freytag 1993, 85) Die Angst der an­
deren Seite vor dem Redenlemen war es aber offenkundig auch: 

.. Buchstäb/1chß111/Mi11uten vur ::wölfkamen der Prorektor fi1r Medi=in. 
Prof Dr. J1irgen Großer. 1/lld die Parteisekretärin (des Bereiches Medi::in. 
p.p./, Prof Dr. Barbe/ Papie:., ::11 den Stude11te11. Der Prorektor !Jprach ein 
energisches Wort und l'erbot ::1111ächst die Teilnahme an dem a11gekli11digten 
'Protest·. \IOra/lem mit dem Hinweis, die S111diendisziplinei11 .. ,1ha/te11. Nach Filr 
1111d Wider wurde wreinbart, daß der S10.ffder Lehrvera11.walt1111ge11, du! nun ,,on 
der Mehr=ahl des 3. S111die11Jahres mchl bes11c:ht werden. 11ach::11arbeite11 se,. •• 
(Griinewald 1989) 

Auch an der Leipziger Universität agierte der medizinische Lehr­
körper im Herbst 1989 zunächst anders als ein Teil seiner Studierenden. 
Ein Professor, der nach Selbsteinschätzung gelegentlich „an den Rand 
des überhaupt politisch möglichen ging", bezeugt die seinerzeitigen Ak­
tivitäten so: 

„ Wir bekamen als Vor!esencle häufig Anwe1s1111gen ::11 ideologfacher 
Zll'angsarbeit ... Diese Telefonanrufe vom Rektorat sind nicht direk1 an mich ge­
gangen. sondem an Prof Lewerf [!11stitU1sdirektor Anatomie. p.p.J, 11nd er har 
,ie dann a11 uns ll'eitergegeben. Und genauso kam an diesem 9.' Oktober .fi-lih 
eine telefonische Anweisung, daß wir den Studenten ::11 sagen haben, sie möch­
ten 111ch1 a11 dieser Demonstra11on 1ed11ehme11. (. .. / lc:h habe wönlich 111 etll'a 
gesagt. daß ich die Friedensgebere sehr schön finde, daß ich mic:h aber 1'011 Pa­
rolen dista11::1ere, die dann anschließend m1f Sprud1bändem durch die S1ra-ße 
?,etragen werden. Ich war da auch 111c:hl so a11f dem laufenden und dach-fe an 
Spruchhänder. die ,eh 1111 Westfernsehen gesehen hatte, 1111e • Wir wollen raus'. " 

Er erläutert desweiteren: 
, .... ich glaubte nicht anders handeln =11 können, als das weiter=11geben. 

(. .. /schließlich war ich auch i111mer, wenn es solche direkten Am1•eis11ngen gab, 
der Meinung, ja Herrgott, das mußt du eben machen; denn manche war1ete11 ja 
1111r darmif. daß ,eh mal direkt und bewußt ausscherte, um mich dann schasse,, 
::11 kö1111e11. "(Rother 1991} 

Die Betrachung der auf solchen Konstellationen aufbauenden Vorgänge 
in der Hochschulmedizin Ostdeutschlands l 989ff. erweist sich im Ver­
gleich zu anderen Wissenschaftsdisziplinen als außerordentlich ergie­
big. In der Entwicklung der medizinischen Fakultäten vereinte sich vie­
les zu einer hohen Problemvcrclichnmg. Zentrale Probleme sollten im 
Laufe der Zeit werden: 
- die Neugestaltung/Neubesetzung von Entscheidungsstrukturen 
und -positionen; 
- ehe öffentlichen Debatten über diverse (tatsäcbliche bzw. venneintli­
che) Millbraucbstatbestände in der DDR-Medizin; 
- der Personalumbau mit den Veränderungen von Personalkategorien 
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sowie den Personalüberprüfungen auf fachliche Kompetenz und persön­
liche Eignung für den öffentlichen Dienst; 
- die Auseinandersetzungen wn die Einführung der MuJtiple Choice­
Prüfung in Ostdeutschland; 
- die Umstellung der Krankenversorgung auf Kassenfinanzierung ein­
scbließlicb der sich daraus ergebenden Notwendigkeit, das Verhältnis 
von Forschung, Lehre und Krankenversorgung organisatorisch neu zu 
ordnen; 
- an einigen O11en die Auflösung medizinischer Hochschuleinrichtun­
gen (Medizinische Hochschule Erfurt, Zahnmedizin in Rostock oder 
Greifswald) bzw. Fusionen (in Magdeburg und Dresden die Integratio­
nen der Medizinischen Akademien in die örtlichen Universitäten in 
Berlin die Neuordnung der aus drei Klinika bestehenden Hochschul1~e­
dizin als eine schwere Ost-West-Geburt); 
- schließlich, aktuell anhaltend, die Enichtung privater hocbschulnaher 
Kliniken und die Debatten um Rechtsformänderungen für die Universi­
tätsklinika. 

Wir wollen w1s im folgenden auf die im engeren Sinne politischen 
Aspekte des Umbaus der Hochschulmedizin in Ostdeutschland be­
schränken. Deshalb verzichten wir an dieser Stelle darauf: die Wandlun­
gen der strukturellen und ökonomischen Rahmenbedingungen zu er­
örtern. Damit sollen freilich nicht deren gravierende (gesundheits-)po­
littsche Implikationen in Abrede gestellt werden. 

Ebenso soll hier eine ausführlichere Behandlung des handfesten 
Ost-West-Streits um die Einführung der in Westdeutschland üblichen 
Multiple Choice-Prüfungen unterbleiben. Zwar berührte es Entschei­
dungsmachtverteilungen und insofern auch die politische Dimension 
des in Rede stehenden Prozesses, als die Ost-Studierenden einmütig mit 
ihren Ost-Professoren für die Mündliche Prüfung kämpften, wenn auch 
letztlich erfolglos. (Wobei die Sache nebenher einen befremdlichen Bei­
geschmack erhielt: Bald nämlich war die Mündliche Prüfung zmn nicht 
mehr steigerungsfähigen Höhepunkt zwischeruuenscWicher Begegnung 
im Studium stilisiert worden. Die Gefahr subjektiver Verzerrungseffek­
te, wie sie mündlichen Prüfungen notwendig eignet, spielte aus takti­
schen Gründen kaum eine Rolle mehr.) Doch sind die diesbezüglichen 
Debatten zugri ffsfreundl ich dokumentiert. s 

Die folgende Darstellung baut auf der Annahme auf, daß der ostdeutsche 
Hochschulumbau zieldefinitorisch, strul-uirell W1d prozessual wesent­
lich durch ambivalente Kompromisse gekennzeichnet war. Dies betrifft 
insbesondere den zentralen Strang des Personalumbaus. Dessen Kom­
promißcharakter ergab sich aus zwei Umständen, die aus politischen. 
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nicht zuletzt Wählerentscheidungen resultierten: Der politische System­
wechsel in Ostdeutschland mußte zwar in einer Geschwindigkeit durch­
geführt werden, in der ein solcher üblicherweise nur durch gewalttätige 
Revolutionen gelingen kann. Zugleich aber konnte nicht auf das Arsenal 
gewalttätigerrevolutionärer Instrumente zurückgegriffen werden. Kurz: 
In revolutionärer Geschwindigkeit war ein evolutionärer Wandel umzu­
setzen. Dies mündete in Kompromisse zwischen Unverträglichkeiten. 
Damit war auch die Ambivalenz des Wandels programmiert: Aus dem 
Charakter des Systemwechsels als eines grundstürzenden Vorgangs 
konnten einerseits revolutionäre Fordenmgen - etwa: radikaler Eliten­
wechsel - abgeleitet werden. Dem stand andererseits das Legalitätsge­
bot, also die Forderung nach Recbtsbindwig jeglicher Prozeßelemente 
gegenüber. Für beide Positionen wiederum wurde normative Absiche­
rung im Demokratiegebot gesucht. 

Diese dichotomische Trennung ist eine analytische. Sie wird mit 
den Selbstbildem, welche die Akteure von sich haben, nur ausnahmswei­
se zusammenfallen. Aus den gegensätzlichen Bewertungen der Vorgän­
ge durch ihre Akteure aber läßt sich identifizieren: Eine der beiden Posi­
tionen, die ·revolutionäre' oder die 'legalistiscbe', dominiert(e) zumin­
dest die jeweilige Steuerung der aktualen wie retrospelrtiven Prozeß­
wahrnehmungen der w1terschiedlichen Akteure. 

Die folgende Darstellung mißt die Vorgänge normativ an den An­
sprüchen, die innerhalb dieser Vorgänge selbst zu deren Legitim.ienmg 
formuliert worden sind. Das legitimatorische Leitmotiv war in dem Be­
griff „demokratische Erneuerung" formuliert worden. Die sieb daraus 
ergebende, akteursgruppenübergreifende demokratische Rhetorik war, 
abseits nonnativer Determinanz der verschiedenen Positionen durch 
konkumerende Alltagsverständnisse von Demokratie bzw. Theoriepro­
grarnme, mit einer ebenso übergreifenden Gemeinsamkeit gekoppelt: 
der Bezugnahme auf gleiche, abstrakte demokratische Minimalstan­
dards. Solche sind: Volkssouveränität, Mehrheitsprinzip und Wahlen, 
Rechtsstaatlichkeit wid Gewaltenteilung, Pluralismus, Partizipation. 
Dieses politische Minirnalprogramm der zivilisatorisch gezähmten west­
lichen Modeme soll hier als Bewertungsfolie dienen. 

Aufmerksam zu machen ist schließlich auf die problematische 
QueUenlage: Zentrale Quellen sind (noch) nicht zugänglich oder unter­
liegen, aufgrund schutzwürdiger Interessen von Personen, anhaltender 
Vertraulichkeit. Zahlenmaterial ist so unzureichend veröffentlicht und 
auch kaum anderweitig zu recherchieren, daß sieb verallgemeinernde 
Aussagen daraus nicht ableiten lassen. Es bleibt die Auswertung des son­
stig veröffentlichten bzw. zitierfähigcn Materials: Berichte, Dokwnen­
tationen, Zeitzeugnisse. Diese Auswertwig geschieht im folgenden. 
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t. Die Neugestaltuog/Neubesetzuog der 
Entscheidungsstrukturen und -positionen 

Aus Platzgründen seien zur Neugestaltung der Entscheidungsstrukturen 
exemplarisch die Leipziger Vorgänge betrachtet, wobei ein gelegentli­
cher Seitenblick zumindest auf die Cbarite in Berlin geworfen werden 

soll. 
Am 8. Dezember 1989 war an der Leipziger Universität eine Er­

klärung von „zwölf Hochschulkadern der Klinik, die nicht der SED an­
gehören", verbreitet worden. Dort wurde zum einen das Wirken de~ MfS 
als ein Problem angesprochen, das Konsequenzen erfordere: ,,Wir for­
dern die Abschaffimg des bisherigen innerbetneblichen Staatssicher­
heitsapparates sowie die Veröffentlichung der Namenseinerhaupt- w1d 
nebenamtlichen Mitarbeiter und Infonnanten an unserer Klinik." 6 Zwn 
anderen fand sieb das Verlangen nach personenbezogenen FolgerwJgen. 
Der eingeleitete Demokratisienmgs- und Umstrukturierungsprozeß sei 
„ohne personelle Konsequenzen nicht denkbar und diese sollten auch für 
unsere Klinik in nächster Zeit zur Diskussion gestellt werden." 7 

Die Demokratisienmg des Bereichs Medizin der Leipziger Uni ver­
sität vollzog sich dann im wesentlichen durch zweierlei: Zum :inen 
wurde ein neuer Fakultätsrat gewählt, wobei, um der Gefahr eines Uber­
gewichts der ,,alten parteiverbundenen etablierten Kräfte" entge~enzu­
wirken. alle habilitierten Mitarbeiter der Fakultät als wahlberechtigt und 
wäblbarerklärtworden waren. (Geiler 1992, 256) Dieserncue Fakultäts­
rat wählte seinerseits im Januar 1990 einen neuen Prorektor für Medizin 
und im März 1990 einen neuen Dekan. Zum anderen fand sich die bis 
1989 übliche Dire\..iorenberatung dw·ch eine monatlich tagende sog. Or­
dinruienkonferenz abgelöst. (Vgl. Kästner/Thom 1990, 288) Ln dieser 
Versammlung wurden alle erheblichen den Bereich Medizin betreffen­
den Fragen besprochen und (vor-)beschlossen, soweit sie nichtausdrück­
licb (wie etwa Berufungsangelegenheiten) in die Zuständigkeit des Fa­
kultätsrates fielen. Die Ordinarienkonferenz tagte unverdrossen über die 
Jahre hin, unbeschadet des Umstandes, daß sie sieb in der Folgezeit in 
keiner Struktur der akademischen Selbstverwaltung wiederfand, und daß 
insoweit ihr Vorhandensein einer auf üblichem Wege erzeugten Le­
gitimität entbehrte. 

Eine vergleichbare Bestrebung batte es auch in Berlin gegeben: 
Dort sollte im Mai 1990 ein „Parlament der Charite" gewählt werden, für 
das sich die Ordentlichen Professoren/Institutsdirektoren einen Sitzan­
teil von 50% zugestanden hatten. Massive Interventionen, nicht zuletzt 
durch ihre extraordinarial.en KoUegen, brachten sie dann auf die Idee, 
statt der üblichen Aufteilung in vier Mitgliedergruppen eine solche in 
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fünf vorzunelunen: 1 n der ersten so! lten die 43111st1tutsdirektoren gesetz­
te Mitglieder des Parlaments sem w1d eine zweite Gruppe gewähJte Ver­
treter und Vertreterinnen der ao. Professoren w1d Dozenten umfassen.8 

festzuhalten ist hierbei, daß in der Anfangszeit solche Bestrebun­
gen nach struktmeller Absicherung positionaJer Macht völlig unabhän­
gig von politischen Ausei.nandersetzw1ge11 um einzelne Personen - bei 
denen es sich regelmäßig Ltm Ordentliche Professoren handelte - ablie­
fen. 

Unzufriedenheiten, die sich aus diesem Umstand speisten, füb1ten 
in Leipzig ruu l 7. Mai 1990 zu einem erneuten Aufruf: Er richtete sich 
aus dem Carl-Ludwig-lnstitut für Physiologie „an alle Angehörigen des 
Bereiches Medizin der KMU''. (Carl-Ludwig-lostitut l 990) Unmittelba­
rer Anlaß war die vom seinerzeitigen Bildungsminister verfügte vorläu­
fige Aussetzung vo11 Berufunge11 neuer Hochschullelu·er. Diese Ausset­
zung war mit einer Auflage verbunden: Die ursprünglich (größtenteils 
noch vor dem Herbst "89) eingereichten Berufungsvorschläge sollten 
wm Gegenstand öffänllicher Fakultätssitzungen gemacht werden. Der 
Aufruf aus dem Institut für Physiologie teilt hierzu eingangs mit: ,, Wir 
halten Personalfragen in der gegebenen Situation für so wichtig, daß die 
Erörterung und Festlegung von Gmndsätzen dazu sofort begonnen und 
nicht auf Zeit und Ort einer Fa.kultätsratssitzw1g ei11geschränkt werden 
sollte." (Ebd.) 

Offenbar handelte es sich bei den Autoren um Nicht-Ordinarien -
der Aufruf ist namentlich nicht gezeichnet -, da es weiter heißt: ,.Der am 
17.4.1990, orgelegte Entwurf zum 'Leitungsmodell des Bereichs Medi­
zin' ist ein Dokument unverhüllt restaw-ativen Strebens weiter im Amt 
befindlicher, altem Denken und Handeln verpflichteter 'Leiterpersön­
lichkeiten'." (Ebd.) Solche Sätze konnten kaum von Professoren fonnu­
liert worden sein. Denn bezüglich der Fonn der Leitlillg gab es übergrei­
fende Einmütigkeit zwischen den schematisierend nach bPlastet und un­
belastet kategorisierten Medizinprofessoren. ,.Fachkompetenz und Mo­
ral" seien in Führungspositionen nicht zu trennen. ist sodann zu lesen, 
ood deshalb werden mehrere Forderungen fonnuliert: 

.. Pro:cduren 1111d /ll!l'anllllortlichkeitenfiir bisherige Eingr{Oe l'Oll Partei 
1111d Stasi bei ... Perso11ale11tscheid1111gen werde11 nickha!t/os offengelegr ... ·•; 
.. Berz1fi111gsvorschläge bedii1fe11 ei11es Gutachtens he:iip,l,ch Fachkompeten: 
und politisch 11ichtkorrumpierte11 Verhaltens durch die W1.~senschaft!en·o!ll'er­
sammli111g der betre.ffe11den F;inrichnmgen ·• ( ..... u/.1 Ub,ngangsregelimg ... ') • 
., Hochschu/lehrer... ohtte au.\reichemle Fachko111pete11:... oder skmpel/ose 
N11t::111eßer erlangter Posit1011e111111d Privilegien. .. 11•erde11 abbemje11 •·; ,.Jeder 
Hochschullehrer .1tim111t seiner Überpriif,mg hi11~1chtl1ch etwaiger Be:1eh1111g,m 
:11111 Staa1.1s1cherheitsdiens1 :11 ··; .. Alle Hochl·chul/ehrer stimmen ... ei11erfach­
liche11 Beurteilung ... :11, die :ur Grundlage einer Bestätigung msbesondere de, 
Direktoren. .. i11 ihrem Amt gemac/11 werden ka1111 . .. (Ehd.) 
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Es entsprach dem basisdemokratisch inspirierten Geist der Zeit, 
daß diese und ähnliche Forderungen zu einem weitgehenden Konsens in 
der Leipziger Universität über einen ersten Schritt der Umsetzung 
führten: Die in Amtsverantwortung befindlichen Universitätsangeböti­
gen sollten die Vertrauensfrage gegenüber ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern sowie Studierenden stellen. Das Unjversitätskonzil be­
schloß dies am 5.7.1990 und konditionierte den Vorgang: ,,Die Vertrau­
ensfrage muß verbunden sein mit einer vor den Mitarbeitern abzugeben­
den Erklärung zur politischen und fachlichen Vergangeuheit." 9 Die 
Entscheidung für das Instrument der Vertrauensfrage war geboren aus 
einer Situation, die - je nach Siebt auf die DDR - den Verlust oder die 
durchgehende Abwesenheit von Legitimität jeglicher bestehender Struk­
turen offenkundig werden Ließ. Die Vertrauensfrage war der Versuch. 
das Legitimitätsdefizit wenigstens für die universitären Amtsinhaber 
über sofortige Mehrheitsentscheidungen aller Herrschafts-unterworfe­
nen zu füllen. 

Der Vorgang führte in der Folgezeit zu einigen Turbulenzen. Nicht 
alle bei den Abstimmungen Durchgefallenen waren bereit, die intendier­
te Konsequenz zu ziehen: ihren Rücktiitt von der Institutsdirektion zu 
erklären (was intentional ausdrücklich keine Abdankung als Professor 
implizieren sollte). Dies betraf in Leipzig vornehmlich medizinische ln­
stituts- bzw. Klinikdirektoren. Aus deren Sicht stellte sich die Sache an­
ders dar, wie einer der Betroffenen mitteilt: 

,.Am 04.09.90 fand am Physiologischen 111sti111t eine sog. Vertra11e11sah­
slimm1mgstat1. an der alle Mirarbe11er, 11011de11 Professoren bis::um technischen 
Hi(fsperso11al einschließ/ich Reinmachefrau. teilnahmen .. Von den 60 Anwe­
senden ... summten 32 gegen und also 28 fiir mich. .. Ich habe diese Ab-Stimmung 
als eine Mei111111gs11mfrage gewertet, da eine Abwahl des Instituts- oder Klinkdi­
rektors weder das DDR- noch das bundesdeutsche Hochschulrecht kennt. " 
(Schwar1::e 1994. 159) 

Die Situation wurde dadurch komptizie11, daß Bildungsminister 
Meyer nicht bereit war, die Betreffenden von ihren Ämtern abzuberufen. 
Die Rechtslage war in der Tat unklar. Die Universitätsleitung zeigte sieb 
durchaus konfliktfii.hig: 

,.Nach Auffassung des Rekloratskollegiums gilt der Gru11d1·at::: Wer he­
nifl, kann auch abbemfe11. /~ der Minister, p.p.J ( .. } Rekroratskollegium 1111d 
Senat stimmen mit der A1!ffass1111g des Ministers nicht überein. Nach ihrer 
A11.ffas.wmg ist mit dem Schreibe11 des Ministers 11ichts entschieden, 1111d die 
Rechtslage ist weiter ::11 prii.fe11. [ .. / Bei Uneimichtigkeit /des Ministers wie der 
Betrojfe11e11, p.p.J gegeniiber der Festlegung des Kon::ils ist ein Beschluß gegen 
den Standpunkt des }vfi11isters wahrschem/ich. "10 

Die Angelegenheit beschäftigte die Universität bis ins Jahr 1992. 
Am 2. l 0 .1990 hatte sich das Konzil in einer weiteren Tagung mit diesem 
Problem befaßt und „sehr energisch" bekräftigt, ,,daß all jene Leiter, die 
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das Vertrauen nicht erhielten, aber dennoch auf ihrem Fübmngsan­
spruch bestehen, die moralische Mißbilligung des Konzils trifft und das 
Rektoratskollegium aufgefordert ist, alle rechtlichen Schritte zur end­
gültigen Klärung einzuleiten." 11 Auf einer Konzi lsberatung am 7 .2. J 992 
äußerte Rektor Weiss in seinem Hauptreferat: 

„Das Gese1::; /das Sächsische Hochschulerneuerungsgeset=, p.p.j hat 
hier [im medi=i11ische11 Bereich mit der Verlmiipfu11g von orde111/icher Profes­
sur und Institutsdirektion, p.p.j eine Liicke ge"1sse11, 1111dfreiwil/ig ist bisher 
trotz aller Appelle von den Direktoren so gut wie memand ::11riickgetreten. 
Diese Mitarbeiter der Universität. die sich trot:: ihrer wm Teil erheblichen 
Verstrickungen mit dem SED-Regime an ihre Amter klammem, fiigen der 
Universität schweren Schaden zu. Wir werden uns damit nicht abfinden. ·• 
(Weiss 1992) 

Abschließend geklärt wurde dieses Problem zwei Jahre nach den 
Vertrauensabstimmungen, ohne noch auf diese Bezug zu nehmen, durch 
EntlaSStmgen wegen mangelnder Eignung für den öffentlichen Dienst 
nach AnJ. 1 Kap. XIX Sachgebiet A Abschn. lil Ziff. l Abs. 4 Nr. 1 
Einigungsvertrag. Diese Entlassungen stellten dann bereits ein Problem 
dar, das weit aufgefäcbterer Betrachtung bedarf. (Vgl. dazu hierunter 4.) 

An der Charite hatten sich die weiteren AuseinandersetZW1gen um 
Instituts- und Klinikdirektoren nahezu allein auf Vorwürfe inoffizieller 
Mitarbeiterschaften beim MfS beschränkt. Auch darauf kommen wir 
unten noch einmal zurück. 

2. Die öffentlichen Debatten über einen Mißbrauch 
der Medizin in der DDR 

Recht bald nach dem Ende der deutschen Zweistaatlichkeit war die ost­
deutsche Medizin zahlreichen Skandaljsierungskampagnen ausgesetzt. 
Schlagzeilenträchtige Vorwürfe beschäftigten das Publikum: Benut­
zung ahnungsloser DDR-Patienten als Testprobanden für in Etprobung 
befindliche westliche Phruma-Erzeuguisse, 12 Spenderorganentnahme 
an Lebendpatienten,' 3 und zwar zur Verwendung wahlweise für greise 
Füh-rungsfunktionäre oder devisenbringenden Organhandel, desweite­
ren Psychiatrisierung politischer Gegner der DDR r; und die Ertränkung 
Frühgeborener in Wassereimern. '5 In überraschender Eindeutigkeit ha­
ben sich dann sämtliche dieser Vorwürfe als - sagen wir mal: - Recher­
chefehler herausgestellt. 

Hauptadressat der Vorwürfe war die Charite. Auf einer Mitarbei­
terversammlung im September 1991 wird von einer „Rufmordkampa­
gne" gesprochen. Dekan Harald Mau bezeichnet die „Medienkampa­
gne" als eine„ vorsätzliche Schädigung des Ansehens der Charite durch 
Übelmeinende, die rue Sachverhalte kriminalisieren." Mitarbeiter und 
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Mitarbeiterinnen werden aufgeforde11. gegenüber einer Kommission 
des Fakultätsrates „VennutUJ1gen über von ärzilichen Regeln abwei­
chende Handlungen vorzutragen, wobei ihnen Diskretion zugesichert 
wird." (Zappe 1991) Untersuchungskommissionen werden eingesetzt. 
Diese qualifizieren am Ende die gegenüber der Charite erhobenen Vor­
würfe d1trchweg als im Grundsatz nicht stichhaltig. (Vgl. Stein 1991) 

Ein ausgesprochen sensibler Vorwurf hatte sich flächendeckend 
gegen eine ganze Fachdisziplin gerichtet: Es sei gang Ltnd gäbe ge~esen, 
politische Gegner der DDR zu psychiatrisieren. Bereits 1990 benchtete 
der Mabuse über die Ergebnisse einer UntersucbUJ1g voll im Stern erho­
benen Vorwürfen gegen die Nervenklinik Waldheim: 

„ Obwohl man in einigen Fällen die l'orw111fe entkräften konnte, ble~ben 

11och geniigend Feststellungen, die ungeheuerlich sind.{. .. } Dr. Seidel referierte 
den Berich1 der medi=inlschen Sachverstä11dige11 und stellte fest, derpauschal1e­
re11de Vorwurf Waldheim sei eine 'Stasi-Klinik' gewes;'.'· werde der Realilät 
mcht gerecht. [ ... ] Von Dr. Poppe [ dem friiheren K.l1111k-Chi!f p.p.J muß 
allerdings auch in diesem P1mkl vorauseilender Gehorsam gege11f1ber cler 
S1cherheilsdoktri11 der Machthaber angenommen werden. Aus Waldhe1ma Ak­
ten gehl u11verschle1er1 herPor, daß das ehemalige Mi11istem'.111fiir S1~at~~ich.er~ 
heil als Ei11weis1111gsbehörde und Kooperallun~parl/ler ged,em hat. (Schrö1e1 
1990, 2-1} 

Fünf Jahre und weitere Recherchen - nWl auch in den 1990 noch 
nicht ztrr Verfügung stehenden MfS-Akten - später hatte sich erwiesen, 
daß auch der letzte Satz zumindest nicht das besagt, was der unvertraute 
Leser daraus 16 entnehmen mußte: Sonja Süß, Mitglied melu·erer Unter­
suchw1gskommissionen, gefragt, wie es zu erklären sei, daß ,.im Westen 
zwar eine ganze Anzahl schwerwiegender Fälle von politischem Miß­
brauch der Psychiatrie in der SowjetWlion öffentlich bekannt geworden 
waren, nicht aber Vorgänge ähnlicher Art in der DDR?", antwortet: 

„ Das isl ga11; einfach ;11 erklären: weil es III der DDR keinen µolillschen 
Mißbrauch der Psychiatrie w,e in der Sowjet11111011 gegehe11 hat. Damll. me111e ,eh, 
daß es 111 der DDR keine P~J'Chia1r1sier1111g von psycl11sch gesunden D1s.11-<le111e11 
gab." (Siiß 1995, 5DDJY' . 

Die DDR-Hochschulpsychiatrie im besonderen fand sich drum 
auch gewürdigt. als ihr - innerhalb einer sehr konserva~ven Psychiatri~­
Landschaft - vereinzelte Refonnbemühungen attestiert wurden. Die 
Leipziger Uni-Klinik wird dabei gern positiv herausgehoben.

1
~ 

Ein möglicherweise tatsächlicher Medizinskandal im übrigen ist 
nie Gegenstand abschließender systematischer Untersuchungen gewor­
den: die vielfach vermuteten Doping-Expe,imente an DDR-Leistungs­
sportlerlnnen. Das Institut, welches u.U. zur Aufhellung hätte b~itrag_en 
können, die Forschungsstelle für Körperkultur und Sport (FKS) m Leip­
zig (aber nicht an der dortigen Sporthochschule DHIK), war, nicht Wl· 
geschickt, aus der öffentlichen Schußlinie genommen worden: durch 
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Umwandlung in das Institut für Angewandte Trainingswissenschaft 
(IA T). finanziert durch das Buudesministerium des lnnem. 

3. Bemühungen um seriöse Geschichtsaufarbeitung 

Immerhin aber: Die mit ständig neuen venneintlichen Enthüllungen 
fortdauernd atn laufen gehaltene Themenkarriere der ostdeutscheD Me­
dizin hatte auch etwas für sich. Sie beförderte einige aufschlußreiche 
Publ ikationsprojekte zur Geschichte des Faches unter anderem an Hoch­
schulen w1d außenmiversitären lnsituten in der DDR. Die Berliner Ärz­
tekammer gab eine Oral history-Studie zur Charite l 945-1992 in Auf­
trag. (Stein 1992) Die Medizinische Akademie Dresden nahm ihre Über­
führung in die Teclmische Universität zum Anlaß. ihre DDR-Geschichte 
in einer umfangreicheren Veröffentlichung zu reflektieren. (Medizini­
sche Akademie Dresden 1993) Am neugegründeten Max.-Delbrück­
Centrum für Molekulat·e Medizin in Berlin-Buch wird die Geschichte 
des Bucher Instituts- und Klinikskomplexes erforscht. (Bielka 1995) 
Eine vergleichende Darstellung der ärztlichen Ausbildung in Ost- und 
Westdeutschland, insbesondere unter dem Aspekt möglichen Refom1-
potentials, batten 38 ost- UJ1d westdeutsche Autoreu UJ1d Autorinnen 
l993 vorgelegt. 19 (Habeck et al. 1993) Innerhalb der Berliner Interessen­
gemeinschaft Medizin und Gesellschaft e.V. arbeiten unter anderem 
Me-diziner aus im Zuge der institutionellen Neuordnungen aufgelösten 
In-stituten deren Geschichte wie die Geschichte von Einzeldisziplinen 
auf (Vgl. lnteressengemei nschaft Medizin und Gesellschaft J 995; 1996) 

Auch an der Leipziger Fakultät gab es Aufarbeitungsbernühungen. 
die sich dort um ein eigentümlich rundes Jubilätun gruppierten: Die 
Medizinische Fakultät feierte am 4.12.1990 ihren 575. Gründungstag. 
Der Dekan Gottfried Geiler lieferte in seinem Festvortrag unter anderem 
eine wn Ausgewogenheit berniihte Darstellung der 40 Jahre DDR am 
Bereich Medizin im Rabrnen dessen, was bei solchen Gelegenheiten üb­
lich ist. Bedachtsam wurden Positiva und Negativa abgewogen. (Geiler 
1990) Im weiteren war eine Merkwürdigkeit im Zusammenhang mit den 
Feierlichkeiten zu beobachten: Es wurden gleichzeitig zwei ausfiU1rli­
chere Publikationen ztrr Fakultät(sgeschicbte) vorgelegt. Beide kamen 
aus dem zur Fakultät gehörenden Karl-Sudhoff-Institut für Geschichte 
der Medizin uud Naturwissenschaften und unterschieden sich deutlich 
voneinander. 

Ingrid Kästner und Acbim Thom hatten eine offenkundig in lang­
jähriger Arbeit verfaßte solide Festschrift herausgegeben, in der die 
DDR-Periode eine historiographisch angemessene, also kontextualisier­
te differenzie1te Würdigw1g erfuhr. (Kästnerrrbom 1990, 203-291) 
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Kurz vor den Feierljchkeiten wurde zusätzlich ein augenscheinlicher 
Schnellschuß in Auftrag gegeben und mit Unterstützung einer Medizin­
gerätefirma publiziert: In diesem Buch handeln Klaus Gilardon - auch 
Mitautor in dem anderen Band - und Klaus-Dieter Mundt auf37 Seiten 
und auf der Gnrnd1age von achtzehn angegebenen Quellen die gesamte 
FakuLtätsgescb.ichte ( l4 l 5 - 1990) ab. Die Skizzierung bleibt dabei sehr 
grob und ist in bezug auf die DDR-Phase nicht frei von Ideologemen. 
(Vgl. Medizinische Fakultät !990, 36--49)20 Das allerdings fand offen­
sichtlich Zuspruch, denn den Teilnehmern der Festveranstal-tung wurde 
genau dieses Buch überreicht. (Eine Rolle mag dabei nicht zuletzt 
gespielt haben, daß der Band auch eine Porträtgalerie der seioerzeitigen 
Leipziger Medizinprofessoren beinhaltet.) 

Schließlich lieferte die Medizin auch ein plastisches Anschauungs­
beispiel für die aktuelle Ricbnmg der gesamtdeutschen Gescruchtspoli­
t:ik: Anfang 1993 hatte Klaus Dömer, Medizinhistoriker, Psychiater und 
KJinjkchefin Gütersloh, bei der BundesäJztekammer finanzielle Unter­
stützung für ein ambitioniertes Projekt beantragt. Er möchte die Akten 
des Nürnberger Ärzteprozesses 1946/47 aufarbeiten und, da bis beute 
nicht vorliegend, in deutscher Sprache edieren. Die Antwort erfolgte 
nach zwei Jahren Zeitspiel im Januar 1995: Dieses Vorhaben sei „weder 
mit den satzungsgemäßen Aufgaben der Bundesärztekammer noch mit 
den in den Heilberufsgesetzen geregelten Aufgaben der Landesärzte­
kammern vereinbar. "21 Nicht sehr lange zuvor indessen, gleich nach der 
deutsch-deutschen Vereinigung, war von derselben Bundesärztekam­
mer ein anderes Forschungsprojekt in Auftrag gegeben worden: ,,Ärzt­
liches Handeln und politische Verfolgung von Ärzten in der SBZ/ 
DDR".22 Dieses - zeitgeschichtlich wertvolle, Erinnerungsverschüttuu­
gen vorbeugende und insoweit begrüßenswerte - Projekt hatte ohne 
Zeitverzögemngen, satzungsrechtJiche Bedenken oder finanzielle Man­
gelerscheinungen gefördert werden können. 

Inzwischen gab und gibt es eine Reihe weiterer Forschungsprojekte 
zur Geschichte der akademischen Medizin in der DDR, an denen nun 
innerhalb der etablierten Forschungsstmkturen gearbeitet wird, ohne 
primär aktuelle Legitimationsbedürfuisse befriedigen zu müssen_2., 

4. Der Personalumbau 

Neben Änderungen in der Personalstruktur bestand der nach-1989er 
Personalumbau vorrangig in den Überprüfungen der vorhandenen wis­
senschaftlichen Mitarbeiter Wld Mitarbeiterinnen auf fachliche Kompe­
tenz und auf persönliche Ejgnung für den öffentlichen Dienst. 

Die fachliche Überp1iifung geschah zunächst dw·chFachkonun.is-
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sionen.24 Diese Evaluierungen sind bislang nicht systematisch unter­
sucht. Wegen der Schwierigkeit der Quellenlage ist das auch an dieser 
Stelle nicht zu leisten. Soweit - für die ostdeutschen Hochschulen 
insgesamt, wobei der Übertragung auf die Medizin keine vernünftigen 
Gründe entgegenstehen - Dokumente oder Erfahrungsberichte veröf­
fentlicht sind, ergibt sieb aus diesen regelmäßig: Die facbbchen Über­
prüfüngen, in denen auch zweifelsohne korrekte Entscheidungen getrof­
fen wurden, sind jedenfalls für eine das übliche Maß wissenschaftsinter­
ner Protektion weit übersteigende Interessenpolitik instrumentalisiert 
worden. 

In mehreren Bundesländern wirkte sich die gesetzliche Regelung, 
alle Professuren, unabhängig von aktue11en Besetzungen, neu auszu­
schreiben, für die Hochschullehrer als zweite Evaluierungswelle aus. In 
Berlin etwa hieß das, daß „selbst ergraute Orcliruuien ... sich wn ihre 
eigene Stelle zu bewerben (hatten). 'Wissenschaftlichen Rabatt' wie in 
anderen neuen Bundesländern gab es hier nicht - bitter für integre Me­
diziner. denen lange internationale Kontakte verwehit waren. Die Mehr­
zahl der neuen Professoren kommt daher aus dem Westen." (Stein 1996) 
Ein Jenenser Professor formuJie1te die Ambivalenz des Vorgangs wie 
folgt: 

., Wir i11 Jena, und ich vertrete hier die Mein1111g der gesamten Medi=i11i­
sche11 Fakultät, glauben ... a) korrekt. was den o.ffi::.iellen Auftrag anbelangt, und 
b).fair, was das subjektiv kollegiale Verständnis anbelangt, behandelt worden ::.11 

sein Das emschär.ft die subjektiv durchaus als diskriminierend 1111d e111würdi­
ge11d ;11 empfindende Situation, von außen durch eine Kommission be-wertel 
worden ::.11 sein Schließ/ich w11rde11 wir /Ostde11rsche11, p.p.Jweder be-freil noch 
erobert ... ·• (Klinge,· 1992, 9) • 

Bei manchen Nichtberu.fi.mgen vormaliger Stelleninhaber blieb der 
Verdacht im Raum, daß nicht die bessere fachliche Qua]jtät der Mitbe­
werber deren Bevorzugung begründet hatte. So venrrsacbte es etwa in 
Sachsen einige Aufregung, daß das Wissenschaftsministerium sog. 
schwarze Listen an die Hochschulleitw1gen versandt hatte. Auf diesen 
standen alle diejenigen Hochschullehrer, bei denen „eine Wiedereinstel­
lung an einer sächsischen Hochschule grundsätzlich ausgeschlossen" 
sei. (Meyer 1993) M.a.W.: Die Berufungskommissionen sollten auf den 
Sachverhalt, daß in bestimmten Fällen Zweifel an der persönlichen Eig­
mmg der Bewerber bestünden ( ohne daß dies schon in jedem EinzelfaU 
aktenkundig war), aufmerksam gemacht werden, um entsprechende 
Vor-aussonderungen treffen zu können. So geschah es auch, wie zumin­
dest für die Universität Leipzig öffentlich wurde. (Studentlnnenrat der 
Universität Leipzig 1992) Hier fand mithin eine Vennischilllg von fach­
licher und Integritätsüberprüfung statt. Bei den solcherrut Unberück­
sichtigten mußte dann nicht mehr der oft aufwendigere Weg eines Nach-
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weises mangelnder persönlicher Eignung für den öffentlichen Dienst 
gegangen werden; Mit der Begründung, daß die Bewerbung auf die aus­
geschriebene Stelle im offenen Wettbewerb leider nicht zwn Erfolg ge­
führt habe, konnte eine schlichte Kündigung „mangels Bedarf" ausge­
sprochen werden. Das verminderte das Prozeßrisiko für das Wissen­
schaftsministerium. 

Insgesamt aufsehenerregender und, wie sieb denken läßt, die Ge­
müter bewegender als die fachlichen Evaluierungen liefen die lntegritäts­
überprüfungen durch die Personalkommissionen ab. Nachbal~gste Dis­
kussionen lösten daraus sich ergebende Entlassungen zahlreicher Pro­
fessoren aus.~ Diese waren oft, wenn auch nicht durchgebend, mit dem 
Vorwurf einer Inoffiziellen Mitarbeiterschaft beim MfS begründet. 
Bereits im Februar J 991 sind etwa an der Charite 62 Mitarbeiter entlas­
sen worden, die eine frühere Stasi-Tätigkeit im Personalfragebogen an-

gegeben hatten: .. 
,.Eine Anhörung des Betroffe11e11 ist mcht vorgesehen. Die Ar:t/'.che Di­

rektorin der Chante. Ueisinger. hält es deshalb ftir 111ögl1ch. daß 111 e111:el11en 
Fäl/e11 Unrechl geschieht. Betroffene11, die den W1111sch haben, ~ich ihren ~ol­
legen gegenüher =11 erklären, gebe die Fakultät da:11 Gelegenheit. ~11 der _K.1111-
digung ändere dies freilich nichts. In Zwe1Jels.fäl/e11 empfiehl/ d'.~ l·a~ultäl den 
Gekündigten, sich an das :11stt111dige Arbeitsgericht ::u wenden. (S.Sch. 19~!) 

Die Öffentlichkeit nahm regen Anteil an den Eiozelfä1len, meist 
unter dem Slogan: ,,international anerkannter Experte wird seinen Pa­
tienten weggenommen." 26 Dies war ausnehmend populistisch, da es den 
eigentlichen Kündigungsgrund schlicht ignorierte, ilm d~ü bs~":'· auch 
nicht kritisierte. In Einzelfällen zumindest hätte es für erne Kntik gute 
Gründe gegeben. Denn es passie1te bei den mitunter sehr raschen Kün­
digungen auch manch merkwürdige Entscheidung. Drei Einzelfälle: 

Großes Aufsehen hatte etwa die Kündigung des renommierten Cbarite­
Urologen Peter Althaus wegen IM-Vorwurfs ver_ursacht. (V~I; S.Sch. 
l 991: AJ thaus 1993) Althaus bestritt die Anschuldigung. Chante-Dekan 
Harald Mau verfluchte in der F.A.Z. ,,die Stasi. die es geschafft hat, 
diesen Mann als Mitarbeiter zu dingen" (Mau 199 l ), damit zugleich die 
Zweifelsfreiheit der entsprechenden Gauck-Behörden-Auskunfl beto­
nend. Althaus ging vor Gericht. lm Prozeß stellte sieb a1ifgrund grapho­
logischer Gutachtung heraus, daß das M fS die Unterschri ft_unter die lM­
Verpflichtungserklärung gefälscht hatte. Daneben gebe es m den Akten­
inhalten auch andere Unstimmigkeiten, die mehr Sorgfalt bet ihrer Be­
wertung nahegelegt hätten. (Vgl. S.Sch. 1993) Nicht untypisch war an 
diesem Falle eines: Erst hatten viele Kollegen ihre Betroffenheit über 
Althaus' vermeintliche IM-Tätigkeit der gleichfalls betroffenen Öffent-
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Jichkeit milgeteilt. Dam1 war die zugrundeliegende Fälschung bekannt. 
Nun schwiegen alle zuvor so Mitteilungsfreudigen. bspw. Harald Mau, 
der vorher anderes hatte vernehmen lassen: ,,ich würde der erste sein, der 
alles in seinen Kräften Stehende tun würde, um jeden Makel von diesem 
Kollegen zu nehmen, wenn sich eil1 Fehler oder Irrtum herausstellen soll­
te." (Mau 1991a) Althaus war unterdessen an einem evangelischen 
Krankenhaus tätig und spürte keine Neigung, an die sich nun jeden 
Kommentars enthaltende Charite zurückzukehren. (Althaus 1993)' 

Ein anderer denkwürdiger Fall war der des Hallenser Internisten F. 
Eckhard Ulrich, der ein suizidales Ende fand. Den Ausgangspunkt be­
schrieb Ulrichs früherer Institutsdirektor. 

., ... Die bis 19-2 1'011 SED- 1111d S1aalssicl1erheit.w1ifli1sse11.freie II. Me­
di=imsche Klinik [der Marli11-L11ther-U11hlers11ä1 Halle-Willenberg, p.p. / gerät 
durch geglückte und mißgliickte Rep11blikj/11chl von Ärzten und M111.1rbeitem 
schlagar11g 111 das Kreu::feuer dieser lnslit111ione11. Viele werden bedrohl,c/um 
l'erhören des Staatssicherheilsdie11stes mit erpresserischem Druck u11ler:oge11, 
so auch Ulrich, der 1•011 emer Fl11cl11a.ffiire gan:: persä11lich betroffen 1st. Als er 
Schaden 1•011 Fre1111de11 - Er111achse11e11 und Ki11dem - abwenden will. kann er 
d,e~ nur durch ein scheinbare~ Eingehen auf die erpre:,ser,schen For-deru11gen 
der Staatssicherheit erreichen. 1 'ers1rtckl III diesen Ko11j/1k1, Per/rauf er sich mir 
an 1111d le,stel wiederum Widerstand gegen daf System. Da die.\ sogleich 
offe11k1111d1f!. ist. bringt es ihn 111111 selbst III dh• Si111a1ton eines vo,, der Staalssi­
cherheil Bedrängten 1111d Ve,jolgten. Die mich bereits :,et/ Jahren belre.ffe11de11 
Restriktionen und Beohachl1111ge11 werde11a11f1hn 1111d se111e Familie erweitert ... •• 
(Seige 1993) 

Ende 1991 wird ein auf diesem Vorgang beruhender rM-Vorwurf 
öffenllich: ,,Er war zweifelsfrei über viele Jalire Mitarbeiter des Staats­
sicherheitsdienstes", teilt die Gauck-Behörde mit.;?7 Friedrich Schorlem­
mer rekapituliert später, was daraufhin geschah: ,,Er mußte erleben, wie 
selbst manche Freunde und Kollegen skeptisch. unsicher wurden und 
wie er bei amtlichen Stellen plötzlich vor verschlossenen Türen stand. Er 
lebte mit Blicken, die er nicht aushielt. Er wm·de zum Stadtgespräch. er 
wurde zwn Opfer der allfälligen Hechelei.'' (Scborlemmer 1994, 73) 

Hier hätte die Gauck-Behörde durch Eingeständnis eines inzwi­
schen offensichtlich gewordenen Irrtums das Schlimmste verhindern 
können. Dafür fand sie, nach Auskunft Schorlemmers, ,,nicht den Mut". 
(Ebd.) Immerhin hatte es vorzeiten in einer Treffauswertung des MfS 
geheißen: ,,Es besteht kein Vertrauensverhältnis zum operativen Müar-
beiter ... U. weiß bedeutend mehr als er sagt, ist skeptisch, nicht offen und 
ehrlich ... Er macht nur Angaben zu solchen Sachverhalten und Gegeben-
heiten... die ohnehin schon bekannt sind. ••:?S Das MfS stellte den IM-Vor­
gang ein und machte einen operativen Vorgang daraus?> 

Schließlich der dritte Fall, aus dem Jahr 1995, dazu noch einmal 
nach Berlin: Der Arbeitsmediziner Rudolf Mucke „hatte in den 70er Jah-
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ren einen Anwerbungsversucb des MfS durch Dekonspiration abge­
wehrt. Die Ehrenkommission der Charite 0 kam dennoch zu dem Schluß, 
daß Muckes weitere Beschäftigung ·wmunutbar' sei."(Michalsky 1995) 
,,Fast zeitgleich mit der Uni hatte der Ehrenrat der B[ezirks lY[erordneten]­
V[ersammlung] Lichtenberg über Muckes Stasi-Verstrickung zureden. 
Weil sie [lies: er, p.p.] die als unerheblich einschätzte, sprach ihm seine 
Fraktion Bündnis 90/Grüne das Vertrauen aus." (Mönch 1995) ,,Kurz 
nach dem vernichtenden Urteil des Ehrenausschusses stürzte sich Ru­
dolf Mucke von einer Brücke." 31 

Hier trifft aber immerhin die Charite keine unmittelbare Schuld. 
Das Verfahren zum Umgang mit IM-Vorwürfen nämlich war dort in den 
Jahren nach 1991 dann doch noch modifiziert worden: 

„Jm Umerschied =u de11 Praktiken der H11mboldt-U111versität gibt es ... eine 
erste Anhörung der Mitarbeiter in der Charite, an der auch ein l'ertreler des 
Personalrates teilnimmt. Dieser Personenkreis umfaßt vier Mirarbeiter. Dem 
Betreffenden werden die Ergebnisse der Ga11ck-Behörde mitgeteilt. Er kam, 
gleich dann etwas sagen, wird aber 111 jedem Fall gebeten, eine schrifthche 
Stellungnahme ab:11gebe11. Im Fall Mucke haben wir ihn sogar a11Jgefordert, :ur 
FJ1re11kommiss10n :u gehen" (:ul'or halte der Autor, stell11. Perso11alratwors1t­
=ender der ('harile, mitgeteil1, daß an der Charite seu geraumer Zeil erhebliche 
Zweifel an den FJnschat:11nge11 der F..hre11ko111miss1011 hestilnden, s,e aber ihre 
Mitarbeiter vor der dortigen Anhörung nicht bewahren könne), .. da 11ac:h 1111sert!r 
Ansicht 1111r ein ·~umutbar • hera11sko111me11 ko11111e. Das Ergebnis 1s1 bekan/11. " 
(Merlen 1995) 

Dies waren drei individuelle Fälle, denen dramatisierende Umstände 
Öffentlichkeit verschafft hatteu.31 lhr empirisch-analytisches Potential 
würde möglicheiweise überstrapaziert, wenn man in ihnen - pars pro to-
10 - exemplarische Fälle für die gesamten MfS-zentrierten Personalaus­
wahlprozesse sehen wollte. Die drei Fälle würden jedoch auch unterbe­
wertet, wenn man sie als die unvenneidJjchen !:>i1äne beim Hobe/11 

betrachten wollte. Es widerspräche dies der normativen positivistisch­
rechtsstaatlichen Grundierung. aus der allein dieser Prozeß Legitimität 
beziehen konnte: Der sich als staatliche Ln.korporation vollziehende ost­
deutsche Systemumbau gründet elementar in verfassungsrechtlicher Le­
gitimation, was zwingend die Grundrechtsbindung aller seiner Elemente 
vorausgesetzt. Dies entzieht sieb insoweit jeder infragesteUenden Erör­
terung. 

Interessieren muß an dieser Stelle, was den dargestellten Einzelfäl­
len für die Betrachtw1g und Einschätzung des Gesamtprozesses entnom­
men werden kann, ohne dabei in die o.g. Überstrapazierung bzw. Unter­
bewertung zu verfallen. Verallgemeinernd destillieren läßt sich aus die­
sen Fällen insbesondere: Die Gauck-Bebörde pflegt ein Bild der Zwei­
felsfreiheit ihrer Erkenna1isse, das sieb dann auch die Vetwerter dieser 
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Informationen. also insbesondere öffentliche Arbeitgeber, zu eigen ma­
chen. Dies verbindet sich mit einem positivistischen Selbstbild der 
Gauck-Behörde, die vorgeblich nur „Beauskunftungen entsprechend der 
Aktenlage„ vom i mmt ( während daraus ggf abzu I eitende Konsequenzen 
von den Arbeitgebern zu ziehen sind); die aber zugleich mit ihren In­
terpretationen (,,war zweifelsfrei über viele Jahre Mitarbeiter des Staats­
sicherheitsdienstes") den Spielraum des konsequenzenziehenden Ar­
beitgebers erheblich einschränkt. 

Dieses Problem ist indessen keineswegs zwangsläufig. Es könnte 
durchaus als Vorteil gelten, wenn die Gauck-Behörde eine allseits ak­
zeptierte Interpretationshoheit über die Aktenbestände besäße, weil der­
art Vergleichbarkeit der Einzelfälle entstünde. Eine solche Interpreta­
tionshoheit hätte allein eines zw· Voraussetzung: Die Gauck-Behörde 
müßte über eine hinreichend ausdifferenzierte Aktenhenneneutik verfü­
gen. Diese bat sie bislang nicht - trotz ihrer Ausstattung mit einer 
eigenen F orschw1gsabteilung. 

Dagegen wurden entscheidende kontextualisierende Differenzie­
rungen in der Bewertilllg der MfS-Aktenhmterlassenschatl dw-ch Ge­
richtsentscheidungen herbeigeführt: Während es doch, gerade umge­
kehrt, die Gauck-Behörde hätte sein sollen, die den Ge1ichten jenseits 
vernünftiger Zweifel verwertbares Material - wozu selbstredend auch 
dessen lnterpretation gehörte - zur Verfügung stellt. So war etwa im Fall 
Althaus gerichtsnotorisch geworden, daß eine bis dahin als unerschütter­
lich geltende Annahme der Gauck-Bebörde erschütterbar ist: die Annah­
me, 1M sei jedenfalls gewesen, von wem es ei11e unterschriebene Verpflich­
tungserklärung gibt. Die Charite hatte auf die Unzuverlässigkeiten der 
Gauck-Auskünfte reagiert, indem sie in Abänderung des ursprünglichen 
Verfal1rens eine Anhörung der Betroffenen einführte (ohne freilich frü­
here Fälle einer erneuten Überp1üfung zu w1terziehen). 

Wie weit sich unterdessen auch der Behördenchef selbst von seinen 
i11 früheren Jahren formulierten Unhinterfragbarkeiten der Akteninter­
pretation entfernt bat,zeigte sich 1995 exemplarisch am Fall der Schrift­
stellerin Monika Maron: Jetzt war von Joachim Gauck der Satz zu 
vemelunen. nicht jeder [M sei em Verräter gewesen. 33 Gleichwohl hat 
Gauck frühere entgegenstehende, personenbezogene Aussagen nicht • 
auch in der Folgezeit nicht - widerrufen. Letzteres gilt auch dafür, daß 
Gauck J 995 fordern sollte, keine Personen mehr als IM benennen zu 
müssen, ,,die nach einer Erpressung unterschrieben haben und postwen­
dend wieder ausstiegen." (Michalsky 1995) 

Das Dargelegte zusammenfassend beweitend, läßt sich nur sagen: 
Das von ostdeutschen Protagonisten ursprünglich proklamierte Anlie­
gen der Aktenöffnung - individuelle wie gesellschaftliche Aufklärung 
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(und zwar in einem emphatischeren Sinne, als das MfS 'Aufklä­
rung' verstanden hatte) -. dieses Anliegen muß als im Kern beschädigt 
be-trachtet werden. 

Indessen beschränkten sich die Überprüfungen des Hochschulpersonals 
nicht auf etwaige MfS-Mitarbeiterschaft. Sie bezogen sich näherhin auf 
Fmiktiousmjßbräuche und, was von den Gesetzen her nicht eindeutig 
vorgesehen war, auf einfache Funktionswahrnehmungen. Auch rueraus 
folgte eine größere Anzahl von Kündigungsfällen. 

Öffentliche Beachtung beanspruchte etwa die 1992 ausgesproche­
ne Kündigung des 1990/91 amtierenden letzten Präsidenten der Akade­
mie der Wissenschaften, Horst Klinkmann. durch die Rostocker Medi­
zinische Fakultät. Die Beacbtung ergab sich nicht allein aus der Promi­
nenz der Person, sondern ebenso aus der Kündigungsbegründung: ,,Er 
gehörte ... rucht nur zu den Namhaften in der Wissenschaft, sondern auch 
in der Politik und hatte unter anderem als Präsident des Rates für Medi­
zinische Wissenschaften der DDR, als Mitglied der SED-Bezirksleitung 
Rostock w1d als Delegierter von vier Parteitagen großen Einfluß auf die 
Wissenschafts-und Gesundheitspolitik in der DDR'', fonnulierte der Rat 
der Medizinischen Fakultät. 34 In welche Richtung dieser Einfluß durch 
Klinkmann genutzt worden war. blieb unbeschrieben und insoweit für 
die Kündigung irrelevant. (Vgl. Jung 1993) 

Hier zeigte sich ein zentrales - W1geklärt bleibendes - Problem der 
parajuristischen Personalüberprüfw1gsverfahren: Müßte Unschuld ver­
mutet werden. sofern Gegenteiliges nicht bekannt werde, oder wäre 
Schuld zu vermuten, weil bestimmte Funktionen bekleidet worden wa­
ren? Falls letzteres: Ab welcher Hierarcrueebene hätte dann die Schuld­
vennutung einzusetzen? Diese Fragen liefen letztlich auf die inhaltliche 
Bestimmung von Schuld hinaus. Eine solche war indes nicht systema­
tisch vorgenommen, sondern ins Ennessen der diversen Kommissionen 
und, als Letztentscheider, der Wissenschaftsminister gestellt worden. 

An der Leipziger Medizinischen Fakultät gab es sowohl Kündigun­
gen, die mit der Bekleidung von Funktionen begründet waren, wie auch 
solche, denen substantiierte Vorwürfe zugrundelagen. Eine mit Funktio­
nen begründete Kündigung lautete etwa: 

.,Sie waren 110111958 bis 1962 Mitglied der SKD-Leit1111g der Krankenan­
stalten Freiberg, von 196./ bis 1969 APO-Sekretärfiir das theoretische Grund­
studium in Leip=ig, Fön 19-0 bis 1980 Parteigruppenorganisator ,m Carl­
L11dwig-l11stitu1 .ww1ejiireinen nicht begre11:ende11 Zeitraum Parteisekretär der 
Gesellschaft der Physiologen der DDR. l'on 19~3 bis 19~ ./ bes11chte11 Sie eine 
Par/eiabendschule ... Vun 1981 bis 1990 waren Sie Mitglied der Volkskammer 
(K11/turb1111d!SED) sowie Mitglied des Volkska111111ergesu11dheitsaussch11sses und 
des Ratesjiir medizinische Wissenschafi heim Ges1111dheitsministerder DDR 1111d 
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111are11 damit mitverallfworthch .fiir die =11111 Teil 1•era11twon1111gslose Gesund­
heitspolitik dieser Jahre. "35 

In11altlicb begründete Kündigungsanlässe benannte der sächsische 
Wissenschaftsminister anhand konkreter Personen"6 - Leipziger Medi­
zinprofessoren - in der Landtagssitzung vorn 18. September 1992. Ne­
ben Vorwürfen der MfS-Mitarbeiterschaft (GMS, JMS) fand sich u.a. 
folgende Begründung: 

,.111 acht Fallen setzte Prof. Kiene nachweislich die Beförderung solcher 
SED-Mitglieder ... =u Orde11/liche11 Do=enten bzw. Ordeflflichen Professoren 
durch, dercmfachliche Kompeten;; gege11iibera11deren Bewerbern 11ur:::weitra11-
gigwar. /11 ::wölfweiteren Fällen benachteiligte er. ebe1!falls nachweis/ich, a11s 
polirischen Gründen wissenschaftliche Mitarbeiter in ihrer Karriere. F,,· rrieb 
diese Personalpolitik a11ch nach der Wende weirer. Einen nach der Wende aus 
der Bundesrepublik =i1r/ickgekehrte11 Kollegen, der wieder an die { lmversitäts­
klinik leip::ig wvllle, versuchre er durch massh•en Dmck in die Behandlung eine., 
von ihm ausgewählten Psychiaters ;11 ::wingen. 11m ihn als 'nicht ar-be11sfahig • 
erklären =11 lassen. ••n 

Kiene bestritt die V01wü1fe nachdrücklich und detailliert.3" Man­
ches scheint interpretationsfä.hjg zu sein. d.h. in die eine oder andere 
Richtung auslegbar. Ein Punkt stellte sich als offenkw1dig falsch heraus: 
Der ,,nach der Wende aus der Bundesrepublik zurückgekebite Kollege·' 
war bereits Mille 1989 zurückgekehrt und wurde von Kiene sofort in sei­
ner alten Klinik wiedereingestellt - eine in der DDR eher ungewöhnliche 
Freundlichkeit gegenüber einem 'Republikflüchtling'. Daneben war 
dieser Vorgang in der Personalkommission. auf deren Empfehlung sich 
der Minister stützte, njcht verhandelt worden. Er hätte sich also eigent­
lich auch nicht in der Kom1nissionsempfehlung finden dürfen. Doch der 
in Rede stehende, aus der Bundesrepublik zwückgekehrte Kol-lege war 
Schriftfülu·er der Kommission und damit verantwortlich für den ab­
schließenden Schriftsatz, der an das Ministerium ging. (Holterdorf 
1992) 

In Einzelfällen gingen die Personalkommissions-Empfehlungen 
und darauf folgenden Kündigungsenlscheidw1gen auch zentralen Er­
neuerw1gsakteuren in Leipzig zu weit: Als etwa Karl Bilek, Leiter der 
Universitätsfrauenklinik, wegen seiner früheren Mitgliedschaft in der 
Universitätsparteileitung gekündigt wurde, intervenierte Dekan Geiler 
in Dresden, wenn auch zunächst erfolglos. (Mayer l992) Da Bilek 1997 
immer noch Klinikdirektor ist, muß dann freilich anderweitig ein Agree­
ment gefunden worden sein. 

Es liegt wohl in der Nat-w-der Sache. daß Zweifelsfälle ausführlicher und 
insbesondere öffentlich doktunentiert sind, als dies bei anderen. u.U. 
korrekt abgelaufenen Verfahren der Fall ist. In welchem quantitativen 
Verhältnis Zweifelsfälle und korrekte Verfahren stehen, läßt sich aus 
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dem zugänglichen Material nicht eruieren. Festgehalten werden muß 
aber: Der Personalumbau in der ostdeutschen Hochschulmedizin lieferte 
jedenfalls eine Reihe von berechtigten Diskussionsanlässen. 

Dies traf dann schließlich auf den Umstand, daß es auch einen or­
ganisierten Akteur gibt, der entsprechende Sensibilitäten aus der Ge­
schichte der Bundesrepublik verkörpert: den VereiJ1 demokratischer 
Ärztinnen und Ärzte (VdÄÄ) mit Sitz in Frankfurt a.M. ln einem 
hochskrnpulösen Meinungsfindungsprozeß wurde durch ihn eine fach­
interne Öffentlichkeit zu den Problemfällen hergestellt, welche die ent­
sprechende Diskussion überwiegend gegenstandsangemessen führte. 
Nicht zuletzt wurde die Debatte so ein wenig von der sonst weithin do­
minierenden journalistischen Behandlung weggeführt. (Nicht zu verhin­
dern vermochten die V dÄÄ-Protagonisten dabei allerdings, auch gewal­
tig über das Ziel hinauszuschießen: als sie clie in Rede stehenden Ent­
lassungen mit dem Jahr 1933 und dem „Gesetz zur Wiederherstellung 
des Bemfsbeamtentums" verglichen. [VDÄÄ 1993, 10])39 

Die Kritiker dieser Kritiker, diejenigen, welche die Personalüber­
prüfungsprozesse verantwortlich getragen hatten. nahmen für sich ande­
res in Anspruch: neben integren, moralisch verpflichteten lntentionen 
insbesondere die formale Korrektheit der Verfahren. Harald Mau bspw. 
hatte bereits auf einer Diskussionsveranstaltung im September 1991 be­
richtet. an der Charite seien „keineswegs in allen Fällen belegbarer Stasi­
Mitarbeit Kündigungen ausgesprochen worden; die Frage der 'Zumut­
barkeit' werde sehr wohl abgewogen." (Stein 1991a, 28) Der Orthopäde 
Peter Matzen, Personalkommissionsvorsitzender an der Leipziger Fa­
kultät. erläuterte das dortige Verfal1ren: 

Die Mitarbeiter des Bereichs Med1:i11 mußten Erklärnngsbögen aus.fiil­
len. N~ch deren Einsichtnahme kam es m bestimmten Fällc11 :11 Be.frag1111ge11 
oder A11hör1111gen. Let:leres geschah mit 50 Professoren. 15 Dozenten, 15 Ha­
bilierten, -10 Diplom-Medi:inem 1111d 30 1111gradwerten Mirarbeirem, 1vo?c1 
diese Zahle11Ja111ch1 gle1chbecle11/e11d1111t Kii11dig11nge11 sind. Nach Dresden gmg 
da1111 e111e von 1111sa11sgesprache11e Emp.fc/,1,mgfiir oder gegen den Be-lrojfe11e11. 
die 11ach geheimer Abs1imm1111g von rund 15 Personen so oder so ausfiel. Im 
/ihrigen: Nicht wir e11tlasse11, s011dem das A1inisterium. Unserer F,mpfehhmg 
kann dabei gefolgr werden, wie eine Fürsprache keine Beach//111g.fi11de1 [heß: 
finden muß, p.p. J. Persönliche Rachegefiihle bei dieser Arbeit häl-ten Jeden von 
1111s 11111· 11erdächtig gemacht. / .. .J Viele einstige Genossen, die mit~11111er auch 
heute aus ihrer Gesmmmg ke111 Hehl machen, werden we1terl1111 bei 1111s arbe1-
te11 ... Wer .freilich anderen Schaden :ufiigte, fiir das h1fS ttllig war und Le1-
1u11gsj,mktio11e11 schamlos m1ßbrauch1e, muß dafiir die Vera11twort11ng 1ra-ge11. 
Da gibt es keme perso11e11geb1111de11e11 Zugeständnisse.•' (Mat:e111992) 

indessen bleibt. entgegen solcher Beschreibungen, als Schwierig­
keit bestehen: Es hat, öffentlich do.kumentiert, Problemfälle und Fehl­
entscheidungen gegeben. Die diesen Problemfällen zugT1U1deliegenden 
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Entscheidungen wurzelten nicht in Besonderheiten der Einzelfälle, 
sondern in strukturellen Defiziten der unterkomplex fonnalisierten 
Verfahren. Die Öffentlichwerdung von EinzelfäJJeo ergab sich aus 
besonderen Umständen wie etwa Suizid. Die strukturellen Defizite der 
Verfahren wid die Öffentlichwerdung von Problemfällen allein durch 
besondere Umstände legen eines nahe: Es muß eine Dunkelziffer solcher 
Fälle (mit vennutlich weniger dramatischen Folgen als in den oben 
beschriebenen drei Einzelfällen) angenommen werden. Unabhängig 
vom Ausmaß der Problemfälle im quantitativen Vergleich zu den ein­
deutig nachvollziehbaren Entscheidunge11 bleibt anzumerken: Beliebige 
Verfallren genügen nicht schon dadurch rechtsstaatlichen Nonnen. daß 
bspw. die memen der in ihnen erzeugten Entscheidungen korrekt zustan­
de gekommen sind. 

Noch einmal Friedrich Schorlemmer aus seinem Artikel über den 
Hallenser Professor Ulrich: 

.,So ven11eist dann der Rektor an den Ges1111dhe1rsde:erne11te11. Der Prti­
sidenl der Ar:lekammer venveis1 an die Personalkommission. Die Personalkom­
miss1011 ven1•eist die Kompeten= nach Magdeburg. Und alle memen, trot: 
perscmficher Betroffenheit: es war alles korrekt, was sie getan haben, es sei 
l!ige111l1c:h nur das 1111heill'Ol/e Aktenerbe des ehe111a/ige11 M.fS gewl!sen, das d1e­
se11 Tod/ Ulrichs. p.p.Jvemrsachte. Nein, es war unserfahrlassiger Umgang mit 
diesem f11rchrbare11 Erbe. Was muß noch geschehen, ehe das anders wird?" 
(Schorle111111er 199-1, -5) 

6. Erörterung 

Die Hochschulmedizin war im Vergleich zu anderen Fächern geradezu 
ein Epizentmm disziplinärer Se.lbstreflexion. Anders als etwa in den Na­
turwissenschaften fund ruer eine fachinteme Debatte über den Umbau 
statt und wurden i11 cüesem Zusammenhang fachgeschichtlicbe Untersu­
chungen dw·chgefübrt. Näherhin wurde die Hochschulmedizin nicht al­
lein wissenschaftsintem umgebaut: Sie schaffte auch den Zugang auf 
den freien Markt der Nacluicbtenpublizistik. Für die publizistische 
Karriere der ostdeutschen Medizin war wohl viererlei wesentlich: Medi­
zinische Themen stoßen. darin vergleichbar dem Wetter, gT1U1dsätzlicb 
auf ein breites a llgememes lnteresse. ln den konkreten Fällen handelte es 
sich vielfach wn Medizimkandale, und solche sind vorzügljch zur 
Erhöhung des moralischen Komforts des Publikums geeignet. Sodann 
lassen sich medjziuische Themen in aller Regel runreichend anschaulich, 
also allgemeinverständlich aufbereiten. Das sieb daraus ergebende Em­
pömngspotential ließ die Medizin schließlich prädestiniert erscbemen. 
in der nachbereitenden Delegiti.miernug des DDR-Systems instrumen­
tell eingesetzt zu werden. 

hochschulc OSl 2/1997 135 



Die Skandalisierung der DDR-Medizin war wesentlicher Motor der 
Aufarbeitungsbemühungen zur Geschichte des Faches. Unentbehrli­
ches förderndes Moment für die fachintemen Eneuerungsdebatten war 
der Umstand. daß es in der akademischen Medizin relativ homogene und 
konfligierende Akteursgruppen gab, die je eigene Kollektivinteressen 
formulierten und z.T. auch gezielt auf dem Nachrichtenmarkt plazierten. 

Dabei lag i.n der Medizin - ähnlich wie in den meisten Natw--, aber 
anders als in den Sozial- und Geisteswissenschaften - die Zieldefini­
tionsmacht für den Umbau in bedeutendem Maße bei den ostdeutschen 
Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen selbst. Gründe dafür sind 
zwuichst im Professionalitätsniveau des Faches zu sehen. Diesbezligli­
che Defizite, etwa durch unmittelbare Bindung der facbspezifischen Me­
thodologie an politische Einflüsse, wurden in der Wahrnehmung der 
neuen politisclien Akteure für die DDR-Medizin nicht gesehen. Das kor­
respondierte auch mit dem Selbstbild der Mediziner. Gleichennaßen 
fanden sich in der nun ostdeutschen Medizin (anders als bspw. in den So­
zialwissenschaften) Elemente bürgerlicher Wissenschaftskultur als per­
soneU und habituell präsent wahrgenommen. Solche Perzeptionen er­
leichterten es den neuen Herrschaftseliten, die Zieldefmitionsmacht 
weitgehend den ostdeutschen Medizinern selbst zu überlassen. Jene lie­
ßen unter anderem erwarten, die interne personelle Säuberung wesent­
lich selbst zu vollziehen. 

Eine zentrale diesbezügliche Voraussetzung war gegeben: Es gab 
klare politische Fronten innerhalb des Faches. Auf der einen Seite stan­
den die sozialistischen Professoren (incl. derjenigen. die das nun gern 
vergessen gemacht hätten), auf der anderen solche Mediziner, die sich 
als in einer bürgerlichen Wissenschafts- und Ärztetradition stehend ver­
standen (incl. derjenigen, die das erst jetzt so richtig für sich entdeckten). 
Der ausgeprägte ordinariale Habitus, der beiden Gruppen eignete, mach­
te sie freilich für Außenstehende schwer unterscheidbar. 

lm Lichte der obigen Darstellungen wird an diesem Frontverlauf je­
doch letztlich nur deutlich: Auch die Erneuerung der medizinischen Fa­
kultäten war insoweit ein politischer Vorgang, als mit ihm - unabhängig 
von ehrenwerten Motiven einzelner Akteure - Interessen ve1folgt uud 
durchgesetzt worden sind. Zugrunde lag dem das Ziel einer personellen 
Auslese, die - soweit sie den nichtfachlichen Teil der Personalüberprü­
fungen betraf - funktional in das Zumutbarkeitskriterium übersetzt wor­
den war. Damit waren mehr als nur strafrechtlich relevante Tatbestände 
in die jeweilige Gesamtwürdigung einzubeziehen. Als notwendig erwies 
sich folglich die Schaffung von Untersuchungs-, Anhörungs- und Bera­
nmgsgremien, die unter Einsatz des lnstrumentariurns der Rechtspflege­
organe mit Sachverhalten unterhalb des Strafbarkeitsverdachts befaßt 
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werden konnten. Angemessene Würdigungen sollten dadurch ermög­
licht werden, daß in den <lieserbalb gebildeten Personalkommission (PK) 
ausschließlich oder überwiegend Ostdeutsche sitzen. Dies wiederum 
verhinderte strukturell, das (zumindest in Gerichtsverfal1.ren geltende) 
Neutralitätsgebot befolgen zu können: Denn subjektiv Betroffene -
deren Betroffenheit auch oftmals Zugangsvoraussetzung für die Kom­
missionen war - hatten die Untersuchungen dw·chzufiihren und Ent­
scheidtmgen zu treffen. Derart erscheinen die Personalkommissionen 
als exempla1ische Fälle ambivalenter Kompromisse, in denen unverein­
bare Anforderungen zusamrnengefülut worden sind. 

Indessen hätten verfeinerte Regelungen die strukturell angelegten 
Mängel durchaus minimieren können. Die parajuristischen Verfahren 
der Personalüberprüfungen waren in wenigstens zweierlei Hinsicht un­
terkomplex ausgestaltet: Zum einen envies sich die funktionale Rollen­
indifferenz der PK-Mitglieder, welche die 'staatsanwaltJiche' mit der 
'richterlichen' Rolle verbinden mußten, als problematisch. Zwn anderen 
hätten es die potentiellen Untersuchw1gs- und Anhörungsfolgen erfor­
dert. die Anzuhörenden mit vergleichbaren Rechten wie Angeklagte in 
einem Gerichtsve1fahren auszustatten. 

Eine besondere Pikantene im Vergleich zu ähnlichen Abläufen in 
anderen Bereichen bezogen dje Personalüberprüfungen in der Hoch­
schuJ medizin aus einem systemübergrei fänden Tatbestand: Die medizi-
1uschen Fakutäten sind hochgradig hierarchisch vennacbtete Sozialge­
füge. 1n ihnen mußte nun gleichsam minimalinvasiv vorzugehen ver­
sucht werden, um den Machtstrukturzusammenhang insgesamt nicht zu 
gefährden. Auszutruieren waren immer wieder Konflikte zwischen der 
Hierarchiefuiertheit innerhalb der medizinischen Fachkultur einerseits 
und dem Streben nach personel !er Säubenmg andererseits. Zu bedenken 
dabei war seitens der Träger des Prozesses: Die personelle Säuberung 
würde absehbar eines Tages vorbei, drum aber dürfe die Hierarchie nicht 
demontiert sem. Kunstfehler durflen den Entscheidw1gsbevollmächtig­
ten folglich nicht w1terlaufen. Da die Prozeßstruktur w1d -progrrunrnie­
mng diese jedoch geradezu erzwang. mußten die Kunstfehler konse­
quent wegdefinie1t werden. Deshalb blieb die i.nteme Debatte der Medi­
zin über ihren Umbau an den ostdeutschen Hoclischulen in eindruckslo­
ser Selbstgerechtigkeit stecken. 

Bleibt eine Frage: Haben die Versuche, das frühere Verhältnis von 
medizinischer Wissenschaft und außerwissenschaftlichen Einflüssen 
aufzuarbeiten. darüber hinausgehende Lerneffekte gezeitigt? 

Man kann si<.,h nicht sicher sein: So stürzte die Greifswalder Fa­
kultät I 995 i.hre Universität in eine hoc.lmotpeinliche Situation, als sie 
mit allzu durchsichtigen Gründen Hannelore Kobl die medizinische Eh-
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rendoktorwürde verlieh. Rektor Kohler hielt zur Feierstunde eine süffi­
sante Ansprache, in der er betonte, daß „die Medizinische Fakultät" 
„Ihnen heute die Ehrendoktorwürde" verleihe, und zwar - damit auch 
dem letzten klarwerde, daß die Universität nichts dafür könne - ,,auf der 
Grundlage von § 2 der Promotionsordmmg der Medizinischen Fakultät". 
Kohl er merkte an, daß es „nicht an mir als einem Fach.fremden" sei, ,.hier 
Ausführungen über medizinwissenschaftliche Leistungen zu machen", 
um sich darauf zu freuen, was dem Dekan der Medizinischen Fakultät da­
zu in seiner Ansprache einfallen werde. (Kohler 1995, 5) Nachdem die 
Sache überstanden war, änderte der Akademische Senat die Promotions­
ordnung der Greifswalder Universität, auf daß die Mediziner so etwas 
nicht noch einmaJ veranstalteten. 40 

Anmerkungen: 

Peer Pas1ernack, Dipl.-Pol., promowert an den 
U11iversitä1e11 Leip=ig 11ml Olclenburg 

1 Die Studenten des 4 S1ud1enjahres am Bereich Medi,:jn der Karl-Man-Uni­
versilät: Stellungnahme. S 10.1989. 1 BI Umcröff 
1 die andere ist e111 Brief rnn 52 Theologiestudenten an den Rel..tor der Karl-Man­
Uni 1·ers1tät, 9. Oktober 1989, l Blatt Unveröff 
3 Vgl. Schöbcl ( 1989). die fieberhaften Reakllonen auf die Ankündigung der 
Aktion und deren Durchfüluung s111d do.J..umentiert in Sieber/Freytag ( 1993. 229-
235) 

' Hier sreht 1m ZJtierten Text „2.-·. was offensichtlich ein Druckfehler ist. da sich 
der Kontext des Interviews, 111 dem diese Aussage gemacht,, urde. auf den 9. Ok­
tober be/ieht 
5 Vgl AG ,.Studiengestaltung in den neuen Ländern-- ( 1993). die Beiträge des 
Themenschwerpunkts „Strellfall Multiple Choice·· in: hochschule ost 2/19 1)-I, S 
39-58: Westhoff ( 1995). 
• Hoffmann. Fran/-Albert/Kubel. Manin/Neugebauer, Annerose/Raue. Ingrid/ 
Reuter, Wolfgang/Sauer, Ilse/Schauer. Hans-Joachim/Schell. Horst/Schulze, Eli­
sabelh/Schwenl..e, HelgaNoigt, Helge/Wagner. Joachim: [Erklärung aus der! 
Klinik für Innere Medi1:in der KMU. 8.12.1989, Leipzig. 2 S. (+ 2 S Un­
terschriftenliste) Unveröff 
7 Ebd. 
1 Chante. Die .. ordentlichen·· Professoren· der Fongang der Ereignisse. 111: Un­
Aufgeforderr l 1/13.5.1990. S 11. 
° Kurzprotol..oll der Fonsetzung des Konzils ~om 18 6.1990 am 5. 7 1990. In 
StudentJnncnral der Universität Le1pz1g ( 1991. 54). 
10 Protokoll Sitzung des Akademischen Senats der Um 1ers1llit Le1pz1g. 17.9 1990. 
S lf 
11 Stasi-Altlast jetzt bewältigen 3 Arbeitskonzil: Wichtige Schnlle weiter. tn 

Universi1t11.v=eirung der Karl-Marx-Umversittll Letp=1g 3 1/ 1990. S. l. 
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1" Vgl Der Spiegel, 4.2.1991. 
1' Vgl Chante Berlin - Die Horror-Klinik. in 81/d Berlin, 19 8 1991. S. 1 
1~ Vgl. erwa die Beiträge des T11clthemas .. Psychiatrie JO der DDR·· in Dr. med. 
l\lah11se Nr 68/Okl.-No, 1990. S. 22-31 Prominentestes Beispiel vermeint! 1-

cher Psychia1risierung aus politischen Gründen l\ar der nachmalige sächsische 
Innenminister Heinz Eggen. Nachdem sich die Vorwürfe in Wohlgefallen auf­
gelöst har1en. äußerte sich H Eggen dann mcht mehr zum Thema. Gleiches trifft 
für die zuvor sehr engagierte Presse zu 
1' Vgl Schattenfroh ( l992): Weller Empörung an der Mcdizirnschen Al..ademic 
in Thüringen. m. F.A Z .. 4.3 1992. S. 4: Vorwürfe nicht 111ederholen, in· FAZ. 
18.4 1992. S. -1. 
16 und 111 der Zusammenschau mit dem rcdakt1onellcn Vorspruch zu dem Artikel: 
.. Neben eindeutigem Mißbrauch des Faches [Ps) chiatric. p.p.] ✓.U politischen 
z,, ecl..en in Form 1·00 Ein\\-eisungcn dltrch die Stas1. . .-· (Dr med. Mahusc 68-
Okt./No,. l990, S. 22) 
11 Vgl. auch Kommission wr Au.fldä.rung von Mißbrauch in der Ost-Berliner 
Psychiatrie. Abschlußbericht, Berlin 1995. 51 S„ umeröff.: Bericht der unabhän­
gigen Kommission zur Aufarbeitung der Vergangenheit der Psychiatrie un Land 
Brandenburg für die Zeit des Bestehens der DDR. o.J. (1996). 2J S . un-veröff .. 
des1\elleren den Beitrag ,·011 S. Süß 1m rnrlicgenden Heft 
1• Vgl. auch die Darstellungen des Leipziger Klinikchefs Weise ( 1990. 1993). 
19 Auf ein anderes ProJcl..t mit besonderer Geschichte sei hier auch hingewiesen. 
Es halle als deutsch-deutsches Forschungs\orhaben bereits drei Jahre vor dem 
Ende der DDR begonnen und 1990 vorgelegt \,erden l,.önnen: Thom/Wulff 
( 1990)· Psychiatrie im Wandel Erfahrungen und Perspektiven in Ost und West. 
20 Vgl als l..ritischen Kommentar dazu Katsch ( 1991 ). 
11 z,1. nach Enger! ( 1995). Die Akten werden aller Voraussicht nach dennoch 
publiziert. Eine der:i:cit laufende. vom Stiften erband für die Deutsche Wissen­
schaft (der sich auch selbst finanziell beteiligt) l,.oord111ierte Spendenakllon bring1 
vermutlich dte benötigten DM 440.000.- zusammen Ein entsprechender Aufruf 
hatte steh an alle rucdergelassenen Är1.tc in der Bundcsrepublikgenchtet ProJel..t­
nehmcr wird die Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20 Jahrhunderts 
sein. (mdl. Auskunft Suftenerband. L9 '.! 1997) 
12 Als Teilergebnis liegt Müller (1994) vor Vgl. auch den Beitrag von K.-D 
Müller 1m , orhegcnden Hell 
-' Vgl. dazu mehrere Beiträge in die~cm Heft. 
14 Die Darstellung folgt der Grundstruktur der Vorgänge, 11 ie sie ihnen mallen 
ostdeutschen Bundesländern ,:ugrunde lag. Länderspezdische Besonderheiten. 
etwa die unterschiedlichen Namen der m Rede stehenden Kommissionen. 11er­
den hier vernacbläss1g1, da im hiesigen Zusammenhang nicht rele1·ant. 
: 1 Der fonnalen Korrel..theit halber: Der Vom urf „mangelnder persönl 1cher Eig­
nung·· \1 urde seitens der kündigenden Ministerien in vielen nachfolgenden. auf 
dem Vergleichswege. also außergerichtlich beendeten Verfahren nicht aufrecht­
erhalten 
26 Vgl exemplarisch Unsere besten Arzte. In Leipzig gefeuert, im Westen be­
gehrt. 111. B1/d Le,p=ig. 2.9.1992: Ma) er ( 1992) 

"7 1.1l nach Schorlcmmer ( 199-1. 71) 
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28 zit. nach ebd .. S. 73. 
29 1996 erhielt Ulrich. der auch Gedichte schrieb, posthum den den Literaturpreis 
der Bundesärnekamrner. 
30 die Charite hat keine eigene Ehrenkommission, es muß heißen: der Humboldt­
U11iversität. 
31 Der Ehrenausschuß als Mi1tel der Vergangcnheitsbewältigung?. in. UnAuf­
gefordert 6716.6. 1995, S. 15. 
32 Es gibt weitere öffentlich ge\l\ordene Fälle, zu denen sich aber keine hinrei­
chenden Informationen für eine abschließende Bewertung recherchieren lassen: 
Neben im weiteren Text noch n1 erwähnenden Personen etwa Prof. Kurt Franke, 
Chirurg in Berlin-Pankow (vgl. Lnitiative für die volle Gewährung der verfassungs­
mäßigen Grundrechte und gegen Berufsverbote J 992); Prof. Lutz-Peter Löbe, 
HNO-KlinikchefanderMLU Hallc-Wi11enberg(vgl. GBM 1993, 180-182): Prof. 
Walter Brandstädter, Transfusionsmcdi1:iner an der Mediz.inischen Akade-m1e 
Magdeburg und Landesärztekammerpräsident in Sachsen-Anhalt (vgl. Kir-mis 
J 993); Prof. Tomas Pors1mann. lmmunologc an der Charitc (vgl. Dümde l 994). 
mehrere Fälle an der Martin-Luther-Uni, ersität in Halle/S. wurden im Zusam­
menhang einer öffentlichen Debatte der Personalkommissionsarbeit an der dor­
tigen Medizinischen Fakultät diskutiert (vgl. Kruchem 1993 und die darauf 
reagierenden Veröffentlichungen in der M111e/dewschen Zeilung. 7. I 0.93. 
13.10.93, 16 10.93, 23 10.93). 
33 Zwischenspiel. Joachim Gauck über Monika Maron, in. FA.Z.. 19.8.1995, S 
26. 
34 Rostocker Fakullätsrat gegen Klinkmann. in: FA.Z., X.8.1992. S. 2. 
35 Schwartze (1994. 153). Der Fall des Phvsiologicprofessors Schwartzc entfal­
tete dann noch eine besondere Metaphorik· Um Selm artzc während des Arbeits­
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Die Medizinische Fakultät der Universität 
Leipzig aus der Sicht ihrer Angehörigen 

Ulrike Unger, 
Wilfried Laubach 
& Elmar Brähler 
Leipzig 

1. Entstehungshintergrund und 
Fragestellungen der Studie 

Die Medizinische FaJn1ltät der Univer­
sität Leipzig ist eine der ältesten und 
größten Ausbildungsstätten in Deutsch­
land. Wie an alleu Hochschulen der 
neuen Bw1desländer mußte in den letz-

ten Jahren ein grundlegender Struk1u1wandel bewältigt werden. Dabei 
war nicht nur die Anpassung an ein anderes universitäres Ausbildungs­
system, sondern auch an ein anderes medizinisches Versorgungssystem 
gefordert. Zeitgleich wurden die gesamtdeutschen finanziellen Proble­
me bei der Verwirklichung der Gesundheitsrefonn wirksam. Viele der 
nicht-universitären Polikliniken in Leipziger Stadtteilen wurden ge­
scWossen, im Umland entstanden neue Kliniken in privater Träger­
schaft, die Zahl niedergelassener Ärzte stieg sprunghaft an, die Studen­
tenzaWen wurden von ehemals 650 auf 400 reduziert. Dies alles hatte 
bedeutende Auswirkungen auf den universitären Stellenplan für Lehre, 
Forschung und Krankenversorgung. Die Medizinische Fakultät war je­
doch dw·ch ihre wissenschaftliche Tradition und gesundheitspolitische 
Bedeutung im Vergleich zu anderen Fakultäten von einer völligen Um­
strukturierung bisher geschützt. Durch die zur Zeit diskutierte Rechts­
formänderung sind gravierende Einschnitte zu befürchten. 

Universitäten müssen sich heute dem Wettbewerb stellen, sowohl 
im Hinblick auf die studentische Ausbildw1g als auch im Hinblick auf 
ihre Forschungsleistungen. In der Medizinischen Fakultät kommt noch 
die Qualität der Krankenversorgung hinzu. Obgleich die Struktw- der 
Universität. das Umfeld und der Wissenschaftsstandard die Grundlagen 
für solche Leistw1gen in Forschw1g und Lehre darstellen, sind diese 
Gnmdbedingungen selbst selten Gegenstand wissenschaftlicher For-

144 hochschule ost 2/1997 

sclnmggeworden. Die Universität Leipzig hat es sieb im Jahre 1996 vor­
genommen, eine Bilanz des Umbauprozesses seit 1989 vorzulegen. In 
diesem Zusammenhang erhielten wir zu Beginn des Sommersemesters 
l 996 den Auftrag des Senats und des Rektorats eine empirische Studie 
über das Selbstverständnis der Universität Leipzig, d.h. die Selbstsicht 
der Universitätsangehörigen zu konzipieren und durchzuführen. 

Dabei sollte das Selbstbild der Leipziger Universitätsangehörigen, 
ihr Identitäts- oder Identifikationsgrad mit den universitären Strategien. 
Strukturen tmd Nonnen. die Stressoren des universitären Arbeitslebens, 
die Zufriedenheit mit der Berufs- und Arbeitssituation und mit der finan­
zieUen Lage untersucht werden. Darüber hinaus galt es, die speziellen 
Belastungen in einzelnen lnslituten, die spezifischen Arbeitsplatzkon­
flikte zu analysieren und lnfonnationen über gewünschte zukünftige 
uni-versitäre Entwicklung zu erfassen. Damit sollte auch die Frage nach 
der „corporate identity" der Universität Leipzig beantwortet werden 
können. 

2. Methodische Konzeption 

Bei der Zusammenstellung geeigneter Verfahren zerschlug sich rasch 
die Hoffnung, auf bewä11rte, testtbeoretisch erprobte Instrumente mit 
vorliegenden Vergleichsdaten von anderen Universitäten. zurückgreifen 
zu können. Die größte Schwierigkeit lag darin. Themenbereiche zu 
befragen, die möglichst alle vier verschiedenen universitären Berufs­
gruppen (Professoren, wissenschafüiche Mitarbeiter. sonstige Mitarbei­
ter und Studierende) gleichermaßen betreffen. Wir haben Instrumente 
für folgende Bereiche ausgewählt bzw. entwickelt: 
- Mitbest1111111ungsmöglichkeiten 

Alle Gruppen ww·den nach den realen und idealen Mitbesti111mw1gs­
möglichkeiten mit einem Fragebogen von Ipsen und Portele ( 1976) be­
fragt. Zunächst wird gefragt, wie hoch der Ein.fluß von fünf Personen­
gruppen in fünfwiiversitären Einflußbereichen eingeschätzt wird. Dann 
wird für die gleichen Einflußbereiche w1d Personengruppen angegeben, 
wie hoch der Einfluß sein sollte. 
- /,ebenszufriedenheit 

Die subjektive Zufriedenheit mit den Lebensbereichen „Arbeit w1d Be­
ruf', ,.finanzielle Lage"und„Wohnsituation" wurde mit einzelnen Tei­
len des Fragebogens zur Lebenszufriedenheit erfragt, der bw1desweit 
standardisiert ist (Schumacher et al. 1995). Jeder der Bereiche umfaßt 
sieben Fragen, die auf einer siebenstufigen Antwortskala beantwortet 
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werden. Dieser Fragenkomplex wurde allen Gruppen, außer den Studie­
renden, vorgelegt. 
- Rollenprobleme 
Der dritte Bereich betrifft Klagen, die häufig im Zusammenhang mit den 
Anforderungei1 durch die Arbeü an der Universität genannt wurden. 
Außer den nicht wissenschaftlichen Mitarbeitern wurde dieser Fragebo­
gen von allen Gruppen beantwortet. 
- Belastungen am Arbeitsplatz 
Der vierte Bereich erfaßt Belastungen am Arbeitsplatz. Dazu wurde eine 
verkürzte Version eines standardisierten Fragebogens (BräWer et al. 
1993) verwendet. Dieser Fragenteil umfaßt 15 Arbeitsbedingungen. Al­
le Berufsgruppen außer den Studenten wurden befragt. 
- Arbeirssituarion 

ln Anlehnung an den zweiten Bereich wurde nach der Zufiiedenheit mit 
bestimmten Aspekten der universitären Arbeitssituation gefragt. Profes­
soren und wissenschaftliche Mitarbeiter wurden zu insgesamt 17 Aspek­
ten befragt, die von der personellen, technischen, räwnlichen und finan­
ziellen Situation des eigenen Institutes über das universitäre Bibliotheks­
wesen bis hin zur interdiszipl i.nären Kooperation i.n der Universität und 
zur Kooperation mit der Verwaltung reichten. 
- Fragen zur Lebenssituation in Leipzig 
Alle Gruppen wurden nach ihrer Zufriedenheit mit bestimmten Aspek­
ten der Lebenssituation wie z.B. mit den kulturellen Angeboten in der 
Stadt Leipzig hefrag1. 
- Fragen zur Universitär Leipzig 
Im letzten inhaltlichen Fragenteil sind acht allgemeine Fragen zur Uni­
versität Leipzig zusammengefaßt, die nur von Studenten nicht beantwor­
tet werden konnten. 
- Soziodemographische Angaben 
- Srudiensituafion 

Für die Studenten wurden noch weitere Fragebereiche erhoben, wie z.B. 
Finanzierung des Studirnns, Einschätzung der Studiensituation, Engage­
ment in der Universität etc. 

Am Ende des Fragebogens war genügend Platz für freie Anmerkun­
gen zwn Themengebiet oder zu den Fragen des Fragebogens vorhanden, 
den viele der Befragten auch nutzten. 

3. Dur·chführung der Befragung 

Die Medizinische Fakultät wurde neben sechs weiteren Fakultäten zur 
Befragung ausgewählt. Diese Stichprobenauswahl wurde getroffen, weil 
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eine Vollbefragung aller Fakultäten der Universität Leipzig aus ökono­
mischen Gründen unmöglich war. Auswahlkriterien waren die Art der 
Fakultät (naturwissenschaftlich und geisteswissenschaftlich), die Fakul­
tätsgröße (viele und wenige Studierende) und der Grad der Umstruktu­
rierung in den letzten Jahren. Ausgewählt wurden die Fakultäten: Che­
mie und Mineralogie, Humanmedizin, Jura, Mathematik und lnfonnatik, 
Sozialwissenschaften und Philosophie, Sportwissenschaften sowie Theo­
logie. Innerhalb jeder Fakultät sollten alle Professoren, alle wissen­
schaftlichen und sonstigen Mitarbeiter und etwa 10 % der Studierenden 
befragt werden. Die Dekane bzw. Sekretariate wurden um Unterstützung 
bei der institutsintemen Verteilung der Fragebogen gebeten. Um die 
Anonymität zu gewährleisten, wurde jeder Fragebogen in einem Um­
schlag verteilt, der bereits mit unserer eigenen Institutsadresse zur 
Rücksendung über das universitätsinteme Postsystem versehen war. Es 
wurden an jeder Fakultät soviele Fragebogen der drei Versionen Profes­
soren, wissenschaftliche und sonstige Mitarbeiter verteilt, wie Stellen in 
den offiziellen Stellenplänen verzeichnet sind. Ausnahme bildete das 
Vorgehen an der medizinischen Fakultät, da hier allein ca. 4000 sonstige 
Mitarbeiter beschäftigt sind. Hier wurden jedem der ca. 50 Direktoren 10 
Fragebögen für sonstige Mitarbeiter mit der Bitte um zufällige Vertei­
lung zugeschickt. 

Die Fragebogen für Studierende wurden in Absprache mit den 
Lehrenden am Ende von einzelnen Lehrveranstaltungen ausgegeben, 
direkt beantwortet und wieder eingesammelt. Dabei wurde darauf geach­
tet, daß sowohl Lehrveranstaltungen des Grund- wie des Hauptstudiums 
erreicht wurden. 

4. Soziodemographische Beschreibung der Befragten 

Insgesamt konnten die Angaben von I 629 Personen ausgewertet wer­
den. Es antworteten 127 Professoren, 456 wissenschaftliche und 282 
sonstige Mitarbeiter sowie 754 Studierende. Darunter sind 560 Beschäf­
tigte der Medizinischen Fakultät und 223 Meclizinstudierende. Ein 
Vergleich zwischen der Anzahl ausgegebener und beantworteter Frage­
bogen in der Medizinischen Fakultät zeigte, daß die Rücklaufquote bei 
Professoren und wissenschaftlichen Mitarbeitern deutlich über 50 % 
liegt. Die Medizinische Fakultät verfügt über ca. 110 besetzte Professo­
rensteUen (68 antworteten) und über ca. 500 Planstellen für wissen­
schaftliche Mitarbeiter (324 antworteten). Dies ist eine erstaunlich hohe 
Rate im Vergleich zu anderen Untersuchungen, die ein ähnliches Vertei-

hochschule ost 2/ 1997 147 



lersystem benutzen. Dies steht u.E. nach im Zusammenhang mit der 
Aktualität der Fragestellung und spiegelt das hohe Mitteilungsbedürfnis 
vieler Universitätsangehörigen zu diesem Themenbereich wider. Unter 
den sonstigen Mitarbeitern der medizinischen Fakultät wurden nach dem 
oben beschriebenen Verfahren ebenfalls ca. 500 Fragebogen verteilt, 
ungefähr ein Drittel davon haben geantwortet. An Studierende aller 
befragten Fakultäten wurden insgesamt ca. 1500 Fragebogen verteilt, 
auch hier ist ein Rücklauf von über 50 % festzustellen. 

Die Tabelle 1 gibt einen Überblick über wichtige soziodemographi­
sche Charakteristika der befragten Personen der Medizinischen Fakul­
tät. Die Stichprobengrößen, auf die sich die dargestellten Häufigkeits­
verteilungen beziehen, variieren zum Teil erheblich. Das Liegt daran, daß 
einige soziodemographische Fragen nicht beantwortet wurden. Offen­
sichtlich hatten manche der Befragten die (unbegründete) Angst vor 
einer Identifizierung mit Hilfe dieser Angaben und einem Abgleich mit 
der Universitätspersonaldatei. Einige haben diese Befürchtung auch in 
den freien Anmerkungen geäußert. Hervorzuheben ist, daß 
-von den befragten Professoren 3% Frauen und 97% Männer sind, 
unter den befragten wissenschaftlichen Mitarbeitern waren 47% Frauen 
und 53 % Männer und bei den sonstigen Mitarbeiter antworteten 92 % 
Frauen und 8 % Männer. Dieses Geschlechterverhältnis ist durch den 
sehr hohen Anteil an Frauen im Pflegedienst, in Labors, als Sekretärin­
nen usw. zu erklären. 
- die Verteilung in den Altersgruppen, bezüglich des Familienstandes 
und der universitären Dienstjahre erwartungsgemäß ebenfalls stark 
zwischen den Berufsgruppen variiert. Dies ist durch die Altersabhängig­
keit der Berufsgruppenzugehörigkeit zu erklären. 
- 10% der Gesamtstichprobe aus den alten Bundesländern stammen, 
wobei ebenfalls große Unterschiede in den Berufsgruppen bestehen. 
Unter den Medizinstudierenden besteht interessanterweise eine Gleich­
verteilung, welches auf die bundesweite Studienplatzauswahl durch die 
zentrale Vergabestelle (ZVS) zurückzuführen ist. 
- 42% der Professoren der Medizinischen Fakultät schon mehr als 30 
Jahre an der Universität Leipzig arbeiten, dagegen 42% der wissen­
schaftlichen Mitarbeiter noch keine fünf Dienstjahre aufweisen. 
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Tabelle l: Soziodemographische Merkmale der befragten Universi-
tätsaogehörigen der Medizinischen Fakultät (durch fehlende Angaben 
ergeben sieb in den Spalten nicht immer 100%) 

GEsA."fT l'Rof. WIS.',.MIT. ~.Mrr. SttJD. 
(olme 
Stud) n=68 n•324 N-168 N=213 
n•S60 

Geschlecht Männu 250(45%) 66(97%) 170(53%) 14(8%) 102 (46 '1,) 
fnum 309(55 %) 2(3%) 153 (47 %) 154 (92 %) 120{S4¾) 
20-30Jahrc 98(18%) 68(21 %) 30(18%) 223(100¾) 

Alter Jl-40Jahre 202 (36%) 5(8%) 1S4 (48%) 43 (25%) 
41-SOJahre 110(20¾) 18 (27 %) 57(18%) 35(21 %) 
ilt,r als SO Jahn 148(26%) 43(65%) 45 (14 ¾) 60(36%) 

Staatsaogt>- ckuucbe 551(98%) 67(9!1%) 317(98%) 167(99%) 212(96%) 

hörig.keif andere 9(2 %) 1 (1 ¾) 7(2%) 1(1 %) 10(4%) 

Ost/West* 011 482(88¾) 49(7H~) 273(86%) 160(96%) 108(50%) 
WIOt 57(10%) 15 {22 ¾) 38 (12 ¾) 4ß¾l l07 (SO"•! 
In Leipzig 416(74%) 49(72%) 240(74%) 127(78%) 71 (32 %) 

l.Wohnsitz lnSaduen 124(22 ¾) 15 (22 ¾) 71 (22 %) 38 (21 ¾) 52(23 %) 
and. Bundesland 20(4 ¾! 4(6%) 13(4%) 3(1%) 100(45%) 

Familien- ledig 157 (28 ¾) 5(7%) 110(34%) 42(25%) 220(9!1%) 
stand ffl'helrat<I 352 (63%) 60(90%) 191 (59%) 101(60%) 3 (1 '/4) 

gechi<d<II 44(8¾) 2(3%) 22(7 %) 20(12 %) 
verwitw<I 3(1 ¾l 3(2%) 

Dienstjahre blszu SJahnn 185(33 %) 17 (25 %) 137(42 ¾) 31 (19%) 
an der Uni 5 bis 10 Jahre 105(19%) 2()%) 73(23 %) 30(18%) nicht erfuigt 

uipzig II bis 20 Jabrt 104(19%) 8(12%) 56(17 ¾) 40(24%) 
ll bis 30 Jabrt 88(16¾) 12(18%) 44(14 ¾) 32(19%) 
mehr ab 30 Jahn 73 (13%) 28 !42 %) 12(4%) 33(20%) 

• definiert durch das Bundesland, in dem man zum Zeitpunkt der „Wende" lebte 

5. Ergebnisdarstellung 

5. 1 Reale und ideale Mitbestimmungsmöglichkeiten in der 
Medizinischen Fakultät 

Tabelle 2 zeigt die über die fünf Mitbestimmungsbereiche gemittelten 
Angaben. In der Einschätzung der tatsächlichen Mitbestimmung wird 
den Professoren durch alle Gruppen der größte Einfluß zugesprochen, 
die Professoren schätzen dies auch selbst so ein. Den wissenschaftlichen 
Mitarbeiter wird ebenfalls ein wesentlicher Einfluß zugeordnet, gefolgt 
von den Institutionen außerhalb. Die sonstigen Mitarbeiter und Studen­
ten haben den geringsten Einfluß, wobei die Studenten selbst ihren 
eigenen und den der sonstigen Mitarbeiter höher einschätzen als die 
anderen Gruppen. Insgesamt sind die unterschiedlichen Mitbestim­
mungsmöglichkeiten über die verschiedenen Gruppen unstrittig, dies 
trifft auf alle Fakultäten zu. 

Hinsichtlich der idealen Mitbestimmungsmöglichkeiten wird über 
alle Gruppen hinweg für die wissenschaftlichen Mitarbeiter und für die 
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Studenten mehr Einfluß gewünscht. Die Studenten wünschen für sich 
den größten Zuwachs an Einfluß. 

Tabelle 2: Mittelwerte der tatsächlichen Mitbestimmung (]=gar 
kein Einfluß ... 5=alleiniger Einfluß) und idealen Mitbestimmung 
(fett gedruckt) ( 1 viel mehr Einfluß gewünscht..3 alles wie bisher .. 5 viel 
weniger E. gewünscht) 

Profes- wissensch. sonstige Studen- lnstitu-
soren Mitarbeiter Mitart>. ten Uonen 

3,6 2,6 1,4 1,5 2,4 

2,7 2,6 2,9 2,6 3,3 

3,8 2,7 1,4 1,6 2,1 

2,8 2,3 3,0 2,4 3,3 

3,7 2,9 1,5 1,7 2,1 

2,8 2,4 2,6 2,2 3,0 

3,7 2,9 1,7 2,0 2,6 

2,9 2,5 3,0 1,9 3,1 

5.2 Zufriedenheit mit den Lebensbereichen „Arbeit und Beruf", 
,.Finanzielle Lage" und „Wohnsituation'' 

Für die drei Bereiche der Lebenszufriedenheit lagen zum Vergleich die 
Daten einer repräsentativen Untersuchung der Bevölkenmg der Bundes­
republik, getrennt nach alten und neuen Bundesländern, aus dem Jahr 
1994 vor (Schumacher et al. 1995). 

Für den Bereich „Arbeit und Beruf' (Abb. 1) zeigt sich, daß die 
Professoren über alle Fakultäten jeweils am zufriedensten in diesem 
Bereich sind, wobei die Professoren der medizinischen Fakultät unzu­
friedener als die der anderen Fakultäten sind. Dies zeigt sich auch in den 
freien Angaben, die von Professoren der Medizin gemacht wurden. U. a. 
wurden genannt: ,,Solange Schlüsselpositionen einer Fakultät mit völlig 
unfähigen Leuten besetzt werden, ist der ständige Qualitätsverlust pro­
grammiert", .,bessere Bezahlung für Leistungsträger", ,,bessere bauliche 
Zustände". 
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Die Professoren liegen mit ihren Bewertungen über den Bewertun­
gen der Bevölkerung der alten Bundesländer. Die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter sind mit „Arbeit und Beruf' etwas weniger zufrieden als die 
Professoren. Sie sind jedoch zufriedener als die Bevölkerung der neuen 
Bundesländer. Die sonstigen Mitarbeiter sind deutlich zufriedener als 
die Bevölkerung der neuen Bundesländer, sie erreichen fast das Niveau 
der alten Bundesländer. Für die Professoren wird die hohe Zufrieden­
heit, die über dem Niveau der alten Bundesländer liegt, vor allem durch 
die beamtenrechlichen Bedingungen bestimmt sein. 

Abbildung 1: Zufriedenheit mit Arbeit und Beruf 

1 sehr unzufrieden.... 7 sehr zufrieden 

5,8 
6 

5 

4 

3 

2 

Mittelwerte 

Für den Bereich „FinanzieUe Lage" zeigt sich, daß alle Berufsgruppen 
gleich zufrieden sind (M=4,5 bis M=4, 7) und dies dem Niveau in den 
neuen Bundesländer (M=4,5) entspricht. Davon weicht nur die Einschät­
zung der Professoren der nicht-medizinischen Fakultäten ab, die sich 
deutlich zufriedener einschätzen (M=5,4) und damit sogar über dem 
Niveau der alten Bundesländer (M=5, 1) liegen. Insgesamt ist jedoch die 
Zufriedenheit mit der finanziellen Lage geringer als mit dem Bereich 
,,Arbeit und Beruf'. Auch für den Bereich „Wohnung" ist die Einschät­
zung aller Gruppen vergleichbar (M=5,3 bis M=5 ,6) und liegt damit über 
dem Niveau der neuen Bundesländer (M=5, 1 ). 
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Für die Bereiche „Arbeit und Beruf' und „Finanzielle Lage" zeigen 
sich signifikante Unterschiede für die Altersgruppen und für den Status 
der Beurteiler. Je älter, desto zufriedener sind die Personen, in der Grup­
pe der über 50jährigen werden die höchsten Werte erreicht. Die Unter­
scheidung nach dem Status zeigt erwartungsgemäß die größte Zufrie­
denheit bei den Professoren, während die wissenschaftlichen Mitarbei­
ter deutlich geringere Werte aufweisen, die auch unter den Bewertungen 
der sonstigen Mitarbeiter der Universität liegen. Für das Geschlecht 
ließen sich keine Unterschiede finden. Für den Bereich „Wohnung" 
fanden sich keine Unterschiede für die analysierten Gruppen. 

In den freien Angaben werden einzelne Aspekte der Unzufrieden­
heit der wissenschaftlichen Mitarbeiter deutlich: ,. Wenn man eine befri­
stete Stelle hat und keine Aussicht auf eine Perspektive außerhalb der 
Universität, fühlt man sich auch trotz zufriedenstellenden Arbeitsbedin­
gungen schlecht." ,,Infolge Stellenreduzierung bin ich gezwungen, in 
Teilzeitarbeit zu arbeiten, obwohl sich die Arbeitsaufgabe nicht geändert 
hat, im Gegenteil. Bisherige Aktivitäten und eine veränderte Situation in 
der Lehre und Forschung wird nicht beachtet und Möglichkeiten der 
wissenschaftlichen Arbeit und der Tätigkeiten werden beschränkt 
.... "."Die Unsicherheit des Arbeitsplatzes und damit die ständige Kon­
kurrenz mit Kollegen sowie die finanzielle unsichere Zukunft belastet 
stark. Bei der Arbeit belastet, daß finanzielle Erwägungen für alle Ent­
scheidungen wichtig werden." 

5.3 Rollenprobleme far Professoren und wissenschaftliche 
Mitarbeiter der Medizinischen Fakultät 

In Abbildung 2 sind die 5 der 13 Fragen zu Rollenproblemen angegeben, 
bei denen die Angaben „trifft zu" und „trifft weitgehend zu" die höchsten 
Prozentwerte aufwiesen. Übereinstimmend sehen beide Gruppen in 
einem zu großen täglichen Arbeitspensum das größte Rollenproblem. 
Die Konsequenzen dieses Arbeitspensums drücken sich in den weiteren 
Rollenproblemen aus: es hat Auswirkungen auf das Privatleben, beinhal­
tet einen zu langen Arbeitstag in der Universität, daß man zu eigener 
wissenschaftlicher Arbeit kaum noch kommt und man auch insgesamt 
mit vielen Arbeiten nicht so weit kommt, wie gewünscht. Für die wis­
senschaftlichen Mitarbeiter stellt die Tatsache, daß keine Zeit für eigene 
wissenschaftliche Arbeit bleibt, eines der größten Probleme dar. Das Ar­
beitspensum ist in der Medizin offenbar durch die Krankenversorgung 
und Lehrverpflichtungen bereits sehr ausgefüllt. Im Gegensatz zu 48% 
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der wissenschaftlichen Mitarbeiter in der Medizin beklagen dies an an­
deren Fakultäten nur 35%. 

Unterschiede nach Geschlecht und Altersgruppen ließen sich für 
den Bereich der w1iversitären Rolle nicht nachweisen. 

Abbildung 2: Die größten Probleme mit der eigenen 
universitären Rolle 

Professoren wissenschaftliche Mitarbeiter 

• das Arbeitspensum eines Tages ist zu groß 

D ich habe soviel zu tun, daß mein Privatleben darunter leidet 

1B1 wenn ich alles tun würde, was ich soll, käme ich aus der Uni nicht meh heraus 
ß zu eigener wissenschaftlicher Arbeit kommt man kaum noch 

■ man kommt in der Arbeit nicht so weiter, wie man wünscht 

In freien Angaben finden sich bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern 
foJgende Erläuterungen: ,.Weiterhin belastend sind die hohen Anforde­
rungen sowohl bei der Patientenversorgung als auch an die Wissenschaft 
(Kongresse, Weiterbildung, Publikationen), wie schon e1wähnt, sind 
diese absolut nicht in der normalen Arbeitszeit zu erfüllen. Damit 
Doppelbelastung, insbesondere der Frauen an der Universität (Fami­
lie!).'' ,.Ein zusätzliches Problem erscheint auch der weitere Stellenab­
bau. Die meisten Kollegen arbeiten meistens eher länger, so daß ein 
weiterer Arbeitsplatzabbau die unbezahlten Überstunden erhöht. Eine 
wissenschaftliche Tätigkeit zu normalen Betriebszeiten ist sowieso nicht 
mehr möglich!" ,.Man hat als wissenschaftlicher Mitarbeiter nur das 
Gefühl Arbeitspferd zu sein - ohne jeglichen Einfluß." 
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5.4 Rollenprobleme für Studierende der 
Medizinischen Fakultät 

Für jeden zweiten Medizinstudierenden (49 %) ist d_as größte P_rob~em, 
„daß man kaum die Möglichkeit bat, auf Entscheidungen, die emen 
betreffen Einfluß zu nehmen, obgleich dies nötig wäre". An den anderen 
Fakultät:n beklagen dies sogar 57 % der Studierenden. Das zweitgrößte 
Problem für Medizinstudierende ist die Lern- und Studienüberlastung 
(,,man muß soviel tun, daß man kaum etwas r~chtig zu Ende ~en kann", 
„man weiß nicht, wie man alles, was von emem gefordert w1Td, le~en 
soll" und ,,man kommt in der Arbeit nicht so weiter, wie man es sich 
wünscht"). Bei Studierenden anderer Fakultäten kommt noch eine feh­
lende Transparenz der Leistungsanforderungen dazu, so ist für 3 7 % sehr 
oder weitgehend unklar, was von ihnen im Examen erwartet wird un~ 
was Leute, mit denen man zusammen arbeitet, von einem erwarten. Bei 
cliesen Fragen bestehen die deutlichsten Unterschiede zu den Angab~n 
der Medizinstudierenden, für die dies kein großes Problem darstellt. Sie 
haben zwar mehr zu lernen, aber es ist klar, was zu leisten ist. 

Im Fragebogen der Studierenden waren noch weitere Fragen der 
Zufriedenheit mit der Studier- und Ausbildungssituation an der Univer­
sität Leipzig gewidmet. Am unzufriedensten sind alle übereinstimmend 
mit der Möglichkeit zur Verbindung verschiedener Srudiengänge (lnter­
disziplinarität). Medizinstudierende sind signifikant z~friedener ~ der 
Gesamteinschätzung der Lehre in ihrem Studienfach, mit der matenellen 
Ausstattung und dem Betreuungsschlüssel Lehrender zu Studierenden. 
Auch bei differenzierten Fragen zur Beurteilung der Qualität der studen­
tischen Ausbildung zeichnen Medizinstudierende ein positiveres Bild: 
sie schätzen die Veranstaltungsangebote als interessanter und die didak­
tische Qualität besser ein und halten die Lehre für eher an den Bed~­
nissen der Studierenden orientiert. Das Engagement der Lehrenden rn 
der Medizinischen Fakultät wird als hoch und signifikant besser als in 

anderen Fachbereichen eingeschätzt. 
Auch hinsichtlich der Frage, wieviel in den bisherigen Lehrveran­

staltungen für den späteren Beruf, die Prüfungen und die persön~ic_he 
Entwicklung gelernt wurde, gibt es signifikante Untersch1_ede. M_~d1~m­
studierende halten sich eher für clie Prüfungen als für die personbche 
Entwicklung und auf den späteren Beruf vorbereitet. . . . _ . 

Obwohl fast die Hälfte der Meclizinstudierenden rucht fre1w1Utg 1ll 

Leipzig studiert, antworten auf die Frage, ob sie jüngeren Studierenden 
ein Studium in ihrer Fachrichtung an der Universität Leipzig empfehlen 
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würden, 94 % der Medizinstudierenden und 76 % der Studierenden 
anderer Fakultäten positiv. 

5.5 Belastungen am Arbeitsplatz m der Medizinischen Fakultät 

Bei der Einschätzung universitärer Arbeitsbedingungen wurden häufige 
Stömngen. schlechte Raumqualität. hohe Verantwortung für Menschen, 
Länn, Überstunden, hohes Arbeitstempo/ Zeitdruck, widersprüchliche 
Anforderungen, einseitige körperliche Belastung und gleichförmige 
Arbeit von Professoren als stärkste Belastung genannt. Häufigen Stömn­
gen und Unterbrechungen der Arbeit stehen bei allen Gmppen der 
medizinischen Fakultät an erster Stelle Bei den wissenschaftlichen 
Mitarbeiter folgen die Überstundenbelasttmg sowie widersprüchliche 
Anforderungen. 

Läßt sich für Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter noch 
eine weitgehende Übereinstimmung in der Struktur der Belastungen am 
universitären Arbeitsplatz über alle Fakultäten feststellen, so unterschei­
det sieb die Belastwig der sonstigen Mitarbeiter davon deutlich. Nach 
den „Störungen'' überwiegen bei ihnen die „widersprüchlichen Anforde­
nrngen·', die „einseitige körperliche Belastung·' und der „Lärm'', die von 
mindestens einem Drittel als starke Belast1mg angegeben werden. Vor 
aJ lem die„ widersp1üchl ichen Anforderungen'' machen deutlich, daß die 
sonstigen Mitarbeiter, die in der Medizin vor allem im Pflegedienst tätig 
sind. im Konta.1-..'1: zu Patienten, Professoren. wissenschaftlichen Mitar­
beitern w1d Studenten sowie in ihren Verwaltungsaufgaben einem unkla­
ren Anforderungsprofil gegenüberstehen, das sie als Belastung erleben, 
das aber u. U. auch der Effizienz und ihrer Arbeitsleisnmg entgegensteht. 

Die ,.einseitige körperliche Belastung" wird vor allem von Frauen 
stärker beklagt. Dies läßt sich u.E. mit einer geschlechtsspezifischen 
Funktions, erteilung erklären: die Tätigkeit der Frauen im Bereich der 
sonstigen Mitarbeiter (z.B. in der Pflege, im Sekretariat, als Putzfrauen, 
als Laborassitentinnen) beinhaltet mehr körperliche Belastungen, die 
darüber hinaus durch häufige Wiederholungen als einseitig erlebt wird. 

5. 6 Arbeitssi1ua11011 für Professoren und w1ssenschafi/1che 
Mitarbeiter der Medizinischen Fakultät 

In Abbildung 3 sind die häufigsten Prozentualangaben für „sehr unzu­
fiieden", ,,unzufrieden" und „eher unzufrieden" dargestellt. 

Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter weisen eine tmter­
schiedliche Struktur der Unzufriedenheit mit der universitären Arbeits­
situation auf. Übereinstimmend sind beiden Gruppen mit der finanziel-
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Abbildung 3: Unzufriedenheit mit der Arbeitssituation in der 
Medizinischen Fakultät 
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Jen Situation am Institut unzufrieden. Bei den Professoren folgt die 
Unzufriedenheit mit der personellen Ausstattung und der Kooperation 
mit der Verwaltung. Diese wird von den wissenschaftlichen Mitarbeitern 
bereits an zweiter Stelle genannt, gefolgt von der Unzufriedenheit über 
die Anzahl der Räume am Institut und der Organisationsstruktur der 
Universität. 

Professoren und wissenschaftliche Mitarbeiter weisen eine unter­
schiedliche Struktur der Unzufriedenheit mit der universitären Arbeits­
situation auf. Übereinstimmend sind beiden Gruppen mit der finanziel­
len Situation am Institut unzufrieden. Bei den Professoren folgt die 
Unzufriedenheit mit der personellen Ausstattung und der Kooperation 
mit der Verwaltung. Diese wird von den wissenschaftlichen Mitarbeitern 
bereits an zweiter Stelle genannt, gefolgt von der Unzufriedenheit über 
die Anzahl der Räume am Institut und der Organisationsstruktur der 
Universität. 

In freien Angaben gehen die wissenschaffüchen Mitarbeiter vor 
allem auf das Problem der Kooperation mit der Verwaltung ein: 

„Als Verschlechterung in meinem Arbeitsbereich betrachte ich die 
zunehmende Reglementierung durch Verwaltungsbereiche, die sicher 
durch finanzielle Zwänge vorgegeben sind." ,,Als wissenschaftlich akti­
ver Mi~rbeiter rennt man von Pontius zu Pilatus, füllt Anträge aus und 
wartet unter Umständen Monate auf eine Antwort. Selbst bei der Verwal­
tung der eigenen Drittmittel wird man dann noch unnötig behindert." 

156 hochschule ost 2/1997 

„Einfluß der Verwaltung zu groß, Eigenverantwortung der lnstitute nicht 
gefordert.",, ..... von ausschlaggebender Bedeutung ist doch der Einfluß 
des Verwaltungsapparates, der teilweise sehr rigide erscheint und in al­
len Bereichen eingezogen ist." ,,Zunehmende Bürokratisierung wird als 
unangenehm empfunden. Verwaltung trifft unsachgemäße Entschei­
dungen und hemmt wissenschaftliche Entfaltungsmöglichkeiten. ,, 

Ein Vergleich mit den anderen Fakultäten zeigt, daß die nicht­
medizinischen Professoren und wissenschaftlichen Mitarbeiter deutlich 
unzufriedener mit der finanziellen Situation am Institut und der perso­
nellen Ausstattung sind. Die Unzufriedenheit in der Kooperation mit der 
Verwaltung stellt offenbar an den anderen Fakultäten kein so großes 
Problem dar. 

5. 7 Fragen zur Lebenssituation in Leipzig 

Interessanterweise sind sich die befragten Personengruppen relativ einig 
in ihrer Einschätzung zur Lebenssituation in der Stadt Leipzig. Am po­
sitivsten werden die kulturellen Angebote eingeschätzt, gefolgt von 
gastronomischem Angebot und Einkaufsmöglichkeiten. Am schlechte­
sten wird von allen die Krippen- und Schulsituation in Leipzig erlebt. 
62% der Professoren, 64 % der wissenschaftlichen Mitarbeiter und 43 % 
der sonstigen Mitarbeiter fühlen sich sehr wohl oder wohl in der Stadt 
Leipzig. Erstaunlich ist die Beliebtheit von Leipzig als Studienstadt: 
trotz teilweise unfreiwilliger Studienplatzvergabe durch die ZVS fühlen 
sich 91 % der Medizin-Studierenden in Leipzig wohl. 

5.8 Al/gemeine Fragen zur Universität Leipzig 

1n der medizinischen Fakultät schätzt jeder zweite aus den neuen Län­
dern seine heutige Arbeitssituation im Vergleich zur Zeit vor der„ Wen­
de" als verbessert ein (48%). 20% sehen ihre Arbeitssituation weder 
verbessert noch verschlechtert und 16% erlebten eine Verschlechterung. 

Eine Gefährdung des Arbeitsplatzes wird von keinem Professor 
wahrgenommen, 16% schätzen ihn als vielleicht gefährdet ein. Dagegen 
hat jeder fünfte wissenschaftliche Mitarbeiter (22%) Angst vor einem 
baldigen Arbeitsplatzverlust und jeder zweite (45%) hält seien Arbeits­
platz für vielleicht gefährdet. Umgekehrt sieht das Bild bei den sonstigen 
Mitarbeitern aus: hier hält jeder zweite (48%) seien Arbeitsplatz für 
nicht gefährdet. 

21 % der Professoren wünschen eine Verringerung der Studieren­
denzahl, 60% sind für eine Konstanthaltung. Hierbei besteht ein großer 
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Unterschied zu den Professoren der anderen Fakultäten, von denen sieb 
52% für eine Erhöhung aussprechen. 

Das Image der Universität Leipzig scJ1ätzen 51 % der Universitäts­
angehörigen als sehr gut bzw. gut ein. Dagegen halten 85% der Studie­
renden das Image für sehr gut bzw. gut. J 3% der Angehörigen und 6% 
der Studierenden der medizinischen Fakultät bezeichnen das lmage der 
Universität als schlecht. Diese Einschätztmgen stimmen weitgehend mir 
denen der anderen Fakultäten überein. 

Alles in allem fühlen sich 91 % der Professoren und wissenschaft­
lichen Mitarbeiter, 85% der sonstigen Mitarbeiter und 93% der Studie­
renden sehr wohl oder wohl an der Universität Leipzig. Es existiert also 
trotz deutlicher partieller Unzufriedenheiten eine hohe Identifikation 
mit dem Wissenschaftsstandort Leipzig. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß diese erste Untersuchung 
nach dem Emeuerungsprozeß der Leipziger Universität auf ein großes 
Interesse bei den Befragten stieß. Viele hoffen, daß die Ergebnisse der 
Befragung von zuständiger Stelle zur Kenntnis genommen werden und 
sieb direkte praktische Folgerungen ergeben werden. Die Stadt Leipzig 
und ihre Universität wird trotz existierender Unzufriedenheiten und 
Belastungsfaktoren insgesamt von allen sehr positiv bewe11et. 

Prof Dr. E. Brähler, Prof Dr. rer. bio/. h11111., ist Leiter der Abteilw,gfiir 
Medi=inische Psychologie 11nd Medi;inische So:iologie der Universität 
l..eip=ig. Ulrike Unger, Dipl.-P.1ych., und Wilfried Laubach MA., So:10-
loge, Dr. bio/. hom., sind wisse11schajlliche Mitarbeiterinnen ebendort 
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Test für medizinische Studiengänge: 
Leistungsunterschiede zwischen 
ost- und westdeutschen Bearbeitern 

Franz Blum & 
Günter Trost 
Bonn 

Der Test für medizinische Studiengänge 
(TMS)' wurde vom Institut für Test- und 
Begabungsforschung (TTB) im Auftrag der 
Kultusminister und -senatorender Bundes­
länder entwickelt. Er ist in den "'alten" Bun­
desländern seit 1986 obligatorischer Be-

standteil des Auswahlverfahrens für die Zulassung zu den Studiengän­
gen Medizin, Tier- und Zahnmedizin. Seit 1991 hat er diese Funktion 
auch in den "neuen" Bundesländern. Wegen der stark zurückgegangenen 
Bewerberzahlen werden die TMS-Ergebnisse letztmalig bei der Studien­
platzvergabe für das Wintersemester 1997/98 berücksichtigt. Anschlie­
ßend gilt in den medizinischen Studiengängen wieder das sogenannte 
allgemeine Auswahlverfahren (Berücksichtigung von Abiturdurch­
schnittsnote w1d Wartezeit). 

Der TMS ist auf die Prüfüng der Studieneignung ausgerichtet. Eine 
Erfassung der Berufseignung wird angesichts der Schwie1igkeit, "die" 
berufliche Eignung "des" Mediziners einvernehmlich zu definieren, so­
wie des sehr langen Prognosezeitraums nicht angestrebt. Der TMS mißt 
studienspezifische Fähigkeiten und Fertigkeiten; er ergänzt in dieser 
Hinsicht das Abitur. 

Kenntnisse. motivationale Aspekte und andere Persönlichkeits­
merkmale werden nicht geprüft. Das Ergebnis im TMS wird mit dazu 
herangezogen. die Studienplatzbewerber hinsichtlich ilu·er Eignung in 
eine Rangreihe zu bringen; eine Unterscheiduug zwischen Geeigneten 
w1d Ungeeigneten findet dagegen nicht statt. Abbildung l gibt einen 
Überblick über Struktur und Ablauf des TMS. 

Seitdem der TMS auch in den neuen Ländern durchgefühtt wird, 
überprüft das lnstitut für Test- tmd Begabungsforschung im Zuge der 
laufenden Begleituntersuchungen auch. wie der Test bei den ostdeut-
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Untertest Meßbereich Anzahl der Bearbeitungs-
Aufgaben zeit in 

Minuten 

Fähigkeit zur diffe-
Muster zuordnen renzierten visuellen 24 22 

Wahrnehmung 

Med.-naturwiss. Grundverständnis für 
Grundverständnis med. u. naturwiss. 24 60 

Fragen 

Schlauchfiguren räumliches Yorstel-
lungsvennögen 24 15 

Kompetenz im Um-
Quantitative und gang mit Zahlen, 
fonnale Probleme Größen, Einheiten 24 60 

und Formeln 

Konzentriertes u. Fähigkeit zu konzen- 1.200 
sorgfältiges triertem und sorg- Zeichen 8 
Arbeiten fältigem Arbeiten (=20 Aufgaben) 

Mittagspause 60 Minuten 

Lernphase 
(Gedächtnistests): 
- Figuren lernen 4 
- Fakten lernen 6 

Fähigkeit, med. u. 
Textverständnis naturwissenschaftl. 24 60 

Texte auszuwerten 

Reproduktions-
phase: 
- Figuren lernen Merkfähigkeit für figurale 20 5 
- Fakten lernen und verbale Inhalte 20 7 

Diagramme und Fähigkeit, Graphiken u. 
Tabellen Tabellen zu interpretieren 24 60 

Gesamttest 204 5 Std. 7 Min. 

Abb. l: Struktur und Ablauf des Tests für medizinische Studiengänge 
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sehen Teilnehmern "funktioniert". In diesem Rahmen wurde unter 
anderem analysiert, inwieweit die östliche und die westliche Teilnehmer­
gruppe sich unterschiedlich zusammensetzen, und ihre Test- und 
Abiturergebnisse wurden verglichen. Abbildung 2 informiert über die 
prägnantesten soziodemographischen Unterschiede zwischen ost- und 
westdeutschen TMS-Bearbeitem im Jahr 1994. 

Frauen 

Alter unter 19 Jahren 

noch ohne HZB 

Vater mit Uni­
Abschluß 

Mutter mit Uni­
Abschluß 

Fachwunsch 
Zahnmedizin 

, <J68,1 % 

. 69,2% 

t~ ~80,5% 

1 1,9% 

20,5% 

•x~4% 
~15,3% 

■ alte Länder 1994 (N = 
2.455) 

a neue Länder 1994 (N = 
15.212 

Abbildung 2: Vergleich der deutschen Testteilnehmer aus den alten 
und den neuen Bundesländern im Jahr 1994 hinsichtlich ausgewählter 
Merkmale (Angaben in Prozent der jeweiligen Gruppe) 

Die Test- und die Schulleistungen der beiden Teilnehmergruppen aus 
dem Jahre 1994 sind in Abbildung 3 dargestellt. Aus ihr geht hervor, daß 
die ostdeutschen Bearbeiter im TMS etwas schlechter abschneiden, 
währendes sich bei den scbulischen Leistungsurteilen genau umgekelut 
verhält. Derartige Unterschiede zeigen sich seit der Einbeziehung der 
neuen Länder in das Verfahren. Die Leistungsdifferenz liegt beim TMS 
zwischen 3 und knapp 5 Standardpunkten (auf einer Skala mit dem 
Mittelwert 100 und der Standardabweichung I 0). Eine eindeutig abneh­
mende Tendenz war bisher - anders als bei den Differenzen in den 
Durchschnittsnoten-nicht auszumachen (ausgewerteter Zeitraum: 1990 
bis 1995). 
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Ort des Er- Anzahl TMS- Durchschnittsnote 
werbs der (%} Gesamtwert 
Hochschul-
zugangsbe- Mittel- Standard- Mittel- Standard-
rechtigung \\Crl ab\\ eichung \\Crt ab\\ c1chung 

alte 1 S 212 101 31 9 67 2.24 0.60 
Länder (86 1) 

neue :! 455 96 84 9.09 1.91 0 49 
Länder (13 9) 

Gesamt- 17 667 100.69 9 59 2.19 0.60 
gruppe ( 100) 

Abb. 3: TMS-Ergebnisse und SchuUeistungen von deutschen Testteilneh­
mern, die sich hinsichtlich des Ortes des Erwerbs ihrer ßochscbulzugnngs­
berechtigung unterscheiden (1994) 

Betrachtet man die TMS-Ergebnisse auf der Ebene der einzelnen Unter­
tests, so wird deutlich, daß den Tei.lnehmern aus den neuen Ländern ms­
besondere diejenigen Aufgabengruppen schwerer fallen, bei denen die 
Bearbeinmgsgeschwindigkeit eine etwas größere Rolle spielt oder bei 
denen medizinisch-nantrwissenschaftliche Sachverhalte nachzuvollzie­
hen und daraus Folgerungen abzuleiten sind. 

1993 wurde das Institut für Test- und Begabungsforschung von der 
Kultusministerkonferenz beauftragt zu untersuchen. wodurch die be­
scluiebenen Leistungsdifferenzen bedingt sein können. Nachdem die in 
Abbildw1g 2 dargestellten Unterschiede in der Zusammensetzung der 
ost- und westdeutschen Teilnehmerschaft zur Klärung dieser Frage 
nichts beizutragen vermochten. wurden wichtige Aufschlüsse Yon zwei 
gesondenen Fragebogen-Erhebungen envartet, die im I !erbst 1994 kurz 
vor und unmittelbar nach dem Testtermin stattfanden. 

In diese Untersuchungen einbezogen waren zwn einen sämtliche 
Personen, die sich in den neuen Ländern zur Teilnahme am TMS an­
gemeldet hatten, zum anderen eine Vergleichsgruppe in den alten Län­
dern, für die an jeder vierten Testabnahmestelle jeweils alle eingela­
denen Personen ausgewählt wurden. 81 Prozent der Angeschriebenen 
wid zum Test Erschienenen reichten den ersten Fragebogen, 64 Prozent 
den zweiten Fragebogen-dessen Bearbeitung ungleich zeitaufwendiger 
war - ausgefüllt zwück. Diejenigen Personen, die sowohl mindestens 
einen der beiden Fragebögen ausgefüllt als auch den TMS komplett 
bearbeitet hatten - nur sie konnten sinnvollerweise bei der Auswertung 
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berücksichtigt werden-, erwiesen sieb bezüglich einer Reihe von Merk­
malen als repräsentativ für die Gesamtheit der ost- bzw. der west-deut­
schen Teilnehmer Rund 1 900 Personen aus den neuen Ländern und ca. 
3 500 Personen aus den alten Ländern konnten letztlich in die Untersu­
chung einbezogen werden. 

Der erste Fragebogen, der ausgefüllt zum Test mitgebracht werden 
sollte, wnfaßte Fragen 
- zur Vertrautheit mit Testaufgaben, wie sie speziell im TMS ,orkom­
rnen, 
- zur Vertraudieit mit Intelligenz- und Eignungstests im allgemeinen. 
- zur Verfügbarkeit von Materialien für die Vorbereitung auf den Test. 
- zum Zeitaufwand und zur Intensität der Vorbereitung auf den Test. 
- zu den Motiven für die Teilnahme am Test. 
- zur Bedeutung des Testergebnisses für die Befragten., 
- zum Typ der besuchten Schule, 
- zu den belegten Leistungskursen. 
- zu den Noten in den wichtigsten Schulfächern und 
- zu den persönlich bevorzugten Kriterien bei der Studienplatzvergabe. 

Der zweite Fragebogen wurde den TMS-Bearbeitem am Testtag 
zugesandt und enthielt Fragen 
- zur Nützlichkeit der persönlichen Vorbereitung auf den Test, 
- zu wahrgenommenen Lücken im Test-lnfo, 
- zur geschätzten Anzahl bearbeiteter Aufgaben bei den einzelnen 
Untertests, 
- zur geschätzten Anzahl gelöster Aufgaben bei den einzelnen Unter­
tl!sts, 
- zum generellen Zurechtkommen mit den Aufgaben, 
- zur Verständlichkeit der Formulierungen im Test. 
- zur Vertrautheit tnit den m den Aufgaben angesprochenen Themen und 
- zu den bei den einzelnen Aufgabengruppen eingesetzten Bearbeitungs-
strategien 

Das zentrale Ergebnis der Auswertungen beider Fragebogenerhe­
bungen läßt sich wie folgt zusammenfassen: Keine der untersuchten 
Variablen leistet emen nennenswerten Beitrag zur Au.fklärung der fest­
gestellten Unterschiede zwischen westdeutschen und ostdeutschen Test­
bearbeitern im TMS-Gesamtwert. Zwar finden sich bei etlichen der in 
dte Studie einbezogenen Merkmale bemerkenswerte Unterschiede zwi­
schen den Testteilnehmern aus den neuen w1d jenen aus den alten 
Ländern. Kontrolliert man aber den potentiellen Einfluß dieser Merkma­
le auf die Tesdeistw1g durch geeignete statistische Verfahren, so bleiben 
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die Unterschiede in den Testleistungen trotzdem fast ungeschmälert 
bestehen. Selbst wenn man, orientiert an bestimmten Hypothesen über 
das Zusaimnenwirken mehrerer Faktoren, statt einzelner Merkmale 
Gruppen solcher Merkmale und deren Wechselwirkungen in die Über­
prüfung einbezieht, ändert sich die Sachlage kaum. So bleibt nur festzu­
stellen: Auch wenn sich die westdeutschen und die ostdeutschen Test­
teilnehmer bezüglich etlicher der Merkmale, wie sie oben aufgelistet 
sind, w,terscheiden, läßt sich dadurch der Unterschied in der durch­
schnittlichen Gesamtleisnmg der beiden Gmppen im TMS nicht erklä­
ren. 

Die beiden fragebogenerhebwigen brachten indessen einen hohen 
deskriptiven Nutzen: Erstmals konnten westdeutsche und ostdeutsche 
Testbearbeiter bezüglich einer Vielzahl von Aspekten verglichen wer­
den, die bisher entweder überhaupt noch nicht oder ausschließlich bei 
Testteilnehmern aus der "alten" Bundesrepublik untersucht worden wa­
ren. Soweit der Vergleich deutliche Unterschiede enthüJJte, werden die­
se im folgenden in knapper Form beschrieben. 

Westdeutsche Testkandidaten nutzen die Möglichkeiten zur Vor­
bereitung ai!f den TMS in etwas stärkerem Maße als ostdeutsche: 
Ausschließlich das - prinzipiell allen verfügbare - Test-Info zogen 23 
Prozent der ostdeutscben, aber nur 14 Prozent der westdeutschen Teil­
nehmer heran. Bezüglich der Nutzung weiterer Angebote Ueweils allein 
oder in Kombination mit anderen) zeigten sich dann die folgenden Un­
terschiede zwischen den Testbearbeitern aus den neuen und den alten 
Ländern: 
- Durcharbeiten der veröffentlichten Originalversionen des TMS: 55 
gegenüber 63 Prozent, 
- Durcharbeiten kommerziell vertriebener Trainingsbücher: 22 gegen­
über 29 Prozent, 
- Besuch von Trainingskursen: 17 gegenüber 18 Prozent. 
Rtmd 96 Prozent der Befragten in West wie in Ost hatten sich in 
irgendeiner Weise auf den Test vorbereitet. 

Am Beispiel der Art der Vorbereitung auf den Test sei das geringe 
Ausmaß. in dem diesbezügliche Unterschiede zwischen westdeutschen 
und ostdeutschen Testbearbeitern zur Aufklärw1g des Unterschieds in 
den Testergebnissen bein·ägt, demonstriert. Bereinigt man die durch­
schnittlichen Testleistungen der beiden w1tersuchten Teilnehmergrup­
pen statistisch vom potentiellen Einfluß unterschiedlicher Vorbereitung 
auf den TMS, so geht der Mittelwertunterschied im Gesamttest von 4,5 
Standardpunkten auf 4 Standardpunkte zurück. (In gleicher Weise 
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wurde auch bei den übrigen Unterscheidungskriterien deren spezifischer 
Zusammenhang mit Leistungsunterschieden im Gesamttest überprüft, 
und es zeigten sich ähnlich schwache oder nocb schwächere Effekte.) 

Von Sclrn1ierigkeife11 bei der Beschaffung der autorisierten Mate­
rialien zur Vorbereitung auf den Test berichtete ein etwas höherer Auteil 
der ostdeutschen Kandidaten als der westdeutschen: 23 Prozent gaben 
an. zu1nindest "einige" Schwierigkeiten bei der Beschaffüng des Test­
Infos gehabt zu haben (westliche Befragte: 15 Prozent), die entsprechen­
den Anteile der Nennungen, bezogen auf Probleme bei der Beschaffwig 
der veröffentlichten Originalversionen. bet:11.1ge11 23 gegenüber 12 Pro­
zent. 

Die Antworten auf die Frage nacb der lnre11sitä1 der Vorbereitung 
auf die einzelnen Un1ertes1s des TMS zeigten, daß sich die ostdeutschen 
Teilnehmer auf die vier komplexen und besonders medizinnaben Aufga­
bengruppen - bei denen indessen, wie alle vorliegenden Untersucbun­
gen zeigen, ein kurzfristiges Training nahezu wirkungslos ist - im Mittel 
intensiver vorbereitet hatten aJs die westdeutschen, auf den Konzentra­
tionstest - bei dem intensives Üben zum vergleichsweise stärksten 
Leistungszuwachs fürut - jedoch etwas weniger intensiv. Beim Zeitauf­
wand für die Vorbereitung sowie hinsichtlich der Erfahrung mit Intelli­
genz- und anderen Eignungstests bestehen keine relevanten Unterschie­
de. 

Gefragt nach ihren Gründen für die Teilnahme am Test, gaben 
lediglich 56 Prozent der ostdeutschen und 53 Prozent der westdeutschen 
Antwortenden an, sie seien bereits fest entschlossen, ein medizinisches 
Fach zu studieren. Unter den übrigen Testteilnehmem war in den neuen 
Läudem die Gruppe jener etwas stärker. die als Motiv das "Sammeln von 
lnfonnationen über die Studieneignw,g" aufführten (22 Prozent aller 
Antwortenden gegenüber 18 Prozent in den alten Ländern). 

Ein etwas größerer Anteil der ostdeutschen Befragten als der 
westdeutschen gab an, ein gutes Testergebnis sei für ihn bzw. sie sehr 
w1chrig ( 4 J Prozent gegenüber 33 Prozent). Dies spricht gegen die in der 
Öffentlichkeit gelegentlich geäußerte Vennutung, in den neuen Ländern 
werde dem Testergebnis weniger Bedeutung beigemessen, weil dort na­
hezu jeder Medizinbewerber den gewünschten Studienplatz erhält. Mit 
zunehmender bekw1deter Wichtigkeit eines guten Testergebnisses geht 
auch eine bessere Testleistung einher. 

Siebt man von der fiüheren Eiweiterten Oberschule (EOS) ab. so 
verteilen sich ostdeutsche Testteilnehmer in recht ähnlicher Weise auf 
die verschiedenen Schultypen wie die westdeutschen. Der Zusammen-

hochschule ost 2/1997 165 



hangzwischen dem Typ der besuchten Schule und dem dLU"chschnittlichen 
Testergebnis ist allerdings weniger markant als in den westlichen Län­
dern. 

Unterschiede zeigen sich auch bezüglich der gewählten Schwer­
punktfächer in der Schule: Biologie ist bei den Teilnehmern aus den 
neuen Ländern noch beliebter als bei jenen aus dem Westen der Bundes­
republik (67 Prozent gegenüber 48 Prozent), in schwächerem Maße 
auch Englisch (33 gegenüber25 Prozent), Deutsch (24 gegenüber l8 Pro­
zent) und Mathematik (38 gegenüber 34 Prozent); etwas weniger häufig 
gewählt wurden dagegen die Fächer Physik (7 gegenüber 9 Prozent) und 
Geschichte (5 gegenüber 9 Prozent). 

Unmittelbar im Anschluß an den Test ww-den die Teilnehmer um 
eine Schätzung der Anzahl der heijedem Untertest bearbeiteten Aufga­
ben gebeten. Bei allen neWJ Aufgabengruppen ergaben sich niedrigere 
M.ittelwette aufseiten der ostdeutschen Befragten (in Anteilen an der 
Gesamtzahl der vorgegebenen Aufgaben ausgedrückt: 76 Prozent ge­
genüber 81 Prozent). Dies kann als Hinweis auf einen iJJsgesamt etwas 
weniger au.fSchnelligkeit gerichteten Arbeitsstil im Test bei den Teilneh­
mern aus den aeuen Ländern gelten. Dieser zu ve1mutende Arbeitsstil 
geht allerdings nicht u,jt einem höheren Anteil tatsächlich gelöster 
A1!fgaben an der geschätzten Zahl der hearbeileten Aufgaben eiaher 
(ostdeutsche Bearbeiter: 69 Prozent; westdeutsche Bearbeiter: 73 Pro­
zent). 

68 Prozent der Be.fragten in den neuen Ländern, 66 Prozent in den 
alten Ländern gaben an, sie seien mit den Testaufgaben insgesamt nicht 
so zurechtgekommen, wie es ihrem eigentlichen J,eistungsvermögen 
entspräche. Diese Personen erzielten im Mittel etwas schwächere Test­
ergebnisse (neue Länder; Unterschied: l ,3 Standardpunkte) bzw. deut­
lich schwächere Testergebnisse ( alte Länder; Unterschied: 3 ,0 Standard­
pWJ.kte) als die jeweilige Komplementärgruppe. Als Grund für die 
wahrgenommene Leistungsmindenmg wurde in beiden Gruppen am 
häufigsten angegeben, die Zeit sei zu knapp gewesen. 14 mögliche Grün­
de waren im Fragebogen vorgegeben worden. Bezüglich der Häufigkeit, 
mit der 1 1 clieser Gründe angegeben wurden, unterschieden sich die ost­
und die westdeutschenBearbeiter nicht Dennenswert. Deutlichere Unter­
schiede traten lediglich bei den folgenden drei Gründen auf: "Zeit war zu 
knapp" ( 43 Prozent in den neuen Ländern gegenüber 35 Prozent in den 
alten Ländern), "Anforderungen des Tests waren zu hoch" (20 Prozent 
gegenüber 12 Prozent) und "Verunsicherung durch das Nicht-lösen­
Könnea von Aufgaben" (24 Prozeat gegenüber 20 Prozent). 
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Die Frage, ob es im Test Formul,erungen gegeben habe. die für cüe 
Befragten rein sprachlich schwer zu verstehen gewesen seien, wurde von 
56 Prozent der ostdeutschen, aber nur von 40 Prozent der westdeutsclien 
Teilnehmer bejaht. Am häufigsten w1u-dea von beiden Gmppen rein 
sprachliche Verständnisschwierigkeiten bei den Untertests "Textver­
ständnis'' und ''Medizinisch-naturwissenschaftliches Gmndverständ­
nis" genannt. Zwar erzielten jene, die keine sprachlichen Verständn.is­
probleme bekundeten, in West wie Ost durchschnittlich etwas höhere 
Testwerte als die Kontrnstgruppe. Entgegen der Erwartung trug die 
Berücksichtigung sprachlicher Verständnisprobleme jedoch nichts zur 
Aufklämng der Unterschiede zwischen ost- und westdeutschen Teilneh­
mern in der TestleistWJg bei. Ein Grund hierfür dürfte sein, daß manche 
Testteilnehmer erfahnmgsgemäß nur bedingt zwischen rein sprachli­
chen und inhaltlichen Verständnisschwierigkeiten zu unterscheiden ver­
mögen. Definitive Aufschlüsse könnte hier wohl nur eine experimentelle 
Analyse der Lösungsprozesse bringen. 

Der größte Teil des Fragebogens, derunmittel bar nach dem Testtag 
ausgefüllt werden sollte, war der Ennittlung von VorgehenS1A1elsen bzv.1. 
Strategien gewidmet, welche die Teilnehmer allge111e111 bei der Bearbei­
tung des TMS und spez/fisch bei der Bearbeitung der einzelnen Aufga­
bengruppen anwenden. 55 Vorgehensweisen - vier bis neun pro Unter­
test und neun al lgemei.ae Vorgehensweisen - wurden angesprochen, und 
bei einer jeden wurde gefragt. ob bzw. in welchem Umfang die Teilneh­
mer sie angewendet hatten. (Dieeiazelnen Vorgehensweisen waren den 
Mitarbeitern des lnstituts für Test- und Begabungsforschung zum einen 
in den Jalu·en seit der Einführw1g des TMS bei zahllosen Gesprächen mit 
Testteilnehmern zumindest gelegentlich genannt worden oder konnten 
bei den Testdw-chführungen vor Ort beobachtet werden. Zum anderen 
waren die Vorgehensweisen aus dem jeweiligen Testkonzept abgeleitet 
bzw. einschlägigen Hinweisen in der Fachliteratur entnommen, und etli­
che clieser BearbeitWJgsstrategien waren in einer Reihe von Trainino-s-o 

studien des Instituts bereits auf ihre tatsächliche Wirksamkeit überprüft 
worden.) 

Betrachtet man die Verteiluag der Häufigkeit der Antworten über 
die Gesamtgrnppe der Befragten, so stellt man eine bemerkenswerte 
Vielfalt der gewählten Vorgehensweisen fest. ln der Häufigkeit der An­
wendw1g einiger dieser Bearbeitungsstrategien unterscheiden sich die 
ostdeutschea w1d die westdeutschen Teilnehmer beträchtlich (Beispiele 
siebe Abbildungen 4 und 5). Gleichwohl leistet die Berücksichtigung 
clieser Unterschiede zwischen den einzelnen Vorgehensweisen kei.aen 
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nennenswerten Beitrng zur Aufklärung des Unterschieds i.n den 
durchschnittlichen Testleistungen der Teilnehmer aus den neuen und aus 
den alten Ländern. Auch der Versuch, bestimmte Klassen von Vorge­
hensweisen zu bilden, diesbezügliche West-Ost-Unterschiede zu aggre­
gieren und mit Hilfe der so identifizierten Abweichungen in den Verhal­
tensmustern die Unterschiede in den Testleistungen aufzuklären, führte 
nicht zum Erfolg. 

alte Länder: 
- prozentuale Verteilung 

der Autworten 
-TMS-Gesamtergebnis 

neue Länder: 
- prozentuale Verteilung 

der Alltworten 
- TMS-Gesamtergebnis 

nein 

3.9% 
95.90 

6.0% 
89 7 l 

Antwortkategorien 

überwiegend 

10.4% 
97 47 

16.4 % 
93.70 

immer 

85.7 % 
103 53 

77.6 % 
98.87 

Abbildung 4: Beispiel für eine allgemeine Vorgehensweise: "auch bei nicht 
bearbeiteten Aufgaben eine Antwort markieren (außer beim Konzentra­

tionstest)" (Empfehlung: immer) 

Desungeachtet lassen sich bei ostdeutschen wie bei westdeutschen Teil­
nehmern einige Strategien identifizieren, die in deutlichem Zusammen­
hang mit höheren Testergebnissen stehen, so z.B. das im Test-lnfo ge­
nerell empfohlene Beachten der verstrichenen Zeit sowie gegebenen­
falls das Anpassen des Arbeitstempos und der ebenfalls im Test-Info 
nachdrücklich empfohlene Verzicht auf sofortiges Ausradieren der als 
falsch erkannten Markierungen beim Konzentrationstest (siehe auch 
Abbildungen 4 und 5). 

Als Resümee der beiden gesonderten Fragebogenerhebungen läßt 
sich feststellen: Die Untersuchungen führten nkht zu einer Aufklärung 
der Ursachen für die Unterschiede in den Testleistnngen der ostdeut­
schen und der westdeutschen Teilnehmer und erfüllten mithin die ein­
gangs dieses Beitrags formulierte Erwartung nicht. Sie erbrachten jedoch 
eine Fülle interessanter Infonnationen über das Verhalten der west- tmd 
der ostdeutschen Teilnehmer bei der Vorbereitung auf den TMS 
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Antwortkategorien 

nein vereinzelt häufig 

alte Länder: 
- prozentuale Verteilung 

der Alltworten 37.0% 35.8 % 27.2% 
- TMS-Gesamtergebnis 9.83 10.24 10.94 

neue Länder: 
- prozentuale Verteilung 

der Alltworten 43 2 ¾ 32.9% 23.9% 
- TMS-Gesamtergebnis 8.11 8.30 9.01 

Abbildung 5: Beispiel für eine spezifische Vorgehensweise beim Untertest 
"Textverständnis": "Skizzen oder Ursache-Wirkungs-Diagramme anle­
gen" (Empfehlung: vereinzelt bis häufig) 

sowie bei der Bearbeitung der einzeh1en Aufgabengruppen, über die 
Motive zur Teilnahme am Test, die Selbsteinschätzung bezüglich des 
Erfolgs i.n den einzelnen Unte1iests und über etliche weitere Aspekte 
sowie über die Beziehung all dieser Merkmale zur Testleistung. Diese 
Erkenntnisse können auch nach dem Fortfall des TMS noch genutzt 
werden z.B. bei der Gestaltung von lnfonnaüonsmaterialien zu anderen 
überregionalen Prüfverfahren. 

Fran= Blum, Dr. Dipl.-Psych., ist Projek!le11er. Giimer Trost, Dr. Dipf.­
Psyi.:h., ist Leiter des /11stit11ts fiir Tesf- 1111d Begab11ngsjorsch11ng. Bonn 

Anmerkung: 
1 Der Beitrag fußt auf Günter Trost (Hg.). Test für mediLiniscbe Studiengänge 
(TMS): Studien zur Evaluation (20. Arbeitsbericht). Institut für Test- und 
Begabungsforschung, Bonn 1996. 248 S 

hochschule ost 2/1997 169 



THEMA II: Haushaltspolitik & Hoch­
schulstrukturentwicklung - 2. Folge 

Die Universität und der Staat 

Hans Meyer 
Berlin 

Hochschulpolitik ist nicht allein eine Fra­
ge der Finanzausstattung. Aber ohne an­
gemessene Finanzausstattung kann man 
keine ordentlichen Hochschulen haben. 
Diese Binsenweisheit scheint in Berlin 
verlorengegangen zu sein, betrachtet man 

das gegenwärtige Gezerre wn die Konsolidienmg des Landeshaushaltes 
und den unverhältnismäßig großen Anteil, den die Hochschulen dabei zu 
erbringen haben. 

Preußen war besiegt und bankrott, als es 1810 sich zur Reform 
aufraffte und. von der unnachahmlichen Tatkraftimd dem Geschick Wil­
helm von Humboldts angetrieben, die Berliner Universität gründete. Kö­
nig Friedrich Wilhelm lll. hatte nach der militärischen Niederlage 
Preußens proklamiert, der Staat müsse nun durch geistige Kräfte erset­
zen, was er an physischen verloren habe. Als Leiter des Unterrichtsdepar­
tements im Preußischen Kultusministerium gelang es Hwnboldt, in 
weniger als einem Jahr eine Universität zu gründen, die später zum Vor­
bild für Universitäl:S!,rründungen weltweit ww-de. 

Berlin - in seinem freiheitlichen Teil - hatte gesiegt, es war ver­
einigt und hatte Geld - freilich auch Schulden - a.ls es 1990 ansetzte, der 
Humboldt-Universität wieder den Rang zu geben, den sie als Mutter aller 
modernen Universitäten verdient, als die Universität mit einer in der Welt 
beispiellosen Wissenschaftsgeschichte, die Universität mit den meisten 
Nobelpreisn"ägem, den bedeutendsten Rekioren und einer Fülle von 
beeindruckenden Gestalten der Wissenschaft von Fichte über Savigny, 
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Schleiennacher bis hin zu Helmholtz. Max Planck. Lise Meitner oder 
auch Karl Marx. 

Berlin setzte also a11 und verwirklichte mit der personeUen, inhalt­
lichen und snuktureUen Neugestaltung der Hwnboldt-Universität in 
einem universitätsgeschichtlich einmaligen Prozeß die Idee einer „schlan­
ken" Universität. Freilich wurde das Grundmuster der bundesrepublika­
nischen Universitätsstruktur - in Berliner Ausprägung - dabei nicht in 
Frage gestellt. Viele der damaligen Kritiker sehen sich durch die gegen­
wärtige hochschulpolitische Diskussion in ihrer Auffassung bestätigt, 
daß die Bundesrepublik in der Hochschulpolitik eine einmalige Chance 
in der Vereinigung von Ost und West verpaßt hat. Dennoch ist die Hum­
boldt-Universität wie keine andere Universität das Exl)eriment im Expe­
riment der Vereinigung: Über 500 Professorinnen und Professoren sind 
seit 1990 an sie berufen worden, Alt-Humboldtianer wie Wissenschaftler 
aus den alten und auch neuen Bundesländern und aus der ganzen Welt. 
Keine andere Universität der Bundesrepublik hat eine Evaluation und 
eine Umstruktwierung dieses Ausmaßes bei laufendem Betri.eh bewäl­
tigt. Dieses ist nw· möglich gewesen, weil „Ostler" wie ,,Westler" den 
Reiz im Aufbau, i11 dem Versuch von Reformen gesehen und Phan-tasie, 
Enthusiasmus UJ1d Kooperationsfühigkeit bewiesen babeu. Das Er-geb­
nis ist eine personelle Mischung, die gleichennaßeo Brisanz und Frucht­
barkeit in sich birgt. Der kontinuierlich wachsende Zustrom au Studie­
renden, die unaufhaltsame Flut auswärtiger Gäste und Wissenschaftler, 
die Folge der wissenschaftlichen Kongresse, aber auch „Leistungsindi­
katoren" wie die mittlerweile 11 Graduiertenkollegs. 3 klinischen For­
scbergmppen, 3 eigenen Sonderforschungsbereiche und die rapide stei­
gende Zahl eingeworbener Drittmittel belegen, daß das Expe1iment 
gelungen ist. 

Erwartungen vieler. die hierher gekommen sind und bereitwillig 
auch manche Unbequemlichkeit inkaufgenommen und Versprechungen 
vertraut haben, wurden enttäuscht, aJs die Humboldt-Universität kawn 
zwei Jahre nach der Festlegw1g der neuen Struktur in den Strudel der 
ständig steigenden und kumulierenden Sparförderungen geriet: 

Erst 1993 hatte das Land Berlin die Neustrukturierung der Berliner 
Hochschullandschaft mit seinen drei Universitäten (Freie Universität, 
Technische Universität, Humboldt-Universität), vier Kunst- und Musik­
hochschu.len und fünf Fachhochschulen beschlossen und im „Berliner 
Hochschulstrukturplan 1993" niedergelegt. Mit ibm sollte den Hoch­
schulen Planungssicberheit bis ins Jahr 2003 gegeben werden - so ist im 
Vorwort zu lesen: 
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.,Der Berliner Hochsc/z11/s1rukturplan enthält sowohl in inhalrlich­
strulm,reller als auch in quantitativer Hinsicht die hoch\·chulpolitischen 
Zielvorstel/1111gen und Leitlinien fiir das nächste Dezennium. Indem diese 
Zielvorslellungen lind Leitlinien mit der mit1e(fristigen Finanzplanung 
verkniipfi werden, will er Planungssicherheit und Finanz1erbarkeil der 
beachtlichen Hochschulpotentiale in Berlin sichern.'· 

Kern dieser hochschulpolitiscben Leitlinieu war die Veningerw1g 
der Zahl der Studienplätze aLtf 100.000, verbunden mit einer Kürzung der 
Hochschulhausbalte von rd. 133 Mio. DM bis zum Jahr 2003. 

Diese Planw1gen des Landes wurden bereits 1995 über den Haufen 
geworden, als mit einer „pauschalen Minderausgabe" den Hochschulen 
weitere 137 Mio. DM Kürzungen bis zum Jahr 2003 auferlegt wurden. In 
Wahrheit handelte es sich nicht wn eine pauschale Minderausgabe, die 
mit dem nächsten Haushaltsjahr wieder aufgehoben worden wäre, son­
dern um dauerhafte Kürzungen „im Hinblick auf den Abbau von Doppel­
und Mehrfachangeboten" an den Universitäten - so die politischen Vor­
gaben. Man fragt sich, ob die Landesregierung mit dieser Forderung von 
ihrer Entscheidung abrücken will, drei Universitäten in Berlin zu halten. 
oder ob sie sich emstllaft Universitäten vorstellen kann, an denen man 
,.Doppelangebote'• wie Mathematik Gennanistik oder Geschichte an der 
einen und Physik, Sozialwissenschaften und Wirtschaftswissenschaften 
an der anderen Universität streichen könnte, ohne die Universitäten in 
Gänze zu zerstören. 

Im Zuge dieses Abbaus von „Doppel- und Mehrfach.angeboten" bat 
das Abgeordnetenhaus von Berlin im Hauruck-Verfahren beschlossen, 
an der Hwnboldt-Universität das lnstitut für Pharmazie zu schließen, 
obgleich soeben erst zahlreiche Professoren neu berufen und das lnsti­
tutsgebäude mit zweistelligem Millionenaufwand renoviert worden war. 
Der Verfassungsgerichtshof von Berlin hat die auf eine solche Weise 
verfügte Einstellung des Studiengangs Pharmazie für nichtig erklärt. 
Daraufhin bat die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur die Immatrikulation von Studierenden zwar wieder zugelassen -
die vermutete „Sparswnme·' für die Schließung der Phannazie wurde der 
Hwnboldt-Universität aber dennoch zur Last gelegt. 

Im Herbst 1995 offenbarte der - nach den Abgeordnetenhauswal1-
len wohl erstmals ungetrübte - Blick in die Kassen Berlins, daß diese 
nicht nur leer, sondern ein Faß ohne Boden geworden waren. ln der Folge 
summierten sich weitere Kürzungsforderungen in immer schnellerer 
Folge, so daß die Sparlast allein bis Ende 1996 auf mittlerweile 400 Mio. 
DM angestiegen ist. Dementsprechend wurde mit dem Haushaltsstruk-
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rurgesetz 1996 die Zielzahl an Studienplätzen in Berlin auf 85.000 
konigiert. 

Zu diesen Kürzungen addieren sieb allein aufgrund der bis Ende 
1996 gefaßten Beschlüsse weitere rd. 400 Mio. DM für die Jahre 1997 bis 
2003. 1n dem jetzt zur Beratung anstehenden Landeshaushalt sind für die 
Hochschulen darüber hinaus weitere Kürzungen in Höbe von 150 Mio. 
DM bis zwn Jalrr 2000 vorgesehen. Ganz genau weiß man es frei-lieh 
nicht, weil die genannten Zahlen sich jeweils auf merkwürdige Art 
verändern. Die Tendenz ist aber eindeutig. 

Bei.nahe noch schwerer wiegt, daß die Personalhausbalte der Hoch­
schulen - anders als bei allen anderen Landeseinrichtungen - seit Jah­
ren nicht ausfinanziert werden: Unter Berufung auf ihre Globalhaushalte 
müssen die Hochschulen für Tatifsteigerungen, Anpassungen der Löhne 
und Gehälter an das „Westniveau·', VBL-Umlage, Steigerungen der 
Rentenversicherungsbeiträge, ganz gewöhnliche Zulagen zu den C4-
Grundgehältem und anderes selbst aufkommen. Für die Zahl der Stu­
dienplätze bedeuten all diese versteckten und offenen Kürzungen nach 
Berechnw1gen der Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschtmg und 
Kultur, daß in Berlin bestenfalls 62.000 Studienplätze beibehalten wer­
den können. Bei gegenwärtig rund 145.000 Studierenden im Land 
werden die Berliner Universitäten es kaum verantworten können, zum 
Wintersemester 1997 /98 überhaupt noch Studierende zu immatrikulie­
ren. 

Alles in allem summieren sich die von den Hochschulen verlangten 
Kürzungen bis zum Jahr2003 also auf über I Milliarde DM - das Land 
Berlin hat also tatsächlich vor, den Gegenwe1t einer ganzen, und zwar 
sehr großen Universität zu sparen, aber drei Universitäten zu behalten. 

An der Hwnboldt-Universität fülnten die Sparauflagen bereits im 
Frühjahr 1996 zu einer bis heute andauernden Stellenbesetzungssperre 
w1d massiven Sachmittelkürzungen in allen verfügbaren Titeln. Für die 
Bibliotheken bedeutete dies beispielsweise, daß bereits im März des ver­
ga11ge11en Jalu·es kein einziges Buch mehr angeschafft werden konnte. 
Wegen der überwiegend befristeten Venräge im wissenschaftlichen 
Mittelbau raubt die andauernde Stellenbesetzungssperre ausgerechnet 
dem wissenschaftlichen Nachwuchs die Zuktmftschancen. Ohne wissen­
schaftlichen Nachwuchs und studentische Beschäftigte erleidet vor 
allem die Lehre emstllafte Schäden - die vielbesw1gene Notwendigkeit 
zur Verbesserung der Lehre klingt unter einer solchen Perspektive wie 
blanker Hohn. 

Wegen der großen Zahl an Berufungen binnen kürzester Zeit steht 
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die Hwnboldt-Universität nun vor der schwierigen Situation. ihre Beru­
fungszusagen einhalten zu müssen, obwohl ibr die drastischen Kürzun­
gen dafür die Geschäftsgrundlage geraubt haben. Für die ben·offenen 
Hochschullehrer bedeutet dies nicht nur schwere Einschränkungen in 
ihrer Lehr- und Forschungstätigkeit. sondern vor allem einen kaum wie­
dergutzwnachenden Vertrauensverlust in die Hochschulpolitik des Lan­
des. In der Folge haben im Herbst 1996 einzelne Professoren wegen 
der Nichteinhaltung von BerufungszusageD Klage gegen <lie Universität 
erhoben. Bei den ersten vorläufigen Entscheidungen haben <lie Verwal­
tungsgerichte <lie Notlage der Universität anerkannt. 

Die Folgen der Sparpolitik machen deutlich. daß eine chronisch 
unterfinanzierte Stadt nicht im Interesse der Hochschulen liegen kann. 
Die Universitäten und Fachhochschulen haben deshalb ihre Mitarbeit bei 
der Sanierung des Landeshaushaltes angeboten und dem Land Berlin 
einen Vertrag vorgeschlagen, der den Hochschulen Planungssicherheit 
geben soll und dem Land Sicherheit über die SpatTaten. 

Kernpunkt des Vertrages ist die verbindliche Festlegung von jähr­
lichen Kürzungsquoten bis zum Jahr 2003 und die Rückkehr zu einem 
Verhältnis von Zuwendungsgeber und -ernpfä.nger, wie man es sich dem 
Sinn nach vorstellen würde, also <lie Ausfinanzieru.ng der Personalhaus­
halte und der Ausgleich von zusätzlichen Lasten, die das Land den 
Hochschulen direkt oder indirekt aufbürdet, wie z.B. Tatifsteigerungen 
oder Steigerungen bei Versorgw1gsaufgaben. Mit der Festschreibung 
von Kürzungsquoten müssen naturgemäß zusätzliche Kürzungen, wie 
pauschale Minderausgaben oder Bewirtschaftungsau.flagen, ausgeschlos­
sen sein. Nur so haben die Hochschulen eine Chance, sich durch struk­
n1relle Verändenmgen auf die drastisch verminderte finanzielle Ausstat­
tung einzustellen, ohne substantiellen Schaden zu nehmen. 

Will man den Universitäten mehr Verantwortung für ihren Haus­
halt zugestehen, muß man ihnen auch die Möglichkeit geben. Einnahmen 
zu tätigen. Einnahmen werden sich aber nur dann spürbar entwickeln, 
wenn hierfür ein Anreiz geschaffen wird. Also diitfen Einnahmen. die 
Hochschulen durch eigene Aktivitäten erzielen, nicht zu einer Kürzung 
des Zuschusses führen. (Im gleichen Sinne sollte das Land Zuschüsse an 
die Hochschulen senken dürfen, wenn es diesen finanzielle Lasten ab­
nimmt) Dieser Idee folgend, haben die Hochschulen in ihrem Vertrags­
entwurf auch vorgeschlagen, im Rahmen einer flexiblen Ressourcenbe­
wirtschaftw1g den Verkauf von Grundstücken unter Behalt von 75 % des 
Kaufpreises für die Hochschu.len zu ermöglichen. Flexibilisierungen in 
der Wirtschaftsfülu·ung. wie z.B. die Übertragbarkeit verschiedener Ti-
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tel oder ein globaler Stellenralunen anstelle des stan-en Sollstellenplans, 
würden die Handlungsfähigkeit der Hochschulen stärken. 

Im Gegenzug haben sich die Hochschulen zu wnfassenden Refor­
men bereiterklärt Hierzu gehört eine gemeinsame Strukturplanw1g ins­
besondere der Universitäten, für die zunächst die entsprechenden Instru­
mente zu entwickeln sind. Eine solche „verbundene Planw1g·' mit dem 
Ziel der abgestimmten Schwerpw1kt- und Profilbildung soll die Überprü­
fung des bestehenden Fächerangebotes w1d die Evaluation von Lehre 
und Studium ebenso umfassen wie die Entwicklung gemeinsrun gen-age­
ner Studiengänge und Forschungsschwerptmkte sowie die Verflechtung 
von Studien- und forschungsbegleitenden Serviceangeboten. 

Ein weiterer Bestandteil der Refonnbestrebungen ist die fdee, neue 
Orga.nisationsfonnen und Leitungsstruktw·en zu entwickeln w1d für 
zunächst begrenzte Zeit zu erproben. Das Land will im Haushaltsstruk­
turgesetz 1997 hierfür geeignete reclitliche Rahmenbedingungen schaf­
fen. Die Hwnboldt-Universität begrüßt das als eine Erweitenmg ihrer 
Autonomie. Da das Hochschulrahmengesetz nur eineu begrenzenden 
Rahmen für Organisation und Struktur von Hochschulen setzt. können 
die Rahmenbedingungen auf Landesebene recht offen gefaßt werden. 

Die Universitätsleitw1g, Akademischer Senat und Konzil haben 
sich darauf verständigt, noch vor lnkrafttreten des Haushaltsstrukturge­
setzes 1997 mit den inneruniversitären Arbeiten zu einer umfassenden 
Organisationsrefonn der Universität zu beginnen. Es liegt auf der Hand, 
daß dabei drei Fragenkomplexe im Vordergrund stehen werden. Der eine 
betrifft das Verhältnis von Universität Zll.Ill Land, der andere das Verbält­
uis von Universitätsleitung zu den MitbestinmJUngsgremien und der 
dritte das Verhältnis von Zentralebet1e zu Fakultäten und l11stituten. 

Was das Verhältnis von Universität zum Land angeht, so steht die 
Berliner Besonderheit der Kuratorialverfassung auf dem Prüfstand. 
Urspriiglich gedacht als ein Vennittltmgsgremium zwischen Staat und 
Universität, in dem hochrangige Vertreter von drei Senatsverwaltw1gen, 
Abgeordnete, Universitätsmitglieder und Vertreter von Wirtschaft und 
Gewerkschaft gemeinsame Lösungen erru·beiten sollten, hat sich ge­
zeigt, daß <lie staatlichen lnteressen unabhängig von den Mehrheitsent­
scheidungen des Gremiums in wichtigen Fragen sich durchgesetzt haben, 
und daß über die Unterkommissionen mehr Senatsverwaltungen in die 
Aufsicht über die Universität einbezogen worden sind, als im Ver-hälrnis 
Universität-Staat nützlich ist. Es war ein offenes Geheimnis, daß bei 
einem Zusammensch.luß der Länder Berlin und Brandenburg die Kura­
torialverfassung abgeschafft worden wäre, weil spätestens drum die 
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zeitliche Überforderung der Senatoren und höheren Senatsbürokratie 
unert:räghch geworden wäre. Das Fazit, daß sich die mit der Kuratorial­
verfassungverbundenen Hoffnungen nicht erfüllt haben, ist unausweich­
lich, wenngleich seine offene Aussprache politisch noch als inopportun 
gilt. Freilich ist mit der bloßen Abschaffung der Kuratorialve1fassw1g das 
Problem eines sinnvollen Verhältnisses von Staat und Universitäten 
nicht gelöst. Auch unter dem Gesichtspunkt des Sparzwanges sowohl bei 
den Senatsve1waJtungen als auch bei den Universitäten wird man aber 
nicht umhin kommen, Organisationsstrukturen zu schaffen, die es dem 
Staat erlauben, auf eine Reihe von Eingriffs- und Kontrollrechten gegen­
über den Universitäten zu verzichten. 

Was das Verhältnis der Uoiversitätsleitw1gen zu den Gremien an­
geht, so ist zunächst für die Humboldt-Universität festzustellen, daß die 
Gremien eine sehr sinnvolle, von Sachkunde getragene und mit viel En­
gagement ausgefüllte Arbeit verrichten. Sie sind nicht nur als Beratungs­
gremien, sondern in wichtigen Angelegenheiten auch als Entscheidungs­
grernien notvv'endige Bestandteile einer Universität, die sich auf eine 
akademische Tradition beruft. Gleichwohl ist zu prüfen, ob nicht die Zu­
weisung zu generalklauselartiger Kompetenzen weit über das hinaus­
gebt, was diese Gremien sinnvollerweise leisten können und was denn in 
Wirklichkeit auch nicht oder nur unvollkommen geleistet wird. 

Der dritte Fragenkomplex beoifft das Verhältnis von Zentralebene 
und Fakultäten. Die Humboldt-Universität hat es geschafft, aus eigener 
Kraft die Vielzahl der f achbereichc wieder auf eine sinnvolle Größe von 
11 Fakultäten zurückzuführen. Mit dem Zusrumnenschluß der beiden 
klinischen Fakultäten Rudol fVirchow und Charite wird die Za1tl zum l. 
April 1997 auf zehn Fakultäten reduziert. Dies ist eine außerordentlich 
sinnvolle Größenordnung. Bei den Beratungen über Strukturänderungen 
wird zu klären sein, ob man nicht die professorale Gruppenvertretung mit 
der Fach vertretw1g der Fakultäten in der GestaJt der Dekane kombinieren 
und so im Akademischen Senat ein Gremium haben könnte, das beide 
Aspekte einbezieht, nämlich einmal die Legitimen Gruppeninteressen. 
und zwn anderen die legitimen Fachinteressen, die in den Fakultäten 
gebündelt werden. Mit dem Ausbau der VerwaJtungskapazität der Fakul­
täten könnte eine Reduzierung der Kompetenzen der Zentralverwaltung 
und damit ein schlankerer Verwaltungsaufbau einhergehen. Wie zwi­
schen Universität und Staat so gibt es auch heute zwischen Fakultäten 
und Zentralverwaltung unnötige VerwaJtungsgänge, die man ohne Not 
für die Qualität der Entscheidung verkürzen könnte. 

Insgesamt erfordert schon die seriöse Behandlung aller drei Pro-
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blemkomplexe ein großes Maß an Energie, Erfu.Jmmg und Entschei­
dungsmut. Die Universitäten köm1en aber nur die Initiative gegenüber 
dem Staat zurückgewinnen, wenn sie zeigen, daß sie aus eigener Kraft in 
der Lage sind, auch einsclmeidende Refonnen vorzunehmen. 

Vielleicht hat gerade die Humboldt-Universität mit ihrer jüngsten 
Geschichte die besten Voraussetzungen dafür, aus den zahlreich vorhan­
denen Reformideen tragfähige Modelle zu entwickeln und einem Taug­
hchkeitstest zu unterziehen. Die gleichermaßen reformfreudigen wie 
-erfahrenen Studierenden, Lehrenden und Forschenden, die diese Uni­
versität ausmachen, lassen genau dieses erwarten. 

Hans Meyer, Prof Dr. iur. Dr. h.r:., Staats- 1111d Ven11a/11mgsrecht/er, 
ist Prä.,1de11t der H11mboldt-U111vers1tät =11 Berlin 
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Die Erfurter Idee 

Peter Glotz Man sollte das ModeU Erfurt nicht über-
Erfurt lasten. Die (vennutlich) letzte Neugrün­

dung einer staatlichen Universität für die 
nächsten Jalrrzehnte soll ein Laborato­
riwn für neue Entwicklw1gen im I-Joch­
scbulwesen werden. Aber keine lnsel der 

Seligen,keine Wundennaschine, kein exterritoriales Feld. Modellversu­
che mit Globalhaushalten machen sie auch in Nordrhein-Westfalen und 
in Niedersachsen. Daß Budgetierung stärkere Rektoren und Dekane 
erfordert, hat sich überall in der Republik mmgesprochen. Chemnitz­
Zwickau bemüht sich systematisch um virtuelle Seminare, virtuelle 
Archive, das Internet als Kommunikationsinstmment. ErfU11 kann und 
wird nicht den Anspruch erheben, für die Welt der zwei Millionen 
deutscher Studierender (und 350 deutsche Hochschulen) die gleiche 
Rolle zu spielen wie die Berliner Neugründung von 1809 für die 5.000 
preußischen Studenten. Wir sind ambitioniert; aber nicht größenwahn­
sinnig. Die "Erfurter Idee'' kristallisiert sich um sechs Grundgedanken. 
Sie lassen sieb folgendermaßen fonnulieren: 

Kommunikation: 
Die Gnmdidee der deutschen Universitäten liegt im Streit der F ak'11ltäten, 
Streit ist Kommunikation. Deswegen sind Massenuniversitäten eher 
Irrwege. Es ist kein Zufall, daß man vor zwei Jahrzehnten die Sorbonne 
in sieben Universitäten zerschlagen hat. Erfurt will 4.000 Studenten, und 
möglichst nicht mehr, 120 Professoren, und möglichst nicht mehr. Wir 
wollen Traditionen wie beim Wissenschaftskolleg in Berlin; das regel­
mäßige Donnerstags-Dinner der Fellows: Die Wissenschaftler wissen, 
was der Zirnmemachbar tut und denkt. Das Schlimmste: Di-Mi-Do­
Professoren, die ihren Bindestrich verwalten wid Studenten für eine 
Belästigung halten. 
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Transdisziplinarität: 
Die Musik spielt in den Schnittstellen. Am Beispiel vorgeführt: 1n neuen 
Medienberufen werden Quali:fikationsmerkmale aus verschiedenen Wis­
sens- und Forschungsgebieten verlangt. Um den sich beschleunigenden 
Wandel der Medien angemessen beschreiben und erklären zu kön-nen., 
ist interdisziplinär orientierte Grundlagenforschung notwendig. Es ent­
wickeln sich neue Verbindungen zwischen Fernsehen, Video, Computer 
und Telefon. Solchen "Zusammenballungen" wollen wir in Erfurt nach­

spüren: mit Wlserer Forschung ebenso wie mit unseren Studienangebo­
ten. 

Cluster: 
Deswegen organisieren wir die Erfurter Unjversität mn solche ''Zusam­
menballw1gen". konventioneller ausgedrückt: wn Cluster, Forschungs­
schwerpunkte. Wir beginnen mit vier Feldern: 

l. Der Erforschung von "Sinn-Strukturen", also der Begegnung von 
Islam, Ortl1odoxie, Christentum, Judentum. Metaphysische Bedürfuisse 
existieren auch dort, wo verfaßte Religionen schwächer werden. 

2. Kulturen w1d lnstitutionen in Transfonnationsprozessen. Was ist 
''Staat", wenn die Nationalstaaten an Macht verlieren? Was für neue 
Strnkturen entstehen zwischen Staatenbund und B1111desstaat? Erfurt 
wird sich der Regionalismus- und Nationalismusforschung widmen, mit 
den Schwerpunkten Südosteuropa, Bohemistik, Polonistik. Universi­
tätspartnerschaften sollen dabei helfen, z.B. zwischen Erfurt. Pilsen, Op­
peln. 

3. Staatswissenschaften. Im Zeitalter der Deregulierung muß der 
Begriff zurückgewonnen werden. Die Wirtschafts- imd Rechtswissen­
schaftliche Fakultät soll als European School of Govemment entwickelt 
werden. Public Economics, Makro-Ökonomie, internationale Politik, 
Complexity Management sollen der Dominanz der Allokations- und 
Effizienz-Ökonomie entgegenwirken. 

4. Medien. Der Computer als Medium der Medienintegration ver­
wandelt die Informationssammlung, Infonnatioosautbereitung, Infor­
mationspräsentation. Eine Punkt-an-viele-Struktur verwandelt sieb in 
eine Punkt-zu-Punkt-Struktur; di.e Abkehr von I inearen Erzählstruktu­
ren, die Internationalisierung der Kommunikation, die individualisierte 
Kommunikationsabfrage verlangen neue Fom1eo der "Medienkompe­
tenz". Gleichzeitig entstehen neue A V-Berufe. Erfurt will ein Zentrum 
interdisziplinärer Medienforschung werden, durch die Zusammenarbeit 

hochschulc Ost 2/1997 179 



von Kommunikationswissenschaft, Literaturwissenschaft, Geschichte, 
Massenku1twforschung, Sozionik, Computer-Linguistik, Medienöko­
nomie. Medienrecht. 

Studientransparenz: 
Erfurt will den ostdeutschen Vorsprung an "Studierbarkeit" der Studien­
gänge bewahren: Kein Anfänger soU ratlos in ein Labyiinth gejagt 
werden. Unsere St:ichwo1te heißen: Creditpoint-System, studienbeglei­
tende Prüfungen, Tutorien, überschaubare Zahlen, ein aufeinander auf­
bauendes System von Bachelor, Master, Doktor. 

ln ternationalität: 
In Erfurt wird die Wissenschaftssprache Englisch dem Deutschen gleichge­
stellt. Wir streben eine Dritte Jung an: Ein Drittel Thüringer Stu-dierende, 
einD1ittel Studierende aus Westdeutschland, ein Drittel Studierende aus 
dem Ausland. Über institutionalisierte Gastprofessuren werden Auslän­
der automatisch in Lehre und Forschung eingebunden. Erfurt strebt an, 
über Offices for Academic Affairs systematische Austauschprozesse mit 
20 Universitäten aus ID1terschiedlichen Teilen der Welt zu organisieren 
Uoint degrees). 

Virtuelle Universität: 
Lehrende tmd Lernende in Erfurt werden den Personalcomputer als 
selbstverständliches Tnstrwnent einsetzen; zur Literaturrecherche, Stu­
dienberatung, Kommunikation, in der Standardausbildung. 1m Endaus­
bau sollen 15 - 20% der Lehre "virtuell" abgewickelt werden. Ei-furter 
Lehrveranstaltungen werden in aller Regel auf dem Tnternet angeboten. 
Das Medienzentrwn der Universität Erfurt wird in enger Kooperation mit 
der Industrie organisie1t. 

Natürlich ist die Entwicklung der Universität Erfurt im Fluß; alle Pläne 
stehen unter dem Gesetz der ständigen Revision. Am 1. Februar 1997 
wurde ein Entwurf der neuen Grundordnung der Universität der Landes­
regierung zugeleitet. Im März werden die Prorektoren, im April wird der 
Gründungssenat der Öffentlichkeit vorgestellt. Workshops zur Defini­
tion der Forschungsschwerpunkte sind organisiert. Bis ztun Herbst sollen 
25 Ausschreibungen für Eckprofessuren das Haus verlassen haben. Wir 
sind in fieberhaften, schwierigen, aber konstruktiven Verhandlungen um 
die Bauplanw1g; die neue Universitätsbibliothek muß bezugsfertig sein, 
bevor die ersten (grundständigen) Studierenden zum Wintersemester 
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1999 nach Erfurt kommen. Erfurt ist ein Bauplatz; physisch und geistig. 
Gerüste stehen herum, man kann in offene Baugmben fallen, gelegent­
lich haben wir Probleme mit dem Grundwasser oder den Eigentumsrech­
ten. Der Aulbau gelingt nicht ohne Wortwechsel, Liquiditätsengpässe, 
aufgeregte Krisen. Noch aber ist der"Spi.iit" gut. Wir strengen uns an, ein 
Ort des Yorausdenkens und des Nachdenkens für diese Gesellschaft zu 
werden. Das Max Weber-Kolleg und die vier Fa-kultäten (Philosophi­
sche Fakultät, School ofGovemment, Katholisch-Theologische Fakul­
tät, Erziehungswissenschaftliche Fakultät) bereiten sich auf einen Je­
bet1digen Wettbewerb vor. Unsere Ziele sind Exzellenz und Effizienz, 
Praxisorientierung und gesellschaftliche Verantwortung. Erfurt will als 
Membran funktionieren, als dünnes. elastisches eingespanntes Blätt­
chen, das zu Schwingungen angeregt werden kann w,d das als osmoti­
sche Baniere wirkt. Membranen sind keine starren Gebilde; sie werden 
nach Bedarf auf- und umgebaut. So versteht sich auch die Universität 
Erfurt. 

Peter Glot=, Prof Dr., i:,t Professorfiir Komm11nikaLio11swisse11schaft an 
Jer Universität Erfurt, Honorctrprofessor fiir Medie11ökologte 1111d 

Kom1111111ikarionslm/t111· an de, U11h>ers1tä1 Miinchen sowie 
Rektor der Universiläf /:.,i:furt 
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REAKTION 

Ethikkonsens - cui bono? 
Zur gegenwärtigen Wertediskussion im allgemeinen und 
zum in dieser Zeitschrift von B. Markert propagierten 
Ethikkonsens im besonderen 

Niels Gottschalk Unter der Überschrift "Moral ist gut? 
Leipzig Moralismus ist schrecklich!" wfrbt der 

Klett-Cotta-Verlag für ein jüngst erschie­
nenes Doppelheft des Merkur (Nr. 8/9 
J 996). Weiter heißt es in der Anzeige: 
"Möglicherweise mangelt es uns an Mo­

ral, aber sicher nicht an Traktaten, die diesen Mangel wortreich und 
händeringend beklagen. Moral, darüber sind sich alle einig, ist gut. man 
kann gar nicht genug davon haben. So jedenfalls die Sonntagsredner in 
Politik und Kfrchen, in Presse und Fernsehen, wenn sie vor Selbstzufrie­
denheit glänzend ihre scheinbare sittliche Überlegenheit demonstrieren. 
Ob als moralischer Kleinuntemeluner - von Küng bis Wickert - oder als 
menschheitsrettende Großagentur wie Greenpeace - die ßranche ex-
pandiert, und man sollte iJ1r genau auf rue Finger sehen." . . 

Ohne Frage, Moral w1d Ethik habe11 KonjWlktur. Und dabei bleibt 
es nicht bei bloßen Sonntagsreden. Äußerlich sichtbare Zeichen sind 
etwa 11eu eingerichtete medizinische Ethik-Kommissionen oder wissen­
schaftliche Ethik-Zentren (in Bonn und Tübingen). Auch in den Fachbe­
reichen der Universitäten ist rue Beschäftigung mit nonnativen Fragen 
rehabilitiert, besonders auffällig im Blick auf Umwelt und Technik (G. 
Ropohl sprach 1994 bereits allgemein von einer "nonnativen Wende in 
der Technologie"). Sclmittstellen von Wissenschaft und Politik wurden 
etabliert, die Techniken bewerten wollen, wie z.B. Akademien für Tech­
nikfolgenabschätzung (in Stuttgart und Bad Neuenahr-Aluweiler) oder 
das Büro für Technikfolgenabschätzung am Deutschen Bundestag. 

182 hocltschule osl 2/1997 

Eine Konjunktur, die auch an dieser Zeitung nicht spurlos vorüber­
gegangen ist (B. Markert: "Was kostet ein Pfund Ehrlichkeit". hso 3/96, 
S. 146-157, sowie P. Döge: "'Nachhaltige Forschtmgsförderung", hso 4/ 
96, S. 158-l66). Eine kleine Kontroverse bereits, die nun durch eine vom 
Herausgeber gewünschte Stellw.1gnahme aus "wissenschaftsethischer / 
wissenschaftsphilosophischer Perspektive" bereichert werden soll, in 
der einige eher grundsätzliche Dinge anzusprechen sein werden. Zu­
nächst werden die Diskussionsbeiträge von Markert und Döge kurz vor­
gestellt (I), dann beginnt die inhaltliche Kritik anhand der Begriffe von 
'Ethik' und dem Verhältnis zur Ökonomie (11). von 'Konsens' und 'Leit­
bild' (JII), sowie der Frage nach der Notwendigkeit (IV) und der mög­
lichen Wege (V) zwn 'Ethikkonsens'. 

l. 

Markerts Traktat "Was kostet ein Pfund Ehrlichkeit? Der »Ethikkon­
sens« als funktionales Leitbild einersoziaJ-ökologisch orientierten Markt­
wirtschaft. Positionspapier zur konzeptionellen Erarbeitw1g einer hoch­
schulpolitischen Leitlinie im Sinne einer »nachhaltigen Enh'Vicklung<<'' 
besteht im Kern aus einem Programm der Resurrektion von Ethik. Die 
Diagnose der "Vemacltlässigung ethisch-moralischer Grundwerte in 
tmserer Gesellschaft'' ( 146) kulminiert in den apostrophierten Merksät­
zen "Die materiellen Kräfte des Staates schwinden" ( J 50), "Wir sind satt 
und haben trotzdem Hunger" ( 152). '"Ich kommuniziere, also bin ich" 
(153)und"Sagemirwieviel Du verdienst. ur1d ich sage Dir, was Du(wert) 
bist" ( 155. sie). Diesem allem, als "Phänomen der inneren Ver-schmut­
zung" ( 150) zusammenfassend bezeichnet, gelte es jetzt analog der 
äußeren Verschmutzung (ullSerer natürlichen Umwelt) zu begegnen: 
Entsprechend zur aus Sicht Marke1ts "erfreulichen Entwicklung" (150) 
der gelungenen Orientierung der deutschen Forschung an ökologischen 
Zielen solle ntm umfassend der Ethikkonsens erreicht werden. Unter 
Verweis auf Deutschlands E>qiortschlager Umwelttechnik konstatiert 
Markert: "Ökologische Grundsätze sind somit in kürzester Zeit quanti­
fizierbar, kalkulierbar, meßbar W1d damit verkaufbar geworden", und 
ethischen Grundsätzen wird nun das gleiche Schicksal zugedacht. 

Fre1mdlich gelesen tmd von den Dingen. die mich an Markerts Text 
initieren, die aber m.E. hebbare Mängel darstellen, einmal abgesehen: 
dem 5-vor-12-Tenor, der Meister-Propper-Metaphorik und der katho­
lisch-religiösen Fixiemng, scheint Markerts Programm auf folgendes 
hinauszulaufen: In Zeiten zunehmenden Sinnverlustes der IJ1dividuen 
könnte die Ethik wieder ein Sinn-Angebot machen, und damit wie bereits 
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auf Ökologie, so nw1 auf soziale Gerechtigkeit oder ähnliches hin deren 
Handeln orientieren. Dies würde sich dann auch ökonomisch positiv aus­
wirken (vgl. die Umwelttechnik). Leider steht der zweite Teil des Textes 
noch aus, in dem Markert die Umsetzung seiner Programmatik darlegen 
und auf den Hochschulbereich konzentrieren will. Ich werde mich daher, 
in der an das Referat der RepLik Döges sich anschließenden inhaltlichen 
Kritik, auf einige grundsätzliche Bemerkungen beschränken müssen. 

Döges Artikel ''Nachhaltige Forschungsförderung: Umbau von 
Strukturen statt Ethik-Konsens" ist eigentlich keine Replik aufMarkert, 
sondern eine Ergänzung. Döge hat die Prax.is der Forschungsfördemng 
des BMFT untersucht und kommt zu dem Ergebnis, diese sei nicht plural 
genug ( 160/ 161 ): Frauen und die U mwel tbewegW1g sind ( thematisch wie 
personell) unterrepräsentiert. Döge fordert einerseits, thematisch, eine 
Ausrichtung der Forschungs- und Technologiepolitik am Leitbild der 
ökologischen Nachhaltigkeit, andererseits, personell, eine Öffmmg der 
Entscheidungs- und Beratungsgremien gegenüber den genannten Grnp­
pen. Letzteres kann allein den im Sinne der Nachhaltigkeit geforderten 
"grundlegenden Umbau wesentlicher zur Umweltzerstörung beitragen­
der Strukturen des gegenwärtigen Produktions- W1d Konsummodells'" 
( 162) nicht bewirken, sichert aber zumindest die "Problemorientierung'· 
(163/164). Die im Aufsatz-Untertitel angedeutete Opposition zu Markert 
wird eigentlich nur in Fußnote 19 explizit: Bezogen auf er-wälmten 
grundlegenden Umbau heißt es dort, es erschiene "eher als dys-funktio­
nal, ethische Anforderungen zu monetarisieren und somit in die markt­
wirtschaftlichen Prozesse internalisieren zu wollen, ohne deren ökolo­
gisch und sozial destruktive Rationalität und Dynamik zu verändern·'. 
Döges Anliegen teile ich im Kern, nur eine kJeine Rückfrage sei gestattet: 
Ob wohl das Forschungsministeriwn, die jeweilige Regierung oder gar 
der Bundeskanzler bevorzugte Adressaten gesellschaftlicher Partizipati­
onsansprüche sein sollten? Auf eine weitere Auseinandersetzung mit 
Döge muß ich hier verzichten tmd aufeinige in anderem Zu-sammenhang 
angestellte Überlegungen verweisen, wiedie Einbeziehung von Technik­
Betroffenen in politische Beratungsprozesse bewerkstelligt werden könnte 
(Gottschalk/Elstner 1997). 

n. 
Wie steht es nun um Markerts Programm? Zunächst zu seiner Diagnose: 
Der von Markertkonstatierte zunehmende Werteverlust wird leider nicht 
belegt (genausowenig übrigens wie die angeblich so schädlichen Wir­
kungen des Internet). So kann man nicht erkennen, ob diese offenbar 
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Markerts subjektivem Eindruck entspringende Erkennt11is, würde sie 
denn der empirischen Überprüfung ausgesetzt, nur auf methodisch frag­
würdige Resultate einer Meinungsforschung ä la Noelle-Newnann (vgl. 
Bertram 1994) oder auch auf emstzW1elunendere Quellen sich stützen 
könnte. Nun, hierzu gibt es wissenschaftliche Literatur. und die müßte 
man befragen; dies kann und soll mithin nicht unser Hauptpunkt sein. Die 
deutsche Jugend in Ost und West wü·d auf Grundlage einer aktuellen 
Studie immerhin als "die moralische Generation·' bezeichnet (Die Zeit 
( 14.2. L 997) 52. Jg, Nr. 8. S.3). 

Schwerwiegender scheint mir schon das doch etwas unklare Ver­
hältnis von Wirtschaft und Ethik. Der Ethikkonsens soll ein funktionales 
Leitbild abgeben, so Marke1ts Aufsatztitel, fwiktional nämlich für die 
Marktwütschaft. Ist es llier ein positiver Nebeneffekt, daß Ethik die Kas­
sen klingeln läßt. oder Sinn und Zweck der Übung "Ethikkonsens"? Er­
steres würde bedeuten. daß Funktionalität heißt: Marktkonfonnität, letz­
teres würde beißen: Ethik als Mittel zum kollektiven Wohlstand. Bei al­
ledem wirkt etwas seltsam, daß zwar die in den Egoismus übersteigerte 
ökonomische Rationalität mit Schuld an der "inneren Verschmutzung" 
sein soll ( 151 ), aber gleich.zeitig der ökonomische Erfolg dem Ethikkon­
sens als unhinterfragtes Ziel aufgegeben wird. Genau auf diese Ambiva­
lenz zielt wohl auch Döges kritische Fußnote 19. Der Widerspmch wie­
derholt sich auf einer allgemeineren Ebene, wenn einerseits die verstärk­
te Darbietung funktionaler Zusrumnenhänge Teil des Problems ist (153). 
andererseits aber ausgercclmet einfimktiona/es Leitbild die Lösung sein 
soll. 

Daß der Verdacht der Unterordnung der Ethik unter den Markt 
überhaupt aufkommen kann, liegt an Markerts ungeklärtem Bc&'liffvon 
Ethik. Ln der Philosophie bezeichnet Ethik, nach allgemein üblichem 
Sprachgebrauch, die Auseinandersetzung über den Sinn und die Begrün­
dung von nonnativen Aussagen oder \"On Aussagesystemen. Was 11W1 
den Gegenstand der Ethik angeht, so ist die Unterscheidung von Gutem 
Lehen und Moral kardinal (s. etwa Tugendhai 1993, S. 39). Diese geht 
davon aus, daß individuelle oder gruppenspezifische ethische Vorstel­
lungen vom "guten Leben" in der Modeme für verschiedene Menschen 
verschieden seü1 können (Pru-adebeispiel ist die religiöse Orientierung). 
von denen ein Kernbereich moralischer Verpflichtungen, der für alle 
verbindlich sein soll, klar unterschieden werden muß. Dies entspricht 
dem grundlegenden Unterschied der Fragen: (1) "Was 1st gut für mich/ 
uns?" und (II) '"Was ist gleichermaßen gut für alle?'". Nur auf die zweite 
Frage wird man auchfiir alle verbmdlicl1e Antworten finden können, d.h. 
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wenn überhaupt (einige Philosophen und viele Sozialwissenschaftler 
bestreiten dies ja bekanntlich), dann ist es hier, daß die Rede von einem 
imiversellen Konsens sinnvoll ist. lnteressant ist nun folgendes: Gemäß 
dieser Unterscheidung verfehlt man prinzipiell die Sphäre des Morali­
schen, wenn man die Anerkennung moralischen Sollens vom Vorteil der 
eigenen Person oder der Gruppe abhängig macht. So läßt sich. wn mit 
Kant zu sprechen (auf den sich auch Markert beruft ( 153)), lediglich 
pflichtgemäßes Handeln erreichen, nicht jedoch Handeln aus Pflicht. 
Klarer gesagt: Ein Handeln, daß bloß auf den eigenen Vorteil oder den der 
Gruppe achtet, kam, gar kein moralisches Handeln sein. Denn dieses 
fordert, seinen Vorteil nicht mehr als den aller anderen zu wollen. Moral 
schützt den anderen wn des anderen willen. 1 st der Ethikkonsens also als 
Antwort auf die Frage (II) zu verstehen, derjenigen nach der Moral, kann 
er gerade nicht aus unserem ökonomischen Erfolg heraus motiviert wer­
den. Denn dies reproduziert nur, was doch eigentlich des Übels Wurzel 
ist: daß die Interessen anderer nur dann berücksichtigt werden, wenn es 
im eigenen Interesse ist. 

In einer alternativen Lesart wäre der Ethikkonsens als Antwort auf 
die Frage (I) zu verstehen, derjenigen nach dem Guten Leben, sagen wir: 
der Deutschen ( oder der Europäer oder der Sachsen). In diesem Rahmen 
wäre das Abzielen auf den kollektiven Vorteil der Deutschen zwar nicht 
notwendig ein Widerspruch (es sei denn. die Antwort auf Frage (1) hielte 
auch Frage (11) stand, die konkrete Vorstellung vom Guten Leben ent­
hielte mitliin ein moralisches Element). allerdings bliebe von der hehren 
Motivation, also der Sinngebung und der Beseitigung der "inneren Ver­
schmutzung", dann nicht viel mehr als ein Schatten dessen, was Markert 
wohl auch im Sinne haben dürfte, wenn er von der Verantwortung z.B. 
gegenüber der Dritten Welt spricht (149). Die Debatte wn eine nachhal­
tige Entwicklung, auf die Markert sich bezieht ( 154 ). weist dieselbe 
Ambivalenz auf: Geht es dort darw11, daß wir (i.e., wir Deutschen/ Euro­
päer/ ... , bzw. unsere Nachkommen)die Umweltzwn überdieZeit größt­
möglichen Vorteil nutzen können, oder um eine weltweit gerechte Auf­
teilung der Nutzungsrechte an natürlichen Ressourcen? Geht es wn 
Eigeninteressen oder um Moral? 

Bleibt zu fragen, ob der von Markert bemühte Begriff des 'Leitbil­
des', auf den aucb Döge sich positiv bezieht (162/163), hier Klarheit 
schaffen kann. Er ist im Zusammenhang der Technik-Ethik Wld der po­
litischen Techniksteuerung gut eingeführt: Ein Leitbild ist eine gemein­
same Zukunftsvorstellung für Akteure in unterschiedlichen sozialen 
Feldern (Dierkes/Hoffinann 1992). Nonnalerweise stellt ein Leitbild 
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eine Antwort auf Fragen des Guten Lebens dar. oder enthält zumindest 
Komponenten desselben (vgl. den "ökologischen Landbau" oder auch 
die acht Leitbilder der Studie ''Zukunftsfähiges Deutschland" (BUND/ 
MISEREOR 1996, 153 ff), wie z.B. "Rechtes Maß für Rawn und Zeit"), 
sonst ist es nämlich gar nicht detailliert genug, um eine gemeinsame 
Handlungskoordination zu ennöglichen. Moralische Fragen erfordern, 
wegen des hohen Allgemeinheitsgrades. weitaus abstraktere Antworten. 
Aber: Ob ein konkretes Leitbild. mithin eine Vorstellung des Guten Le­
bens, unmoralisch ist, läßt sich der Idee nach angeben: Dann nämlich. 
wenn anderen die Möglichkeit ihres Guten Lebens genommen wird. So 
stehen beispielsweise die Leitbilder der Studie "Zukunftsfiihiges Deutsch­
land" unter dem Gerechtigkeitsvorbehalt, daß wir in Deutschland nicht 
mehr Ressourcen verbrauchen dürren, als uns bei einer pro-Kopf-Gleich­
verteilung anteilsmäßig zustünde. Moral definiert, ob nun in die-sem 
Falle gelungen oder nicbt, in der Regel die Randbedingungen der konkre­
teren Zukunftsentwürfe. 

m. 
Kommen wir zwn 'Konsens'· Ein Kv11sens 1st eine zwanglose Oherein­
~11mm11n?,, Für unsere Zwecke genügt es, dies nach zwei Seiten hin zu 
erläutern: Zwanglosigkeit heißt, daß man sachlich nicht zu einem ande­
ren Ergebnis käme, auch wenn alle macbtformigen Faktoren wegfielen, 
die ein Ergebnis immer auch mitbestimmen. Würde man in der Sache 
sonst anders entscheiden. schließt man einen bloßen Kompronuß. Ande­
rerseits bedeutet der Konsens nicht, daß auch alle Parteien notwendig aus 
den gleichen Gründen zustimmen: Ein Ergebnis kann aus Sicht verschie­
dener Parteien sachlich richtig sein und kein Kompromiß, aber dennoch, 
aufgrund unterschiedlicher Prämissen, aus unterschiedlichen Gründen 
richtig. Stimmen auch die Gründe überein, könnte man einem 1111![asse11-
den Konsens sprechen. Selbst wenn man so den Konsens nicht an ge­
meinsam geteilte Gründe bindet, meint der VolksmLU1d mit ·Konsens' 
häufig 'Kompromiß' (vgl. Buhl 1997). 

Die ethische Unterscheidung von Guten Leben und Moral hat nun 
Konsequenzen für den ethischen Konsens. Über (im o.g. Sinne) morali­
sche Fragen sollte sich, wie bereits im vorigen Abschnitt erwähnt, ein 
wiiverseller Konsens erzielen lassen können (die Prämisse ist dabei, daß 
nur für alle verbindlich sein kann, was auch für alle im Prinzip einsichtig 
ist). Für die (im o.g. Situ1e) Fragen des Guten Lebens gilt dies nicht: Die 
richtige Antwmt erfordert nur die Anerkennung durch jene, in deren In­
teresse etwas sein soll. Anders gesprochen: Was im Interesse eines Ka-
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tholiken für sein gelingendes Leben als Katholik liegt, Lmterliegt letztlich 
ausschließlich der Anerkennung durch Katholiken (der Konsens bleibt 
partiell). Hierzu kann ich zwar Ratschläge geben, aber meine Zustim­
mung zu ihren Lebenszielen ist nicht erforderlich für deren Richtigkeit 
for sre. 

Ein jeder Konsens liegt darüberhinaus nicht notwendigerweise auf 
der Ebene saitt.iger ltlhalte (materialer Konsens). sondern kann z.B. auch 
ein Konsens über den Umgang mit einem Streitpunkt sein (etwa der 
Konsens dru.über, bestimmte fragen per einfacher Mehrheit zu entschei­
den oder bestimmten Gmppen ein Vetorecht einzuräumen). Dies ist eine 
von vielen Möglichkeiten, einen Streit durch Bildung eines höherstufi­
gen Konsenses aufzulösen. Aber. wie schon die Abgrenzung gegenüber 
dem Kompromiß zeigt: Nicht jede Einigw,g ist ein Konsens, und es ist 
doch arg fraglich, ob gerade die deutsche Umweltpolitik als Beispiel für 
einen Konsens herhalten kann. Wenn z.B. die Benzinsteuer erhöht wird, 
sagen wir: um zehn Pfännige pro Liter, dürften die einen dies zur Finan­
zierung des Staatsdefizits tun, ohne den massenhaften Autoverkehr an 
sieb für ein Problem zu halten. während für die anderen dies einen (not­
wendigen) Schritt in eine autoarme Zukunft darstellt. Dies ist zunächst 
mit Sicherheit kein wnfassender Konsens, da unterschiedliche Gründe 
für eine nur äußerlich gleiche Handlung gegeben werden. Aber wo ist 
überhaupt der Konsens, wenn die letztgenannten eine deutlich stärkere 
Anhebung einführen würden, wären sie allein an der Macht? Die Liste 
von Beispielen Ließe sich beliebig fortführen. Geht es zudem wn eine 
Richtungsentscheidung, lauert hinter dem schönen Wort Konsens zudem 
häufig ein besonders lauer Kompromiß, der nämlich die Nachteile der 
Vorschläge beider Seiten transportiert. 

IV. 

Spätestens hier stellt sich die Frage, wozu ein Ethikkonsens denn über­
haupt erforderlich wäre: Für den Markterfolg deutscher Produkte, für die 
Siungebung der Individuen, für eine saubere Umwelt, für bessere Le­
bensbedingungen in der "Dritten Welt"? Ja groben Zügen dürfte die 
Antwort sich bereits abzeichnen; 

Für einen Markterfolg ist ein Konsens überhaupt nicht erforderlich. 
Weder damit ethisch kon-ekte Produkte angeboten werden, noch damit 
diese nachgefragt werden, müßte man soweit gehen, einen Konsens zu 
fordem Theoretisch läßt der Markt eine jede nach ihrer Vorstellung vom 
Guten Leben selig werden; der Markt ist doch gerade offen für Jnnovatio­
nen, die sich aufgmnd eines von Käuferseite perzipierten etluschen Vor-
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teils wegen dann dw·cbsetzen können (Beispiel: Transfair-Kaffee). lu 
diesem Sinne ethische Ansprüche kann der Markt also dw-chaus integrie­
ren (vgl. Priddat 1996). Seine bitegrationskraft ist aber nicht w1begrenzt: 
Dort, wo nicht toleiiert werden kann, was andere tun, hat es mit der Libe­
ralität ei11 Ende (dann wird z.B. eine Pressekampagne gegen ein Unter­
nehmen initiiert), Gemäß der üblichen 'Arbeitsteilw1g' schlagen sich 
solche moralischen Ansprüche gerade im Rahmen der Wi1tschaft, also in 
Recht und (Sozial-)Staat nieder. Hier, und nur hier, ist der Ort eines 
ethischen, genauer: eines moralischen Konsens'. Und hier reicht die Rei­
he der Kritiker an der gegenwärtigen Tendenz zum Laissez-fai.re-Kapi­
talismus bis bm zu Devisenspekulanten, die eine offene Gesellschaft-(im 
Sinne Poppers) bedroht sehen (wie Soros 1997). 

Für die Sinngebung ist wohl zumindest ein partieller Konsens über 
Fragen des Guten Lebens nötig. Allerdings kann hier jede Gruppe getrost 
il1re eigenen Vorstellungen entwickeln, erforderlich wären also eher 
ethische Konsense im Plural. In dem Maße. wie eine saubere Umwelt 
Voraussetzung des gelingenden Guten Lebens der einzelnen Gruppen ist. 
genügt für eine intakte Umwelt bereits der Apell an den eigenen Vor-teil. 
Nicht wenige Autoren sind der Meinung, daß sich unter der Perspel...-tive 
der Langfristigkeit auch der vermeintliche Widerspruch zwischen Öko­
nomie und Ökologie aufhebe. Eine Motivation der Hi(fe.fiirdre "Drille 
Welt" über unser Eigeninteresse wirkt bereits leicht zynisch. Sicher ist 
es doppelt verkehrt,nicht einmal das zu tun, was letztlich auch im eigenen 
Vorteil liegt. Dennoch: Nur daß es ökonomisch zu unserem Nachteil ist. 
etwas abzugeben. kann ein Verhungern-lassen anderer woW kaum recht­
fertigen. Hier ist ein moralischer Konsens sicher wünsclrenswert, aber 
gerade nicht norwend,g für das eigene Engagement. Dies gilt, genauer 
besehen. auch in puncto Umweltschutz. denn dort werden regelmäßig 
Nutzen und Schaden auch für andere verteilt (typisches Beispiel: C0 1-

Emissionen). 
Insgesamt zeigt sich. daß für keinen der von Markert verfolgten 

Zwecke ein umfassender Konsens über Fragen des Guten Lebens not­
wendig ist, nur für einige der Zwecke ein moralischer Konsens ange­
bracht wäre. Angebracht, weil es um Fragen der Gerechtigkeit geht, aber 
noch nicht zwingend erforderlich Was materielle Hilfe oder zu w1terlas­
sende Schädigungen gegenüber anderen angeht, ist Moral nämlich dw-ch 
politische oder rechtliche Regelungen funktional ersetzbar. Das Setzen 
dieser Regelungen selbst erfolgt dabei wenn nicht aus einem Konsens. so 
doch wenigstens aus einer Mehrheit heraus, dje politisch errungen wer­
den muß (daran führt angesichts des Zwangscharakiers von Recht kein 
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Weg vorbei). Der tiefere Grund der Abkömmlich.keit der MoraJ bei der 
Erreichw,g äußerer Ziele ist, daß nur für die Erreichm1g eines morali­
s~hen ldea!zustandeJ Moral letztlich w,ersetzlich ist. Daß also nie der 
eme den 3:11de_ren ~bervorteilt, kann ohne Unterstellung einer morali­
schen Motivation mcht plausibel gemacht werden. Dafür, daß dies nur in 
~~en geschieht, genügen äußere Regelungen. Ja, eine Yerha1tensstabi­
'1s1enmg bloß über die moralisclie Einstellung der Akteure scheint dann 
doch pragi~1atisch z~ _schwach, zu instabil, wn nicht durch die Zwangs­
bewehrthe,t des pos1t1ven Recht abges-ichert werden zu müssen. Ob sich 
allerdings der Rechtszustand selbst unter Abwesenheit moralischer Mo­
tivation ~inste~len oder halten können würde, ist eine spannende Frage. 
deren D1skuss1on (s. Höffe 1996) aber den Ral1men sprengen würde. 

V. 

All die~ führt zusammenfassend auf die möglichen Wege zur Erreichung 
des Ethikkonsens'. Markerts Hauptaugenmerk scheint hier aufcharisma­
tJschen Führern zu liegen, die als Vorbilder (Leitbilder) andere zur Ethik 
motivieren 1md inhaltlich integrierend wirken sollen. 

Einen moralischen Konsens zu befördern, z.B. als gemeinsamen 
Nenner verschiedener Vorstellw,gen des Guten Lebens. ist sicher ein 
!obenswe~es Ziel. Durch materielle Anreize, die letztlich nur den Ego­
!Su~us bedienen, kann dies (wie oben ausgeführt) schon prinzipiell nicht 
gelmgen_ Eine Motivation über charismatische Fiihrer umgeht dieses 
Problem. StelJen wir alle berechtigten Bedenken bezüglicli dieses Füh­
rungstyps versuchsweise beiseite und fragen uns: Vorbild für wen? Da 
Fragen des Guten ~ebens nicht gegenüber allen zustimrnungsfä.hig sind, 
sollte man auch rucbt so tun, als könne oder wolle man dies erreichen 
Hfor gilt es, das Faktum der Pluralität verschiedener Lebensentwürfe an~ 
zuerkennen, m.E. sogar: diese zu fördern. solange sie moralisch wibe­
denklicb sind. Selbst wenn "der Papst wieder Leitbild'' werden kann. wie 
von Markert ersehnt( 148), gelänge so gerade kein universeller Ethikkon­
sens (oder sollen wir alle zu Katholiken werden?). Ein Leitbild ent­
wickelt seine motivierende Kraft aus seiner Konkretheit. Das eine uni-
verselle Leitbild kann es schon daher gar nicht geben. ' 

Charismatische Führer also als Konsenspromotoren. dann eben nur 
für d_ie jeweilige Gruppe? Am Weg zum Ziel, in der oben bereits ange­
s~hn1tten~_n _Fra~e n~ch den Vetfahren der Konsensfindung, scheiden 
sieb endg~ng ~1.e Geister: Baut man hier auf Autonomie und aufgeklärte 
Wahl der Jeweiligen Perspektiven des Guten Lebens oder auf eine diri­
gistische Hinfühnmg? Auf dem Boden Kantischer Prämissen sollte klar 
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sein, daß der moralische Gesichtspuok'i: nur aus Einsicht gewonnen wird, 
aber auch (als Bestandteile des Guten Lebens) nur diejenigen Ziele 
authentisch sind, die man sich selber gesetzt hat. Alles andere widerstrei­
tet dem Begriff des Konsens', wie er oben eingeführt wurde. Natürlich. 
wenn jeder Konsens nur die hen-schende Meinm1g ist und dazu (z.B. 
massenmedial) herstellbar, entfallen einige Skrupel. Aber selbst dann 
ließe sich noch eine Lanze dafür brechen. die Auseinandersetzung offen 
zu gestalten, w,d geriete eine einseitige Ausrichtung des Ethikkonsens' 
in der Tendenz totalitär. 

Das tieferliegende Problem ist. natürlich, der Wegfall der traditio­
nalen Bindw,gen in der Modeme. Keine Tradition kann mehr überzeu­
gend mit dem Anspruch auf Absolutheit auftreten, sondern propagiert 
bloß eine F onn des Guten Lebens neben anderen. Daraus folgt allein kein 
Egoismus. Und auch keine Beliebigkeit, da wir ja weiterhin in Traditio­
nen aufwachsen. Nur eben im Plural. Und ob dies nun die Menschen 
überfordert und ob sie (daher?) zu Ego~sten werden, müßte man empi­
risch erst belegen. Und selbst dann könnte die Einübung in den Umgang 
mit der Pluralität die bessere Lösung sein. Wie es insgesamt um die 
rückblickende Unterstellung einer exklusiven Tradition bestellt ist, an 
die man damals selbstverständlich geglaubt habe. kann bieroffenbleiben. 
Denn Un11-ersalien lassen sich heute Jedenfalls nur noch per Re-flexion 
auf Gemeinsamkeiten. gemeinsame Voraussetzungen o.ä., der pluraJen 
Konzepte vom Guten Leben gewinnen, und genau so verfahren philoso­
phische Begriindungsversucheder Moral. So kann man Relativ ist sein (in 
Fragen des Guten Lebens) imd gleichzeitig Universalist (in Fragen der 
Moral). Allein auf diesem Problemniveau wird man fündig werden 
bezüglich der alltäglichen Auseinandersetzungen mit anderen Kulturen, 
anderen Religionen, mit andersdenkenden ganz. allgemein. 

Nun wird häufig festgeste11t, die universeJJe Moral sei viel zu 
abstrakt, um Menschen motivieren zu können. Aber, wahrscheinlich im 
Gegensatz zu Markert, scheint es mir keineswegs ausgemacht, daß Uni­
versalien wie die Menschenrechte oder das Grundgesetz nicht ebenfalls 
moti" ieren können. Zumal das Eintreten für dieselben ja keineswegs 
abstrakt bleibt. Warum erklärt Markert gerade Menschenrechtler (Havel, 
Sacharov und (ausgerechnet!) Mandela) für ungeeignet, als Leitbilder zu 
dienen - dort. in den jeweiligen Ländern, oder auch hierzulande? Wie 
sich z.B. die Aktivisten von a111nes1y ,mernationa/ woh.1 motivieren 
dürften? Warum hierin nicht das Aufkommen einer Zivilgesellschaft se­
hen. die durch den Wegfall traditionaler BindLmgen allererst möglich, 
aber damit auch nötig geworden ist? 
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Was die Hochschulen dazu beitragen könnten, daiüber müßte man 
nun diskutieren. Denn daß die echte Wissenschaft wertfrei sei oder ähn­
lichen Unsinn (fü.r den sich gerade nicht Max Weber anführen läßt, vgl. 
Ort I 994 ), behauptet heutzutage ja niemand mehr. Wo es wn Risiken 
geht, sind ohnehin immer Wertuugen im Spiel (Renn l 996). Aber auch 
nonnative Diskussionen führen sich leichter unter geklärten Prämissen. 

Niels Gottschalk, Dipl. Phys., isl Doktorand am Lehrstuhl.fiir praktische 
Philosophie der Universität Leip=ig 1111d Kollegial des Zentrums 

fiir Ethik in den Wissenschaften der U11iversitä1 Tiibi11ge11 
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BERICHT 

DAAD: Erfolgreicher Abschluß der DDR­
Stipendiatenprogramme 

Mit der staatlichen Vereinigung der beiden deutschen Staaten über­
nahm der Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) die Zu­
ständigkeit für die laufenden DDR-Förderungsprogramme für das Aus­
lands- und Ausländersn1dium. "Hinter dieser fonnaljuristischen For­
rnulierw1g verbirgt sich ein Vorgang, von dem unter anderem 5.695 
ausländische Stu-dierende und Graduierte aus 76 Staaten im wahrsten 
Sinne des W 011es existentiell betroffen waren und der historisch einzig­
artig ist", so DAAD-Präsident Theodor Berchem auf einer Pressekon­
ferenz in der Berliner Humboldt-Universität. Sie alle, die als Regie­
rungsstipendiaten zu einem VollstudiwnindieDDRgekommen waren, 
hat der DAAD mit Mitteln des Auswärtigen Amtes am 1. Jaimar 1991 
in seine Förderung übernommen. Keiner mußte wegen der Vereinigw1g 
sein Studium abbrechen. Sechs Jahre später ist nun für95 Prozent dieser 
Stipendiaten die För-derung beendet. 90 Prozent von ilmen haben ihr 
Studium erfolgreich ab-geschlossen. ''Heute können wir mit dem er­
folgreicheu Abschluß der DDR-Stipendienprogramme ein positives 
Kapitel der deutschen Vereinigung schließen, daß" - so Berchem - "für 
die Bundesrepublik Deutschland langfristig ein grnßes Kapital darsteUt. 
und das gerade in den Län-dem. mit denen der Westen bisher nur 
geringe oder gar keine akademischen Anstauschbeziehungen hatte." 

Am 4. Oktober 1990 eröfföetederDAAD in Berlin die Arbeitsstel­
le Berlin-Mitte, deren Aufgabe darin bestand, die laufenden DDR­
Austausch- und Fördernngsprogramme administrativ weiterzuführen 
und sie zugleich in die nach Bundeshaushaltsrecht und DAAD-Prax.is 
geltenden Verfahren überzuleiten. Unter der Leitung von Herrn Dr. 
Heinz Wegener waren 3 L Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig, die 
vom DAAD in Absprache mit dem damaligen BMB V aus dem Kreis des 
ehemaligen DDR-Bildungsministeriums für diese Aufgabe befristet 
übernommen wurden. 
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Übersicht 1: DAAD-Betreuungsstipendiaten der Arbeitsstelle 
Berlin-Mitte nach Herkunfstregionen (Gesamt: 5,695) 

Osteuropa 35,3 % 2.010 
Afrika Subsahara 22,8 % l.296 
Lateinamerika 6,4% 366 
Nordafrika Wld Nahost 10.7 % 612 
Asien 24,8% 1410 

Für die 5.695 ausländischen Studierenden und Graduie11en an 45 
ostdeutschen Hochschttlen, von denen sich die Hälfte zu diesem Zeit­
punkt noch in der Sprachausbildung befand, endete damit die Zeit 
quälender Ungewißheit über die finanzielle Absicherung des vorgese­
henen Studiums. Gleichzeitig begann aber für sie der schwierige Lern­
prozeß, das Studium eigenverantwortlich und ohne die intensive Beglei­
ttmg der in der DDR üblichen Betreuungsdozenten gestalten zu müssen: 
und dieses in einer Phase, in der sowohl die HochschuJen wie auch das 
gesamte alltägl'iche Leben einen einschneidenden Umstrukturienmgs­
prozeß durchmachten. "Heute können wir mit großer Anerkennung 
feststellen," - so DAAD-Präsident Berchem - "daß die Arbeit der 
Betreuungsdozenten an den Hochschulen, aber auch die der Sprachleh­
rer, in der DDR ausgezeichnet gewesen ist. Dieses könnten sich manche 
in den alten Bundesländern zum Vorbild nehmen." 

Die hohe Erfolgsrate der Absolventen ist umso bemerkenswe11er, 
aJs es etliche von den Studierenden nicht zu verantwortende Hemmnis­
se gab, von denen Berchem insbesondere die folgenden nannte: 

Übe1·sicht 2: Die 5,695 DAAD-ßetr-euungsstipendiaten der Ar­
beitsstelJe Berlin-Mitte kamen aus den folgenden Ländern: 

Vietnam (529), Polen (464), Äthiopien (421 ), Bulgarien (380), Ungarn 
(374), Mongolische VR (293), AR Jemen (287), GUS (249), Tschech. 
Rep. (235), Angola (210), Laos (191 ), Afghanistan (19 l), Mosambique 
(174), Syrien (158), Nicaragua (153). Kambodscha (119), Jordanien 
(108), Slowak. Rep. (102), Russische Föderation (72), Algerien (68), 
Simbabwe (38), Madagaskar (38 ), China (36), Ghana (35), Sudan (34 ), 
Indien (30), Mexico (29), Tansania (29), Irak (26), Kolumbien (25), 
Ägypten(25), Chile (24), Sambia(24), Ukraine(23). Mali (23),Libanon 
(21 ). Sonstige: 45 7 
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- Die Entlassung bzw. der Weggang von Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern. Besonders stark waren hiervon die Stipendiaten in 
der Graduiertenförderung betroffen, die einen neuen Doktorvater bzw. 
Doktonnutter suchen mußten, was in der Regel auch mit einer Modifi­
zierung des Arbeits- und Forschungsthemas verbunden war. 
- Beschlüsse der einzelnen Landesregienmgen im Rahmen der Erneue­
rung des Hochschulwesens: Der Aufbau von Universitäten und Fach­
hochschulen auf der Grundlage des Hochschulrahmengesetzes, die 
Auflösung einzelner Hochschulen und ganzer Sektionen (z. B. Ökono­
mie, Philosophie und Jura). die Ersetzung der Sektionen durch Fakultä­
ten oder Fachbereiche und schließlich die Einrichtung neuer Studien­
gänge_mach_ten in der Regel eine zwei- bis dreisemestrige Verlängerung 
der St1pend1enförderung notwendig. Allein rund 380 Studenten waren 
von der Umwandlung von Diplom-zu Magisterstudiengängen bzw. von 
Diplomstudiengängen zu Studienabschlüssen mit l. Staatsprüfung be­
troffen. 

- Veränderte Studien- und Promotionsordnungen verzögerten die Fer­
tigstellung von Promotions- und Diplomarbeiten. 3.400 Stipendiaten 
mußten aus diesem Grund drei bis sechs Monate länger gefördert 
werden, tmd nur die Hälfte aller Promovenden konnte den individuellen 
Zeitplan annähernd einhalten. 
- Stipendiaten in den wirtscbaftswissenschaftlichen tmd technischen 
Studiengängen wurde es erst nach langen persönlichen Bemühungen 
und Bewerbungen möglich. das für den Studiengang verbindliche 
Praktikum in Deutschland zu absolvieren. 30 bis 40 vergebliche Bewer­
bungen einzelner Stipendiaten bei Finnen und Betrieben waren die 
Regel. 

Präsident Berchem betonte ausdrücklich, daß allen Absolventen, 
auch wenn sie jetzt ein deutsches Diplom oder einen Doktorhut in der 
Tasche haben, der schwierigste Schritt noch bevorstehe: die berufliche 
Reintegration in das Heimatland, das sie über Jahre nicht besuchen 
konnten und dessen tatsächliche Situation sie nur punktuell einschätzen 
köm1e11. Die Erwartungshaltung der nun zurückkehrenden Stipendiaten 
gegenüber den deutschen Hochschulen sowie den Finnen und Verbän­
den der deutschen Industrie, die einmal errichtete Brücke zwischen dem 
Heimatland und Deutschland nicht nur als Einbahnstraße zu sehen, ist 
sehr groß. 

DAAD 
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GELESEN 

Andreas Reich: Hochschulgesetz Sachsen-Anhalt. 
Kommentar. Verlag K.H. Bock, Bad Honnef 1996, 511 
Seiten, DM 168,-. 

Mit dem von Reich erstellten Werk ljegt - im Vorfeld der Debatte um das 
Hochschulrahmengesetz und die Novellierungen der Landeshochschul­
gesetze - eine erste Kommentierung eines Landeshochschulgesetzes der 
östlichen Bundesländer vor. Diese vermittelt einen Einblick in das 
Landeshochschulrecht Sachsen-Anhalts mit seinen Bezügen zum Rah­
menrecht des Bundes. [n der Kommentierung der aus dem HRG über­
nommenen bzw. der aus westdeutschen Landeshochschulgesetzeu be­
kannten Regelungen liegt die Stärke des Werkes. Reich konnte bei der 
Kommentierung auf seine Arbeiten zum HRG sowie zum Bayerischen 
Hochschulgesetz zurückgreifen. 

Die Darstellungen der landesspezifischen Regehmgen, die der 
Herkunft und besonderen Situation des Umbaus bzw. Aufbaus von 
Hochschuleinrichtungen in den ostdeutschen Ländern Rechnung tragen, 
bleiben qualitativ hinter der sonstigen Kommentierung zurück. Di~s sei 
exemplarisch am Beispiel der in § 118 HScbulG S-A geregelten Uber­
gangsbestimmw1ge11 für das Hochschulpersonal bele~. Angesichts 3;0-
bängiger Ve1fassungsbeschwerden tmd zahlloser Gerichtsverfahren 1st 
die Befassung mit dem Übergangsrecht kurz geraten. Auch wenn es sich 
dabei um Übergangsrecht handelt, war vou der landesrechtlichen Kom­
mentierung zu erwarten, daß rue Probleme (korporatiousrecbtliche Stel­
lw1g der Hochschullehrer alten Rechts. Übernahmeverfahren, Befri­
stung von Arbeitsverhältnissen etc.) und die dazu vertretenen Auffassun­
gen wnfassend erö1tert werden. Die Darstellungen zw· möglichen Befri­
stung von Arbeitsverhältnissen(§ l 18 Rdn. 15) sind unzutreffend (vg~. 
Becker u.a. (Hrsg.): KR, 4. Aufl .. Neuwied/Kriftel/Berlin 1996). Kündi­
gungsmöglichkeiten nach dem Einigungsvertrag ergeben sich nur noch 
bei Tätigkeit für das MfS/ AfNS bzw. bei Verstößen gegen die Mensch­
lichkeit(§ 118 Rdn. 5). Es wäre wünschenswert, wenn den Jandesspe21-
fischen Problemen bei einer Überarbeitung mehr Rat.m eingerätunt wür­
de. Dann könnte der Kommentar auch über die Landesgrenzen Sachsen­
Anhalts hinweg an Bedeutung gewinnen. 
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Auf einen Nachteil seines Werkes weist Reich im Vorwort hin. Die 
Entstehungsgeschichte, die parlamentarischen Beratungen und die An­
träge der Fraktionen finden sich im Werk nur vereinzelt. Reich - er 
arbeitet beim wissenschaftlichen Dienst des Landtages Sachsen-Anhalt 
- rneint, so seine subjektive Sicht 1md Dienstgeheimnisse aus der 
Interpretation des Textes heraushalten zu können. Für den Juristen ist 
diese Vorgehensweise bedenklich. lm Rahmen juristischer Auseinander­
setzungen ist die Entstehungsgeschichte bei der Interpretation der Nor­
men von Bedeutung. Die fehlenden Hinweise auf die Entstehungsge­
schichte schmälern den Wert des Ko.mmentares. Am Beispiel der Ver­
faßten Studierendenschaft, eine der werugen Besonderheiten des sach­
sen-anhaltinischen Landesrechts, zeigt sieb das Problem des Verzichtes 
auf die histo1iscbe Komponente. Zwar mag man darüber streiten, ob nach 
der 1996 erfolgten Novellierung des Gesetzes eine Darstellung der alten 
Rechtslage erforderlich ist. Die Darstellung des Konfüktes bei der 
Institutionalisierung der Student(nnenräte im Gesetz und die Herktmft 
der freiwilligen Mitgliedschaft, die noch heute das in § 74 Abs. 1 Satz 3 
HSchuJG S-A verankerte Austrittsrecht prägt, wäre norwendig gewesen. 
Eü1e Einarbeitung der Darstellung, die Reich zur Geschichte der Verfaß­
ten Studentenschaft in Wissenschaftsrecht 1996, S. 161 ff gegeben hat­
te. wäre ruer wünschenswert gewesen. 

Die von Reich vertretene Auslegung der No1111en hätte in Einzelfra­
gen umfassender begründet werden sollen. Die vom Autor vertreten_e 
Auffassung, daß die Nachwuchsfördenmg in ersler Linie dem zuständi­
gen Professor obliegt rn 3 Rdn. 4), wird von neueren hoc~schulpo_liti­
schen Vorstellungen, auf Fachbereichsebene ein Promot1onsstud1um 
einzurichten ( HRK,Dok. 1 13/1996) in Frage gestellt. Daß Studiener­
folgskontrollen als Mittel der fachlichen Beratung geeignet sind (§ L5 
Rdn. 2), köm1te schon mit den Vorstellungen der HochschuJen zur 
Studienberatung kollidieren (vgl. HRK, Dok. 95/1994). Unklar bleibt 
bspw. auch, weshalb sich die Aufgabe der Hochschulen (n § 3 Abs. ~ 
HSchulG S-A, auf die Beseitigung der für Wissenschaftlennnen, sonsti­
gen weiblichen Beschäftigten und Studentinnen bestehenden Nachteile 
hinzuwirken nicht auf das künstlerische Personal beziehen soll ( § 3 Rdn. 
8). Esistwohl zweifelhaft, ob der Autor den Willen des Gesetzgebers rrut 
seiner restriktiven Auslegung des Wortlautes wiedergegeben hat. Eine 
nähere Begründung hätte auch die Auffassung des Autors, die lnfonna­
tionspflicht gegenüber "weiblichen Studierenden" soll nicht in der all­
gemeinen Regehmg über die Studienberanmg für Studienbewerber und 
Studierende des § 15 HSchuJG S-A, sondern in der speziellen Regelung 
des § 39 Abs. 3 HSchulG S-A enthalten sein ( § 15 Rdn. l ), erfordert. 
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Die Nichtöffentlichkeit der Tagungen von Senat und Fachbereichs­
räten rechtfertigt der Autor, die verfassungsrechtliche Problematik an­
reißend, mit ·'aktuellen Bedürfnissen akademischer Gremien"(§ 73 Rdn. 
3). Für den Rezensent wäre eine Darstellung dieser Bedür:fuisse sehr hilf­
reich gewesen. Daß in anderen Ländern (Berlin, Brandenburg, Thürin­
gen) daraus keine Konflikte resultieren, vielmehr der Zugang zu Informa­
tionen ermöglicht und ein Interesse für die eigenen Angelegenheiten 
geweckt wird, hätte eine gründliche Auseinandersetzung und Rechtfer­
tigung geboten. Zu oft wird die so ausgeschlossene Öffentlichkeit mit 
dem Vorwurf des Desinteresses konfrontiert. 

Noch eine Amnerkung zum Äußeren des Werkes. Die unübliche 
Textgestaltung erschwert den Zugang zum Werk und beeinträchtigt die 
Übersichtlichkeit wie Handhabbarkeit. Angesichts des Preises des Kom­
mentars wäre eine qualitativ höherwertige Verarbeitung durch den Ver­
lag wünschenswert gewesen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Werk die Entstehungs­
geschichte des Gesetzes vernachlässigt. Besonderheiten des HSchG S-A, 
die aus der DDR und dem Umbau des Hochschulsystems folgen, werden 
nur unzureichend dargestellt. Einzelfragen entbehren einer hinreichen­
den Begründung. In weiten Strecken weist das Werk Darstellungen zum 
Wmtlaut des HRG auf Empfehlenswert ist der Kommentar damit 
alljenen, die einen Gesamtblick auf die Bestimmw1gen des HRG und 
partiell auf das sachsen-anhaltinische Landesrecht haben wollen. Der 
Preis von 168,- DM dürfte einer wünschenswerten Verbreitung des 
Werkes und der damit verbundenen notwendigen Auseinandersetzung 
über das Hochschulrecht in1 Wege stehen. 

Tliomtts Neie (Leipzig) 
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PUBLIKATIONEN 

1. DDR-Wissenschafts- & -Hochschulgeschichte 

Neuhäußer-Wespy, Ulrich: Die SED und die Historie. Die Etablierung der 
marxistisch-leninistischen Geschic/1ts--wissenscha.fi der DDR in denfü.nfziger 
und sechziger Jahren. Bouvier Verlag, Bonn 1996. 155 S. DM 48,-. Im 
Buchhandel. 
Die auf Aktenstudien. lntervicws ffilt DDR-Historikern und Literaturauswenung beruhende 
Studie widmet sich dem Verhältnis von Politik und Wisscnschartm der ersten Hälfte der DDR 
Die Bemühungen um die Durchsetzung desMan1smus-Lemnismus und die Zielvorgaben der 
SED-füh.rung hätten m der zweiten Hölfle der fünfziger .Jahre ihr entscheidendes Stadium 
erreich!. wobei eine wichllge Rolle die Dist1plinierung der ,.führenden Genossen Historiker" 
gehabt habe Funktion, Struktur und Arbeitsweise des SED-Apparats, soweit er als zentrale 
Lenkungsinstanzder DDR-Geschichts11issenschaft in Erscheinung trat, werden herausgearbei­
tet; desgleichen w1e der Parteiapparat die Entstehung und Entwicklung der DDR-H1storil.crge• 
sellschafl bis ms einzelne gestcucr! und geplant habe 

Zentnim für Zeitlustorische Forschung Potsdam (Hg.): Potsdamer B11/leti11jiir 
Zeitl1istorüche Studien Nr. 8/0ktober 1996. Potsdam 1996 72 S. Gegen DM 
1,50 in Briefmarken bei· ZZF, AM Kanal 4/4a, 14467 Potsdam 
Das Heft enthalt u a. drei ausführliche Tagungsbenchtc zu "Geschichtswissenschaft in der 
DDR·' (Peter Th Walther), ,,Kultur der Erinnerung an den Zweiten Wellkrieg in beiden 
deutschen Staaten" (Marlln Andree et al.) und .,Zur Geschichte derGescluchlS\\~ssenschafl und 
-l.ttltur In der DDR·' (Marun Sabrow): 

Prokop, Siegfried (Hg.): Ein Streiter fü.r Deutschland. Auseinandersetzung 
mit Wolfgang Hnricl,. Das Wolfgang Harich-Gedenk-Kolloquium am 11. 
MiirzJ996im Ribbeck-Ha11s zu Berli11 (WeißeReihe). edition ost, Berlin J 996. 
256 S. fm Buchhandel. 
Der Philosoph. Kulturkntikcr und Nntionnlkommumst Hnrich war eme der schillerndsten 
intellektuellen Figuren der DDR Er wich meistens nach lrn1s ,·on der Lmie ab und war daneben 
immer füremnauonal defimertes (aber tugleich besseres) Deutschland Seine Abweichungen 
werden von den Teilnehmern der Tagung (vcranstallet von der Alternativen Enquete-Kommis• 
sion .,Deutsche Zeitgeschichte'· zu Ha-richs erslem Todestag) als mteressantes Phänomen 
reflckuert, sein nationales Bewegtscin durchweg mit Ergriffenheit Daneben werden die 
geistesgesch1chtlicben Beiträge und Anregungen des „vielleicht begabtesten deutschen marxi­
stischen Theoretikers dieses Jahrhunderts" (Pitsch) ausführlich dargestellt und d1sku1.Jcrt 
Autorinnen der Beiträge sind neben dem Hg Gerhard Zwercnz. Friedrich Rische, Hannes 
Hofbauer. Peter Feist. Helmut Steiner, Stefan Dornuf. Rernhard Pitsch. Frank Götze, Christa 
Uhl1g. Gerhard Fischer, Carolrne de Luis, Norbcn Braune, Thomas Fetzer. Dokumentiert sind 
lill weiteren auch die Wortmeldungen in den Diskussionen sowie einige Zeitdokun1ente und 
Interviews 

Pötsch, Margret: Zur Rezeption Friedrich Schlegels in der Literat11n11isse11-
sclwft der DDR (Schriften zur Europa- und Deutschlandforschung Bd. 3). 
Verlag Peter Lang, Frankfurt a.M. 1996. 114 S. DM 45,-. Im Buchhandel. 
In der Literaturgeschichtsschreibung der DDR galt die Romantik langt:Zell als reakuonär. Ihre 
Unvereinbarkeit nnt der ReaJismustheone von Georg Lukäcs wurde vor allem ihrem 

hochschule ost 2/1997 199 



wichtigsten Theoretiker, Friedrich Schlegel. vorgeworfen [n den 70er Jahren be1mkten DDR­
Schriftsteller crne Wende m der Romantikrezeption An Schlegel und seinen Mitstreitern 
ent7ündete sich jetzt eine beachtungheischende literaturtheorensche Debatte. Die Arbeit 
erörtert, wie sich DDR-Germanisten angesichts eines erstarrten Regimes für eine moderate 
Rel1abllit1erung Schlegels einsetzten Dessen entgrenzende Visionen sollten die Verhältnisse 
rnBcwegung bringen. sie dienten aber zugleich der Kompensal.Jon politischer Handlw1gsw1fä­
higkeu Unbequem blieben Schlegels radikales lroniekonzept und seine Kon1prorrußlos1gke1t In 
der Forderung nach Liberahsierung 

Wolff, Horst-Peter/Kalinicli, Arno: Zur Gescltichte der Krankenanstalten in 
Berlin-Buc/z. Edition Hentrich, Berlin 1996. 320 S. DM 48,-. lm Buchhandel. 
Der Band stellt fürdieZell nach J 945 die Geschichte der Bucher Krankenhäuser 10111945 bis 
1962. des Klrnikums Berlin-Buch 1963-1989. derKronkenhöuserdes Staatsapparats der DDR 
und der in Berlin-Buch angesiedelt gewesen lnslllute der Akadcrrue der Wissenschaften dar 
Die Autoren bemühen sich um politische und soziale Einordnungen der mslltut1011ellen 
Ent\\;ckiwigen Personenreg1s1er und Zelltafeln ergänzen den re1chhch illustrierten Bond 

Ardenne, Manfred von: Wegweisungen eines vom Optimirnms geleiteten 
Lebens. Sammlung 11011 Hinweisen, Lebenserf{l/,runge11, Erkenntnissen, 
Aussprüchen 1111d Aphorismen über sieben ,/er natun1•issensc/111.ftlic/1e11 
Forschung gewidmete Jal,rze/mte. Verlag Kritische Wissenschaft, Wmdeck/ 
Sieg 1996. 71 S DM 18,-. 
Ardenne bot semen Zettt>lkasten a11fgerttwnl und steh dann gefragt, ob man den nicht auch 
drucken lassen l.ö1rnte. lnteressanter ist derzwe11c Teil des Bandes mit bio-bibliographischen 
Übersichten und einem Fototeil 

Ardenne, Manfred von: /c/t hin ihnen begegnet. Wegweiser tler Wissenscluift. 
Pio1tiere der Tecltnik. Köpfe der Politik. Unter Mitarb. von Manfred Lotsch. 
Droste Verlag, Düsseldorf 1997. 343 S. DM 49,80. 
Der Autor ist im Laufe seines Lebens zahlreichen W1sscnschafliern und - als „Sp1el-ball de1 
Erc,gmsse-(Ardennc) - Polillkern begegnet. wobei er letztere unterscheidet "wischen 
solchen. ,.die ihre Macht m1ßbrauch1en und solchen, die es mcht taten·· Berichtet wird über 
alle, soweit Ardenne ihnen begegnet 1st, in lesbarer Kur7•prosa 

Peres, Constanze/Schmidt, Diether (Hg.). Erneuerung als Tradition. 100 j{l/,­
re Dresdner Kunst u11d Kum·takculemie im (infer)nation11le11 Zusamme11-
l,ang. Verlag der Kunst, Dresden 1996. 255 S. Im Buchhandel. 
Der Band dokumentiert die Bellrö ge einer Vortragsreihe, die 1994/95 an der Hoch-schule fiu 
Btldendc Künste Dresden gehalten worden waren Die Referentinnen fragten ua., welche 
künstlcnschen Prozesscandcr Hochschule im Austausch mit außerakadem,schen Strömungen 
stattfanden oderthren Ausgang nahmen. so Klaus Werner(.,Panorama der Störung Dresdner 
Kunst m der DDR"J. Dieter Hoffmann ,md Wolfgang Holler ( .. Dresdner Ktmst heute im 
gesamtdeutschen Kontc.,t"), Ralf Lehmam1 (,.Dresdner Kunst. Die gegenwiirttge Situation") 
und Eckhardt Gillen (,.Die Höhen erkl1mmcn Dresdner Kunstier 1m Selbstversuch") Eine 
dokumentierte Podiumsdiskussion fragte„ 100 Jahre und wie weiter?'· 

2. Ostdeutsche WisscnschaftsentwickJung & -politik 

Bock, Ulla (Hg.): Frauenforscltu11gsprofessuren an deustchen Hochschulen. 
Stand Juni 1996. Hrsg. von der Zentraleinrichtung zur Fördernng von Frauen­
studien und Frauenforschung an der freien Universität, Berltn 1996.100 S. + 
Anh. Bezug bei; ZE zurf ördernng vonfrauenstudien und Frauenforschung, FU 
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Berltn, Körugin-Luise-Str 34, l 4195 Berlin. 
Die der Darstellung zugrundeliegende Erhebung ergab, daß es in Ostdeutschland incl, Ost­
Berltn 9 Frauenforschungsprofcssureng1bt (dagegen lll Westdeutschland 95). lm einzelnen 
smd dies 6 tn Ost-Berlin (alle Uruvers1tät), Je eine 111 Brandenbmg und Mecklenbnrg­
Vorpommern (beide Universität) sowie in Sachsen (FH) Sachsen-Anhalt hatte erne FH­
Profcssur geplam (am FB So7jalwescn der FH Merseburg). deren Emnchtu11g Jedoch am 
Widerstand der Studcntmnen geschellert sei 

Bialas, Wolfgang: Vom unfreien Sc!,weben zum freien Fall. Ostdeutsche 111-
tellektuelle im gesellsc/uiftliclten Umbruch. Fischer Taschenbuch Verlag, 
Frankfurt a.M. 1996. 309 S DM 24, 90. Im Buchhandel. 
Bialassieht die DDR-Intellektuellen olsBevolkerungsgruppe, die weder tm Herbst 1989 noch 
später Anschluß an die Ereignisse zu 11ndcn l'ennochtc Dies beträfe sie unabhilng1g davon. in 
weichem Verl1ältrusd1eemzclnenjeweilszur DDR gestanden hatten Sie scion symbiollschan 
das System gebunden gewesen. weil ihnen dort Jedenfalls öffentltche Anfmcrksamkeit sicher 
war,gietch obinstrumentolisierl oderknnunalisierl. mit Ehrungen oder Schtruihungen bedacht 
DieRenktionsweisenderostdeutschen Intellektuellen auf die neue Situation seien freiltch 
verschieden· Die einen verschlössen die Augen vor der Gcgeuwarl, die anderen vor der 
Vergangenheit. Eine dnllc Gruppe suche den kntischcn Blick auf die eigene Biographie Dlll 
einer nachholenden Sam lisollon zu verknüpfen. Unter 1V1 ssenschafügeschichtltchcm Aspekt 
mteress1eren rn dem Band vor allem Fallstudien LU den „Philosophen der DDR 1m Prozeß der 
Verem1glmg-· ,. lntellektuel le in der Zerstreuung'·, zu„ Wissenscha ftl1 chkett und Part eil i ch~e1 t 
noch dem Ende der DDR-Histonographie", "Zur Relcption der Frankfurter Schule m der DDR•· 
und zu ,.Karl Mar:- - Auseinandersetzungen um einen Klassiker nach dem Ende seiner 
verordneten Klassizität„ 

Lewin, Karl/Heublern, Ulrich/Sommer, Dieter. St1ulie11a11ftwl1111e 1995196: 
er.~tmals beginnen mehr Frauen als Miitmer ei11 Universitiit.~studium (H]S 
Kurzinformation A 8/96). Hrsg. vom Hochschul-Informations-System HJS, 
Hannover 1996. 12 S, Kostenlos bei: HfS, Goseriede 9, 30159 .Hannover 
D,c Darstellung der Ergebrusse dieser aktuellen Studie differenziert z11ischen West- und 
Ostdeutschland. 

Bundesm111isteriuru für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
(Hg.): Studieren mit Behi11tler1111gen in de11 neuen Bu11tle.~liintfer11. Bonn 
1996. 214 + XIV S. Kostenlos bei: BMBF, Ref. Öffentlichkeitsarbeit, 53 J 70 
Bonn. 
Die unter Le11ung von Clemens Adam an der Univers111it Druimund durchgeführte Untcrsu­
chimganalys1ertd1e Spez1fikn des Übergangs vom DDR-Hochschulb1ldtmgssys1em zum heuu­
gen in ihren Auswtrkungen für das Studieren Behinderter, liefert eine Bestandsaufnahme der 
Studienbedingungen Behindener an ostdeutschen Hochschulen sowie umfangreiche Empfeh­
lungen. die daraus nbgeiellet werden 

Lang, Sabme/Sauer, Birgit (Hg.): Wisse,rsclwft als Arbeit - Arbeit als Wisse11-
schafileri11. Campus Verlag,Frankfurt/M./New York 1997. 383 S. lm Buchhan­
del. 
Der Band enthält auch ernige Beiträge zu den ostdeutschen Entwicklw1gen der letz-ten Jahre· 
,.Gie1chstcilungspobttk Em nachgeordi1etes Problem im Umslrnklurierungsprozeß ostdeul­
scher Hochschulen•)·' (Helga Adler). _Die Situation von Wissenschaftlerinnen m außeruniver­
si l:!rcn Forschungseinnchtungcn m den neuen Bundesländern·' (Marion Bimmier). ,,Bi tter;üßc 
Frhchtc. Frauen- und Geschlechterforschung an der Humboldt-Uruyersitfit zu Berlin'· 
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(H1ldegard Mana Nickel)," Wissenschaftliche Netzwerke im deutsch-deutschen Wissenschafts­
transfer" (Karin Zimmermann). 

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Brandenburg 
(Hg.): Wissenschaft, F orscl,u ng und Ku/w r im Lantl Hra ndenb11 rg. Potsdam 
2. erg. u. überarb. Aufl. 1996. 56 S. Kostenlos bei. MfWFK,Friedrich-Ebert-Str. 
4, 14467 Potsdam. 
Übcrs1chtsbroschürc 

Matschenz, lngrid/Pätzold, Kurt/Schwarz, Erika/Striegnitz, Sonja.(Hg.): Doku­
mente gegen legenden. Chronik und Geschicltte der Abwicklung der Mit­
arbeiterl11nen des Instituts fiir Geschichtswissenschaften an der Humbol<lt­
Universitiit zu Berlin. Ma.as Verlag, Berlin 1996. 200 S. DM 19,80. Im 
Buchhandel. 
Der Band enthält eine Chromk der Entwicklung des Berlmer lns11tuts von September J 989 bis 
März 1994. eine L1sle der 1989 an der Sektion Geschichte tätig gewesenen Wissenschaftlerin­
nen (mll der Angabe des Zei lpunkls ihres Tätigkeitsendes), ern Verzeichru s der Publikationen 
dieser Mllarbe1terlnnen (in Auswahl) 1990 - 1994. emen resümierenden Beitrag von Kurt 
Pätzold zur „Gescb.ichtsschre1bung mder Deutschen DemokratJschen Republik in der Retro­
spektive"sowie - als zentralen Bestandteil des Bandes - eine Sammlung von44 Dokumenten 
(z.T. in Ausschnillen) 

Ecker!, Rainer/Faulenbach, Bernd (Hg.). Halbherziger Revisionismus: zum 
postkommunistischen Geschichtsbild. Olzog Verlag, Landsberg am Lech 
1996. 304 S. DM 54,- Im Buchhandel. 
Das SED-Gescluchtsbild werde in cmern postl.ommunistischen Geschichtsbild kon-tmwert, 
dieses sei vor allem in der PDS und ihrem Umfeld anzutreffen, die PDS stelle einen mcht 
1gnoricrungsfähigen polillschcn Faktor in Ostdeutschland dar· Deshalb müsse dieses Ge­
schichtsbild Gegenstand k.riti scher Ausei1landersetmng sein. Das Ergebms ist die Bestätigung 
des Ausgangspunktes der Argumentation. cm betrachtl1ches Maß der Kontinuität zu SED­
lnterpretationen von Geschichte sei festzustellen, wenn auch \ereinzclte Neuorientierungen 
erkennbarsmd Autorinnen sind neben den Herausgebern Wolfgang-Uwe Friednch. Konrad H 
Jara usch. flko-Saseha Kowalczuk,M1chael Laubsch, Annette Lco. Rcgina Mönch, Geor Neu­
geba uer. Hemnch Potlhoff,Manfred Rcxin, Hartmut Soell, WolfgangThierse. Hermann Weber. 
Andreas Wcndt und Heinrich August Winklcr. 

Olbertz, Jan H. (Hg.)' Erziel,u11gswissenschaft Traditionen, Themen, Per­
spektiven. Leske + Budrich, Opladen 1997 286 S. DM 44,- lm Buchhandel 
Der Band sucht das akluelle SpektrumerziehungS\\isscnschafllicher Forschung an der Martm­
Luther-Universitllt in Halle/S vorzustellen. wobei drei Beiträge 1m luesigen Kontext niiher 
interessieren Der Hg liefert einen kursorischen Überblick zu~ Traditionen und Perspektiven 
der Piidagogik in Halle". wobei naturgemnßauch die DDR-Jahre und die Neugründung des FB 
ErziehungsW1ssenschaften nach 1989 verhandelt werden Meinen A. Meyer beleuchtet ,,Per­
spek11ven der Didaktik in den neuen Bundesländern". nicht tulctzt vor dem Hintergrund der 
dort bislang dominierenden DDR-Didaktik G1selaHe1nzelmann und J H Olbcrtz widmen sich 
schließlich den .,Senioren im Hörsaal - akademische Allenb1ldung um Beispiel des Se­
niorenkollegs·• der ML U 

Landeshauptstadt Potsdam, Amt für Wirtschaftsförderung (Hg.): Put~·dunL 
Portrait eines Wissenschaftsstmulortes. Potsdam o.J. ( 1996). o. S. Kostenlos 
bei: Amt für Wirtschaftsförderung, Hegelallee 6-8, Haus 1, 14469 Potsdam. 
Bebilderte Broschure, die 20 von msgesamt 25 in Potsdam angesiedelten wtsscnschafthchen 
Einrichtungen vorstellt - von der Univers11iit, der FH und der Hochschule für Film und 
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Fernsehen über das Alfred-Wegcner-lnstitut für Polar-UJ)d Meeresforschung, den Deutschen 
Wetterdienst, das Militargescb.ichtliche Forschungsamtu a bis hin zur Schiffbau-Versuchsan­
stalt 

Handelshochschule Leipzig HHL (Hg.): 0/fit.iel/e Eröffnung der Handels­
/wchschule Leipzig (HHL) am 31. Januar 1996. Leipzig 1996. 32 S. Kostenlos 
bei. HHL, Öffentlichkeitsarbeit, Jahnallee 59, 04109Leipzig. 
Nach dreieinhalb Jahren Aufbau war 1m Januar 1996 die HRL als private universitäre wirt­
schaftswissenscha ftliche Hochschule wiedererOffnet worden. Die Broschüre dokumentiert die 
dabei gehaltenen Ansprachen von RudolfSommerlatt, lliK-Leipzig-Prttsiden.t., Ludwig Trippen. 
HHL-Präsidenl, Heribert Meffert, Wissenschaftlicher HHL-Geschäftsführcr, Hans Joachim 
Meyer, sllchsi scher Wissenschaftsminister, Hinrich Lehmann-Grube, LeipZiger OBM, Corneli­
us We1ss, Uni-Leipzig-Rektor, Lothar Mayer, Philipp Holzmann AG-Vorstandsvorsitzender, 
und Kurt Biedenkopf. sächsischer MP. 

3. Wissenschaft & Hochschulen in Osteuropa 

Beste, Heinrich/Becker, Ulrike (Eds.): Elite Research in Eastern Europe. A 
State ofthe Art Report Leske+ Budrich, Opladen 1997. 240 S, DM 54,- Im 
Buchhandel. 
Die versammelten Berichte über die Eliteforschung m achl vormals soz1Blistischen Ländern 
(Bulgarien. Polen, Rußland, Tschechien, Slowakei. Ukraine, Ung!ll11 sowie vergleichsweise 
Ostdeutschland) geben em Einblick in Forschungsfragen und-er-gebrusse zur Rolle der Eliten 
in der Transformation der osteuropäischcnLänder~ Bibliographische Übersichten ergänzen den 
Band 

Jaeger, Siegfried/Staeuble, lrmingard/Sprung, Lotl1ar/Brauns,Horst-Peter(Hg.): 
Psychologie im sor)okulturellen Wandel. Kontinuitiiten und Diskontinuitä­
ten (Beiträge zur Geschichte der Psychologie Bd, 10). Verlag Peter Lang, 
Frankfurt a.M. 1995. 304 S. DM 89,-. lm Buchhandel. 
Der Band enthält u.a. eine Reihe von Beiträgen zur jQngeren Geschichte der Psy-chologie in 
osteuropäischen Ländern: ,,Activity Theory: Retrospect and Prospect" (Vladimir P. Zinchen­
ko), ,,Applied Psychology in the European Nonh-East" (Anna B. Leonova), ,,Geschichte und 
Ursachen des Verbots der Psycholcchnik und der Pädaologie in der ehemaligen UdSSR" 
(Nikolai S. Kurek), ,,Drei historische Phasen der slowakisch-deutschen Beziehungen in der 
Psychologie" (Domian Kovacz & JozefKosczo), .,Die Entwicklung der Psychologie in Ungarn 
zwischen 1945 wid 1990" (György Kiss). 

Hochschulrektorenkonferenz (Hg.). Stand und Perspektiven der Zusamnum­
arbeitdeutscher Fachhochschulen mit Hochsc!,ulen in Ostmittel-, Südosteu­
ropa und tler Gemeinschaft unabhängiger Staaten beim Aufbau von Fach­
hochschulstudiengängen. Koordinier11ngsgespräch in der Hochschulrekto­
renkonferenz aml. Juli 1996 (Materialien zur Hochschulkooperation 8/1997). 
Bonn 1996. 93 S. Kostenlos bei: HRK, Ahrstr. 39, 53175 Bonn. 
Im Zentrum der Publikationstehen das Protokoll eines Gespräch zwischen V crtreter Innen von 
28 deutschen Fachhochschulen und Hochschulorganisationen bzw. -administrationensowie 
die Dokumentation von 13 Sachstandsbenchten emzelner FHs zu ihren Osteuropakontakten. 

Peer Pasternack 
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ZUM SCHLUSS 

Kranzspenden und Nachrufe bei Ableben von 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der 

Ernst-Moritz-Arndt-Universität 

Sehr geehrte Damen und Hen-en, 
aufgrund mehrerer Anfragen bitte ich bezüglich des Verfah­
rens für die Ehrung von verstorbenen Mitarbeitern der Ernst­

Moritz-Arndt-Universität wie folgt zu verfahren: 
Die Meldung über das Ableben eines Mitarbeiters der Emst­
Moritz-Arndt-Universität ist unverzüglich dem Dezernat für 

Personalangelegenheiten anzuzeigen. Hier erfolgt zentral für 
die gesamte Universität die Entscheidung über die Gewährung 
von Kranzspenden sowie die Organisation von Nachrufen und 
Pressemitteilungen auf der Grundlage der Richtlinie für 
Kranzspenden und Nachrufe beim Ableben von Mjtarbei­
tern und Mitarbeiterinnen des Landes Mecklenburg-Vor­
pommern vom 17. Juni 1994 

Ich bitte in Zukw1ft wie vorbezeichnet zu verfalrren. 
Mit freundlichen Grüßen 

Carl Heinz Jacob 

Verwaltungsmitteilung 
E.-M-Arndt-Umversilät 

Greifswald 
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hochschule ost. politisch-akademisches joumaf aus ostdeutschland 

1. Jahrgang 1991/92 
Themenschwerounkte: Die ostdeutschen Hochschulgesetze * Die Erneuerung und 
ihre Kriterien * Hochschulstruktur in Sachsen * Heinrich Fink und der Umgang mit der 
Vergangenheit * Bundestagsausschuß-Anhörung: Perspektiven der Hochschulent­
wicklung * Ostdeutsche Geschichtswissenschaft zwischen Gestern und Morgen* Jür­
gen Teller Honorarprofessor * Ehrenpromotion Hans Mayer in Leipzig * HRG -
Genesis im Westen und Wirkung im Osten * Kirchliche Hochschulen zwischen Nische 
und Fusion * Kritische Geistes- und Sozialwissenschaften nach dem Ende des 
Sozialismus * Wissenschaft Ost 1989/90 * Europäische Universität Erfurt * Die 
Studierenden 1989/90 

2. Jahrgang 1992/93 
Themenschwerpunkte· Drei Jahre Wissenschaftsumbau in Berlin-Ost * 2. Deutsch­
landkongreß habilitierter Wissenschaftler * Frauen in der Ostwissenschaft * Sächsi­
sche Hochschulerneuerung aus Oppositions-perspektive * Ostdeutsche Studentenge­
meinden - Geschichte und Funktionswandel * Hochschulen und MfS * Methodologi­
sche Wende?* Verbände (-Schicksale) im Osten * Ostdeutsche Entwicklungsländer­
forschung in der DDR und danach * Positionen zum Sächsischen Hochschulgesetz 
* Personalstruktur-Neu-gestaltung * Die ostdeutschen Archive * Forschung und 
Technologie in Osteuropa * Sozial- und Geisteswissenschaften Ost: Zwischenbilan­
zen des Umbaus * Politische Stiftungen an ostdeutschen Hochschulen 

3. Jahrgang 1993/94 
Themenschwerounkte: Erneuerungsgruppen bilanzieren * Institution Hochschule und 
Landeshochschulrecht * Politische Kündigungen in der ostdeutschen Hochschulme­
dizin - eine Debatte * Gleichstellungsmanagement Ost * Bundestagsdebatte: Indu­
strieforschung in den neuen Bundesländern * Habilitiertentagung in Leipzig * Streitfall 
Multiple Choice * Studierende 1994 * Berufungsverfahren West und Ost • Singula­
ritäten 

4. Jahrgang 1994/95 
Themenschwerpunkte· Forschung über Wissenschaft Ost * Dissertationen in der 
DDR * Singularitäten * Fern studieren in Ostdeutschland * Archive in 
Ostdeutschland II * Mittel- und Osteuropa: Wissenschaft im Transit * Sozialistische 
Intelligenz * Kirche & Hochschule, Theologie & Politik 1 * Synopse Hochschulrecht 
Ost 

5. Jahrgang 1995/96 
Themenschwerpunkte· Prekäre Wissenschaftsstrukturen Ost * Singularitäten * 
Er-ziehungswissenschaft, Potsdamer Modell & Bildungsforschung Ost * Kirche & 
Hoch-schule, Theologie & Politik II * Dialektik der Einpassung * Tschechien: 
Hochschulforschung & Bibliothekssystem * Frauenforschung Ost: Geschichte & 
Bilanz des Neubeginns * Ausbildungsförderung: Politik & Protest in Ost & West 
• kunsthochschule ost 

Insgesamt 43 Hefte, 4.505 Seiten. Nachbestellungen nur jahrgangsweise (jeweils 
DM 100,- zzgl. Versandkosten) oder komplett (DM 450,- zzgl. Versandkosten) 



Kopiervorlage: 

Bestellung 
Ich/wir bestelle/n: 
1. ein kostenloses Probeexemplar zum Kennenlernen DM 0,--

2. Nachbestellung Jahrgang 19 ...... ./........ DM 100,-
zzgl. Versandkosten 

3. Nachbestellung 1. - 5. Jahrgang DM 450,-

4 ........ mal hochschule ost im Jahresabonnement 
(4 Hefte incl. DM 10,- Versandkosten) 

5 ........ mal hochschu/e ost im Privatabonnentinnen-Abo 
(4 Hefte incl. DM 10,- Versandkosten) 

6 ........ mal hochschu/e ost im Abo für Nichtverdienende 
(4 Hefte incl. DM 10,- Versandkosten) 
(Begründung der Anspruchsberechtigung bitte 
unterstreichen: Studierende/r - Erwerbslose/r 
- Vorruheständler/in - Pensionär/in -

Sonstiges: ..................................................... ) 

zzgl. Versandkosten 

ä DM 98,-

DM 42,-

DM 31,-

Die Bezahlung erfolgt nach Rechnungslegung mit dem ersten Heft. 
Habe ich mich für 4., 5. oder 6. entschieden, so erkläre ich mich damit einverstanden, 
daß sich mein Abonnement jeweils um ein Jahr verlängert, wenn ich es nicht bis vier 
Wochen (Poststempel) vor Ablauf der Bestellfrist kündige . 

............................................................................................................................................................... 
Name 
··················································•······································································································ 
Adresse 
............................................................................................................................................................ 

·····················•··········· ... · .................................................................................... . 
Datum Unterschrift 

Es ist mir bekannt, daß meine Bestellung erst wirksam wird, wenn ich sie gegen­
über dem Anbieter nicht innerhalb von zehn Tagen (Poststempel) widerrufe . 
........................................................................................................................................ , 

2. Unterschrift 

Einzusenden an: 
Arbeitskreis Hochschulpolitische Öffentlichkeit, StuRa Universität Leipzig, 

PSF 920, 04009 Leipzig 
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